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Vorbemerkung 
Der vor liegende Forschungsbericht en thä lt ein e Auswahl vo n Vorarbeiten, die 
s i c h im Rahme n des am Inst i t ut fü r deutsche Sprache geplanten Lex ikons der 
schwere n Wörter im Bereich der öffe~t li chen (politische n, kulturellen, wissen-
schaf t lichen ) Kommu ni kation mi t dem Bereich Politik un d seiner l exi ko logi sch-
semantische n Aufbereitung besch~ftigen und die a l s notwe ndige Voraussetzung 
far e ine angemessene l exikog raphi sche Behandl ung des politisc h-sozia l e n Wort-
schatzes im Lexikon erachtet werden. 
Im ersten Beitrag \'Je rde n Texte der öffentlich-politi schen Kommunikation mit-
hilf e der Kon zepte 'Sprachspiel' als ko nkrete Handlungskonstellation und 'k o m-
munikative Verfahren' a l s s pra c hliche Mitte l der Handlungskoordinierung un d 
Problemlösung interaktionsbezogen klassifiziert . Dami t wird e in re lativ neuer 
Ansatz erprobt : Seine Über l egenheit gege nüber a ndere n Versuchen gründet dar in, 
da ß er s i c h expli z it auf d ie konk rete Struktur und Organisa tion eines Aussc hnit -
tes der soz iale n Realität e inläßt und darum bemüht ist , Parameter einer Text-
sortenklassifizierung aus d e r An a lyse eben dieses Kommunikation sbere ich s se lbst 
he r z ule iten. 
Di e Ergebnisse dieses Beitrags manden unmi tte lbar in d e n d r itte n Beitrag: Die 
Textsortenklassifikation wird hi er wei ter e nt fa ltet und zu einer t ex tso r t e n spe -
zi fisc he n Klassifikation des politischen Wortschatzes umgesetzt , so daß Klassen 
sch\'Jerer \'lö rter u. a . in Re ia tion zu best immte n Textsorten def iniert \'1erden kön-
nen. Politische Wörter s ind dann k l assifizierbar und ihr Schweregrad ist be-
grOndbar durch die Belegung der ( Schwere- )Merkma l e , die a us ihrem textsorten -
spezifischen Verwendu ngshorizont und ihrer Bindung an die Handlungs -, Sach -
un d Begrif f sz usammenhäng e eines bestimmten Funkt ionsbereichs politischer Kom-
munikation gewonnen sind. Die i n den Texten ermitte l ten lexikalischen Schwere-
merkma l e un d die damit differenzierten vi er Wortklassen werden als Parameter 
in ei ner Matrix zu sa mme ngeführt, die a ls l exikog raphi scher orientierungsrahmen 
bei der Beschre ibung (ni c ht nur) politischer Wörter anzuwenden ist. 
De r z\ ... eite Beitrag ist e her lexi kologisch ausger i chtet un d unternimmt den Ver-
such e iner Typologisierung des ideologiegebundenen Wortschatzes. Mit gebrauchs-
t lleoretisch begrilndeten sema nti schen Beschreibungskategorien werden die ver-
sc hi edene n Formen ideologischen Wortgebrauc h s angemessener als b i sher systema -
tisiert und damit zugle i c h unabdingbare Vorarbei ten filr die lexikographische 
Behandlung ei nes bris a n ten \1ortschatzbere i c h s ge l e i stet . 
Far hilfreiche Hi nweise und kritische Unterstützun g danke i c h Gi se la Zifonun , 
für milhevol l e Sch r eib- un d Korrekturarbeiten sow ie filr die k un stvollen Gra -
ph ike n danke ich Jacqueline Lindauer 
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O. Vorbemerkung 
Der folgende Beitrag unternimmt den Versuch, Texte, die in poli-
tischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozessen der gegen-
wärtigen Bundesrepublik Deutschland eine Rolle spielen, zu cha-
rakteris i eren und funktional zu klassifizieren. Zu diesem Zweck 
werden die Begriffe ' Sprachspiel ' a ls konkretes Bedingungsfe ld 
und sozial etablierte Handlungskonstellation und 'kommunikatives 
Verfa hren ' als gesellschaftliches Problemlösungsverfahren e inge -
führt (Kap. I). Diese Begriffe deuten die Richtung an , "in d er 
eine Theorie der Texttypen en twickelt werden sol lte " (Dieckmann 
1981, 16l). Der Versuch einer interaktionsbezogenen Textklassi-
fizierung und d i e Anwendung auf den Bereich der öffentlich-poli-
tischen Kommunikation stellen einen relativ neuartigen Ansatz 
dar (Kap. 2) . Noch nicht a uf ihre Tragfähigkeit überprüft sind 
auch die aus der frame-Theorie abgeleiteten Verfahren zur'Dar-
stel lung der Funktionszusammenhänge zwischen Sprachspi elen , kom-
munikativen Verfahren und Texten mithilfe semantischer oder Hand -
lungs-Rahmen (Kap . 3 u. 4). Eine stärker textbezogen-statische 
Alternative zu der Präsentation dynamischer Wirkungszusammenhän-
ge in frames stellt die tabellarische Zuo rdnung der drei Größen 
in Diagrammen dar , die diesen Beitrag abschließen. Dieser Zu-
schnitt auf Texte-in-Funktion schafft die Voraussetzung für d en 
dritten Beitrag dieses Bandes. Dort werden auf der Grundlage 
einer Zuordnung unterschiedlicher Sprachspiele, Verfahrenstypen 
und Textsorten zu den Teilbereichen der öffentlich-politischen, 
institutionsexternen und -in ternen Kommunikation, die den poli-
tischen Handlungsraum insgesamt gliedern , die pragmatischen Kon-
texte wenigstens vage umr issen , in denen unterschiedliche Klas-
sen von politischen Wörtern usuell verwendet werden und in denen 
sie - neben anderen 's c hweren' Wortklassen - gegebenenfalls als 
schwere Wörter Anlaß zu Verständigungsproblemen geben. Vermit-
telt über die Rekonstruktionskette 'Sprachspiel - kommunikati-
ves Verfahren - Texte-in-Funktion - (schweres) politisches Wort 
in Texten' liefert dieser Beitrag a uch Daten, die im Sinne einer 
Textologie und "prakti schen Lexikologie" (Wiegand 1977) für die 
l exikographi sche Beschreibung politischer Ausdrücke, besonders 
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für ihre pragmatische Markierung relativ zur Markierungsdimension 
'Textsorte ' bzw. 'textsortenspezifi sche Verwendung', unerläßlich 
sind. 
1. Sprachspiel - kommunikatives Verfahren - Text 
Bei der Tex tzusamme nstellung und Textk lassifikation für den Be-
reich der pOlitischen/öffentlichen Kommunikation, also der Be-
reitstellung einer relevanten/repräsentativen und kommunikativ 
und semantisch aufgeschlüsselten Textbasis, als systematische 
Grundlage für die Ermittlung und Charakterisierung unterschied-
lich schwerer (Klassen von) Lexeme(n} gehe ich von einer funktio-
nalen Charakterisierung der Texte nach ihre r Zugehörigkeit und 
ihrer Aufgabenstellung in komplexen Sinn- und Handlungszusammen-
hängen aus (Texte-in-Funktion). Dabei werden drei Gesichtspunkte 
herangezoge n: 
(l) der übergeordnete und konkret situierende: 
Einordnung von Texten in spezielle Handlungs-
zusammenhänge/Aufgaben f e lder oder 
- wi e ich sagen werden - S P r ach s pie 1 e 
(2) der nach sprachlichen Handlungsformen charakteri-
sierende: 
Generelle, makrostrukturelle Charakterisierung 
von Texten gemäß 
Ver f a h r e 
Funktion haben 
'k 0 m m uni kat i v e n 
n', in denen sie eine bestimmte 
(3) der nach Sprechhandlungs-/Darstellungs-/Wirkungs-
arten differenzierende : 
Spezielle, mikrostrukturelle Differe nzierung von 
Texten ge mäß ihrem 'p rag m a t i s c h e n 
G e h alt' . 
Die drei Größen 'Sprachspi e l', 'kommunikatives Verfahren' und 
'pragmatischer Textgehalt' figurier e n, wie angedeutet, auf ver-
schiedenen Ebenen . Erst ihre Zusammenführung kann der Komplexi-
tät einer Charakterisierung von Texten-in-Funktion gerecht wer-
den (vgl. unten Kap . 2.) . 
1.1. Zum Begriff 'Sprachspiel' 
Sprachspiele sind als 'Teile einer Lebensform' (Wittgenstein) 
der konkrete Ort, in dem bestimmte Interaktionen mit bestimmten 
Interaktionspartnern , die bestimmte Rollen, ein bestimmtes ge-
meinsames Wissen, bestimmte Aufgaben und Interessen haben, statt-
finden. 'Sprachspiel' ist daher hier für die Textklassifizierung 
der übergeordnete kommunikationstheoretische Begriff; er liefert 
die Daten für das Bedingungsfeld, in dem sprachliche politische 
Aktivitäten stattfinden , und stellt den Bezug her auf den jewei-
ligen situativen, institutionellen und gesellschaftlichen Rahmen. 
Ein Sprach spiel konstituiert sich jeweils als Konstellation 
von 
- spezifischen Problemsituationen 
- Handlungsbeteiligten mit bestimmten (sozialen) Beziehun-
gen zueinander (Funkt i onen, Rollen) 
- gemeinsamem Situations- und Hintergrundwissen der Kom-
munikationspartner 
- Aufgabensteilungen und Handlungszielen (bei Sachver-
halten mit bestimmten Problemstrukturen) 
- kommunikativen Strategien 
- allgemeinen Herrschaftsbedingungen, gesellschaftlichen 
Organisationsformen 
- beteiligten Institutionen und Instanzen (institutio-
nelle n Rahmenbedingungenl 
innerhalb eines bestimmten Handlungsbe reichs einer bestimmten 
Gesellschaftsform. Sprachspiele innerhalb eines Handlungsbereichs 
finden nicht isoliert voneinander statt, sondern sind miteinander 
vernetzt; zum Teil stehen sie in hierarchischen Reziehungen zu-
einander. So kann man im Handlungsbereich Politik in dieser unse-
rer Gesellschaftsordnung eine Art Makro-Sprachspiel 'institutio-
nelle (öffentliche und teilöffentliche) /1einungs- , Willensbil-
dungs- und Entscheidungsprozesse im Bereich der Politik der gegen-
wärtigen BRD ' ansetzen . Aus diesem Makro-Sprachspiel können unter 
verschiedenen Gesichtspunkten untergeordnete Sprachspiele heraus-
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differenziert werden, etwa unter dem Gesichtspunkt der Differen-
zierung des gesamten politischen Bereichs in spezifische Teilbe-
re iche 
Sprachspiele wie z. B. 'Willensbi Idungs- und Entschei-
dungsprozesse in der Innenpolitik, Außenpolitik, Wirt-
schaftspolitik usw . ' 
oder unter funktionalen Gesichtspunkten 
- Sprachspiele wie ' öffentlich-politische Meinungsbil-
dung', 'politi sche Werbung (z. B. speziell in den Massen-
medien)' usw. 
Mithilfe von Sprachspie l en kann so ein relativ realistisches und 
exaktes Bild der Wirklichkeit politischer Interaktion in einer 
bestimmten Gesellschaft entworfen werden (Zu einem Ansatz mit-
hilfe von trames vgl. unten Kap. 4). 
Der so gefaßte Sprachspielbegriff - als konkrete Aufgaben-, Pro-
blemlösungs- und Interaktionskonstellation - unterscheidet s ich 
von dem Sprachspielbegriff GrUnerts (1903, 44), der 'Sprach-
spiel' abstrakter faßt und im Bereich des Politischen vier Sprach-
spiele unterscheidet (ebd. 47ff . ): 
1. Das "regulati ve Sprachspiel " als das j enige Sprachspiel , das 
die Beziehungen zwischen 'oben' und 'unten' ma rkiert , i n dem 
jeweils "die Mächtigen" sprechen, wo sich "Herrschaft in Spra-
che " umsetzt , und das sich in folgenden Texten konkretisiert: 
Verfassung, Gesetz, Gebot, Verbot , Verordnung, Erlaß, 
Anweisung US\·I. 
2 . das "instrumentale/begehrende Sprachspiel " als "Umkehrung des 
regulativen Sprachspiels": "Hier werden gegenUber der institu-
t i onellen Herrschaft WUnsche geäUßert , Bitten vorgetragen, Pe-
titionen eingereicht, Forderungen gestellt, AnsprUche erhoben , 
GegenentwUrfe formuliert, und gegenUber unrechtmäßiger oder 
unrechtmäßig empfundener Macht wird Widerstand geleistet" 
(ebd. 51). Mit den appellativen Texten dieses Sprachspiels 
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(Aufrufe, Flugblätter, Manifeste) werden vor allem die Ste l-
len aufgezeigt, an denen das regulative Sprachspiel offensicht-
lich der Korrektur bedarf. 
3. das "integrative Sprachspi el" als dasjenige Sprachspiel, in 
dem es um "gruppenein igende Prozesse" und So lidarität geht: 
Den Texten "dieses Sprachspiels , seien es Parteiprogramme 
oder politische Gemeinschaftslieder, panegyrische Gedichte 
oder Reden des genus demonstrativum, kommt die Funktion zu, 
Gruppen zu definieren, nach außen abzugrenzen, nach innen zu 
stabilisieren, so daß sich der einzelne in seiner Gruppe wie-
derfinden, mit seiner Gruppe identifizieren kann" (ebd. 53). 
Der Symptomwert dieser Texte kommt vor allem durch den Ge-
brauch von Schlagwörtern, Fahnen- und Stigmawörtern zum Aus-
druck, die für die Mitglieder von Gruppen und Parteien die 
Funktion von ideologieidentifizierenden Symbolen übernehmen. 
4. das "informativ-pers ua sive Sprachspiel" als dasjenige Sprach-
spiel, in dem es um Information , Meinungs- und Bewußtseins-
bildung der "Mitglieder und Bewohner" von Staaten geht. Die-
ses Sprachspiel bestimmt mit seinen Entscheidungshilfen ge-
benden, meinungsbi ldenden Texten nahezu vollständig das öf-
fentliche Bild der gegenwärtigen politischen Kommunikation. 
Grünerts Sprachspiele si nd von konkreten gesellschaftli chen 
Bedingungen relativ unabhängig; er arbeitet gerade das gesell-
schaftssystem- und epochenübergreifende an ihnen heraus: 
"Die Frage, ob sich mit den Sprachspie len anthropologische 
Grundtatsachen verbinden, muß unbeantwortet bleiben . Gewiß 
aber ist, daß die Sprachspiele nicht an nationalsprachliche 
Grenzen gebunden sind." Man könnte die Sprachspiele "in ih-
ren verschiedenen nationalsprachlichen Ausprägungen miteinan-
der vergleichen, um auf diese Weise kontrastiv Denk-, 
Sprach- und Handlungsstrukturen freizulegen, wie sie für un-
terschiedliche Gemeinschaften kennzeichnend sind" (Grünert 
ebd . 47). 
Insofern geht es Grünert eher um allgemeine Strukturen poli-
tischer Kommunikations- und Interaktionsprozesse als um die 
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konkrete Konstellation, die ich hier als Sprachspiel fasse, d.h . 
Grünerts situationsenthobenere Fassung des Sprachspiels ist eher 
in begrifflicher Nähe zu unserem Begriff des kommunikativen Ver-
fahrens. 
1.2 . Zum Begriff 'kommunikatives Verfahren ' 
Unter kommunikativen Verfahren verstehe ich 
AktivitätenjHandlungsfolgen, die - von den Beteiligten -
unter einer gemeinsamen Zielsetzung begriffen werden, 
als Antworten auf spezifische Problemsituationen fun-
gieren und der Handlungskoordination zum Zweck der Pro-
blemlösung dienen. 
Ich lehne mich mit dieser Bestimmung an Dieckmann (1983 , 14ff . ) 
an, der vier solcher kommunikativer Verfahren beschreibt: AUF-
FORDERN, PERSUASION , VERHANDELN und DELIBERIEREN. Dabei wird aus 
der Beschreibung z . B. von VERHANDELN deutlich, worauf es bei kom-
munikativen Verfahren ankommt: 
(Es handelt sich um ein kommunikatives Verfahren, mit dem) zwei 
oder mehr Personen bzw. Gruppen unter Anerkennung und in Abwä-
gung der beiderseitigen Interessen gemeinsam eine Einigung her-
beizuführen versuchen. Ausgangspunkt ist ein Problem, das von 
den Beteiligten als (Ver-)Teilungs- oder Tauschproblem einge-
schätzt wird. Es besteht ein gemeinsames Interesse an einer Ei-
nigung und ein gemeinsamer Wille zur Kooperation bei grundsatz-
lieh zugestandener Gleichberechtigung in der Verfolgung der ei-
genen Interessen. Die Einigung geschieht über Angebote und Ge-
genangebote in einem Prozeß, in dem die Interessengegensätze , 
meist durch Kompromißbildung, ausgeglichen werden. Die Einigung 
erhält die Form einer schriftlichen Vereinbarung, oft eines Ver-
trages, oder auch einer mündlichen Erklarung des Einverstandnis-
ses, die für beide Seiten Obligationen für die Zukunft schaffen. 
Die gesellschaftlichen Bereiche, in denen dieses Einigungsverfah-
ren [ ... 1 typischen~eise [vorkommt 1, sind der kommerzielle Ge-
schäftsverkehr, die internationale Politik, der Interessenaus-
gleich zwischen innenpolitischen Gruppen und Verbänden und das 
Eingehen von Verträgen nach dem Privatrecht. 
(Dieckmann 1983, 33f.) 
Kommunikative Verfahren können demnach folgendermaßen charakte-
risiert werden: sie sind prozeßhaft, dynamisch, werden durch 
Handlungssequenzen realisiert, gehen von einer Problemsituation 
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(hier Teilungs- und Tauschproblem) aus , zielen auf eine Problem-
lösung , können in verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen vor-
kommen, setzen die Art der Beziehung zwischen den Interaktions-
partnern nur in sehr allgemeiner Art voraus (hier: Beteiligte 
stehen in "symmetrischer" Beziehung zueinander, anders bei AUF-
FORDERN : dort \'lird eine asymmetrische Beziehung vorausgesetzt). 
Aus dieser Bestimmung ergibt sich ihr relativ 'abstrakter ' oder 
allgemeiner Charakter - vor allem im Verhältnis zu unserem Sprach-
spielbegriff. Ich fasse ihn nochmals zusammen: 
- Kommunika t ive Verfahren sind relativ abstrakte Handlungs-
schemata , die durch verschiedene Beteiligte in verschie-
denen Bereichen , Gesellschaftssystemen , geschichtlichen 
Epochen [in jeweils dann spezifischer Weisel vollzogen 
werden können, daher: 
Die ' Stellen' für die Handlungsbeteiligten eines kommuni-
kativen Verfahrens sind mit Variablen zu belegen : 
'X verhandelt mit Y' 
- Die ' Stellen' für den Handlungsbereich/das Sprach spiel/ 
(die Gesellschaftsform/die Geschichtsepoche) sind eben-
falls mit Variablen zu ' belegen: 
' X verhandelt mit Y im Bereich Z 
innerhalb des Sprachspiels S 
(zur Zeit T unter den gesell-
schaftlichen Bedingungen G) ' 
Das heißt konkret : Wenn wir nun eine Liste von kommunikativen 
Verfahren aufstellen , die für den Bereich der politischen Kommu-
nikation in jedem Fall konstitutiv sind, so schließt dies nicht 
aus, daß diese Verfahren nicht auch in anderen Handlungsbereichen, 
z.B. der Kommunikation in den Bereichen ' Um\~elt', ' Kultur/Bildung ' 
oder 'Wirtschaft' , oder innerhalb der Fächer , zwischen Fachmann 
und Laien oder auch i n der Alltagskommunikation , \~irksam sein kön-
nen . Das eigentlich Politische (oder Umwelt-, Kulturspezifische 
usw . ) kommt erst durch die Zuordnung zu entsprechenden konkreten 
Sprachspielen zustande . 
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1.2.1. Kommunikative Verfahren in der Politik 
Im folgenden versuche ich, auf einer ersten Ebene e ine möglichst 
kleine Anzahl möglichst umfassender kommunikativer Verfahren zu -
sammenzustellen und kurz zu charakterisieren. 
Dabei sind die in der Liste mit *) gekennzeichnete n kommunikati-
ven Verfahren "partnerorientierte" Verfahren (vgl. v. Polenz 1985, 
223); das mit **) gekennzeichnete ist ein "i c hori e ntiertes " Ver -
fahren und die mit ***) gekennzeichneten sind "koopera tive" Ver-
fahren. Verständlicherweise s ind nur die mit *) und **) markier-
ten Ve rfahren allein in monologischer Interaktion realisierbar , 
d.h. diese Verfahren bedürf e n nicht notwendig des Gesprächs. Für 
**) sind zumindest di a logische Teilphasen de s komplexe n Prozesses 
erforderlich . Die beide n mit ***) markierten Verfahren DELIBERIE-
REN und VERHANDELN müss e n manifest dialogisch r ealisiert werden, 
bei ihnen ist außerdem das Merkmal der Prozeßhaftigkeit und Pro-
b lemlösung am deutlichste n ausgeprägt. 
(1) 
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AKTIVIEREN *) A versucht B zu einer Einste llung/Me inung(s-
änderung) /Handlung zu bewege n (durc h Persua -
sion, d . h . Übe rzeugung, Überredung, Werbung). 
(I) ist ein kompl exes Makroverfa hre n. In seinen un terschiedlic he n Aus-
prägunge n spielt es e ine wichtige Rolle in der Außendarstellung politi-
scher Institutionen und Par t e i e n gegenilber der Massenöffentlichkei t. 
Be i sei ner Realisierung ha t e ine r der Akteure vorkommunikativ sc hon ei-
ne n Ha nd lungsplan und es geht darum , den anderen zu bewegen, sich e nt -
s preche nd diesem Handlungsplan z u verhalten . Handlung skoord ini er ung 
soll hie r dem vom Sprecher inte ntional v orge sehenen Handl ung spla n fol-
gen. Die soziale Beziehung der Interaktanten ist beim AKTIVIEREN durch 
Asymmetrie geke nn ze i c hnet . 
In seiner pos i t i ven Au spräg ung a l s PERSUASION im S inne vo n ÜBERZEUGEN 
kann es Rationa lität (Ar g ume ntation) in Anspruch nehme n. 
I n se ine n negativen Ausprägungen a l s PERSUASION im Sinne von ÜB ERREDEN 
und \'IERBEN \'iird manipulativ d ie psychische Di sposit ion der Angespro -
chene n nut z bar gema c ht. Daher wird (1) vor a llem im Bere ich der politi-
schen Propaganda ange we ndet , der das öf fentli che Bild der gegenwärtigen 
po l itischen Kommunikation ma ßgeblich bestimmt . tollt den Texten , in dene n 
di eses Verfahren wirksam ist (z . B. politisc hes Pamphlet, Wahl rede , Slo-
ga n , Plakat), sollen die Massen manipulativ beeinflußt und gesteuert 
werden. Häufig i st dieses Verfa hren we gen seiner nega ti ven Wertschätzung 
von Seiten der Öffentlichkeit in diesen Texten durch posi tiv bewertete 
Ver fahren \; ie DELIBERIEREN oder ARGU/oIENTIEREN verdeckt ( vgl. 1 .2.2. ). 
( 2 ) INFORMIEREN *) : A setzt B in Ke nntnis von etwas (möglicher-
weise von einem ganzen Sachverhalt) . 
Di eses Verfahren, das in Textsorten der massenme dial e n Beric hte rstat -
tung ( Fernse h - , Rundfunknachrichten, Ze itungsbericht e ) wirksam ist, 
schafft die Voraussetzungen fGr die Mei nung s - Ulld Bewußtseins bildung 
des Bürgers, indem es durch Vermittlung von Fakte n und Daten Ents c he i -
dungshilfen im öffentlich-politischen \~i llensbildungsprozeß anbietet. 
Verfahren ( 2 ) tritt \'Ii e Verfahren (3) auch in Verbindung mit dem Te il-
verfa hre n BEWER~EN auf (vgl. v . Po l e n z 1985 , 23 7). 
(3) ARGUMENTIEREN *): Abringt B Gründe für etwas, se t zt Für und 






Abringt B e ine Sache (al s Lehrer, Fach -
mann, professioneller Wissensvermittler) 
nahe . 
A setzt für B Regelunge n, Regeln/Normen 
fest. 
Di eses Verfahren ist den politischen Institutio ne n /Behörden hä ufig von 
übergeordneten Instanzen vorgeschrieben und hat norma tive Verbindlich-
keit für die Agenten der Institutionen. Da es auf Se iten der Öffentlich -
keit e iner nega tive n Einsc hätz ung unterliegt, wird es hä ufig durch In-
szenierung positiv b e wer t e t er Verfahren verdeckt ( vg l. 1.2. 2 .). Mit den 
nor mativen Texten, in denen dieses Verfahren wirksam i st ( z . 8 . Gesetz, 
Verordnung, Anweisung, Verfügung), werden für die Gesa mth e it der Bürger -
schaft in gleicher \'leise di e Bedingunge n des öffentlichen Zu sanunenle -
b e n s formuliert. Diese Texte fi xieren sprachli ch Regeln, setzen Ord-
nung regulierende Max i me n fest, die für den Bürger a ls Handlun gsa nwei -
sungen dienen . Sie sind somit immer z ugleich Ausdruck best immt e r Auto-
ritäten und He rr schaftsstrukture n . 
(6) LEGITIMIEREN **): A rechtfer tigt sich selbst/seine Hand -
lungsweise (n) . 
Hä ufig si nd diejenigen (di e Herrschenden) , die das regulierende Verfah-
r e n anwenden, gezwungen , ihre bere its vol l zog e nen Ha ndlungen oder ihre 
zuk ünftigen Handlung s pl ä ne vor der Öffentlichkeit zu legitimieren. Oie 
Herrschende n, die ihre partikulären Interessen a ls a llgemeinverbind-
liche Ziele deklarieren , stehen unter e inem Legitimations zwa ng . I'Weil 
[ in der Demokratie ) d ie Interessen der Herrsche nden mi t denen der Be -
herrschten identisch se in soll en , gilt . .. die Vertretung 'partikula-
rer' Zi e l setzung e n als illegitim. Um vor de m Tr i bun a l d e mo krati scher 
Kritik bestehen z u könn e n, stel l en nun alle, die g ese ll schaftlich rele-
vante Macht haben oder a nstreben, ihre Interessen als di e von soz ialen 
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Einheiten dar, deren Umfang ihre eigene Gruppe übergre ift - im entschei-
denden Fal l: als die la llgemeine n l Interessen aller Glieder der Gese ll-
schaft" (Frese 1972, 110). 
(7) DELIBERIEREN ***): A versuc ht mit B durch Diskussion zu e i-




(7) gilt als Ver fahr en mit 11 0hem Prestigewert: es steht in enger Bez ie-
hung z u ARGUMENTIEREN und ÜBERZEUGEN. Daher wird es in öffentlich-poli-
tische n \~ill e n sbi ldung s- und Entscheidungsprozessen häufig als Folie 
für nega tiv be\'/ertete Verfahren wi e \I/ERBEN oder LEGITIMIEREN e ingesetz t 
(vgl. 1. 2 . 2 .). Be i (7) ist wie beim VERHANDELN der Ha ndlung spla n das 
Erge bni s der Kommunikation. Die Kommunikation z\'Ii sche n de n Akteuren 
die nt nicht nur dazu, ei n anschließendes Handeln zu koordinieren , son-
dern dazu, einen Handlungsp l an gemeinsam zu era rbeiten. 
Die beiden Verfahren DELIBERIEREN und VERHANDELN setzen als soz ial e 




I NTEG RI EREN * ) 
A und B versuchen, ihre Handlungspläne 
durch Kompromißbildung a ufeinander abzu-
stimmen (vgl. obiges Zitat von Dieckma nn 
1983, 33f . ). 
A versucht B zu gemeinsamer Haltung/ 
Einstellung/gemeinsamen Aktivitäten zu 
bewegen. 
Dieses Verf ahre n dient der Er zeugung eines gruppenspezifischen Bewußt-
seins , es fördert die Gruppenidentifizierung und den Gruppenkonformis-
mus. Die Texte, i n denen es wirksam ist (z.8. Parteiprogramme ), haben 
die Funktion , Interessen- oder politische Gruppen z u definieren , na c h 
außen abzugren zen und nac h innen zu stabilisieren. Daher spielen auf 
de r l exikal isc hen Ebene in diesem Verfahren Wörter mit ausgeprägter 
Symptom- und Signa l funk t i o n ei ne ~lichtige Rolle. In den Tex t e n, die 
von diesem Ve rfa hren dominiert werden, werden rationa l e Argume nta tion s -
strukturen überlagert von emotiven und eva luat iven Funktione n. Inten-
diert ist di e j ewei ls gr uppe nspezifisch ver bindliche Interpreta tio n und 
Wertung vo n Welt und politischer Wirklichkeit sowi e gleichzei t ig die 
Abg ren z ung von der \'1eltinterpretation und vom Progra mm konkurrierender 
Parte i e n/Gruppen. Das solidar isie rende Verfahren als "In -group-Verfah-
re n" (Di eckmann 198 1, 185 ) kann in Verbindung mit den Verfahren AKTI-
VIER EN bz\ • . NERBEN und BERI~ERTEN auftreten; in Te xten , die die int t'!r n e 
Interaktion und Struk t ur von Gr uppe n/ Pa rtei e n thematisieren, kann es 
bei de r Herausbildung von Führungsgremien und Teilöffentlichkeiten i n-
nerhalb der Gruppen mit dem Verfah r e n REGULI EREN in Verbindung treten . 
(10 ) PROTESTIEREN *) A verwahrt sich/legt Protest ein/kämpft 
(verbal) gegen die Handlungen/Institu-
tionen von B. 
Bürger oder Gruppen von Bürgern , jedenfalls Gruppe n, die an politischer 
Herrschaft nicht unmittelbar beteiligt sind, können sic h in protestie-
renden oder appellierenden Texten gegen Texte der In stitut ionen /Behör-
den ( z . B. Verordnungen) verwahren, in denen das regulierende Verfahren 
dominiert. Das protestie r e nde Verfahren kann man als Umkehrung des regu -
lierenden Verfahre ns auffassen. Seid e Verfahren können daher innerha lb 
eines Textes, der von ein e m Akteur produziert wird, nicht mitein -
ander au ftr e t en. In protestierenden Ve rfahren werden Illokutionen wie 
'Begehre n formulieren', 'Petitionen einre i c hen', 'Fo rderungen stellen', 
IAnsprG c he er heben' , 'Gegenentwfirfe formulieren', 'Widers tand leisten', 
'Räsonieren' oder 'Opponieren ' vollzogen , die das regulierende Verfah-
ren der Kritik und Korrektur unter z i e hen . 
So wie das regulierende Verfa hren von der Öffentlichkeit, so wird das 
protestierende Verfahren von den Herrschenden/lnstltutionen/Behbrden 
negativ e ingeschätzt. 
Bei den hier aufgeführten kommunikativen Makroverfahren handelt 
es sich um Verfahren, die konkret in institutionellen und /ode r 
öffent l iche n politischen Willensbildungs- und Entscheidungspro-
zessen der gegenwärtige n Bundesrepublik vorkommen, bzw. um Ver-
fahren, von denen behauptet wird , daß s ie dies e Prozesse maßgeb-
lich bestimmen. Damit ist aber nicht ausgeschlossen, daß diese 
Verfahren über den Bereich des Politischen hinaus auch für ande-
re Handlungsbereiche konstitutiv sein können. 
Gemeinsam ist diesen kommunikativen Verfahren, daß sie in bestimm-
ten Textsorten der öffentlich-politischen oder der institutions-
externen Kommunikation häufig in nicht immer l e icht durchschau -
bare Beziehungen zueinander treten können, daß bestimmte Verfah-
ren zur Verdeckung anderer Verfahren 'inszeniert ' werden oder daß 
ein bestimmtes Verfahren als Folie für die Realisieru ng anderer 
Verfahren e ingesetzt wird und somit Verfahren 'gedoppelt' in der 
Kommunikation eingesetzt werden (vgl. 1.2 . 2.). Bestimmte Verfah-
ren können eher erfolgsorientiert-strategisch, andere eher ver -
ständigungsorientiert und wieder andere eher sach- oder problem-
orientiert eingesetzt werden . 
Gemeinsam ist diesen Verfahren auch, daß sie durch Handlungsse -
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quenzen realis i ert werden können, in denen auch non-verbale Hand-
lungen eine Rolle spielen, z.B. im Bereich des Verfahrens SOLIDA-
RISIEREN durch gemeinsame "präsentative Symbole" oder "nicht-ver-
bale Symbolsysteme" (Grünert 1983, 47, 54) oder im Bereich des 
Verfahre ns PROTESTIEREN durch Revolutionen und Aufstände, Demon-
strationen und Bürgerinitiativen. 
1.2.2. Exkurs: 'Doppe lung' und 'Inszenierung ' von Verfahre n 
Edelman (1976) geht aus von d er Tatsache, daß politisches Han-
d e ln potentiell immer in der Öffentlichkeit (im Sinne von Massen-
öffentlichkeit) oder in d e n Teilöffentlichkeiten e inzelner Insti-
tutionen (Parteien, Fraktionen, Verbände usw.) situ i ert ist und 
e ntwickelt daran die These von der "Doppe lung der Realität des 
Pol iti schen ". Die politische Realität sei durch eine "Brechung 
in zwei Realitätsebenen: Machtkampf und Täuschung über diesen 
Machtkampf, Nachricht und Deutung, strategische Rationalität und 
symbolische Mystifikation" (Offe in der Einleitung zu Edelman 
1976, VIII) gekennz e i c hne t. Das heißt, daß jede Interaktion im 
Bereich politischer Willensbildungs- und Entscheidungsprozes-
se potentiell zwei verschiedene Bedeutungen hat, oder anders aus-
gerückt, zwei verschiede ne Funktionsweisen zugesprochen erhält: 
Di e eine auf der Ebene der (direkten) Interaktion der politischen 
Akteure , die andere auf der Eben e der Beziehung zwischen den po-
litische n Akteuren und d e r zuschauenden und nur indire kt beteilig-
ten Öffentlichkeit . Da politisches Handeln vorwiegend kommunika-
tives oder sprachlich vermitteltes Handeln ist, unterliegt auch 
das sprachliche Hande ln dieser Brechung in zwei Dedeutungsebenen: 
Einerseits hat kommunikatives Handeln eine Be deutung in d e r In-
t e raktion d e r politischen Akteure bei der Lösung von Problemen 
der Handlungskoordi nation, andererseits macht der zuschauende 
oder zuhorende Bürger sich aus dem kommunikative n Hand e ln der Ak-
teure bzw. aus dem ma ssenmed ial vermittelten Hande ln eine Vorstel-
lung davon , auf welche Art die Probleme der Handlungskoordination 
gelöst we rden . 
Da nun die verschiedene n Möglichke iten der Handlungskoordination 
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wesentlich mit jel'leils unterschiedlichen kommunikativen Verfah-
ren verknüpft sind, sind auch letztere von der behaupteten Dop-
pelung betroffen: Entweder haben die in den politischen Willens-
bildungs- und Entscheidungsprozessen verwendeten kommunikativen 
Verfahren für die politischen Akteure eine andere Bedeutung als 
ihnen vom nur indirekt beteiligten Bürger zugeschrieben wird oder 
die Handlungskoordinierung wird unter Ausschluß der Öffentl ich -
keit ('hinter verschlossenen Türen') von den politischen Akteu-
ren mit anderen kommunikativen Verfahren erreicht als denen, von 
denen der Bürger meint oder erwartet, daß sie angewendet werden, 
oder sie wird erreicht mit ganz anderen Verfahren a l s denen, die 
dem Bürger nach Beendigung der politischen Handlung dann offi-
ziell mitgeteilt werden. 
Der Kern von Edelmans These ist nun, daß das auf der ersten Ebe-
ne präsentierte Geschehen für den Bürger bzw. die Massenöffent-
lichkeit in einer Weise "inszeniert" wird, daß er nicht in der 
Lage ist zu erkennen, was wirklich geschieht oder welche Ziele 
in Wirklichkeit verfolgt werden, sondern einer Täuschung oder 
"Mystifikation" aufsitzt. 
Die Inszeniertheit ist ein sinnfälliges Merkmal aller öffentlich-
dialogischen Kommunikationen; sie kennzeichnet die Produkte der 
Massenmedien, die dialogisch konzipiert sind , ebenso wie zahl-
reiche Kommunikationsformen, die bei politischen Willensbildungs-
und Entscheidungsprozessen im Bereich der öffentlich-institutio-
nellen bzw. öffentlich-politischen Kommunikation (z.B. Plenarde-
batten des Bundestags), der Kommunikation zwischen Institution 
und Bürger und - soweit sie einen Bezug auf die Öffentlichkeit 
hat - auch der politischen Binnenkommunikation in und zwischen 
d~n verschiedenen Institutionen realisiert werden. Die Öffent-
lichkeit oder der zuschauende/zuhörende (nicht direkt beteiligte) 
Bürger ist konstitutiv für diese Form der Kommunikation, in der 
auf der ersten Ebene der politische Akteur in eine Handlungsbe-
ziehung zu anderen Akteuren und auf der zweiten Ebene zugleich 
in eine Beziehung zum Bürger tritt. Die sprachlichen ÄUßerungs-
produkte haben daher nicht nur fakt i sch verschiedene Hörer, son-
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dern sind oft auch intentional doppelt adressiert. Kommunikation 
mit Doppe ladressierung ka nn man adäquat nur mit einem "trialogi-
schen" Kommunikationsmodell (Dieckmann 1981, 266) erklären , das 
für alle dialogisch strukturi e rten Kommunikationsereignisse gilt, 
die formal also als Zweier- oder Gruppengespräche organisiert 
sind und die als öffentliche oder ' veröffentlichte ' intentional 
einen doppelten Adressaten haben. Dabei ist der dire kt Angespro-
c h e n e (A 2 ) der Interaktant a uf der e rsten Realitätsebene (EI), 
der nur indirek t angesprochene, j edoc h der primär gemeinte Adres-
sat ist der Bürger (B) auf der zwe iten Ebene (E2) . Das alle 
strukturell und funktional seh r unterschi ed lich ausgeprägten Er-
eignis se der öff entlich-di a logische n Kommunikation Verbindende 
ist dabei die Dreiecksstruktur der kommunikativen Beziehung zwi -
schen d e n (indirek t und direkt) Beteiligten. 








B (indi rekter Adressat ) 
Die Grundform des Dreiecks ist d e utlich bei f olgende m Beispie l: 
Zwei Politiker (Al und A2) diskutieren öff e ntlich übe r e in poli -
tisches Th e ma, in der Absicht, bei e iner zuhörenden dritten Per-
son (B) einen pos iti ve n Eindruck zu e rwecke n. Dann ist die pri-
märe Funktion d er Kommunikation zwischen den Politikern persua-
siv, d er erstrebte Effekt ist da s positive Urteil der nicht di-
rekt adressierten Person. Da bei realisieren die Politiker j e doch 
ni cht das kommunikative Verfahren AKTIVIEREN bzw. PERSUASION, 
sondern sie inszenieren unt e r ei nande r das Ver fahr e n der Diskus-
s i on (oder Argume ntat ion) zum Zwecke der Persuasion einer drit-
ten Per son . Der Doppe lung der Adressaten e ntspricht in diesem 
Dreieck die Doppe lung der kommunikativen Ver fah re n auf den Ebe -
n e n El und E2 (Di sk uss ion und Pers ua s ion) . 
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Die These von der Doppelung der Realität des Politischen beinhal-
tet nun hinsichtlich der kommunikativen Verfahren folgendes: 
Ein bestimmtes Verfahren, hier AKTIVIEREN, leistet die Handlungs-
koordinierung zwischen den politischen Akteuren. Dieses Verfahren 
entspricht jedoch nicht dem offenliegenden oder präsentierten 
Verfahren, das zwischen den Aktanten abläuft, im Beispielsfall 
also dem Verfahren DISKUSSION. Daher kann der nicht direkt Betei-
ligte aus dem, was er wahrnimmt oder was ihm ausdrücklich 
gesagt wird, die tatsächlichen Mechanismen der Handlungskoordi-
nierung nicht erkennen , sondern gewinnt den Eindruck, ein ande-
res Verfahren, eben DISKUSSION, habe die Handlungskoordinierung 
bestimmt . In einem solchen Fall, wenn das offenliegende präsen-
tierte Verfahren n ich t mit dem Verfahren, das handlungs-
koordinierende Funktion hat, übereinstimmt, kann man von 'In-
szenierung' sprechen. Das offenliegende präsentierte Verfahren , 
das sich auf Ebene El zwischen den Aktanten abspielt, ist ein 
inszeniertes Verfahren. Da die je~leils angewandten kommunikati-
ven Verfahren sich vermutlich nicht gleichmäßig oder beliebig 
auf den beiden unterschiedlichen Realitätsebenen verteilen, ist, 
wenn man wie Edelman die eine Ebene (hier El) als Ebene der Täu-
schung oder als Produkt einer Inszenierung ansieht, zu fragen, 
aus welchen Gründen der tatsächliche Mechanismus der Handlungs-
koordinierung und das ihn dominierende Verfahren hinter der Ebe-
ne der Inszenierung für die Öffentlichkeit verdeckt bleiben. 
Dieckmann (1983, 45) begründet dies damit, daß das von den poli-
tischen Akteuren zur Problem lösung gewählte Verfahren von der 
Öffentlichkeit bzw . den jeweiligen Teilöffentlichkeiten negativ 
eingeschätzt werden könnte. Denn außer der ('objektiven') Bewer-
tung kommunikativer Verfahren nach dem Grad ihrer instrumentellen 
Eignung für bestimmte Typen von Problemsituationen und Handlungs-
räumen unterliegen die Verfahren selbst noch einmal einer Bewer-
tung insofern, als ihre Anwendung in der Öffentlichkeit mit be-
stimmten Prestige- oder Zustimmungswerten, aber eben auch mit Ab-
lehnungswerten verbunden ist. Die Bewertung kommunikativer Ver-
fahren in Verbindung mit der werthaften Einschätzung bestimmter 
Formen der Handlungskoordinierung hängt dabei ab vom Wertesystem 
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der jeweiligen Gesellschaft und von der staatl i chen Organisation 
des gese l lschaftlichen Zusammenlebens überhaupt . Die Bewertung 
der Verfahren gilt also immer nur relativ zum jeweiligen Gesell-
schaftssystem und unterliegt historischen Veränderungen. 
Bezieht man die These Edelmans von der Doppelung und Dieckmanns 
Kriterium der Bewertung auf die oben aufgeführten zehn kommunika-
tiven Verfahren , dann ist für eine differenziertere Klassifizie-
rung der Verfahren zu kl~ren, auf welchen der beiden Realitäts-
ebenen sich die einzelnen Verfahren verteilen. 
Nach Dieckmann (1983,47) erscheinen auf der Ebene der praktizier-
ten oder offenliegenden Verfahren (EI) der politischen Akteure 
entweder d i e "instrumentell geeigneten" Verfahren, die die erfor-
derliche Handlungskoordinierung leisten, und/oder die , die von 
der Öffentlichkeit aufgrund bestimmter Einschätzungen erwartet 
werden , oder auch die , die (von einer übergeordneten Instanz) 
ausdrücklich vorgeschrieben sind. In der Regel sind dabei die 
von der Öffentlichkeit erwarteten und die vorgeschriebenen Ver-
fahren auch positiv bewertet. Die Bewertung der von den Akteuren 
gewählten instrumentell geeigneten Verfahren dagegen ist offen; 
hier ist jedoch die Annahme berechtigt, daß diese Verfahren häu-
fig der negativen Einschätzung durch die Öffentlichkeit unterlie-
gen können. 
Dieckmann (1983, 48) zufolge erscheinen auf der Ebene EI der prä-
sentierten Verfahren die von den Akteuren zur Handlungskoordinie-
rung angewendeten Verfahren , wenn diese den erwarteten/vorgeschrie 
benen entsprechen und von der Öffentlichkeit positiv eingeschätzt 
werden. Wenn das zur Handlungskoordination angewandte Verfahren 
jedoch negativ bewertet wird, dann wird es auf der Ebene der prä-
sentierten Verfahren durch ein öffentlich positiv bewertetes er-
setzt und Ebene EI wird zur Ebene der Inszenierung . Die tats~ch­
liche Handlungsebene wird dann auf E2 verlagert oder überhaupt 
aus dieser Interaktionssituation verlagert (siehe unten). Al l er-
dings ist dies nicht der einzige Fal l einer Doppelung von Verfah-
ren im Bereich politischer Kommunikation . Doppelung kann auch 
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dann eintreten , wenn nicht unbedingt ein positives Verfahren in-
szeniert werden muß (vgl . dazu unten Fall (2)). 
Daher ist die Folgerung, die Dieckmann (198 3 , 48) zieht, kritisch 
zu überprüfen: "Das Problem der Doppelung tritt also nur dann auf , 
wenn die Handlungskoordinierung durch die politischen Akteure 
durch ein aus diesem oder jenem Grunde negativ bewertetes Ver fah-
ren geschieht, weil es dann und nur dann auf der Ebene der Insze-
nierung durch ein positiv bewertetes ersetzt werden muß." Ob die-
ser Fall die Regel ist, wie Dieckmann vermutet, sei dahingestellt. 
Jedoch ist zuzugestehen, daß gerade die Fälle von besonderer Bri-
sanz sind , in denen das vo n den Politikern und Behorden praktizier-
te kommunikative Verfahren nicht mit dem öffentlich präsentierten 
Verfahren übereinstimmt und durch Inszenierung verdeckt \~ird. 
Hier eroffnet die Doppelung der Verfahren einen Spielraum für ne-
gativ bewertete politische Handlungen wie z.B . Manipulation, Täu-
schung , Verhüllung, aber auch Werbung und Agitation . 
Was nun die Frage anbetrifft, wie man sich einen Überblick über 
die Bewertung der einzelnen kommunikativen (Makro- und Mikro-) 
Verfahren verschaffen kann, so kann man sich an Texte halten, in 
denen diese Verfahren wirksam sind bzw. wirksam geworden sind. 
Beispielsweise an Texte, in denen für die Bundesrepublik grund-
legende Entscheidungen für eine bestimmte staatliche Organisation 
gefällt worden sind oder an Texte, in denen sie vermittelt werden, 
z .E. an das "Grundgesetz oder an die Texte, die im weitesten Sinn 
der politischen Erziehung und Bildung zugrundegelegt werden" 
(Di eckman n 1983, 46). Demzufolge gehören - je nach Handlungsräu-
men wieder unterschiedlich - zu den positiv bewerteten Verfahren 
DELIBERIEREN, INFORMIEREN, DISKUTIEREN, ARGUMENTIEREN, zu den ne-
gativ bewerteten Verfahren AUFFORDERN, VERHANDELN, AKTIVIEREN 
(PERSUASION im Sinne von ÜBERREDEN), MANIPULIEREN, WERBEN, LEGI-
TIMIEREN, REGULIEREN usw. 
Bezogen auf Dieckmanns oben zitierte Behauptung vom Regelfall der 
Doppelung der kommunikativen Verfahren (1983 , 48) sind folgende 
Fälle zu unterscheiden: 
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(1) Die negativ bewerteten Makro- und Mikroverfahren können - je 
nach Sprachspiel bzw. je nach politischem Handlungsraum (z . B. in-
stitutionsextern oder -intern) - auf Ebene EI als der Ebene der 
Inszenierung durch öffentlich positiv bewertete Verfahren ersetzt 
werden. Vorausgesetzt ist dabei jedoch die Identität der kommuni-
kativen Rahmenbedingungen, unter denen die Verfahren - das prak-
tizierte und das inszenierte - realisiert werden. Die Doppelung 
ist hier also bedingt durch Substitution eines negativ bewerte-
ten Verfahrens durch ein positiv bewertetes - relativ zum jewei-
ligen Typ der Handlungskoordination. 
Anhand der Dreiecksstruktur des Kommunikationsmodells läßt sich 
dies wie folgt veranschaulichen: 
Abb . 2 Inszenierung 
El: APPELLIEREN ~ 
B 
In institutionsexternen Interaktionen (z . B. in der Kommunikation 
zwischen Behörde und Bürger) geschieht die Handlungskoordinierung 
durch ein vorgeschriebenes negatives Verfahren (z.B. REGULIEREN 
bzw. NORMEN SETZEN, VERORDNUNGEN ERLASSEN, GESETZE GEBEN usw.), 
das auf der Ebene der Inszenierung (EI) für den betroffenen Bür-
ger (B) sukzessive durch verschiedene (Teile von) kommunikative(n 
Verfahren, die von den Bürgern positiv bewertet werden, ersetzt 
wird. 
Auf der Ebene der Inszenierung werden positive Verfahren wie AP-
PELLIEREN (Appell an den guten Willen des Bürgers), BITTEN (Bitte 
um Verständnis für bestimmte Maßnahmen, Verordnungen) oder SOLI-
DARISIEREN (Solidarisierung der Agenten mit den Bürgern: "wir 
20 
alle ... Gemeinwohl" usw.) zur Relativierung oder Verdeckung des 
negativen Ve~fahrens REGULIEREN auf der direkten Ebene (E2) ei n-
gesetzt. In diesem Fall haben wir es nicht mit einer trialogi-
schen Kommunikation zu tun, der Adressat bei der Handlungs-
ebenen, der präsentierten (EI) und der effektiv handlungskoordi-
nierenden (E2) ist der Bürger. Allerdings ist auch diese Kommuni-
kationsform immer öffentlichkeitsbezogen, die Produzenten der zu-
gehörigen Texte sind sich der öffentlichen Wirkung bewußt. In die-
sem Bezug auf eine breite Öffentlichkeit ist daher auch hier das 
Motiv der Inszenierung zu suchen. 
(2) Die Annahme Dieckmanns (1983, 48), daß Doppelung von Verfah-
ren entfällt, wenn die von den politischen Akteuren tatsächlich 
angewendeten Verfahren sowohl den vorgeschriebenen Verfahren ent-
sprechen als auch positiv bewertet sind, wenn also keine Insze-
nierung stattfinden muß und präsentiertes und zur Handlungs-
koordinierung praktiziertes Verfahren zusammenfallen, ist zu kor-
rigieren. Denn die Möglichkeit der Doppelung ist auch hier (und 
zwar für alle positiv bewerteten Verfahren) gegeben, wenn das po-
sitive Verfahren als Folie für mitlaufende, aber negativ bewerte-
te Verfahren (z.B. zur indirekten Beeinflussung des Bürgers, zur 
Erreichung bestimmter Handlungsziele oder zur Durchsetzung be-
stimmter Handlungspläne) 'mißbraucht' wird. 
Dies läßt sich wie folgt an der Dreiecksstruktur veranschaulichen: 
Abb. 3 
Fall (2) scheint der Regelfall für den Bereich der öffentli ch-
institutionellen bzw. öffentlich-politischen (Außen)Kommunikation 
zu sein; er ist z .B . dem Sprachspiel ' öffentlich-politische Mei-
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nungs- und Willensbildung' zuzuordnen (vgl. weiter unte n). In 
diesem Fall also wird an sich nichts inszeniert. Denn das präsen-
tierte Verfahren hat durchaus handlungskoordinierende Funktion. 
Im Parlame nt bzw. in der öffentlichen Debatte des Bundestags ha-
ben die politischen Akteure die Aufgabe, Gesetzesvorschläge zu 
beraten und Gese tze zu verabschieden (vgl. Dieckmann 1981, 277) . 
Hier ist also DELIBERIEREN b zw. BERATEN das erwartete/vorgeschrie-
bene und von der Öffentlichkeit positiv eingeschätzte kommunika-
tive Verfahren, das - na c h Dieckmann - auf der Ebene EI der Prä-
s entat ion angewendet werden müßte. Die Präse ntation wird aber 
durch zahlreiche Elemente des faktischen Verhaltens der politi-
schen Akteure gestört, d . h. daß die Präsentierung und Praktizie-
rung des DELIBERIERENS als Folie für die kommunikative Realisie-
rung anderer, negativ bewerteter Verfahren eingesetzt wird und 
das DELIBERIEREN selbst einen 'zwieschlachtigen ' Charakter im 
Sinne Edelmans annimmt. Diese unter dem Deckmantel der Be ratung 
mitlaufenden Verfahren lassen sich unter dem Begriff de s 'Redens-
zum-Fenster-hinaus' zusammenfas sen: WERBEN (Aktivi e rung des Bür-
gers durch in die Beratung eingestreute Imagepflege oder Wahlver-
sprechen), LEGITIMIEREN (Rechtf e rtigung geschehe ner Handlungen 
oder zukünftiger Handlungsplane , Programme) oder POLEMISIEREN 
(Bloßstellung des politischen Gegners im Parlament). Mit den bei-
den ersten negativen Verfahren WERBEN und LEGITIMIEREN verlassen 
die Akteure den Rahme n der Interaktionss ituation und wende n sich 
an den Bürger, während POLEMISIEREN auf d er Ebe ne zwischen den 
polemisierenden Akteuren selbst realisiert wird und erst indirekt 
auch a uße r halb d er Interaktionssituation zum Tragen kommt. 
(3) Allerdings e rscheint auch diese Rekonstruktion noch zu sche-
matisch. Zwar ist das präsentierte Verfahren DELIBERIEREN hier 
ein vorgeschriebenes und positiv bewertetes Verfahren, es dürfte 
j e doch nur partiell die Funktion der tatsachli chen Handlungskoor-
dinierung zwischen den Akteuren erf üllen. De nn das eigentliche 
Beratungsverfahren findet außerhalb (oder im Vorfeld) der Plenar-
debatten in Ausschüssen, Fraktione n und Arbe its s itzungen (Dieck-
mann 198 3 , 72) sta tt, in der Plenardebatte werden langst ' aus-
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diskutierte' Probleme nochmals aufgegriffen und 'scheinbar' neu 
behandelt. Insofern ist das präsentierte Verfahren DELIBERIEREN 
doch nur partiell handlungskoordinierend, partiell auch insze-
niert. Durch diese teilweise Entlastung des vorgeschriebenen Ver-
fahrens von seiner intrumentell-koordinierenden Funkti~n werden 
kommunikative Freiräume geschaffen , in denen die Akteure die an-
deren, negativ bewerteten und an den Bürger gerichteten Verfah-
ren verdeckt realisieren können. Fall (3) stellt somit eine Art 
Mischung von Inszenierung im engeren Sinne (vgl. Fall (1» und 
Doppelung (vgl. Fall (2» dar. 
Die negativ und positiv bewerteten Verfahren scheinen in charak-
teristischer Weise auf die verschiedenen kommunikativen Handlungs-
bereiche (vgl. dazu den dritten Beitrag dieses Bandes) des Poli-
tischen sowie auf jeweils bereichsspezifische Sprachspiele und 
Textsorten verteilt zu sein: 
Negativ bewertete Verfahren wie REGULIEREN oder VERHANDELN werden 
als vorgeschriebene Verfahren sowohl im Bereich der nur institu-
tionsexternen politischen Kommunikation, also in der Kommunika-
tion zwischen Institution/Behörde und Bürger, als auch im Bereich 
der nicht-öffentlichen internen politischen Kommunikation, also 
in der Kommunikation zwischen den (Agenten der) Institutionen 
realisiert (z.B. in Textsorten wie Gesetz, Verordnung, Anweisung, 
Mahnung). 
Negativ bewertete Verfahren wie AKTIVIEREN (im Sinne von ÜBER-
REDEN) , WERBEN, LEGITIMIEREN werden im Bereich der öffentlich-
pOlitischen (Außen)Kommunikation, also in der Kommunikation zwi-
schen Politiker und Bürger, realisiert (z . B. in Textsorten wie 
Wahlbroschüre, -slogan, -rede). 
Die positiv bewerteten (zum Teil vorgeschriebenen) Verfahren DE-
LIBERIEREN, INFORMIEREN, UNTERWEISEN, SOLIDARI SIEREN , DISKUTIE-
REN usw. werden dagegen fast ausschließlich im Bereich der öffent-
lich-politischen Außenkommunikation zwischen den politischen Ak-
teuren selbst sowie in der Interaktion zwischen den politischen 
Akteuren und den Bürgern angewendet (und in Texten realisiert 
wie Nachrichten, Leitartikel, Aufklärungsbroschüre, Podiumsdis-
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kussion, Streitgespräch). Diese Verfahren können aber auch in-
szeniert werden oder als Folie dienen, um die oben genannten ne-
gativ bewerteten Verfahren in Sprachspielen des Kommunikations-
bereichs Behörde - Bürger, des institutionsinternen Bereichs und 
des öffentlich-politischen Bereichs zu ersetzen oder zu relati-
vieren - allerdings nur unter der Voraussetzung, daß j e we ils 
gleiche oder ähnliche kommunikative Rahmenbedingungen gelten. 
Als Fazit von 1.2.2. kann festgehalten werden, daß bei der Insze-
nierung pOlitischer Realität durch die Doppelung kommunikativer 
Verfahren der Faktor der positiven Bewertung dieser Verfahren 
bzw. ihrer positiven Einschätzung durch die Öffentlichkeit (die 
möglicherweise durch eine gewisse Nähe der institutionellen Ver-
fahren zu alltagsweltlichen Verfahren bedingt sein mag) alle an-
deren Faktoren - z.B. den der instrumentellen Eignung oder den 
des Vorgeschriebenseins - zu dominieren scheint. Offenliegend 
ist bei der Doppelung oder des Mehrfacheinsatzes der Verfahren 
immer die positive Bewertung des demonstrierten/präsentierten 
Verfahrens. Dieses ist in der Rege l e in Makroverfahren (z.B. DE-
LIBERIEREN), während die mitlauf enden Verfahren (z.B. WERBEN) 
Mikroverfahren sind. 
Fragt man nach der Zuordnung bestimmter Verfahren zu den aus-
grenzbaren Teilbereichen der Politik mit ihren je verschiedenen 
Sprachspielen und Textsorten, so laßt sich die Doppelung kommu-
nikativer Verfahren vor allem in den trialogischen Kommunika-
tionsereignissen des öffentlich-politischen Bereichs (also in 
der Kommunikation zwischen Politiker und Bürger bzw. Massenöf-
fentlichkeit, in massenmedia len Interviews, Podiumsdiskussionen 
und Streit- oder Rundgesprächen, aber auch in Plenardebatten des 
Bundestags) und in geringerem Umfang auch im Bereich der insti-
tutionsexternen Kommunikation zwischen Behörde und Bürger beob-
achten. 
Für eine Klassifizierung politischer Texte ist die Frage zu klä-
ren, ob und wie sich die Doppelung der Verfahren in den für die 
beiden genannten Bereiche usu e llen Textsorten auswirkt, besonders 
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auf die Struktur der Texte und den pragmatischen Textgehalt, d.h. 
a uf die in einem Text realisierte Sprecherhandlung , die beabsich-
tigte Textwirkung, die Sprechereinstellung und den textuellen Be-
ziehungsaspekt (vgl. unten S. 30). Sprechakttheoretisch gesehen 
könnte der Doppelung der Verfahren in Verbindung mit der Verdop-
pelung der Adressaten eine Z\~eisträngigkeit von verschiedenen 
sprachlichen Handlungen in der direkten Beziehung der politischen 
Akteure (direkte Sprechhandlungen) einerseits und in der indirek-
ten Beziehung zwischen den Akteuren und der Öffentlichkeit (in-
direkte Sprechhandlungen, vgl. Searle 1982) andererseits entspre-
chen oder auch zweierlei perlokutionärer Effekt auf Seiten der 
Hörer, dem auf Seiten des Sprechers nur ein e Illokution ent-
spricht. Handlungstheoretisch betrachtet könnten zweierlei kommu-
nikative Strategien angesetzt werden, die sich in der (Tiefen )-
Struktur der Texte zum einen als verständigungsorientiertes Spre-
chen (zwischen den Akteuren) und zum anderen als erfolgsorien-
tiertes Sprechen (zwischen dem Akteur und dem Bürger) niederschla-
gen. Ein einschlägiges Beispiel hierfür wäre die Plenardebatte im 
Bundestag. Aber auch in Texten, die über politisches Geschehen 
berichten oder es kommentieren, ist die Struktur der Doppelung 
vage angelegt. 
Auf konkrete Texte des Bere ichs der öffentlich-institutionellen 
Kommunikation, z.B. auf politische Leitartikel oder Kommentare 
bezogen, bedeutet das folgendes: Komme ntieren heißt, politische 
Sachverhalte von einem bestimmten Maßstab aus zu bewerten. Die 
Sachverhalte werden entweder als bekannt vorausgesetzt oder sie 
müssen erst bekannt gemacht werden; dies geschieht durch das Ver-
fahren des Informierens oder Mitteilens. Dabei ist für die Text-
struktur von Interesse, wie die Verfahren des Informierens und 
Bewertens realisiert werdeQ (z.B. sukzessive oder simultan), wel-
ches Verfahren das andere überlagert (z.B. als Folie benutzt wird 
für die Realisierung des anderen) und wie der Textaufbau bzw. sei-
ne Argumentationsstruktur dadurch determiniert ist. 
Adressaten politischer Kommentare sind zum einen solche Leser, 
die nicht selbst Akteure im politischen Bereich sind, zum anderen 
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solche, auf die oder deren Handlungen im Kommentar referiert Ivird . 
Bewerten kann hier realisiert werden, indem Warnungen, Ratschl~­
ge, Vorwürfe in Bezug auf die zweite Adressatengruppe ausgedrUckt 
werden; damit werden auch den Adressaten der ersten Gruppe spezi-
fische Bewertungen vermittelt . Bewertende Sprecherhandlungen sind 
(nach v. Polenz 1985, 236) solche, bei denen eine bewertende Ein-
stellung ganz offen den Kern der Haupthandlung des Satzinhaltes 
darstellt, die in verschiedenen untergeordneten kommunikativen 
Verfahren realisiert werden: LOBEN, ANERKENNEN, WÜRDIGEN, BEMÄN-
GELN, TADELN, BEANSTANDEN, REKLAMIEREN , ZURECHTWEISEN usw. In po-
litischen Kommentaren (und sogar Nachrichten) spielen aber auch 
solche bewertende Sprechereinstellungen eine wichtige Rolle, die 
nur n e ben bei geaußert werden; dazu gehören u.a. "Wort-
konnotationen" (v. Polenz 1985, 236), d.h. Bedeutungskomponenten, 
die dem Wort einen bewertenden Plus- oder Minus-Wert geben. 
Grundsatzliche Verfahren in politischen Kommentaren sind außer 
Bewerten auch REFERIEREN, INFORMIEREN/MITTEILEN und ARGUMENTIEREN 
Für die unterschiedliche Realisierung dieser Verfahren - d.h. ih-
rer Anwendung als inszenierte Verfahren oder als Folie für wieder 
andere Verfahren - gibt es jeweils Alternativen , deren jeweilige 
Wahl auch den pragmatischen Textgehalt dieser Textsorte maßgeb-
lich bestimmt. 
Zwischen den Strategien der Doppelung und Inszenierung der kom-
munikativen Verfahren auf Textebene und dem Mechanismus der per-
suasiven Definition auf lex ikalischer Ebene besteht ein unmittel-
barer Zusammenhang: Beide Strategien sind von Bedeutung im Be-
reich taktisch-politischen oder öffentlichkeitswirksamen Sprach-
gebrauchs. Die Anknüpfung an allgemein Anerkanntes oder in der 
Öffentlichkeit Bekanntes und positiv Bewertetes verbindet die 
Strategie der Inszenierung politischer Realität (z.B. durch An-
wendung des kommunikativen Verfahrens PERSUASION) mit der per-
suasiven Definition, deren Wesen ja auch in der deskriptiven Um-
deutung oder Manipulation der Realitat besteht. Auch die persua-
sive Definition als Sonder form der manipulativen Definition er-
folgt wie die Inszenierung politischer Realitat im Sinne gruppen-
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und interessetypischer Handlungsorientierungen (vgl . Strauß/Zi-
fonun 1985, 400) mit jeweils vergleichbaren Wirkungsabsichten 
bezüglich der Hörerschaft/Öffentlichkeit. 
Der deskriptive Gehalt eines öffentlich bekannten, positiv be-
werteten Verfahrens wird dadurch ge~ndert , daß dieses Verfahren 
auf der Ebene der Inszenierung ein vorgeschriebenes negativ be-
wertetes Verfahren verdeckt bzw. daß dieses Verfahren als Folie 
für die Mitführung oder Realisierung anderer negativer Verfahren 
dient . In Analogie zur Beschreibung persuasiver Definitionen kann 
man sagen, daß der evaluativ-positive Gehalt von DELIBERIEREN 
beibehalten, aber der deskriptive Gehalt durch den Gehalt von 
mitlaufendem WERBEN unmerklich im Sinne des Akteurs geändert wird. 
Denn bei der persuasiven Definition wird ebenfalls der evaluativ-
positive Gehalt von Wörtern beibehalten, deren Klassifikations-
potential oder deskriptiver Gehalt unmerklich verändert werden 
soll im Sinne des Sprechers . 
Die positive Wertungsfunktion von Wörtern und die positive Ein-
schätzung von kommunikativen Verfahren wird ausgebeutet , indem 
der deskriptive Gehalt in einer den Zielen des Akteurs/Sprechers 
entsprechenden Weise geändert wird unter Beibehaltung und Aus-
nutzung der kalkulierbaren positiven Bewertung. 
Nochmals kurz zusammengefaßt , stellt sich das Verhältnis von Wer-
tung und Doppelung bzw. Inszenierung wie folgt dar : 
a) wegen seines positiven Gehaltes wird ein Verfahren als Folie 
für andere (negativ bewertete) Verfahren benutzt : Doppelung . 
b) wegen seiner negativen Bewertung wird ein Verfahren durch In-
szenierung eines positiv bewerteten Verfahrens verdeckt. 
1.2 . 3. Makro- und Mikroverfahren 
Die in Abschnitt 1.2.1. eingeführten zehn Makroverfahren können 




(1) genauere Differenzierung der (sozialen) Beziehung der Be-, 
teiligten bzw. ihrer Interaktions-Disposition, z.B. WERBEN 
kontra AUFFORDERN bei AKTIVIEREN 
(2) genauere Beachtung des Gehalts eines Verfahrens 
z.B. ÜBERZEUGEN (mit Argumenten) 
ÜBERREDEN (durch Manipulation) 
(3) genauere Berücksichtigung von (1) in Verbindung mit der 
Problemstruktur des Sachverhalts (bei der Wahl der kommu-
nikativen Verfahren) : 
Zur Lösung eines Problems steht oft mehr als ein Verfahren 
alternativ zur Verfügung ~lie umgekehrt ein kommunikatives 
Verfahren zur Lösung mehrerer verschiedener Problemsitua-
tionen verwendet werden kann. 
So wie man nicht jeden Interaktanten beliebig zu allem auf-
fordern kann, nicht jeder jedem befehlen kann, so kann man 
nicht über jedes Thema deliberieren und jedes Problem zum 
Gegenstand von Verhand lungen machen. 
Wie in Abschnitt 1.2.2. gezeigt, kann das kommunikative 
Verfahren (z.B. innerhalb der institutionsexternen Kommu-
nikation) einerseits vorgeschrieben sein: im Grundgesetz 
wird festgelegt, welches Verfahren bei der Verabschiedung 
von Gesetzen den Willensbildungsprozeß steuern soll, nam-
lich die Beratung, nicht die Verhandlung; andererseits 
kann das kommunikative Verfahren auch uneigentlich oder 
indirekt zur Anwendung kommen: in politisChen Institutio-
nen stimmt das Verfahren , das tatsachlich den Entschei-
dungsprozeß steuert, nicht immer mit dem vorgeschriebenen 
oder mit dem von der Öffentlichkeit erwarteten überein. 
Ein positiv bewertetes Verfahren, z.B. DELIBERIEREN, wird 
vor der Öffentlichkeit formal-kommunikativ realisiert, ob-
wohl die Entscheidung auf anderem Wege, z .B. durch VER~ 
HANDELN, erreicht wird bzw. im Vorfeld des DELIBERIERENS 
bereits erreicht , der Entscheidungsprozeß also schon abge-
schlossen ist. 
Ich ordne hier vorlaufig den beiden Makroverfahren AKTIVIEREN 
und REGULIEREN folgende Mikroverfahren zu: 
AKTIVIEREN : WERBEN 
ÜBERZEUGEN 
ÜBERREDEN 





Mikroverfahren sind der Text- und auch der Sprechaktebene näher 
als (die bereichsenthobeneren) Makroverfahren (vgl. nachsten Ab-
schnitt) . 
1.3. Zum Begriff 'pragmatischer Textgehalt' 
Ich gehe hier von einem Schema für die Komponenten des Satzin-


























ILLOKUTION/ PROPOSITIO- KONTAKT UND 







Neben dem propositionalen Gehalt oder Aussagegehalt bildet der 
eigentliche pragmatische Gehalt/Handlungsgehalt "die andere, 
ebenso obligatorische Hälfte des Satzinhaltes. Er besteht nicht 
nur aus den sprechakttheoretischen Komponenten ILLOKUTION, PERLO-
KUTION und PROPOSITIONALE EINSTELLUNG, die wir normalsprachnäher 
SPRECHERHANDLUNG, BEWIRKUNGSVERSUCH und SPRECHEREINSTELLUNG nen-
nen ... Der Ausweitung der Sprachpragmatik auf Soziales hin 
werden wir gerecht mit der (noch sehr pauschal benannten 1 Kompo-
nente KONTAKT UND BEZIEHUNG" (v. Polenz 1985, 951. 
Dieses Schema ist auf die Textebene mit gewissen Einschränkungen 
übertragbar, wie vor allem die neue re Textgrammatik, die die Ganz-
heitlichkeit von Texten und ihren Status als genuine Einheiten 
herausarbeitet (vgl. z.B. van Dijk 1972, de Beaugrande/Dressler 
1981, Moskalskaja 19841, gezeigt hat. Wichtig für die Textklassi-
fikation ersche int vor allem die rechte Hälfte in v. Polenz' Sche-
ma, da sie anders als die Vielfalt unterschiedlicher 'Text-Gehal-
te' im Sinne der Summe propositionaler Gehalte der einzelnen satz-
förmigen Textbausteine einer zusammenfassenden Strukturierung zu-
gänglich ist . Ich nehme folgende Übertragungen von der Satz- auf 








---> [1] dominierender Sprechhand-
lungstyp in einem Text (-teil, 
-absatzl 
---> [2] beabsichtigte Textwirkung 
---> [3] (im Textabschnittl dominie-
rende Sprechereinstellung 
---> [4] textueller Beziehungsaspekt 
[1] In kohärenten Kurztexten oder in den kohärenten Teilen eines 
langen Textes, der als 'Makrotext' aus einer Folge in sich kohä-
renter 'Mikrotexte' aUfgebaut ist (vgl. Moskalskaja 1984, 18f. I, 
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ist es jeweils möglich, den bzw . die dominierenden Sprechhand-
lungstypen auszumachen: z .B. in einer 'Erörterung' die dominie-
rende 'Behauptung ', flankiert von ' rhetorische Fragen stellen', 
'Definieren' (vgl. Moskalskaja 1984, 60), in einer Gebrauchsan-
leitung dominiert das 'Anweisen', neben beschreibenden Passagen 
usw. Analysiert man Sprechhandlungen unter dem Aspekt der kommu-
nikativen Intention, wie z.B . Moskalskaja (1984) es tut , so er-
gibt sich ein direkter Zusammenhang zwischen dominierendem Sprech-
handlungstyp und dominierender kommunikativer Intention . Moskal-
skaja erläutert dies an folgendem Beispiel: 
Ihr' NORIS-Diapmjektor' ist fUr' die am 7'ypenschild angegebene 
Spannung (Ivechselstr'omJ vel'wendbar' . Bei eingebautem Spannungs -
wähleI' muß diesel' aUf die vOr'handene Netzspannung eingestellt 
weroen. 
Die kommunikative Intention des ersten Satzes dieser transphrasti-
sehen Einheit besteht darin, zu informieren, diejenige des zweiten 
Satzes , zu unterweisen und zu einer entsprechenden Handlung aufzu-
ford ern. 
Allerdings dürfte zwischen der e rste n und der zweiten Intention ei n 
enger Ursache-Folge-Zusammenhang bestehen, außerdem ist die Inten -
tion, zu unterweisen und zu einer bestimmten Handlung aufzufordern, 
vorhe rrschend, kann sie als die Hauptintention der transphrastiscllen 
Einheit wie übrigens auch des ganzen Textes der Gerätebeschreibung 
gelte n. Zusammenfassend kann man sagen , daß der Text eine dominie -
rende kommunikative Intention hat, die sich je nach der Mitteilungs-
aufgabe des Textes als Verknüpfung spezieller kommunikativer Inte n-
tionen realisieren kann. 
Moskalskaja 1984, 57 
l2] Die beabsichtigte Textwirkung (Textperlokution) halte ich für 
eine sehr wichtige Größe. Sehr viel starker als einzelnen Illo-
kutionen, die in ihren perlokutiven Absichten stark kontextabhän-
gig sind, ist ganzen Tex t e n eine identifizierbare Wirkungs-
absicht zuordenbar. Die Kategorie 'Bewirkungsabsicht' kann daher 
als eine genuin textpragmatische Kategorie betrachtet werden. Die 
intendierte Textwirkung von Gebrauchstexten (z.B. Gerätebeschrei-
bung) ist, daß der Adressat die Bedienung des Gerätes beherrscht; 
die intendierte Textwirkung des Grundgesetztextes ist die "Rechts-
geltung in Institutionen und Befolgung durch Rechtssubjekte" (v. 
Polenz 1985, 227). 
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Allerdings steht ander s als für Sprechhandlungen, wo ei ne Reihe 
vo n Klassifikationsvorschlägen vorliegt, eine empirisch gesicher-
t e Typologisierung von Bewi rkungskategorien noch aus. Solche Ka-
tegorisierungen der Textwirkungsabsicht e rsche inen immerhin mög-
lich, wenn man annimmt, daß wi e mit einzelnen Sprechhandlungen, 
so auch mit der Folge von Spr e chhandlungen unter einer dominie-
renden Illokution innerhalb ei nes Textes "regelhaft aber stark 
kontextbedingt" (v . Polenz 1985, 225) "en~artbare Bewirkungen " 
verbunden sind. Diese sind selbstverständlich zu unterscheiden 
von den tatsachlichen Fo lgen, die konträr zu den Bewi rkungsab-
sichten des Sprechers oder Autors liegen können . 
Bei der Verallgemeinerung von Textwi rkungsabsichten als Zuschrei-
bungen für Textsorten können tei lwe ise Anregungen a us der klassi-
schen Rhetorik übernommen werden. 
[3] Unter dominierender Spr eche r e in s tellung in e inem Te xt(ab-
schnitt) ist diejenige kognitive, vo luntati ve/deontische oder be-
wertende ( evaluative ) Einstellung z u verstehen, die der Sprecher/ 
Autor gegenüber dem Textgehalt vorwiegend einnimmt. Sie wird mit 
Ausdrücken für proposi tionale Einste llungen ~Iie wissen, glauben , für 
wahrscheinlich halten, vermuten .. . (= kognitive Einstellungen) oder 
wollen , wünschen , befürchten, hOffen , sollen . . . (= volunta ti ve/deonti-
sche Einstellungen) oder fÜr> gut/schlecht halten, für wünschenslJe rt/ab-
zu lehnend halten . . . (= evaluati ve Einstellungen) beschrieben. 
Dominierende Sprechereinstellung und dominierende Illokution hän-
gen oft eng zusammen. 
[4] Der textuelle Beziehung sas pekt : Hierher gehört zum einen die 
Produzenten-Adressaten-Konstellation , d.h. die sozialen Beziehun-
ge n, die als Voraussetzung für das Zus tandekommen und Wirksamwer-
den eines Textes anzusehen sind (Status und Rolle von Textprodu-
zent und Adressat). Zum andere n gehört hi erher auch der textimma-
nente Aspekt, namli c h di e Frage , wie welche sozialen Bez i e hungen , 
welche Selbst- und Partnereinschätzungen durch den Text herge-
. s t e llt werden (Image -Pflege , Kontakt-Rituale). 
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1.4. Zur Abgrenzung der drei Großen 'Sprachspiel' , kommuni-
katives Verfahren' und 'Textgehalt' 
Sprachspiel und kommunikatives Verfahren : 
Die Abgrenzung zl'lischen Sprachspiel und kommunikativen Verfahren 
dürfte klar geworden sein: Sprachspiele sind Teile einer bestimm-
ten sozialen Wirklichkeit , in denen die allgemeinen Strukturen 
von Kommunikationsprozessen - also kommunikative Verfahren - spe-
zifisch eingesetzt werden . Sprachspiele lassen sich u.a . durch 
die spezifische Häufigkeit oder Kombination von kommunikativen 
Verfahren charakterisieren. 
Kommunikatives Verfahren und Text: 
Kommunikative (Makro)Verfahren und Texte verhalten sich zueinan-
der wie Prozeß und Resultat: Texte sind Produkte , die bei kommu-
nikativen Verfahren als komplexen Aktivitäten hergestellt werden . 
Bei komplexen Verfahren mit einer dynamisch-resultativen Struktur 
wie SCHLICHTEN , VERHANDELN können Texte unterschiedlichen Phasen 
als Zwischenergebnisse oder Endergebnis zugeordnet werden : So bei 
dem kommunikativen Verfahren VERHANDELN: Dort kann ein Text pro-
duziert werden, der z.B. die Ausgangsposition beider Partner for-
muliert/ ein anderer , der ein Angebot eines der Partner in einem 
fortgeschrittenen Stadium fixiert, oder einer, der das Endergeb-
nis (den Vertrag) formuliert. 
In ähnlicher Weise kann auch das 'Gesetzgebungsverfahren' im deut-
schen Parlament in seinen verschiedenen Entscheidungsphasen tex-
tuell festgemacht werden (Gesetzesinitiative - Vorlage, Kompro-
mißvorschlag USI~ . ). Auch das Verfahren des PROTESTIERENS kann in 
solchen Phasen mit jeweils verschiedenen Textprodukten ablaufen. 
Bezogen auf einen bestimmten Gehalt, also z.B . einen durch Ge-
setzgebung zu regelnden Sachverhalt, sind hier also potentiell 
ein e m Verfahren mehrere phasenbezogen verschiedenartige Tex-
te zugeordnet . Diese Texte haben innerhalb des Verfahrens unter-
schiedliche Funktion, sie sind nicht austauschbar oder iterativ 
bezüglich ihres Gehaltes und ihrer Bewirkungsabsicht. wir bezeich-
nen diese Art des Zusammenhanges zwischen dynamisch-resultativen 
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Verfahren und Texten als 'primär phasenbezogen/nicht-iterativ'. 
Weniger resultative und komplexe Verfahren wie etwa INFORMIEREN , 
LEGITIMIEREN, ARGUMENTIEREN , AKTIVIEREN werden, bezogen auf ei -
nen bestimmten Gehalt, oft nur durch ein e n Text verwirk-
licht: Ein Leitartikel informiert über einen politischen Sachver -
halt, eine Wahlrede aktiviert potentielle Wähler. Aber an diesem 
Beispiel wird klar , daß gerade weniger resultativ-dynamische Ver-
fahren oft erst durch häufige Iteration oder Variation gelingen: 
Die Aktivierung von Wählern durch eine bestimmte Partei/einen 
Kandidaten in einem bestimmten Wahlkampf geschieht nicht durch 
ein e Rede , sondern durch eine Vielzahl von Reden, Drucker-
zeugnissen, Veranstaltungen usw. Bezogen auf einen Gehalt, also 
z.B. einen bestimmten politischen Sachverhalt, über den Meinun-
gen gebildet werden sollen, ist hier also einem Verfahren jeweils 
ein Text (eines Autors) bzw. eine Reihe untereinander diskon-
tinuierlicher Texte zugeordnet , die zueinander im Verhältnis der 
Iteration oder Variation stehen . Wir bezeichnen diese Art des Zu-
sammenhanges zwischen nicht-dynamisch resultativen Verfahren und 
Texten als 'primär einmalig-abgeschlossen' oder 'diskontinuier-
lich-iterativ' . 
Das Verhältnis von Text und kommunikativen Verfahren, zumal Mi-
kroverfahren, kann auch so aussehen, daß der Text ein M i s c h-
pro d u k t mehrerer (Mikro)Verfahren ist. 
Wenn diese (Mikro)Verfahren ein e m Makroverfahren zuzuord-
nen sind, z.B. WERBEN, AUFFORDERN, ÜBERREDEN alle dem Makrover-
fahren AKTIVIEREN, so entsteht kein Problem: Der Text kann als 
komplexe Einheit begriffen werden. 
Erscheint ein Text als Produkt ver s chi e den e r Makro-
verfahren so kann man unterscheiden 
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- Bestimmte Makroverfahren stehen in einer inhaltlicheOn 
Beziehung zueinander, sie können in einer Texteinheit 
gemeinsam auftreten, sich gegenseitig stützen, bedingen 
usw. So ist z . B. die Spezialisierung WERBEN (von AKTI-
VIEREN) in einer Wahlrede geradezu angewiesen auf die 
komplementären Verfahren LEGITIMIEREN mit der dominier e n-
den Illokution 'Selbstdarstellung' , 'Leistungsnachweis' 
und (gegen den politischen Rivalen) POLEMISIEREN (vgl. 
dazu den Abschnitt 1.2 . 2. über die Doppelung und Insze-
nierung kommunikativer Verfahren). 
- Besteht kein solches Bedingungsverhältnis zwischen den 
in einem Text nachweisbaren Makroverfahren, so muß man 
den Text als potentiell inkohärent, als Mehr-Texte-Text, 
auffassen. 
Sprachspiel und Text (und kommunikatives Verfahren): 
Texte sind die statischen Produkte eines bestimmten Sprachspiels 
(als konkreter Interaktionszusammenhang) in Realisierung eines 
bestimmten kommunikativen Verfahrens , das in diesem Sprachspiel 
'mitspielt': Ein Leitartikel in einer Tageszeitung ist ein Pro-
dukt innerhalb des Sprachspiels ' öffentliche politische Meinungs-
bildung in der BRD' in Realisierung des kommunikativen Verfah-
rens INFORMIEREN mit der Möglichkeit der Doppelung durch Re ali-
sierung der komplementären Verfahren KOMMENTIEREN, BEWERTEN oder 
URTEILEN. 
2. Darstellungsziel: Modelle der Textklassifizierung und 
Textcharakterisierung 
Die in 1. eingeführten drei Größen sollen der Textklassifizierung 
und -charakterisierung im Zusammenhang des lexikographischen Vor-
habens 'Schwere Wörter in der öffentlich-politischen Kommunika-
tion' dienen. Man mag nun fragen, ob alle drei Größe n nötig sind 
oder ob hier nicht eine gewisse Redundan z vorliegt, vor allem, 
wenn man davon ausgeht, daß in der Kategorie des 'pragmatischen 
Textgehaltes' alle relevanten Informationen enthalten sind. 
Alle drei Größen dienen jedoch unterschiedlichen Zielsetzungen 
und werden 1 e x i kog rap his c h unterschiedlich umge-
setzt: 
- Nur die Kategorie 'Sprachspiel' bietet in unserem Zu-
sammenhang di e Möglichkeit, konkretes Sach- und Hand-
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lungswissen über einen Ausschnitt strukturiert darzu-
stellen. 
Da von den drei Größen vor allem das Sprachspiel unmit-
telbar zu den frames (semantische oder Handlungsrahmen) 
führt, kann bei der Beschreibung von Sprachspielen die 
frame-Theorie zum Tragen kommen: 
Sprachspielanalyse wird sich lexikographisch vor allem 
in ' onomasiologischen' oder begrifflichen oder auch 
sachlich-thematischen Überblicks- und anderen Sammelar-
tikeln niederschlagen. 
Der Sprachspielgedanke erlaubt es auch, die zu einem 
Handlungsbereich gehörigen verschiedenartigen Textsor-
ten gemäß ihrem unterschiedlichen Stellenwert in e i-
n e m Sprachspiel zu bewerten und so eine funktional 
g a n z h e i t I ich e b e r e ich s i m m a-
n e n t e 
zunehmen. 
Per s p e k t i v e auf die Texte ein-
- Nur die Kategorie 'kommunikatives Verfahren' erlaubt es, 
ver s chi e den e Sach- und Handlungsbereiche 
unter dem Gesichtspunkt ihrer Zugehörigkeit zur sozia-
len Welt und zu gemeinsamen sozialweltlichen Prozessen 
zu fassen. So können (b e r e ich s übe r g r e i-
f end Tex t e mit g lei c her H a n d -
I u n g s fun k t ion einander zugeordnet werden 
(vgl. hier den wichtigen Aspekt der Beziehungen im Wort -
schatz verschiedener Bereiche). 
- Nur die Kategorie 'pragmatischer Textgehalt ' erlaubt es , 
Texte, die ein e m Handlungsbereich , ein e m 
Sprachspiel und ein e m kommunikativen Verfahren 
zuzuordnen sind , in verschiedene funktionale Subklassen 
zu differenzieren . Ein Bedarf nach dieser Subklassifi-
zierung besteht mit Sicherheit, wenn man bedenkt, daß 
Wahlprogramme, Wahlreden, Wahlslogans usw. alle dem 
Sprachspiel 'politische Werbung' und dem kommunikativen 
Verfahren AKTIVIEREN zuzuordnen, aber von ihre n konkre-
ten Textfunktionen, also z.B . ihrer Textwirkungsabsicht, 
ihrem Adressatenbezug oder ihrer illokutiven Gestaltung 
her doch unterschiedlich einzuordnen sind. 
Der pragmatische Gehalt also erlaubt es , Texte unter ei-
ner d i f f e ren z i e ren d b e r e ich s i m-
man e n t e n Per s p e k t i v e zu fassen. 
An drei Beispielen sollen die verschiedenen Möglichkeiten einer 
Kreuzklassifizierung von (Textpragmatik), kommunikativem Verfah-
ren und Sprachspiel angedeutet werden . Dabei wird die Position 
Textpragmatik nicht ausgefüllt (siehe unten) und zwischen Makro -
und Mikroverfahren unterschieden . 
Erläuterung zur Lesart der drei Graphiken: 
(gestrichelte) Pfeile sind wie folgt zu lesen: 'Pragmatischer 
Textgehalt X bzw. Y realisiert Verfahren ... '; 
(durchgehende) Pfeile sind ~Iie folgt zu lesen : 'Pragmatischer 
Textgehalt ist zugeordnet dem Sprachspiel . . . ' 
Stark vereinfacht und ohne konkrete Ausfüllung liegt den drei 
Beispielen folgendes Klassifikationsmodell zugrunde: 
Abb. 4 Textsorte 1 Textsorte 2 
I I 
Textgehalt x~' '- '- _ '- /Te/-xtgehalt Y ____ ~ Z 
r- _ / ____ 
~ ,/ I 
I ........ ~;" \ 
. Sprachspiel/ ' A: \ 
~~~'-< 
Verfahren 1 Verfahren 2 Verfahren n 
Textsorte 2 kann hier z.B. hinsichtlich des Sprachspiels 'A'. 
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Textsorte (Aufzeichnung e iner) 
'Debatte Brrger-politiker , 
pragmat.Textgehalt 







-V '" Verfahren: DELIBERIEREN LEGITI~lIEREN PROTESTIEREN 
An den drei Beispielen ist u.a. hervorzuheben, daß die jeweils 
angewendeten kommunikativen Verfahren zueinander e ntweder im Ver-
hältnis der Über- bzw. Unterordnung (Beispiel 1: Makroverfahren 
INFORMIEREN und di e Mikroverfahren KOMMENTIEREN usw.), der Suk-
zessivität oder Prozeßhaftigkeit (Beispiel 2 : VERHANDELN vor RE-
GULIEREN) oder der Doppelung bzw. Inszenierung (vgl. 1.2.2.) ste-
hen können (Beispiel 3: Das Prestigeverfahren DELIBERIEREN dient 
als Folie für LEGITIMIEREN, dadurch Verdoppelung; in bestimmten 
Situationen kann ein positives Verfahren auch inszeniert sein) . 
Das Verhältnis, in dem die einzelnen Verfahren zueinander stehen, 
ließe sich auch anhand von 'indem'- und 'wobei'-Beziehungen re-
konstruieren (vgl. v. Polenz 1985, 215). Wichtig ist, daß alle 
Verfahren, die öffentlich realisiert werden, intentional doppelt 
adressiert sein könne n. Die entsprechenden Texte haben mindestens 
zwei Adressatengruppen. 
Der jeweilige pragmatische Textgeha lt, der die kommunikativen 
Verfahren realisiert ebenso wie ihr jeweils spezifisches Verhält-
nis zueinander, determiniert also in entscheidender Weise die 
Textstruktur der unterschiedlichen Textsorten. 
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3. Protobeispiel: Der Text des Grundgesetzes 
Der Verfassungstext wird hier als Protobeispiel gewählt , weil an 
ihm alle Textcharakteristika klar herausgearbeitet werden können 
und ihm eine spezielle Funktion zukommt: Er ist sprachspielkon-
stituierend, d.h . mit diesem Text erst werden die Voraussetzun-
gen für das Makrosprachspiel 'politische Meinungs- und Willens-
bildung in der BRD' geschaffen dadurch, daß die Regeln und For-
men der pOlitischen Kommunikation sowie die einzelnen Sprachspie-
le und Kommun i kationskreise festgesetzt werden. Er ist eine Art 
'Sprach-Spiel-Regel-Text' - eine Funktion, die ihm neben und im 
Zusammenhang mit seinen 'taktischen' Aufgaben der Konstitution 
und Regelung gesellschaftlicher, staatlicher Ordnung (Institu-
tionen, Rechte , Normen, institutionelle Prozeduren usw.) zukommt . 
Ich erortere zunächst diesen Sprachspiel-Aspekt des Verfassungs-
textes. In diesem Zusammenhang bietet sich die Gelegenheit, eine 
Art frame-Darstellung für die Struktur des Makrosprachspiels ' po-
litische Willensbildung in der BRD' zu entwickeln . 
Erlauterungen zu Abbildung 8 
(1) Zum 'kommunikativen Verfahren ' des Verfassungstextes: 
40 
primär: Der Verfassungstext ist der regulierende Text 
par excellence . Speziell ist in ihm das Mikroverfahren 'NOR-
MEN-SETZEN' in reiner Form verwirklicht. Normen sind hier 
sowohl die Soll-Regeln, denen alle Bürger verpflichtet wer-
den, als auch die Verfahren und Regeln, nach denen staatli-
che Institutionen gebildet und nach denen sie wirksam werden. 
Hier verlauft die Zuordnung zwischen Text und Verfahren nach 
der Struktur 'primär einmalig-abgeschlossen ' . 
sekundär : Der Verfassungstext ist End-Produkt des Verfahrens 
AUSHANDELN, speziell EINE VERFASSUNG GEBEN. D.h . der Text 
ist sekundär auch dem dynamisch-resultativen Verfahren AUS-
HANDELN zugeordnet, die Beziehung zwischen Text und Verfah-

















/ / / 





; : 1· '.ft~~ , ~<>;-"'~ / ~ def . v<" v<" ~ d - _ d f. ~" /,," I '" 
/<iJ /<iJ :;. 
" <>;- ~ <>;- /~ 
/ . ~ /<cJ 




'Meinungs - u.Willens 


















bedingen sich gegenseitig 
de •. 
Die Pfeile sind jeweils auf 
das 'Objekt' gerichtet, z.B. 
auf das 'Ausgehandelte' 
ist der Verfassungstext jedoch nur noch für (Verfassungs)Hi-
storiker, Staatsrechtler, Politikwissenschaftler u.ä. bedeut-
sam . 
(2) Zum ' pragmatischen Textgehalt' der Verfassung : 
dominierende Illokution: Der Text besteht überwiegend aus 
'deklarativen' Sprechakten (vgl . v . Polenz 1985, 227), durch 
die gültige soziale Tatsachen geschaffen werden: Zum einen 
soziale Normen (Grundrechte), zum anderen Inst i tutionen. Die 
typische grammatische Form ist hierfür der Aussagesatz (ohne 
Modalverb), in dem di e Soll-Norm als bereits etabliert darge-
stellt wird: 
Die Iviirde des Menschen ist unantastbar 
,leder hat das Recht auf .•. 
Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich 
Die Bundesrepublik Deutschland ist ... 
Daneben finden sich 'regulative' Sprachakte (im Sinne von 
Habermas 1981), bei denen die Normsetzung direkt durch ein 
Modalverb (dal'f, soll) versprach licht wird. 
(3) Zur 'beabsichtigten Textwirkung' der Verfassung: 
In den Grundrechten ist die beabsichtigte Textwirkung zu An-
fang angedeutet : "Die nachfolgenden Grundrechte binden Ge-
setzgebung , vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmit-
telbar geltendes Recht .. . ihr Bewirkungsziel ist also RECHTS-
GELTUNG und BEFOLGUNG durch Rechtssubjekte" (v. Polenz 1985, 
227) . 
(4) Zur 'Sprecherhaltung' des Verfassungstextes: 
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Die dominierende Sprecherhaltung ist normativ/deontisch (v. 
Polenz 1985, 238) Die Autoren - so erkennt man - halten es 
FÜR NOTWENDIG, FÜR ERFORDERLICH, daß soziale Realität in die-
ser bestimmten Weise geregelt wird. Gleichzeitig halten sie 
es für ZWINGEND, daß die Adressaten sich an die gesetzten 
Normen halten . 
(5) Zum 'textuellen Beziehungsaspekt' des Verfassungstextes 
Status der Handlungsbeteiligten: 
Gesetz-/Verfassungsgeber/staatliche Gewalt - Bürger 
Zwischen Textautoren und potentiellen Adressaten wird k e i-
n e soziale Beziehung indiz i ert oder hergestellt , die über 
die Beziehung anonymer (zur Regelung einer Gesellschaftsord-
nung) Autorisierter und anonymer Teilnehmer/Mitglieder die-
ser Gesellschaftsordnung hinausginge. Die Textautoren sind 
gänzlich hinter das Produkt zurückgetreten, ebenso werden 
die Adressaten nicht angesprochen . 
4. Konstitutive Sprachspiele in der Politik 
An den Textausgangs- und -endprodukten des Verfassungstext-frame 
(Abb. 8) ist wahrscheinlich kein Hinweis auf kommunikative Verfah-
ren wie DELIBERIEREN, AUSHANDELN, LEGITIMIEREN, AKTIVIEREN us\_. 
erkennbar . Diese Verfahren werden jedoch in Zwischenprodukten ma-
nifest , die für die unterschiedlichen, aus dem Makrosprachspiel 
'politische Meinungs- und Willensbildung in der BRD ' ausgrenzba-
ren Sprachspiele konstitutiv sind. Daher sollen einige der durch 
das Makrosprachspiel ' politische Willensbildung in der BRD ' er-
öffneten Einzel-Sprachspiele ebenfalls mithilfe von frame-Darstel-
lungen genauer skizziert werden. Das Augenmerk gilt dabei einer 
Darstellung der Vernetzung folgender Größen: 





- beteiligte Institutionen/Instanzen 
(2) im Sprachspiel wirksame kommunikative Verfahren 
(3) im Sprachspiel im Rahmen bestimmter kommunikativer Ver-
fahren erzeugte Texte (relativ zu bestimmten Textsorten). 
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Frames und Sprachspiele 
Erläuterungen zur schematischen Darstellung der frames : 
Im Mittelpunkt des frames steht das jeweilige Sprachspiel. Ihm 
sind jeweils die Größen zugeordnet. von denen es konstituiert 
wird. Di e durchgezogenen Pfeile charakterisieren jeweils die Art 
des Beitrags der Größe zur Konstitution des Sprachspiels; die 
Pfeile sind auf das Sprachspiel gerichtet: 'Größe . . . konstitu-
iert in bestimmter Weise das Sprachspiel ... ' . 
Die am Sprachspiel beteiligten Handlungspartner stehen in einer 
bestimmten Beziehung zueinander (etikettierter Doppelpfeil); sie 
produzieren/rezipieren bestimmte Texte (Pfeile sind auf die Tex-
te gerichtet) und sie realisieren in diesen Texten kommunikative 
Verfahren (gestrichelte Pfeile): Das Makroverfahren ist vom aktiv 
Handelnden auf den Adressaten gerichtet; die Mikroverfahren ver -
binden e inzelne Textsorten mit den Adressaten. 











Di ese s Sprachspie l ist das in der gcge~w~rtigen BRD dominierende. Hier Gber-
wiegt etwa im Unterschi e d zum folgenden Sprachspiel nicht das persuasive 
~Ioment ( vgl. Kap . 5). 
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Frame 111: Sprachspiel 'politische Werbung' 
Abb. 10 
Handlungs z i e l: Wlhle r Ober-
zeugen , Gberreden, werben 
lnsti tuti,;nen/Instan;';';;-;-:Jl 
Parteien , Inte ressengruppe n,j 
Verbände usw. ~ 
ist~ ~~;-au;- - '- -
Sprac hspie l : 'poli-
tische \'1erbung t 
asymme tri sch 
is eteiligt in 
(pa iv) 
IMa ssenÖffe n t lichk~~Jt, 
--7 I T~ilÖffe ntli chkeit. I 
Burge r . . . ___ ' 
j.-- ?I -?( 11 
Da dieses Sprachs pie l s icher das strategischs t e (erfolgsorientierteste) poli-
tische Sprachspiel ist, ka nn man für die kommunikativen Verfahren vermutlich 
e ine Hierarchie annehmen: 
Abb. 11 
ABSICIITSERKLÄ-
l Ziel: Wähler gewinnen 11 
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~
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Frame IV: Sprachspiel ' gruppenbezogenejparteiinterne politi-
sche Meinungsbildung' 
Fdiungs-ziel-:-'-G-~uppe~/P. artj 
stabilisieren , integrieren, 
Konsens herstellen 
Institution: Politische Par-I 
tei, Interessenverband us". I 
=- -- iS~ -0-----
/-----------------~~ 
Abb. 12 
Sprachspiel: ' gruppenbezogenel 













Dieses Sprachspiel zeichnet sich durch eine Art Doppelbindung der Adressaten 
aus (vgl. oben in 1 . 2.2. die Ausführunge n zum Aspekt der Doppeladressierung 
bei der Am'Jendung kommunikativer Verfahren bzw. der Produktion politischer 
Texte ). Primar \</ird es z\"/ischen den Angehörigen einer Partei g espi e lt und 
dient den Zwecken der Gruppe nstabilisier ung und gruppenbezogenen Me inungsbil-
dung usw.; sekundär jedoch ist in diesem Sprachspiel jeweils auch Außenwir-
kung mit einbezogen , daher ist im fra me eine sekundäre Bez iehung auf den Bür-
ger als passiven Beteiligten durch unterbrochene Linien angedeutet . Ähnlich 
wie der Verfassungstext und Gesetzestexte generell sind auch die Texte die-
ses Sprachspiels Ergebnisse des dynamischen Verfahrens AUSHANDELN: Den Text-
Endprodukten gehen im Vorfeld der Me inungsbildung und Ent sc heidungsfindung 
Vorlagen, Anträge usw. voraus, das Endprodukt stellt oft einen Kompromiß dar, 
in dem unterschiedliche Interess e n e inzelner Parteiflüqel oder Parteirichtun-
gen ausgeglichen werden (zum Leerforme lcharakter solcher 'Kompromißtexte' 
vgl . v. Polenz 1985 , 46f., 144 , 352f. I. 
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Frame V: Sprach spiel 'Politische Bildung' 
Handlung~ziel: schaffun-;- ~o~---~ - ---~ Institution: Schule, Akade-
pullt. BewUßtseIn, ErzIehung zu 
POllt. MÜndlgkeit, Befihlgung 
z u polit. ~Iltbest lmmung, Ver- I 
mlttlung von geSellschaftllchJ 
relevantem Wissen 
mie, Medien, Universit~t, 
Stiftungen von Parteien (Bil-
I 
,dungswerke) , Verlage; Bundes-
I zentr:,~_für pOlit.Bil~ I 
- -
- - - --- . - - - - ---------
Abb. 13 
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formationsbroschuren MITTELN, 
Das Verfahren UNTERWEISEN ha t zwei mögliche Varianten: 
a) jmdn. fiber etwas unterrichten 
bl jmdn . zu bestimmten Handlungen, Haltungen, Einstellungen 
befihigen; 
a) und b) gehbren hier aber zusammen: 
Akteur A unterweist B, 
indem er ihm politisches Faktenwissen (z.B. Staatsbürgerkunde) vermittelt, 
indem er Ideologien, Gesell schaft s ordnungen, Regierungssysteme a nalysiert 
und bewertet, 
indem er über politische (Gruppen )Interessen , Zie le aufklärt. 
5. Diagramme zur Klassifizierung politischer Textsorten 
Texte, die innerhalb des Makrosprachspiels 'politische Willens-
bildung in der BRD' fungieren, also auch die Texte der Textsor-
ten, die für den Bereich 'politi sche Kommunikation' des Handbuchs 
der schweren Wörter als Textbasis ausgewählt werden, können nun 
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mit dem entwickelten Instrumentarium einer ersten Klassifikation 
unterzogen we rden . Dies soll anhand der folgenden Diagramme ver-
sucht we rden . 
Die Diagramme stellen e ine Umsetzung der fram e -Darstellungen für 
politische Sprachspiele in tabellarische Form mit Zentrierung 
auf die Texte und unter zusätzlicher Berücksichtigung des diffe -
renzierenden Merkmals 'pragmatischer Textge halt' (mit Untermerk-
malen) dar: 
Di e Tabelle besteht aus drei Spalten: 
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- Spalte 1: 'Sprachspie l' 
Das jewe ilige Sprachspiel wird mithilfe von vier 
Parametern schematisiert: 
Parameter 1: Name 
2: Handlungsziel/-aufgabe 
3 : Handlungsbeteilgte (Konstellation 
der Kommunikationspartner Produzent 
und Rezipient; symmetrische oder 
asymmetrische Beziehung) 
4 : beteiligte Institutionen/Instanzen/ 
Einrichtungen/Verkehrsformen; 
dadurch werden die 1c===J1 
und die durchgezogenen Pfeile der frames schema-
tisiert. 
- Spalte 2: 'Kommunikative Verfahren' 
Angegeben werden Makro- und Mikrove rfahren . 
Dadurch werden die gestrichelten Pfei le der 
frames schematisiert. 
- Spalte 3: 'Texte/Textsorte n ' 
Jeweils bestimmten Teilfelde rn von Spalte 2, also 
bestimmten Menge n von Mikroverf a hren relativ zu 
ein e m Makroverfahren, werden Texte/Textsor-
ten zugeordnet. Dadurch werden die gestrichelten 
Pfeile der frames genauer lokalisiert. 
Außerdem werden hier (meist in rund e n Klammern) 
Kurzcharakterisierungen gegeben zur 
dominierenden Illokution } 
beabsichtigten Textwirkung 
dominierenden Sprechereinstellung 







1. Diagramm: Kommunikative Verfahren und Textsorten des Sprachspiels 'öffentlich-politische Meinungsbildung' 
Sprachspiel 
Parameter 








I (objektive bis tenden-
Iziesel Darstellung des 




' polit. Sach- und Begriffs-
t zusammenhänge; Interpreta-
l tion, kommentierende Ein-
,ordn ung und Bewertung po-
Ilitischer Handlungen 
3. Kommunika- ( Produzent: 
tionspartner I Polit. Journalist, Redak-







I - -- - - - - - - - - . - -
I asymmetrisch, mit gerin-









Generell : Öffentlichejmassenmediale berichten-
de u. kommentierende, meinungsbildende (Infor-
mations- und Vermittlungs-)Texte von professio-
nellen Nachrichtenvermittlern über aktuelle 
polit . Themenkreise von öffent licher, gesell-
schaftlicher Bedeutung. 
.Speziell: 
(1) Pol i t i s c h e N ach r ich t e n l 
(in unterschiedlicher Darbietung je nach 
der massenmedialen Vermittlungsforrn) 





tivität und Überparteilichkeit mehr oder weni-
ger strikt befolgend; teilweise Einordnung 
einzelner Ereignisse in großere Zusammenhänge. 
Nachrichten sind nur mit Abstrichen objektiv, 
primar enthalten sie konstative Sprechhandlun-
gen (= dominiere nde Illokution), sekundär auch 
Tendenzen und "bewertende Elemente" (v . Polenz 
1985, 237l. Durch Unterrichtung wollen sie den 
Rezipienten befähigen , polit. Inhalte adäquat 
auf Personen(gruppen), Orte und Ereignisse zu 
beziehen (~ beabsichtigte Textwirkungl. Nach-
richtentexte sind zwar vom Anspruch her objek -
tiv, sachlich und ausgewogen (= dominierende 
Sprechereinstellung), distanzierend und unper-
senlich (~ textueller Beziehungsaspekt), die 
Darstellung kann jedoch durch subjektive Aus-
wahl und Prasentation der Nachrichten die Mei-
nung des Rezipienten in einer bestimmten Rich-
tung beeinflussen. 
~ la Diagramm 
Sprachspiel 
Parameter IWert 
, 1~4. ~~~----Beteiligte Presse : privatwirtschaft-, 
Institutio- Ilich oroanisiertes Unter-












11. Name Iwie oben (= w.o.) 
1 12 • Handlungs-
ziel I w.o. i !-3-.--K-o-mm--u-n--i-k-a------~, p-r--o-d-u-z-e-n-t-:-----------------
la. tionspartner Iw . O . Konstellation' Rezipient: 
! 
b. Beziehung 
4 . Beteiligte 
Insti t utio-
IW .O. 
W . O a 
I 
IW .O. 











(2) Pol i t i s ehe L ei t art i k e 1 
(in Tages- u. Wochenzeitungen, Nachrich-
tenmagazinen usw.) 
Primär nicht informierende, sondern bewertende 
und interpretierende Texte, die die Kenntnis 
der Ereignisse voraussetzen . Polit. Handlungen 
sol l en begründet und verstehbar gemacht werden; 
aus dem jGngsten polit . Geschehen werden Vermu~ 
tungen über künftige Entwicklungen abge l eitet . 
Leitartikel setzen - wie auch die Kommentare -
einen festen polit. Standort/Meinung voraus 
und wirken meinungsbildend. Sie entha l ten kon-
stative Äußerungen (= dominierende Sprecher-
handlung) und behandeln allgemeine oder aktu -
elle Probleme an exponierter Stelle in Zeitun-
gen usw. Direkter Adressat ist der Leser, in-
direkte Adressaten sind die Personen bzw. die 
Handlungen von Personen, auf die kritisch Be -
zug genommen wird. Leitartike l liefern Indi-
zien und geben Anstoße zur polit. Meinungsbil-
dung und befähigen den Rezipienten, das polit-
Tagesgeschehen bewertend in grbßere Zusammen -
hänge einzuordnen (; beabsichtigte Textwir-
kung). 
(3) Pol i t i 5 ehe r Kom m e n t a r 
(in Presse, Rundfunk, Fernsehen) 
Primär bewertende Texte, deren Struktur von 
de r Einstell ung des Kommentators zu polit. 
Themen/Problemen geprägt ist. Sie en t ha lten 
konstative Äußerungen , oft auch explizit per-
formative (ich meine, daß ... ) (= dominierende 





Parameter t Wert 





Iw. O • und: polit. Problem-






tionspartner lw.o. und : Politiker, 
a. Konstellation l Diskussionsleiter 
1 Rezipient: 
b. Beziehung 
t W"o . 
IW'o. und: dialogisch 
bzw. "trialogisch" 
4. Beteiligte Iw. o . und: 
Institutio- I öffentliche polit. 












Gründe auf, wollen überzeugen und beeinflussen: 
Der Re zipient soll nach Möglichkeit die subjek-
tive Einschätzung polit. Sachverhalte überneh-
men (= beabsichtigte Textwirkung). Kommentare 
werben daher um Zustimmung (= textueller Bezie -
hungsaspekt). 
- - - .'1----------------------1 






(4) Pol i t i s c h e G los s e 
( bes. in Zeitungen) 
Primär wertende und kommentierende Texte, die 
polit. Meinungsbildung auch durch unterhalten-
de Elemente (z.B. Anspielungen , Zitate oder 
Karikaturen)betreiben (= beabsichtigte Text-
wirkung) i sie enthalten neben konstativen Äu -
ßerungen oft emphatische/ rhetorische Fragen 
(= Illokution) und lassen eine satirische bis 
ironische Sprechereinstellung erkennen. 
(5) Ö f e n t 1 ich e Dis k u s s ion, 
o e bat t e, I n t e r v i e w s, 
P res 5 e k 0 n f e ren z usw. 
Hier liegt eine rhetorisch motivierte Mischung 
verschiedener Sprecherhandlungen vor: konsta-
tive, erotetische, kommissive, vokati v e und 
direktive. Primares Kennzeichen dieser Text-
"
s orten ist die Doppeladressierung~ Auf der er-
sten Ebene kommunizieren die polit. Akteure, 
auf der zweiten die Akteure indirekt mit dem 
unbeteiligten Publikum. Auf der ersten Ebene 
vollzieht sich institutionenbezogene Willens -
bildung und Entscheidungsfindung, auf der zwei-












I W • O • 
I W • O • 
I Produzent : 
tionspartner IW.Q. 
a. KonstellationlRezipient: 
w.o. L ___ _ 
b. Beziehung I W.o. 
I 







und sollen Einstellungen/Meinungen übernommen 
werden. Die Doppeladressierung der Texte kommt 
in der Doppelung oder Inszenierung bestimmter 
Mikroverfahren: 'kommunikativer Verfahren zum Ausdruck (vgl. 
LEGITIMIEREN 
WERBEN 
oben 1.2.2.). In polit. Debatten ebenso wie in 
Interviews wird mit dem Blick auf den Bürger 
Kontakt gesucht, Zustimmung erstrebt und Image 
aufgebaut (= textueller Beziehungsaspekt). 
In Textsorte (5) und auch in anderen Textsor-
ten dieses Sprachspiels, die die öffentliche 
Meinung durch die Art der Information und durct 
bestimmte Darstellungsstrategien beeinflussen, 
überschneidet sich das Sprachspiel 'öffentlich-












, Politische Werbung/ 
, propaganda 
!Meinungen in bestimmter 
, Weise beeinflussen/ steu-





tionspartner I Parteien , Kandidaten, In-
a . Konstellation l teressenverbände, Bürger-




I .:i~z:.ln= ~e:'gr~p~en __ 
I asymmetrisch, kaum Mög -
Ilichkeit der Rückkoppe -
,lung; 
mono l ogisch oder dialo-
Igisch (bzw. "trialogisch") 
4. Beteiligte ,primar : Parteien, Frak-
Institutio - tionen, Organisationen, 
nen/Instanzen'Verbände aller Art 
I 
sekundär: Presse, Rund-






Texte / Textsorten 
Generell: Gegenüber ande r en polit. Textsorten 
geht es hier weniger um sachgebundene Informa-
tion und argumentative Beweisführung (deskrip-
tive oder Darste l lungsfunktion) als vielmehr 
um Sympathie-, Vertrauenswerbung, um Image-Auf-
bau beim potentiellen Wähler, also um die Ap-
pell-/ Aufforderungsfunktion und den angestreb-
ten persuasiven Effekt (Meinungsstabi l isierung, 1 
- beeinflussung) sowie um die vor allem auch ' 
sprachl ich (lexikalisch) geführte Auseinander- ! 
setzung mit dem polit . Gegner, die nach be- '
1 stimmten Mustern der Wertverteilung erfolgt 
(Freund-Feind, gut-böse usw.) . Der Kampf um I 
die Wählergunst wird vor alleffi mit den "Routi-
netexten" (v. Polenz 1985, 213) (1) bis (41 ge-
führt, die in den Arbeitsbereich ebenso wie in : 
den Familien- und Freizeitbereich des Bürgers ! 
hineinreichen und mit bestimmten Strategien ge-I 
zielt verschiedene Zielgruppen differenziert in! 
ihren jeweiligen Grundbedürfnissen ansprechen~ ! 
Da polit. Propaganda immer ideologisch-program-I 
matisch gebunden ist , spielen in diesen Text- I 
sorten die ideologischen Leitbegriffe eine do- I 
















I w.o . 
I 
' Produzent: 
tionspartner I w . e . 
I 
a . KonstellationlReziPient: 
W .Q. 
1- -






















(1) W a h 1 pro g r a m m / W a h 1 -
P 1 a t t f 0 r m 
(in polit. Broschuren, Flugblättern, aus-
zugsweise in Zeitungen, Zeitschriften, 
Illustrierten; in Rundfunk und Fernsehen) 
Wahlprograrrune enthalten in einer für die breite 
Öffentl i chkei t übersetzten, le icht verständli-
chen Sprache Aus sagen, die mit der geltenden 
Parteidoktrin (festgelegt in den Parteiprogram 
men) und Parteiideologie übereinstirrunen. Domi-
nierende Illokution sind neben Empfehlungs-, 
Behauptungs-, Versicherungs - und Beurteilungs-
handlungen (Wolff 1976, 20) Absichtserklärun-
gen (korrunissive Sprechakte: wir werden ... ). 
Dadurch soll der Bürger zur Wahl und zur Über -
nahme der Zielsetzung der Partei motiviert wer 
den (beabsichtigte Textwirkung); diesem Ziel 
dienen z.B . folgende Strategien im Text: per-
sonliche Anrede des Wählers, Betonung der gu-
ten Eigenschaften der Partei, Lob der eigenen 
Leistung (= textueller Beziehungsaspekt). Auf 
lexikalischer Ebene werden in den semantischen 
Kämpfen zwischen den Parteien polit. Leitbe-
griffe usurpiert; dies kan n z.B. nach dem Mu-
ster der persuasiven Definition erfolgen. Wahl-
prograrrune sind irruner voluntativ und dienen dem 
Image-Aufbau der Partei und ihrer Kandidaten. 
Ln 
Ln 
2 . Diagramm 
Sprach spiel 
Parameter 






I w. o. 
I Produzent: 























(2) Pol i t i s c h e W a h 1 red e 
(in der Öffentlichkeit) 
Kennzeichnend sind hier Absichtserklärungen 
(kommissive Sprechakte) und Versprechungen 
(wir garan t ieren . .. Auch in Zukunft . .. ), vor 
deren Hintergrund der Bürger zu einer ganz be-
stimmten Wahlentscheidung , auch durch emotio-
nale und persönliche Ansprache, aufgefordert 
und zu eine r affirmativen und kooperativen Hal 
tung überredet wird ( = beabsichtigte Textwir-
kung) . Polit. Rede, die immer voluntativ, eva -
luativ und emotiv ist und die der Legitimie-
rung (vergangenen und zUkünftigen) po l it . Han -
delns dient, hat am deutlichsten affirmativ-
persuasiven Charakter, eine auf Zustimmung an-
gelegte Strategie . Mit ihr gibt der Politiker 
seine Di stanz zum Bürger auf , er wirbt um ihn 
und solidarisiert sich mit ihm ( = textueller 
Beziehungsaspekt). Um eine möglichst breite 
Öffentlichkeit anzusprechen , verwendet polit. 
Rede in auffäll i ger Weise Leerforme l n (allge-
mein gehaltene Aussagen, die unmitte l bar ein-
leuchten) , Ideologeme, Stereotype, rhetorische 
Figuren und Metaphern. 
(3) W a h 1 a n z e i ge / A n z e i g e n -
s e r i e 
(in Zeitungen, Zeitschriften , Boulevard-
blättern , Magazinen) 
Konstitutiv sind auch hier komrnissive Sprech-
handlungen, die dem Wähler das Bild eines sor-
genfreien Lebens entwerfen; erhbhte Wirksam-
ke i t erreichen diese Serien , die mit Text - und 














a . KonstellationlRezipient: 
w . o. 
1- _ 






wie bei (3) 
Texte/Textsorten 
(farbigenl Bild- Kombinationen arbeiten, dur ch 
die Iteration des Parteinamens , des Kandidaten -
por träts und bestimmter S l ogans und Paro l en 
(z . B. sicher, sozial und frei oder Leistung 
ziihlt). Die beabsichtigte Wirkung besteht dar-
in , eine Identität der Ziele der Partei und 
der Bedürfnisse des Adressaten zu suggerieren . 
Der textuelle Beziehungsaspekt wird durch ap-
pellativ- auffordernde Textelemente hergeste l lt 
(Vert r auens -, Werte-, Prestige- und Solida r i -
tätsappelle ) . 
(4) W a h 1 s log ans, -p a r 0 1 e n 
I 
(auf Plakaten, in Anze i genserien, in Reden 
und Wahlprogramrnen) 
Slogans wollen einfache Entscheidungshilfen in I 
!Form von einprägsamen Meinungsrnustern anbieten, 
Idie mit einer bestimmten Pa r tei identifiz i ert 
[werden sollen. Sie wollen vor allem unentsch l os-
lsene oder Wechselwähler überzeugen. Mit bestimm-i 
I
lten Appellmustern wird das polit. Verantwortungs 
gefühl des Wählers angesprochen, das Nationalge-
fühl, das Bedürfnis nach Sicherheit usw. Im Un-
!terschi ed etwa zu po l it . Reden wird der Wähler 
In icht direkt angesprochen, sondern mith i lfe 
iquasi allgemein verb i nd l icher , zweifellos gul- I' 
\tiger Maximen werden bestimmte Grundwerte, die , 
,für die gesamte Wäh l erschaft unbestritten s i nd , ' 
reklamiert , z.B . Freiheit statt Sozialismus , 
Mitbestimmung statt Klassenkampf ; solchen Slo-

















ziel w. o. 
I 
Korrununika- I Produzent: 
tionspartner Iw.o. 




Beziehung IW . o . 
I 
Beteiligte IW • o . 
Institutio -









- - - - - - i 
I 
kommun ikative Texte/Text sorten 
Verfahren 
(5 ) Pol i t i s c h e Par t e i b r o -
s c h ure n -z e i tun gen 
( z . B. "Vorwärts" (SPD) , "Bayernkurier" 
(CSU) ) 
Funktion: Se l bstdarste llung, Vertr auensarbeit 
der Partei. 
( 6) Pol i t i s c h e S t r e i t -
s c h r i f t e n , P a m ph I e t e 
( z.B . K.H. Flach: "Noch eine Chance fGr 
die Libera l en") 
Funktion: i deologische 'Abrechnung ' mi t dem 
pol i tischen Gegner, positiver Nachweis des 






3. Diagramm: Kommunikative Verfahren und Textsorten des Sprachspiels 'gruppen 








2. Handlungs- IGruppenstabilisierung 




3. Kommunika- Produzent: Polit. Partei, 
t ionspartner Iparteiführung (Vorstand), 
I Ideologen u. Beratungs-
Igremien von Parteien 
a. Kons tellation lRezipient : primar : 
b . Beziehung 
Parteimitglieder (a l s 
ITeilöffentlichkeit gegen-
lübe r dem Vorstand), Frak-
Itionsmitglieder. 
Sekundär: Massenöffent -
Ilichkeit , Bürger 
I ~ri;a:r- simm;trisCh z~i-­
Ischen den Mitgliedern 
Ider Partei 
I sekundär asymmetrisch zwi-






(1) Par t e i pro g r a m m 
(z.B. Godesberger Programm der SPO, 
Freiburger Thesen der FDP, Ahlener 
Programm der COU) 
GRUNOWERTE/ GE-jIn (1) werden prinzipielle po li t. Fragen , vor 
SELLSCHAFTSPOLI allem die Grundwerte einer demokratischen Ge-
TISCHE NORMEN IsellSChaft (z . B. Freiheit, Gerechtigkeit, Soli-
ETABLIEREN darität, Chancengleichheit , Rechtsstaatlich -
ke i t), theoretisch-programmatisch geklart und 




(= dominierende I l lokution). Programme formu -
lIieren die gruppeneigenen ideologischen Wirk-







4. Beteiligte I primär: '" 
Institio- IPolit. Parteien (als ma-









Ve rmittlung durch die 
I Massenmedien 
W .. Q. 
w. o . 
I 
3. Kommunika- Iproduzent : 
tionspartner Iw. o. 
a. Konstellation lRezipient : 
w.o . 
b . Beziehung I w . oo 
4. Beteiligte Iw•o . 
Instituio- I 






Mitgliedern ausgehandelt. Programme schaffen 
die gemeinsame Grundlage für weltanschauliche 
Makroverfahren:1 s:andortbestimmungen und haben eine gewisse 






Für die Parteiangehörigen erfüllen sie Orien-
tierungsfunktion und dienen als Anweisung zum 
prakti schen politischen Handeln (~ beabsichtig-
te Textwirkung) . Programme können dadurch ge-
kennzeichnet sein, daß sie eine bessere Zu-
kunft antizipieren oder den Ist-Stand konser-
(zwischen den vieren. Bei den Parteiprograrnmen zeigt sich 
Parteimitglie-jhäufig eine Diskrepanz zwischen dem Anspruch 
dern) 
DISKUTIEREN 
auf dauernde Gültigkeit politischer Grundsätze 
lund der Anpas sung an den Zeitgeist. Die Neu - I 
. fass ung oder Korrektur von Programmen ist meist 
I dadurch bedingt. daß alte Fragen zurücktreten 
lund neue Probleme auftauchen, die auch ideo-
Mikroverfahren : I logisch bew~lt~gt werden m~ssen. Mit Prograrn-
Imen werden ~nd1rekt auch Wahler angesprochen 
lund mobilisiert (= sekundäre Textwirkung) . (sekundär): 
AKTIVIEREN 
I
Der Text der Programme wird häufig den Wahl -
programmen, -broschüren der Parteien verbind-
lich zugrundegelegt . Parteiprogramme können 
j
d UrC h folgende Textsorten erneuert , korrigiert 
oder r evidi er t werden: 
, (2) G run d s atz p a pie r e I (3) Pol i t i s c h e 0 r i e n t i e-
run 9 5 rah m e n 
(4 ) Po l i t i s ehe Lei t 1 i nie n 
und T h e sen 
(5 ) B e s c h 1 Ü S 5 e von Par t e i-
Tag e n z u polit., S 0 z i a-
l e n Fra gen 
(6) Pol i t i s c h e Man i fes t e 









(1) Po l i t i s c hel n f 0 r m a -
1. Name Ipolitische Bildung 
Makroverfahren : I' t ion s - lAu k 1 ä run g s-
\ UNTERWEISEN I b r 0 5 C h ure n I (herausgegeben von der Bundesregierung, 
2 . Handlungs-
ziel 
3 . Kommunika -
tionspartner 
Vermittlung gesellschaft-
lich relevanten Wissens 
' (Staatsaufbau, Pflichten 
und Rechte des demokrati-
schen Staatsbürgers), 
Schaffung von polit. Be-
wußtsein, Erziehung zur 
Mündigkeit , Befähigung 
I zur po lit. Mitbes timmung 
, und Meinungsbildung; Auf -
klärung über Mechanismen 
Ider Persuasion und Manipu -
,lation im Bereich der Politik 
Produzent: Pädagogen 
,aller Bildungseinrichtun-
gen, Politikwissenschaftler , 
Soziologen, fachwissenver -
,mittelnde Journalisten, Sach-
buchautoren (mit populär auf-
3 . Konstellation 'bereiteten politikwissen -




' !Schüler, Teilnehmer an Kursen 
Ider Bildungseinrichtungen; 
I vom Presse- und Informationsamt , von den 
I Bundesministerien oder von anderen staat -
" I lichen Institutionen, z . 8 . der Bundeszen-
M1kroverfahren: trale für politische Bildung, oder vom 
, Bundeskanzleramt). GESELLSCHAFT-
LIeHE STRUKTU- IIn der Reihe "Bürger-Service" informiert die 
REN , PROZESSE :Regierung die Bürger über ihre Rechte und Mög-
ANALYSIEREN I,lichkeiten (z .B. "Förderfibel Forschung" als 
Orientierungshi lfe für Wirtschaftsunternehmen , 
Iverbände über d i e Förderung von Forschung; 
1
"Ratgeber soziale Sicherheit" als FGhrer durch 
die soziale Gesetzgebung) . Die Reihe "Bürger -
!
Informationen" unterrichtet in allgemeinver-
standlicher Form über die Arbeit und Ziele der 
FAKTENWISSEN jBundesregierung . Sie ist an den politi sch inte-
(über Institu- !ressierten Laien gerichtet, gibt Orientierungs -
tionen, Organi- ihilfen und vermittelt Basisdaten und Übe rsich-
sationen , Ge - J t en zur Standortbestirnmung (z . B. "Ve rantwortung 
setze, Ver fas - Ifür die Zukunft. Eine Bürgerfibel"). Die Reihe 




JBerichte und Dokumente der Bundesregierung im 
Ilwortlau t (z.B. "Dokumentation zur Entspannungs-
\politik/Ostpolitik", "Abrüstung und Rüstungs -
:kontrolle", "Bericht zur Lage der Nation") . 
! Die Texte unter (1) enthalten schrift l iche Ver-
~ lautbarungen von Institutionen, mit denen sie 
"bzw . ihre auf Public Relation, Öffentlichkeits -
:arbeit, Pressekontakte spezialisierten Abtei -







,im Grunde jeder (d.h . be-
troffene und/oder an poli-
tischen Handlungen interes -
Isierte) Bürger, po l itische 
LLaj:e. 
lasymmetrisch 
4. Beteiligte Schule, gesellschaftliche 













InstitutioIlen generell informieren (= beabsich-! 
tigte Textwirkung). Dabei sind die Beschreibun-' 
gen der Tätigkeit des Bundestages oder des Ge -
setzgebungsprozesses insgesamt, die die Insti-
tutionen im Rahmen politisCher Bildungsarbeit 
zur Unterrichtung des Bürgers herausgeben, häu-
fig bis in die wörtliche Formulierung an den 
vorgeschriebenen Regelungen (Grundgesetz, Bun-
desgesetz, GeSChäftsordnung) orientiert (= do-
minierende Illokution). 
. (2) B r 0 s c h ure n, Pro g r a m m-
I h e f t e, Sem i n a r r e i h e n 
Ivon Bildungseinrichtungen/Sti ftungen der par-
lamentarischen Parteien und pOlitischen Akade-
mien (z.B. Friedrich-Ebert- Stiftung der SPD, 
Friedrich-Naumann-Stiftung der POP). Diese Tex-
te wol len den Bürger nicht nur über politische 
Sachverhalte unterrichten, sondern ihn zum 
praktisch-politischen Handeln im Sinne der 





\'V .o. und 
UNTERHALTEN 
sichtige Textwirkung). 
(3) S c h u 1 d i d akt i s ehe Tex t e 
zur polit. Erzi ehung und {Sprach)Aufklärung. 
I
Lehrbücher für Sozia1-, Gemeinschafts-, Staats-
bürgerkunde, Geschichte, Deutsch (z.B. Übungen 
izu r pelit . Rhetorik , Diskussiensßbungen) . : 
(4) Pop u 1 ä r w iss e n s c h a f t -
1 ich e T ex t e 
Sachbücher des polit. Bereichs, populärwiss. 
Journalismus (z.B . Seb. Haffner, Diwald); Me-
moiren, Biographien, Dossiers und zeitgesch. 
Essays in polit . Magazinen . 
6. Ausblick : Textsorten und Lexemklassen 
Ziel dieses Aufsatzes war es , für den Bereich der öffentlich - po-
litischen Kommunikation innerhalb der Trias 'Analyse des Hand-
lungs- und Kommunikationsbereiches - Klassifikation von Textsor-
ten - lexikologisch-lexikographische Analyse' durch die Beschrei-
bung des ersten und grundlegenden Aspektes die Voraussetzung für 
die Behandlung der beiden anderen zu schaffen . Bei dieser Be-
schreibung des Handlungs- und Kommunikationsbereiches öffentlich-
politische Kommunikation als eines komplex organisierten Aus-
schnittes sozialer Realität werden zwei einander ergänzende Kon-
zepte benötigt: Das ' Sprachspiel' liefert die konkrete Handlungs-
konstellation oder das gesellschaftliche Bedingungsfeld, inner-
halb dessen 'kommunikative Verfahren' als sprachliche Mittel der 
Problemlösung und Handlungskoordinierung situiert sind und als 
Verfahren in politischen Meinungs-, Willensbildungs- und Entschei-
dungsprozessen spezifisch wirksam werden . 
Auf der Basis dieser beiden Begriffe konnten Textsorten klassifi-
ziert werden, und zwar als Produkte , in denen die einzelnen poli-
tischen Sprachspiele sich jeweils manifestieren. Der spezifische 
Einsatz bestimmter kommunikativer Verfahren erlaubt eine feinere 
Subklassifizierung der Textsorten, die für jeweils ein Sprach-
spiel konstitutiv sind. Durch diese Rückbindung der Textsorten-
klassifikation an die Begriffe Sprachspiel und kommunikatives 
Verfahren wurde der Schritt vom ersten Aspekt 'Analyse des Hand-
lungs- und Kommunikationsbereichs' zum zweiten Aspekt ' Klassifi-
kation von Textsorten' vollzogen. Der Zusammenhang zwischen den 
drei Größen Sprachspiel, kommunikatives Verfahren und Textsorte 
wird in den frame-Darstellungen dynamisch gesehen; diese Sehweise 
entspricht am ehesten den Interaktionsablaufen und -bezügen inner-
halb des Handlungsbereichs . Systematisch und eher statisch wird 
dieser Zusammenhang in den Diagrammen gesehen, die bereits stär-
ker auf die Textsorten hin konzentriert sind und den ausgewähl-
ten vier Sprachspielen ca. zwanzig Textsorten differenziert zu-
ordnen. 
Dieser Aufsatz soll daher auch dazu beitragen, Textsortenklassi-
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fikationen auf e ine gegenüber bisherigen Versuchen auf diesem Ge-
biet empirisch und theoretisch fundiertere und reflektiertere 
Basi s zu stellen. Dies wurde hier nur an ei nem Kommunikationsbe-
reich aufgezeigt , ist jedoch im Ansatz auch auf andere Bereiche, 
vor allem der öffentlichen, aber auch der fachexternen Kommunika-
tion, übertragbar. Die Überlegenheit dieses Ansatzes gründet m. E. 
darin, daß er sich expl izit auf die konkrete Struktur und Organi -
sation eines Ausschnittes der sozialen Realität e inläßt und die 
Mühe auf sich nimmt, Parameter einer Textsortenklassifizierung 
aus der Analyse eben dieses Handlungs- und Kommunikationsberei-
ches se lbst herzu l eiten . Die s scheint bei anderen Versuchen zur 
Textklassifikation nicht der Fall zu sein. Zumindest ist in der 
Textsortenspezifik von z.B. Sandig (19 7 2), Jacobson (1975), Wer-
l i ch (1975) usw. eine solche Herleitung kaum erkennbar: Die Text -
sortenspezifik bedient sich texti nterner (z . B. sprachliche Eigen-
schaften der Texte wie das Vorkommen bestimmter Textanfangs- bzw. 
Textschlußsignale, des Imperativs ) und - externer Merkmalskombina-
tionen (sprachliche Gegebenheiten der Kommunikation wie z . B. räum-
licher oder nichträumlicher Kontakt der Kommunikationspartner, 
Monolog oder Dia l og , geschriebene oder gesprochene Repräsenta -
tionsform des Textes) , die von der sozialen Realität, in der die 
Texte fungieren , in hohem Maße abstrahie ren oder von ihr abge-
wandt sind, und Handlungszusammenhänge oder kommunikative Verfah-
ren allenfal ls bruchstückhaft erkennen lassen. Der Hauptnachteil 
solcher Klassifikationen besteht eben darin , daß sie Parameter 
und Kriterien vereinzelt und versatzstückhaft heranziehen , ohne 
den erst sinnstiftenden Handlungszusammenhang explizit zu be-
rücksichtigen . Als solche Versatzstücke dienen dann auch Hand-
lungselemente wi e etwa ' Textfunktion ', 'Tätigkeitssphäre' oder 
' Kommunikationssituation' und 'Textillokution' . In dem hier vor-
gelegten Ansatz hingegen werden solche Handlungse lemente, z.B. 
kommunikative Makroverfahren und Handlungsziel (beide zusammen 
entsprechen in etwa der 'Textfunktion' ), tatsächlich als Ele men-
t e und Teilstrukturen innerhalb einer übergreifenden Organisa-
tionsform sozialer Realität - dem Sprachspiel - begriffen und 
dargestellt. 
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Die Ergebnisse dieses Beitrags werden wieder aufgenommen im drit-
ten Aufsatz, der den ' schweren Wörtern in der Politik' gewidmet 
ist. Dort wird die hier zu Ende des Beitrags bereits angelegte 
Textsortenklassifizierung des Bereichs öffentlich-politische Kom-
munikation weiter entfaltet und zu einer textsortenspezifischen 
Klassifizierung des gesamten politischen Wortschatzes genutzt. 
Auf die Herstellung des Zusammenhanges zwischen politischer Text-
sorte und politischem Wortschatz wird deshalb großer Wert gelegt, 
wei 1 der m. E. ausschlaggebende Gesichtspunkt der ' Schl~ere I (d. h. 
der Schl'ier- oder Unvers tänd lichkei t) bestimmter Wortscha tzberei-
che und -elemente nicht unabhängig von den Texten, in denen sie 
charakteristischerweise und in spezifischer Weise in bestimmten 
sachlichen und begrifflichen Zusammenhängen ven~endet werden, be-
griffen werden kann: Lexikalisch bedingte, d.h. durch schwere po-
litische Wörter, bedingte Verstehensprobleme (innerhalb der öf-
fentlich-politischen Kommunikation) entstehen jeweils in Abhän-
gigkeit von bestimmten Textintentionen, -funktionen und Textre-
zeptionssituationen. Die in diesen Verstehensproblemen kommunika-
tiv begründete semantische Schwere politischer Wörter oder Wort-
klassen ist jel'ieils eine auf bestimmte Texte und Textsorten be-
zogene Eigenschaft: Klassen schwerer politischer Lexeme müssen 
in Relation zu bestimmten Textsorten definiert I~erden. Der Grad 
der Schwere hängt ab von der Art und vom Ausmaß der professionel-
len Prägung der verschiedenen Textsorten und von ihrem Adressa-
tenbezug, d .h. von ihrer Geltung im Kontinuum eines Zentralbe-
reichs fachlicher Texte, die primär für die Expertenkommunikation 
in und mit den politischen (legislativen, judikativen) Institu-
tionen bestimmt sind , und einer Peripherie von Texten, die primär 
an den Bürger - als Adressaten behördlichen Sprachhandelns oder 
a l s Wähler - gerichtet sind. 
Der geeignete kontextuelle Rahmen für eine handlungsbezogene 
Klassifizierung des politischen \~ortschatzes ist durch die grobe 
sachliche Binnengliederung und Organisation des gesamten politi-
schen Handlungsraumes vorgegeben: Einerseits die politische Au-
ßenkommunikation mit dem Teilbereich der öffentlich-politischen 
bzw. öffentlich - institutionellen Kommunikation als dem Raum der 
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politischen Auseinandersetzung, Diskussion und Propaganda sowie 
dem Tei l bereich der externen, auE die Öffentlichkeit bezogenen 
und administrativ geregelten Kommunikation zwischen Behörden und 
Bürger . Andererseits die politische Binnenkommunikation als Teil-
bereich der institutioneninternen Kommunikation und der z\~ i schen 
den verschiedenen Institutionen. Bei der Bestimmung dieser Teil-
bereiche wird auf die hier erarbeiteten Instrumente Sprachspiel 
und kommunikative Verfahren wieder zurückgegriffen: Für jeden 
der Bereiche sind jeweils unterschiedliche Typen von Sprachspie-
len und Verfahren konstitutiv. Dies wiederum bedingt einen für 
jeden Bereich spezifischen Bedarf und Bestand an Textsorten und 
folglich für jede Textsorte bzw . Textsortenklasse, je nach ihrer 
Situi erung und Funktion in dem für die politische Kommunikation 
charakteristischen Kontinuum von Ideologie-, Institutionssprache 
und den Fachsprachen der verwalteten Sachgebiete, einen spezifi-
schen Bedarf auch an Lexemen bzw. Lexemklassen. In bestimmten 
Textsorten werden bestimmte Lexemklassen in je\~eils primärer, do-
minanter oder signifikanter Weise verwendet, denen im Dienste ei-
nes Sprachspiels und/oder einzelner kommunikativer Verfahren eine 
ausgezeichnete Funktion zukommt. 
Politische Lexeme sind dann klassifizierbar und ihr Schweregrad 
ist begründ bar in Relation jeweils zu ihrem textsortenspezifi-
schen Verwendungshorizont und Rezipientenbezug sowie mit der Bin-
dung an die Handlungs- , Sach- und Begriffszusammenhänge eines be -
stimmten Teil- oder Funktionsbereichs politischer Kommunikation. 
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1. Vorbemerkung: Klärung der Begrifflichkeit 
Die im folgenden vorgeschlagene Typologie von Formen der Ideolo -
giegebundenheit politischer Lexik unterscheidet sich von den 
bisher vorgelegten Typologisierungsversuchen u.a. dadurch, daß 
mit differenzierteren und gebrauchstheoretisch begründeten se-
mantischen Beschreibungskategorien gearbeitet wird. Wir glauben, 
daß mit diesem Instrumentarium die verschiedenen Formen des ideo-
logischen Wortgebrauchs angemessener systematisiert werden kön-
nen und so auch für eine lexikographische Aufbereitung dieses 
Wortschatzbereichs eine unabdingbare Vorarbeit geleistet wird. 
Das hierzu notwendige Beschreibungsinstrumentarium wi rd in Strauß! 
Zifonun 1985 in einem größeren Zusammenhang eingeführt und be-
gründet . An dieser Stelle reicht es aus , wenn wir die wichtigsten 
Begriffe dieses Instrumentariums - nämlich die Begriffe 'Varianz ', 
insbesondere 'deskriptive' und ' evaluative Varianz' , ' Intension ' 
und ' Extension ' und schließlich den Begriff der ' Ideologiegebun-
denheit ' als Erscheinungsform der Varianz im öffentlich-politi-
schen Sprachgebrauch - kurz erläuternd einführen. Als generelle 
Einschränkung gilt: Ideologiegebundenheit wird hier nur einzel-
sprachlich , d . h. bezogen auf den Sprachgebrauch einerseits zwi-
schen den beiden Kommunikationsgemeinschaften von BRD und DDR , 
andererse i ts innerhalb der BRD selbst untersucht. Der Aspekt der 
Übereinzelsprachlichkeit ideologiegebundenen Sprachgebrauchs 
wird daher vernachlässigt. 
Unter ' Varianz' bzw. unter 'varianten' Gebräuchen e i nes Wortes 
verstehen wir m ein u n g s g r u p p e n b e d i n g t e 
Gebrauchsdifferenzen eines Wortes, und zwar jeweils bezogen auf 
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ein e 'semantisc he Dime nsion' . Dabei is t eine semanti s che Di-
mension die Me nge aller Gebräuche des betreffenden Wortes, die 
in ein e r e in z i gen Kontextklasse möglich sind und 
die - bei Appellativsubstantiven, die wir semantisch a ls 'nomi-
na l e Prädika tore n' fassen - in der Regel über ei ne n gemeinsamen 
Oberbegriff ide ntifi z i e rt we rd e n können (zum Begr iff der seman-
tischen Dimension vgl . auch Wiegand 1977, 120f.). 
So können bei ei nem Wort wie Sozialismus minde stens dr e i semanti-
sche Dime n sione n untersc h ieden we rd e n: Sozialismus wird 1. im Sin-
ne von ' (gesellschaftspo litische) Le hre ' re lativ zu einer be-
stimmten Kontextklasse gebraucht, 2. im Sinne von ' soz ialisti-
sches System, sozialistischer Staat ' relativ z u einer anderen 
und 3 . im Sinne von '(gesel lschaf t li c he ) Bewe gung , Strömung, 
Richtung' relativ zu einer dritten . Gebräuche r e l ativ z u v e r-
s c hi e den e n semantischen Dime nsion e n (od e r Kontextklas-
sen) nenn e n wir unterei nander polyseme Gebräuche. 
Re lativ zu ein e r semantische n Dimension werden v iele Wör-
ter, zumal der politischen Lexik , variant gebra ucht, d.h. in Ab-
hängigkeit von d er jeweilige n politi sche n Überzeugung, der Zuge-
hörigkeit z u ideologischen Lagern oder Me inung sgruppen \~ird e in 
Wort innerhalb e in und derselben semanti schen Dimension von ver -
schi e denen Spreche rgruppen j ewei ls unterschied lich ve rwendet , 
ist semantisch instabil und gibt damit Anlaß zu Mißverständnis-
sen , semantischen Streitigkeiten oder auch z u manipulativem 
Sprachgebrauc h usw . Auf der Ebene der semanti schen Rekonstruk-
tion könn e n var iante Gebräuche häufig über die Kohyponymiebezie-
hung zu einem gemeinsamen Oberbegriff ide ntifi ziert werden : Sie 
weisen dann ei nen gemeinsamen (intensionalen) Kern ihrer Ge-
brauchsregeln auf , der ihre Zuord nung zu einer semantischen Di-
mension und zu e ine m gemeinsamen Oberbegriff ermöglicht und un-
t erscheiden s i c h i n e iner Reihe von jeweils zusätzlich e n gruppen-
spezif i sche n Gebra uc h s r ege ln. 
Der so bestimmte Beg riff der semantischen Varianz ist besser als 
der Begriff 'ideologische Po lysemi e ' (Di eckmann 1 969 , z.B. 7 2) 
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dazu geeignet, um meinungs - und ideo l ogiebezogenen Wortgebrauch 
zu erfassen, da in se i ne Bestimmung bereits - anders als bei 
'Polysemie ' - die für dieses Phänomen konstitutiven Bestimmungs-
größen 'Gruppenbezug' (Sprecher , Situation), 'Bezug auf ein e 
semantische Dimension ' und - was wir hier nicht weiter berück-
sichtigen wollen - 'Bezug auf eine gemeinsame Subsprache bzw . 
einen gemeinsamen Kommunikationsbereich' eingehen. Beispiele für 
die Rekonstruktion varianter Gebräuche finden sich in Kapitel 3. 
Bezüglich der Bedeutung eines Wortes ist gerade im Bereich poli-
tischer und gesellschaftsbezo~ener Lexik eine weitere Unterschei-
dung zu berücksichtigen , und zwar die zwischen der 'deskriptiven' 
und der 'evaluativen' Bedeutung(skomponente) eines Wortes . Wir 
greifen damit auf traditionelle Unterscheidungen wie die zw i schen 
'begrifflicher' und 'emotiver ' Bedeutung oder zwischen ' Denota-
tion' und 'Konnotation ' zurück , versuchen jedoch beide Begriffe 
handlungs theoretisch als unterschiedliche Typen von Gebrauchsre-
geln, die mit (nominalen) Prädikatoren verbunden sind, zu begrün-
den. Deskriptive Information allgemein ist durch ihren Wahrheits-
oder Falschheitsbezug auf die Welt gekennzeichnet, sie ist also 
propositionaler Natur. Aus der deskriptiven Funktion von Sätzen, 
ihrem Potential , propositionale Akte zu vollziehen, kann - sozu-
sagen als Teilakt - die deskriptive Funktion von Prädikatoren 
abgeleitet werden: Die deskriptive Bedeutung eines Prädikators 
ist sein Prädikations- oder Klassifikationspotential; sie er-
laubt es, individuelle Gegenstände als Gegenstände bestimmter 
Art zu klassifizieren oder zu charakterisieren. Nun ist dieses 
Klassifikationspotential aber bei vielen Prädikatoren nicht das 
einzige Handlungspotential , das mit ihnen überindividuell und 
systembezogen verbunden ist: Mit vielen Prädikatoren sind regel-
haft auch Handlungspotentiale oder -muster verknüpft, die vom 
Klassifizieren verschieden sind, z.B. solche von Prädikatoren 
eröffneten Handlungspotentiale wie 'positiv/negativ gemäß einer 
Skala , einem Standard von Werten bewerten' oder 'gefühlsmäßig 
als gut, angenehm, wünschenswert, unangenehm usw . einschätzen' 
Bei bestimmten Prädikatoren kommt also zur deskriptiven Bedeu-
tung, ebenfalls mit (groß)gruppenbezogener Gültigkeit , noch 
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eine Bewertungsfunktion, eine evaluative Bedeutung hinzu, mit 
der eben die durch die deskriptive Bedeutung klassifizierten Ge-
genstände bewertet werden. 
Wir können also sagen, indem wir Habermas' Unterscheidung zwi-
schen objektiver , sozialer (und subjektiver) Welt mitberücksich-
tigen (zur genauen Herleitung dieser Weltkonzepte vgl. Strauß/ 
Zifonun 1985 , Kap . 6), daß Prädikatoren in sprachlichen Handlun-
gen benutzt werden 
1 . um Gegenstande der objektiven, sozialen oder subjektiven 
Welt zu klassifizieren (deskriptive Bedeutung) 
2 . um Gegenstande der sozialen Welt (und der soziokulturel-
len Welt) gemäß sozialen Normen oder soziokulturellen 
Wertstandards zu bewerten (evaluative Bedeutung). 
Semantische Varianz im Gebrauch eines Wortes zwischen verschie-
denen Sprechergruppen kann sich nun auf die deskriptive und/oder 
die evaluative Bedeutung des betreffenden Wortes beziehen. Wir 
sprechen dann von deskriptiver und/oder evaluativer Varianz bzw . 
Konstanz der Gebrauchsregeln: So besteht z.B. zwischen den bei-
den Großgruppen von BRD und DDR (und übrigens auch innerhalb der 
Großgruppe der BRD selbst zwischen den großen Parteien) bei dem 
Wort Sozialismus relativ zu einer seiner semantischen Dimensionen 
(z.B. 'gesellschaftliche Lehre') nicht nur deskriptive, sondern 
auch weitgehend evaluative Varianz, während bei einem Wort wie 
Demokratie mit evaluativer Konstanz zu rechnen ist (vgl . Kap. 3). 
Die Gesamtheit der deskriptiven und evaluativen Gebrauchsregeln 
bezeichnen wir als 'Intension' eines Wortes; damit wird dem mög-
lichen Einwand begegnet , die Auffassung der deskriptiven und eva -
luativen Gebrauchsregeln als konstitutiven Einheiten der Bedeu-
tung sprachlicher Ausdrücke führe zu einer "dichotomen Teilung" 
der Bedeutung von Wörtern (Freitag 1977, 111); vielmehr nehmen 
wir an , daß die deskriptive und evaluative Bedeutungskomponente 
gern ein sam die Intension von Wörtern ausmachen; deshalb 
werden beide Komponenten in unserem semantischen Rekonstruktions-
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schema (vgl. Kapitel 3) stets als einander bedingende und beein-
flussende Faktoren mitgeführt . Die Menge der Gegenstände oder 
Sachverhalte, auf die die evaluative und deskriptive Bedeutung 
des Wortes zutrifft, d.h . die der Intension des Wortes in der 
realen Welt zugeordnet sind, bezeichnen wir als 'Extension' des 
Wortes . Unter ' Extensionalisierung ' verstehen wir demzufolge das 
Handlungsmuster von Sprechergruppen/Sprechern , nach dem sie je -
weils für die Sprechergruppe charakteristische Realit~tsausschnit· 
te mit einem Wort interpretieren , d.h. klassifizieren und bewer-
ten. Charakteristisch im Zusammenspiel von deskriptiver und vor 
allem auch evaluativer Bedeutung und Sprechergruppe ist z.B. der 
Akt der 'Fremdextensionalisierung ' bzw. der 'Eigenextensionali-
sierung' eines Wortes, d.h. die Anwendung des Wortes jeweils auf 
Gegenstände/Sachverhalte eines fremden und (ideologisch us\~ . ) 
nicht akzeptierten gesellschaftlichen Lagers, einer fremden Ideo-
logie oder eines fremden, nicht akzeptierten gesellschaftlichen 
Normensystems bzw. die Anwendung auf Erscheinungen des eigenen 
und akzeptierten Lagers, der eigenen Ideologie und des eigenen 
Normensystems. 
Den Begriff der 'Ideologiegebundenheit', die diese (groß)gruppen-
spezifischen Varianzerscheinungen determiniert, wollen wir - W. 
Schmidts (1969, 255ff.) Definition modifizierend - \~ie folgt ver-
wenden : 'Ideologiegebundenheit' soll die semantische (deskripti-
ve und/oder evaluative) Determination eines Wortes heißen , die 
allgemein durch seine Zugehorigkeit zu einer bestimmten Ideolo-
gie und der sie tragenden relevanten (Meinungs)Gruppe(n) gegeben 
ist und die (möglicherweise) speziell durch seine Zugehorigkeit 
zu und durch seinen Stellenwert im terminologischen Begriffssy-
stem einer bestimmten Ideologie bz\~ . einer bestimmten ideologi-
schen Variante gegeben sein kann. 
Unsere Modifizierung der eher an naturwissenschaftlichen Termino-
logiesystemen orientierten Definition Schmidts ist damit begrün-
det, daß bei vielen pOlitischen Wörtern bzw. Wortverwendungen 
(z.B. den sog. Schlagwörtern) nur sehr schwer eine klare Trennung 
zwischen ideologisch-terminologischem und ideologisch-nichtter-
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minologischem bzw . propagandistischem Gebrauch z u ziehen ist und 
mithin nicht nur Wörter, die Glieder terminologischer Systeme 
sind , ideologisch bestimmt sein können, sondern auch Wörter der 
Alltagssprache bestimmten ideologischen Positionen oder Wertsy-
stemen verpflichtet sein können. Zahlreiche politische Wörter 
sind überhaupt nicht durch entsprechende politische Termini moti-
viert so wie umgekehrt viele Termini keine gemeinsprachlichen 
Äquivalente haben können . Grundsätzlich sind alle Wörter der po-
litischen Lexik im weiteren Sinne, besonders die nominalen Prädi-
katoren, aufgrund der unterschiedlichen kommunikativen Funktio-
nen, die sie in den verschiedensten gesellschaftlichen Bereichen 
übernehmen können, sowohl als Termini als auch als propagandisti-
sche Sch lagwörter verwendbar, denn gerade im Bereich der gesell-
schaftspolitischen und der sozia lwissenschaftlichen Lexik i st mit 
einem weitgehend unmarkierten Transfe r von Wörtern inne~halb ei-
nes Kontinuums von fach- und nichtfachsprachlichen Subsystemen 
und Kommunikationsbereichen zu rechnen. 
Diese Vorbemerkungen zu unserer Terminologie abschließend sei 
noch darauf hingewiesen , daß wir dem in den bisher vorliegenden 
Versuchen zur Systematisierung der ideologiegebundenen Lexik ver-
wendeten Begriff ' Schlagwort' die differenzierteren Begriffe 
'Fahnenwort ' und 'Stigmawort' (vgl. Hermanns 1982 ) als kommunika-
tionsorientierte Bezeichnung für die konträren Funktionsklassen 
des politisch-ideologischen Abgrenzungsvokabulars vorziehen: Bei 
Fahnenwörtern einer Gruppe/Partei besteht deskriptive und evalua-
tive Varianz zwischen den Gruppen/Parteien bei besonders positi -
ver Evaluation seitens ein e r Gruppe/Partei; bei Stigmawör-
tern besteht evaluat ive und deskriptive Varianz (möglicherwe i se 
auch deskriptive Konstanz) zwischen den Gruppen/Parteien bei be-
sonders negativer Evaluation seitens e in e r Gruppe/Partei; 
gruppen-/parteiübergreifend verwendete Wörter mit Konstanz der 
positiven Evaluation und deskriptiver Varianz wollen wir als 
'Leitwörter' bezeichnen; je nach ideologischer Bezüglichkeit kön-
nen die beiden Funktionsklassen Fahnenwort und Stigmawort ihren 
Stellenwert in den jeweils antagonistisch aufeinander bezogenen 
Gesellschaftssystemen oder Gruppen und Parteien verändern und 
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mit entsprechenden deskriptiven und/oder evaluativen Umdefinitio-
nen/Abweichungen aus dem Sprachgebrauch einer Gruppe/Partei in 
den Sprachgebrauch einer anderen Gruppe/Partei übergehen . 
2. Kritik vorliegender Typologisierungsversuche 
Bei der kritischen Übersicht über einige Typologisierungsversu-
che ideologiegebundener Lexik setzen wir die dort jeweils verwen -
dete Begrifflichkeit zu der soeben (in Kapitell) eingeführten 
in Beziehung. Dadurch soll neben einer immanenten Kritik der An-
sätze gleichzeitig schon eine Erprobung der von uns vorgeschla-
genen Differenzierungen ermöglicht werden. 
Da es uns in unserer Typologie über Formen der Ideologiegebunden-
heit um die ideologisch bedingten und semantisch relevanten Wort-
gebrauchsdifferenzierungen auch zwischen BRD und DDR , also um 
das politisch-ideologische Abgrenzungsvokabular der semantischen 
Varianten(paare) , geht, klammern wir die zwischen beiden Gesell-
schaftssystemen aufgrund ihrer unterschiedlichen staatlich-poli-
tischen Organisation in allen Lebens- und Sachgebieten bestehen-
den spezifischen Wortschatzdifferenzen , die wir jeweils als ideo-
logisch neutrale, sachspezifische semantische Konstanten fassen, 
aus. Es handelt sich dabei um Lexemspezifika (Abkürzungen, Wör-
ter, Wortgruppen), die im Unterschied zu den sog. Bezeichnungs-
spezifika oder -varianten nicht in ideologischen Paradigmen ste-
hen und zwischen den beiden Kommunikationsgemeinschaften seman-
tisch nicht umstritten und daher auch nicht variant sind; natür-
lich sind wir uns dabei der Tatsache bewußt, daß sich ideologi-
sche Gehalte im weiteren Sinn nicht nur in der Sprache der poli-
tischen Ideologie, sondern im gesamten Wertsystem von Gruppen , 
Gesellschaften etc. niederschlagen. Folglich gehen wir auf die 
Behandlung der Lexemspezifika in den vorliegenden Typologien 
nicht ein, d . h. wir behandeln folgende Wortgruppen nicht: bei 
Schmidt Typ (4), bei Hellmann Typ 1 (a) und (b) , bei Dieckmann 
(a) und in den Grundsätzen zum "Handwörterbuch der deutschen Ge-
genwartssprache" die (Sub)Typen 1.1., 1.2 . , 2. und 3.2. Ausge-
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klammert werden auch Ausdrücke der Institutionssprache, die Te r-
minologie der Diplomatie etc. 
Wie di e mehrfach varianten Gebräuche von Ausdrücke n wi e Demokratie, 
Preiheit , Prieden, Cepechtigke-it , SoZidaritb't , friedliche Koexistenz und be-
sonders SoziaZismus , Kommunismus , Kapital ismus , Paschismus oder Klasse, 
Klassenkampf, Profit , Ausbeutung, Pl"oletaf'iat , Bourgeoisie oder Agmssion, 
ImpeY'ialismus , F:ntfremdwlg, Poptsr?hritt , Völkel"fl'eundschaft, Brüdepliehkeit, 
Revolution , aber auch Markt , Planwirtschaft , soziale Maf'ktwif'tschaft, Volk 
e ntweder in der BRD selbst und/oder zwischen d e n beiden Kommuni-
kationsgeme inschaften von BRD und DDR zeigen, sind bei einer Klas-
sifizierung von Forme n der Ide ologiegebunde nh e it gesellschaftspo-
litischer Lexik jeweils in unterschi e dlicher Weis e graduelle Ab-
st ufungen bzw. Übergänge zwische n den einze ln e n ideologisch ge-
bundenen Formen zu berücksichtigen, die der deskriptiven und/oder 
evaluativen Varianzbreite dieser Ausdrücke bzw . ihrer e inseitigen 
oder doppelseitigen Extensionalisierbarkeit im Spektrum des Sprach-
gebrauc hs von BRD und DDR Rechnung trage n und e ine differenzierte 
Einordnung in eine Typologie politischer Begriffe ermöglichen . 
Daher ist das Bedingungsverhältnis von I n t e n s ion, E x -
t e n s ion und Eva 1 u a t ion als das jede Varianzform 
fundier e nde Verhältnis be i der Gliederung de s ideologischen Wort -
schatzes vorrangig zu analysieren. Diese semantischen Be zie hun-
gen sind in den bishe rigen Typologien weitgehend vernachlässigt 
worden. 
Das läßt s ich zeigen an der Typologi e von W. Schmidt (1 972), di e 
in einigen unwesentlichen Aspekten von seiner früheren (1969) ab-
weicht und in den Hauptpunkten mit der Dieckmanns (1981), Hel l-
manns (1980) , Fleische rs, Freitags und d e r des Handwörterbuchs 
der d e utsche n Gegenwartssprache (1977) überein s timmt. 
2.1 . Kritik der Typologisie rung bei Schmidt (1972) 
Schmid t differenziert zwischen vier Formen von l exikalischer Ideo-
logiegebunde nheit (Die Nume rierung durch (1) bis (4) haben G.S. / 
G.Z. eingefügt.): 
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(1) Die Ideologiegebundenhe it kann in unterschiedlichen Formen auf-
treten. Sehr häufig ist der Fall , daß unterschi e dliche Denotate 
(Erscheinungen und Sachverhalte der objektiven Realitat) durch 
den gleichen Lautl<omple x gefaßt werden, vgl. den Ausdruck Demo-
kratie als Element des marxi st isch-leninisti schen und des bürger-
liche n ideologischen Wortschatzes. Hier entspricht dem unterschied-
liche n Denotat auch j ewe ils ei n unterschiedlicher begrifflicher 
Bede utung sgeha lt. Die mit dem Begriffske rn verbundene Wertungs -
komponente ist jedoch in beiden Homonymen für die Anhänger der 
betreffenden Ideologi e jeweils positiv. 
(2) Ein e andere Form der Ideo l ogiegebundenheit liegt vor , wenn ein 
bestimmtes Denotat in der marxistisch-leninisti schen und in der 
bürgerlichen Ideologie durch ein und denselben Lautkompl ex be-
zeichnet wird, wobei sich aber die beiden Oesignate (die Bedeu-
tungen) hinsichtlich ihrer begrifflichen und ihrer Wertungskom-
pon e nte voneinander unte rscheiden, z.B. Klassenkampf . 
()) Eine weitere Form von Ideologiegebundenheit haben wir vor uns, 
wenn fOr e inen bestimmten Gegenstand bzw. Sachverhalt unterschied -
liche Bezeichnungen gebraucht werden, die sich nicht nur lautlich, 
sondern auch begrifflich und nach ihrer Wertung voneinander unter-
scheiden, vgl. die in der BRD lange Zeit ausschließlich gebrauch-
ten Bezeichnungen Zone , Russenzolle, Sowjetzone oder Mitteldeutsch-
land für den sozialistischen deutschen Staa t, dessen offizieller 
Name Deutsche Demokratische Republik prinzipiell ve rmieden wurde. 
(4) Ideologiegebund e n sind ferner alle Bezeichnungen, die mit den 
beiden entgegengesetzten politischen Strukturen der sozialisti-
schen und der bürgerli che n Gesellschaft wesenhaft verbunden und 
jeweils von deren Position a us benannt sind, vgl. Volkspolizei , 
Netw>'er, sozialistische Demokmtie in der DDR und Bundeswehr, 
freie Marktwirtschaft , fOl'mierte Gesellschaft in der BRD. 
(Schmidt 1972, 22) 
Charakteristisch für Schmidt - und das \~irkt sich traditionsbil-
dend für die DDR-Forschung aus (vgl. Handwörterbuch der deutschen 
Gegenwartssprache) - ist die Wahl des Den 0 tat s als Aus-
gangspunkt der Typologisierung. Dieser Ausgangspunkt liefert das 
binäre Unterscheidungsmerkmal 'Gleichheit des Denotats' versus 
'Ungleichheit/Verschiedenheit des Denotats'. Dieses Merkmalspaar 
wiederum wird kombiniert mit dem Merkmalspaar 'Gleichheit der Be-
zeichnung' versus 'Ungleichheit/Verschiedenheit der Bezeichnung' 
Die Schmidtschen Typen (1) bis (3) entsprechen folgenden Merk-
malskonstellationen: 
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(1) Verschiedenheit des Denotats - Gleichheit der 
Bezeichnung 
(2) Gleichheit des Denotats - Gleichheit der Bezeichnung 
(3) Gleichheit des Denotats - Verschiedenheit der 
Bezeichnung 
Als jeweils nur sekundäre und begleitende Erscheinung der Deno-
tatsgleichheit bzw. -ungleichheit wird die Bedeutungsverschieden-
heit auf begrifflicher Ebene (und Wertungsebene) mitgeführt. 
Typ (4) - der Typ der Lexemspezifika, die wir vernachlässigen 
wollen - fällt bei Schmidt aus der durch d i e angegebenen Merk-
malsoppositionen konstituierten Typologie heraus insofern, als 
hier mit der nebulösen Umschreibung "mit den beiden entgegenge-
setzten Strukturen der sozialistischen und der bürgerlichen Ge-
sellschaft wesenhaft verbunden" auf ein ganz anderes Merkmal , 
den ganzen Extensionalisierungsbereich, d.h. also die unterschied-
liche gesellschaftliche Wirklichkeit, abgehoben wird. 
Die systematische Hinzunahme des Extensionalisierungsbereichs 
als klassifikatorisches Merkmal führt dann zu der im Handbuch 
realisierten Erweiterung des Schmidtschen Ansatzes (vgl. dazu 
unten, die Bemerkungen zum Schmidtschen Typ ( 3 )) . Die Kritik, 
die wir an den Typen (1) bis (3) anzume lden haben, setzt primar 
am denotatsbezogenen Ausgangspunkt an: 
1 . Die Wahl des außersprachlichen Gesichtspunktes "Einordnung 
des Denotats" (Schmidt 17) als Ausgangspunkt einer Wortschatz-
klassifizierung erscheint generell fragwürdig insofern, als 
die jeweilige Identifizierung der mögliche n einzelnen Elemen-
te der Extension eines Ausdrucks bzw . zweier (ausdrucksseitig 
gleicher) Ausdrücke in vielen Fällen als problematisch einzu-
schätzen ist, insbesondere dann, wenn es sich bei den gemein-
ten Denotaten um eher abstrakte Sachverhalte gesellschaftli-
cher Realität handelt: Ihre Abgrenzung und Identifizierung 
ist jeweils nur sprachlich möglich. Es erscheint daher (lin-
guistisch) angemessener, nicht von abgelösten Denotaten (wen n 
dieser Ausdruck in seiner Bes timmung als die der Intens ion 
eines Wortes , also eines sprachlichen Zeichens , entsprechende 
Extension, hier noch haltbar ist und nicht besser von 'Pro-
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blemverhalten' gesprochen werden sollte) auszugehen, sondern 
von sprachlichen Ausdrücken und nach deren Bede utung zu fra-
gen, d.h. auch nach der Art, wie man sie gebrauchen kann, um 
Wirklichkeit zu konstituieren und zu strukturieren. 
2. Nicht einleuchtend an den beiden Formen (1) und (2) ist wei-
terhin, daß der g 1 e ich e "Lautkomplex" im einen Fall 
(1) zu "u n t e r s chi e d 1 ich enDenotaten" und 
im anderen Fall (2) zu ein e m "bestimmten Denotat" in 
Bezie hung gesetzt wird und die beiden Fälle gerade dadurch un-
terschiedliche Forme n der Ideologiegebundenheit konstituieren . 
Hier müßte zweifelsfrei geklärt \1erden, ob bei Übereinstimmung 
der Ausdrucksseite - wie im Fall (1) - die Annahme u n t e r -
s chi e d 1 ich e r Denotate/Extensionen zu unterschied-
liche n begrifflichen Bedeutungen, d.h. zu des k r i p t i -
ver Varianz eines Wortes im definierten Sinne , bzw. zu Ho-
monyme n und ob - wie im Fall (2) - die Annahme ein e s 
b e s tim m t e nDenotats zu des k r i p t i ver und 
eva 1 u a t i ver Varianz eines Wortes im Gebrauch zwi-
schen BRD und DDR mit Notwendigkeit führen muß, d.h. ob 
eine außersprachliche Entscheidung , wie die über die Identität 
von Sachverhalten/Erscheinungen der objektiven Realität , als 
Ausgangspunkt sprachlich-semantischer Entscheidungen dienen 
kann. 
3. Problematisch erscheint zudem, daß Schmidt bei Vorliegen von 
deskriptiver Varianz eines Wortes (z . B. Demokmtie) sich für 
Homonyme (nämlich Demokmcie 1 in der DDR und Demokmtie 2 in der 
BRD) e ntscheidet, \10bei Demokl'Qt?:e1 als sozialistische Demokra-
tie zu verstehen ist und Demokl'Qt?:e2 als bürgerliche Demokratie 
(vgl. zum Homonyme nverständnis Schmidt 1972, l4f.). 
Übernimmt man probeweise trotz dieser generellen Kritikpunkte den 
denotatsbe zogenen Ansatz, so müssen zumindest die Kriterien offen-
gelegt werden, nach denen Denotatsgleichheit bzw. -verschieden-
heit postuliert wird . Hier helfen be i Schmidt nur die implizit 
bei den Wortbeispiele n gegebenen Angaben \1eiter , (Die Markierung 
durch (1)', (2)' o. ä. ordnet die Beispiele den Schmidtschen Typen 
(1) und (2) zu.). 
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(I)' Im Falle von Demokmtie ist die Redel'leise von "unterschiedli-
chen Denotaten" insofern berechtigt, als beide Gesellschaftssy-
steme den Ausdruck Demokmt 'i e jeweils zur Selbstbezeichnung (als 
politisches Leitwort) verwenden und damit beanspruchen, unter 
die Extension des Begriffs zu fallen. Hier ist also folgendes Be-
dingungsverhältnis ausschlaggebend, wobei wir in den denotatsbe-
zogenen Ansatz bereits die von uns eingeführten neuen Unterschei-
dungen e inbringen: 
unter sch i ed liche Denotate - untersch i edliche (variante) 
deskriptive Bedeutung - identische (positive) Evaluation -
zwei (verschiedene) Wörter mit gleicher Ausdrucksseite. 
( 2 )' Im Falle von Klassenkampf wird die Redeweise von "ein(em) be-
stimmten Denotat" verständlich, I ... enn man bedenkt, daß beide Kom-
munikationsgemeinschaften den gleichen Ausdruck für ein und den-
selben Sachverhalt verwenden und zwar zum einen als positiv wer-
tendes Fahnenwort (DDR) und zum anderen als negativ wertendes 
Stigmawort (BRD). Problema tisch erscheint hier al l erdings die 
Extensionalisierbarkei t des Ausdrucks Klasse nkampf: Der aus der 
marxistischen Ideologie entlehnte und im sozialist i schen Sprach-
gebrauch positiv bewertete Begriff ist auf die Verhältnisse in 
der DDR heute n ich t mehr anwendbar, denn dort ist der Klas-
senkampf und jeder Klassenantagonismus mit dem Sieg der Arbeiter-
klasse beseitigt. Extensionalisierbar ist der positiv bewertete 
Ausdruck hingegen auf Verhältnisse oder Tendenzen innerhalb der 
Arbeiterschaft der BRD. Die positive DDR-Variante ist also nur 
auf gesellschaftliche Erscheinungen a u ß e r haI b des Be-
reichs der DDR extensionalisierbar , während aus BRD-Sicht der ne-
gativ bewertete Ausdruck auf BRD-Verhältnisse n ich t zu be-
ziehen ist. Der Ausdruck Klo s s(>l!k(/mpf ist al s o aus DDR-Sicht 
nie h t m ehr und aus BRD-Sicht n ich t auf die je-
weils eigene Seite beziehbar. 
Hi er ist folgendes Bedingungsverhältnis wirksam: 
ein Denotat - unterschiedliche (variante) d e skriptive 
Bedeutung - unterschi ed li che eva luat ive Bedeutung - e in 
(semantisch variantes) Wort. 
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Den beiden Formen von Ideologiegebundenheit (Fall (1) und (2)), 
die - wie angedeutet - vor allem be züglich des Verhältnisses von 
Intension, Extension und Evaluation der Ausdrücke präzisiert wer-
den müßten, können bestimmte Klassen politischer Ausdrücke bzw. 
bestimmte Bereiche der politisch-ideo logischen Lexik zugeordnet 
werden (Wir fügen diesen kurzen Überblick über Wortschatzberei-
che der politisch-ideologischen Lexik ein; er dient als Basis 
auch für die folgenden Abschnitte): 
(1)" Für alle politischen Ausdrücke, die die Bedingungen 'iden-
tischer Zeichenausdruck " 'unterschiedliche Denotate/Extension' , 
' deskriptive Varianz' und 'evaluative Konstanz' erfüllen, trifft 
(1) als Form der Ideologiegebundenheit zu mit der Einschränkung, 
daß nicht bei allen zu dieser Klasse gehorigen Ausdrücken auch 
tatsa c hlich von j ewe ils unterschiedlichen Denotaten gesprochen 
werden kann: außer Demokrotie gehören zur Klasse der ideologie-
transzendenten Ausdrücke für gesellschaftspolitische Grundwerte 
nämlich die Ausdrücke Freiheit, Souveränität, Frieden , Gerechtigkeit, 
Solidarität, Recht, gerecht, fortschrittlich usw. Kann man z. B. bezüg-
lich des Ausdrucks Freiheit - bei im Sprachgebrauch zwischen DDR 
und BRD varianter begrifflicher Bestimmung - tatsächlich von zwei 
verschiedenen Denotaten sprechen? Ist die Klasse der zu Fall (1) 
gehörigen Wörter nicht eher inhomogen in dem Sinne, daß den Aus-
drücken in bestimmten Fällen z\'lei verschiedene Denotate und in 
bestimmten anderen Fällen ei n bestimmtes Demotat zugeordnet wer-
den müss en bzw. daß in bestimmten (den meisten) Fällen e ine Ent-
scheidung über die eindeutige Extensionalisierbarkeit der Aus-
drUcke nicht getroffen werden kann? 
Bei den zu Fall (1) zäh l enden Wörtern handelt es sich um ein be-
grenztes Reservoir (und nicht um ei nen "se hr häufigen Fall" , wie 
Schmidt behauptet) ideologiesystemübergreifender Begriffe , die 
in beiden Kommunikationsgemeinschaften in selbstidentifikatori-
scher (symptomfunktionaler ) und propagandistischer (appe llfunktic 
naler) Absicht jeweils als Leitwörter verwendet und bezüglich de-
nen beide Kommunikationsgemeinschaften miteinander konkurrieren 
in dem Versuch, den betreffenden Begri ff für die jeweils e igene 
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Seite zu reservieren. Begriffsreservierung oder -usurpation er-
folgt häufig durch (kontextuelle) Präzisierung des betreffenden 
Begriffs , z.B. im Falle von Demokr'atie durch die Attribute soziali-
stisch bzw. parlamentarisch. 
( 2 )" Für alle politischen Ausdrücke , die die Bedingungen 'iden-
tischer Zeichenausdruck " 'identisches Denotat/Extension', 'de-
skriptive Varianz' und 'evaluative Varianz' erfü llen, trifft (2) 
als Form der Ideologiegebundenheit zu mit der Einschränkung, daß 
die Extensionalisierbarkeit der zu dieser Klasse gehörigen Aus-
drücke nicht (immer) ei ndeut ig ist. 
Bei den zu Fall (2) zählenden Wörtern handelt es sich um ei n re-
lativ großes Reservoir kommunikationsgemeinschaftsübergreifender , 
aber ideologiesystemspezifisch verwendeter Begriffe, die jeweils 
entweder nur in einer der beiden Kommunikationsgemeinschaften in 
selbstidentifikatorischer und propagandistischer Absicht als Fah-
nenwörter und/oder in einer der beiden Kommunikationsgemeinschaf-
ten in feindidentifikatorischer Absicht als Stigmawörter verwen-
det werden . 
Dabei können Fahnenwörter der einen Gruppe von der anderen Grup-
pe als Stigmawörter in ideologischer Umdeutung und Umwertung ge-
gen die betreffende Gruppe als Stigmatisierungsmittel eingesetzt 
werden (vgl. unseren Typ 2 in Kapitel 3). 
Wörter, die kommunikationsgemeinschaftsübergreifend evaluativ 
variant verwendet werden, haben in der Regel nur jeweils ein 
Denotat (im Unterschied zu Wörtern von Fall (1)). 
Repräsentative Beispiele für zu Fall (2) gehörige Wörter stellen 
die aus der Gesellschaftstheorie des Marxismus-Leninismus über-
nommenen Begriffe dar, und zwar solche , die im Sprachgebrauch 
der DDR posit iv auf das sozialistische System bezogen werden: 
Mehrwert , Naterialism!ls, Klasse, Proletariat, Revolution , Reproduktion, Par-
teilichkeit, Uberbau, Sozialismus, Kommunismus etc., und solche, die im 
Sprachgebrauch der DDR negativ auf das bürgerlich-kapitalistische 
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System bezogen \~erden: ilusbeutung, r:l1tfl"emdung , Boul"geoisie , Kapita l , 
Kapitalismus , Impel"ialismus. Zu Fall (2) gehören fern e r alle Begrif-
fe, die Weltanschauungen oder Ideologien bezeichnen und denen zu-
gleich politische Gruppenbildungen oder Strömungen entsprechen, 
also alle Grund- oder Kernbegriffe der Ideologien selbst, allen 
voran die Ismen. 
Die dritte bei Schmidt aufgeführte. wiederum denotatsbezogene, 
aber zu ideologischen Bezeichnungsvarianten führende Form d e r 
Ideologiegebundenheit (= Form (3)) bedürfte wie die Formen (1) 
und (2) der Präzisi e rung hinsichtlich der semantischen Faktoren 
Extension, Intension und Evaluation der entsprechenden Ausdrücke . 
Hier, bei den lexikalischen Varianten(paaren), scheint der Aus-
gangspunkt 'Denotat(e) ' kaum zu umgehen z u sein , da die lautli-
c he Identität nicht gegeben ist. Zum Versuch einer Korrelation 
von ausdrucks- und denotatsbe zogenem Ausgangspunkt vgl. jedoch 
unten S. 53ff. 
Bei der Zuordnung eines Denotats/von Denotaten zu (mindestens 
zwei) unterschiedlichen s prac hlichen Ausdrücken als (teilsyno-
nyme) Bezeichnungsvariante n mit gleichzeitig deskriptiver und 
evaluativer Varianz ist wieder wie in den Fällen (1) und (2) ei-
ne Differe n z ierung bezüglich der Extensionalisierung der Au sd rük-
ke erforderlich, je nachdem, ob e in Denotat bzw. ähnliche De no-
tate, für das/die zwei unte rschiedliche Beze ichnunge n vorlie gen, 
beiden Gesellschaftssystemen bz\~ . Kommunikationsgemeinschaften 
oder nur e iner d e r beiden Kommunikationsg e me inschaften zu z uord-
nen ist/sind . Wir führen hi e r die Möglichkeite n e iner Klassifi-
zi e rung nach den Merkmalen 'Bereich(e). in dem/denen das Deno-
tat /d ie De notate e xistiert/existi e ren' und 'Vorli e g e n unterschied 
licher Beze ichnung bei beiden Kommunikationsgemeinschaften für 
das Denotat/die Denotate ' u.a. deswegen auf , weil wir bei d e r 
Kritik der Gruppierung des "ideologierelevanten Wortschatzes" im 
Handwörterbuch auf sie Bezug nehmen, diesem Ansatz j e doch nicht 
weite r folgen werden . Dies e Klassifizierung ste llt eine Modifi-
kation des Schmidtschen Ansatzes dar insofern, als die binare 
Merkmalopposition 'Gleichhe it - Ungleichheit' des Denotats er-
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setzt ist durch die ternare Opposition 
(a) 'Denotat/Denotate, das/die in BRD und DDR existiert/ 
existieren ' 
(b) 'Denota t/Denota te, das/die nur in DDR existiert/exis tieren' 
(c) 'Denotat/Denotate, das/die nur in BRD existiert/existieren' 
Bei dieser Merkmalkonstellation wird die Frage der 'Gleichheit 
des Denotats' zunächst offengelassen; 
(3)" (a) auf ein Denotat/Denotate, das/die in der BRD und 
der DDR existiert/existieren , wird von beiden Kommu-
nikationsge meinschaften mit u n t e r s chi e d-
I ich e n Bezeichnungen Bezug genommen 
(z. B. Heimatve f' t l' iebenel' - Neubiir'ger) 
(b) auf ein Denotat/Denotate, das/die nur in der DDR 
existiert/existieren, wird von beiden Kommunikations-
gemeinschaften mit u n t e r s chi e d I ich e n 
Bezeichnungen Bezug genommen 
( z . B. Os t bloak (BRD) - 80 z ia z.i st i s ahe Staatengemeinsahaf t 
(DDR) ) 
(c) auf ein Denotat/Denotate, das /die nur in der BRD 
e xistiert/existi e ren, wird von beiden Kommunikations-
gemeinschafte n mit u n t e r s chi e d 1 ich e n 
Bezeichnungen Bezug genommen 
(z.B. Unterne lvne l' (BRD) - Kap'i t alist (DDR}) 
Nimmt man zu dem Merkmal 'Vorliegen unterschiedlicher Bezeich-
nungen ... ' das alternative Merkmal 'Vorliegen g lei c her 
Be zeichnungen bei beiden Kommunikationsgemeinschaften für das 
Denotat/die Denotate (a) in BRD und DDR , (b) nur in d e r 
DDR, (c) nur in de r BRD' hinzu, dann erhält man insgesamt 
eine Gliederung des ideologischen Wortschatzes in s e chs Haupt-
gruppen , auf die wir an anderer Stelle (unten S . 93) zurückkom-
men. 
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Mit der unterschiedlichen Extensionalisierung der Begriffe unter 
(3)" bei den jeweiligen Gruppen (a), (b) und (c) ist wieder je-
weils unterschiedliche Evaluation verbunden, wobei generell fOr 
ideologische Bezeichnungsvarianten das wechselseitige Bedingungs-
verhältnis von Extension und Evaluation grundlegend ist, d.h. 
die Gebrauchsfixierung ist gleichzeitig ein Akt der Festlegung 
eines referentiellen Klassifikations- und Bezugs- als auch eines 
Bewertungsmusters. 
2 . 2. Kritik an den Typologien von Hellmann (1980) und 
Dieckmann (1981) 
Hellmann trifft folgende Unterscheidungen fOr die ideologiege-
bundene Lexik: 
(1) .. (c) Bedeutungsspezifika: Wörter, bei denen das Bezeichnete, bei 
gleicher Bezeichnung, ganz oder teilweise unterschiedlich 
ist. Völlige Nichtübereinstimmung des Bezeichneten ist dabei 
selten; APO: I Abteilungs-Partei-OrganisationI (DDR), 'Außer-
parlamentarische Opposition' (BRD). Häufiger ist der Fall, 
daß bei Vorhanden sein einer oder mehrerer gemeinsamer Bedeu-
tungen auf einer Seite oder sogar auf bei den Seiten eine 
neue, spezifische Bedeutungsvariante hinzukommt (DDR: Rekon-
struktion, Pionier, Brigade; BRD: Bund 'Bundes",ehr' Kommune) 
oder eine frühere wegfällt oder durch eine a ndere ersetzt 
wird (DDR: Aktivist). 
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In die Gruppe der Bedeutungsspezifika gehören auch die mei-
sten ideologierelevanten Begriffe wie Freiheit, SoziaZismus, 
SoZida l"itb."t, Aggression, Ma teriaZi smuslIdealismus. Diese l"Iör-
ter nehmen allerdings insofern eine Sonderstellung ein, als 
ihre Bedeutungen spezifisch für übernationale Ideologiesyste-
me sind, nicht aber nur für den Sprachgebrauch der DDR und 
der BRD. 
(d) Spezifische semantische Dominanzen: Wörter, bei denen eine 
von mehreren gemeinsamen Bedeutungen in spezifischer \oJeise 
dominiert. DDR: Kommission i . S . v. 'Gremium mit autoritati-
ver (Kontroll- oder Leitungs-)Kompetenz' dominiert gegen-
liber 'Gremien mit beratender Kompetenz '. BRD: Kurs i.S.v. 
'Börsenkurs' dominiert gegenüber 'politische Richtung'. 
(e) ~li t den Bedeutungsspezifika verwandt , jedoch nicht mi t ihnen 
identisch sind die \'iertungsspezifika: l'lährend demokroatisch 
sehr unterschiedlich definiert, aber überall gleich positiv 
bewertet 11ird, ist bei revolutioniip das Gegenteil der Fall. 
In diese umfangreiche Gruppe gehbren Beispiele wie christ-
lich, idea Zistisch, Dissident (BRD-posi ti v IDDR-nega ti v) ; 
Kommunist , Revolution, KlassenkamPf, Planwirtschaft (DDR -
positiv/BRD-negativ). In Fällen wie biirgerlich treffen Be-
deutungs- und to,lertungsspezifik zusammen . 
(f) Häufigkeitsspezif ika : Wörter, die bei gleicher Bezei ch nung 
und gleicher Bedeutung deutlich unterschiedlich häufig ge-
braucht werden. Die Ursachen können sehr unterschiedli c her 
Art sein , z . B. untersc hiedli che Wichtigkeit de r bezeichneten 
Sache, Bedeutungsverschi ebungen oder auch aktuelle Anlässe. 
In beiden Staaten geliufig, aber in jewei l s einem häufiger 
gebraucht sind z . B.: DDR: friedliebend , sozialistisch, Quali -
fizierung , umfassend, allseitig, Produktion, ~bssen , Kreis, 
wir, unse r. BRD: freiheitlich, Partnerschaft, ~brkt, Preis, 
dynamisch , Angebot, Ansicht . 
( 2) Eine von der Inhaltsseite a usgehend e , onomasiologisch orien-
tierte Typisierung std ßt zun~ch st auf die Schwierigkeit, daß 
in vie l e n Fällen keine Einigkeit darüber zu erzie len i st , ob 
Denotate in Ost un d West nach ihren wesentlichen Mer kma l e n 
gleich, ähnlich oder verschi eden sind, und welches denn ihre 
wesentli c hen Mer kmal e sind. 
(a) Bezeichnungsspezifika: Wörter, die bei gleichem oder ähnli-
c h em Denotat in BRD und DDR unte rschied liche Bezie hunge n ha-
ben. Beispie l e : Plastik/Plast, Staatsangehöriqkeit/Staats-
bürgerschaft , PeJ'sonalchef/ l<aderleiter, Arbeitnehmer/fver'ktii-
tiger, f-lar'schauer Pakt/ f-larschauer Vertrug , COME:CON/RGfv. 
Auch hier kann die Beibehaltung e iner ä lteren Bezeichnung auf 
ei ner Seite Ursac he für die Entstehung e iner Bezeichnungs-
differenz sein: GenenaZmajor ist in der DDR a l s unterster 
Generalsrang erha lte n geblieben, während BRD zu Brigadege-
ner1at geändert hat . Al s manipulativ von mindestens je\oJeils 
ei ner Seite abgelehnt werden spezi fische Bezeichnunge n mit 
propagandistischem Akzent "ie Mauer/Staatsgrenze f-lest, Flucht -
hilfe/Menschenhandel, Ostberlin/Berlin Hauptstadt der' DDR, 
Linke/fortschpi ttliche K>'eise (Kräfte) . Nährend die eben 
genannten Beispiele meist dazu dienen, eine unterschied -
l iche Einstellung zu m g l eiche n Sachverhalt zu signalisie-
ren , dienen die folgenden r'synonymischen Untersc he idungen " 
dem Zweck, eine n Begriff in zwei unterschied lich gewertete 
Begriffe aufzuteilen: 
DDR: (kap.) Profit/(soz.) Gewinn , (kap . ) Konkurrenzkampf/ 
( soz . ) f-lettbewer'b, (kap. ) Spiol1/ ( soz .) Kundschafter' . 
Dieckmann differenzie rt wie folgt: 
( b ) Ei n sprachliche r Ausdruck besteht in beiden gesellschaft-
lichen Sys temen , die Bedeutung aber ist unterschiedlich. 
Die Wörter sind ideologiegebunden i m semantischen Inha lt . 
Diese Gruppe ist zweife llos die interessanteste, weil es 
s i c h unter anderem um den Kernwortschatz der Ideologien 
handelt, die ja wegen i hres gemeinsamen historischen Ur-
sprung s "eitgehend die gleichen sprachliche n AusdrUcke 
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verwenden. Bei genauerem Hinse hen ergibt s i ch e ine Unter-
gliederung , je nachdem, ob die ideologi sche Differenz den 
begrifflichen Inhalt und /oder die Be wertung de r Sachvor-
stellung betrifft. Es kann vor liegen ein unterschiedli-
c her begrifflicher Inha lt bei gleich zeitig unterschiedli-
c her Bewertung ("Diktatur", "parte ilich"), ei n unterschi ed-
licher begrifflicher Inhal t bei gleicher Be wer tung ("Frei-
heit ", "Demokratie ", US e lbs t bes timmung") oder ei n gleicher 
oder annähernd g l eicher begrifflicher Inhalt bei unter -
sch i e dliche r Bewertung ("Ko mmun ismus " , "Revolutio n"). 
(c) IDi e Markierung '( c )' ist von S/Z . I Zusätzliche Formen 
ideologiegebunde ner Spra c he bekommt man ins Bl ickf e ld, 
wen n man nicht wie bi s her vom sprachliche n Ausdruck a us-
geht, s ond ern vom außersprachlichen Gegenstand ode r Sach-
ver halt, vom Referenten. Hä ufig ri c hten sich nämlich ver-
schie dene s prachli che Ausdrücke mit unter schiedli c her Be-
deutung auf den gleichen Referenten, so da ß Paare von \'/ör -
tern oder Syntagmen e ntstehe n, die im Hinbli ck a uf den Re-
ferenten gleich s ind , im Hinbl ick auf ihre n sema ntischen 
Inhalt aber ideologi~ch dif ferieren . In dieser Weise ste-
he n o der standen sich alternativ gegenüber: "DDR" und "Mit -
teldeutscilland" , "Fasc hi s mu s " und "Nation a l sozia lismu s ", 
"a nti fasc histi scher Schutzwal l" und "Berliner Mauer'l , 
"Alleinvertretungsanmaßung" und "Alleinvertretungsanspruch", 
"Kapi t a list" und "Arbe itgeber " . Der jewe ilige ideologische 
Sta ndort führt zu divergierenden begriff li c he n und werten-
den Interpretationen des Referenten und sekundär zu ver-
schi edenen sprachli c hen Ausdrücken. (19Bl, 49f . ) 
[Die Vermischuhg von Intension und Gefühlswerten ist) bei 
der Behandlung ideologisch motivierter Bezeichnungsvarian-
t en bei Ide nt ität des Be zeichne t en sehr verbrei te t~ Di e 
Bedeu tung s un terschie d e zwischen Vel'te 'idigtmgsminis tel' und 
Kl'iegsministel', Heimatver>tr>iebenel' und Neubiir'ge1'2 1 , Atom-
miilldeponie und Entsol'gungspal'k etc . sind - den Konnota-
tionsbegriff der Erdmann-RezeptioJl vorausgese tzt - als 
ko nno tative ni c ht zureichend beschrieben. Sie habe n di e 
gleiche Extension , untersc heiden sich aber ni cht nur im 
Gefühl s wert, sondern a uch in ihrer be g rifflichen Merk -
malsstruktur. Sie si nd deshalb a nalog der Differen z von 
Mol'gensteP11 und Abendstern zu beha ndel n. (1 9 Bl, 118) . 
He llman ns und Di eckmann s Typologi en ist - im Unte rschied zu 
Schmidts durchgehend d e notatsorie ntietem Versuch - de r kombinier-
te semasiologisch-onomasiologische Ansatz gemeinsam, der zu einer 
weitgehe nd e n Übersei nstimmung in der Heraus a rbe itung e iniger (bei 
\~ei tem nicht aller) Typen ideologiegebund e ner Lexik führt, obwoh 1 
die Autore n jeweils unterschi ed lich genaue bzw . ungenaue seman-
tische Kategorien dabei zugrundelegen. 
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Kritisierbar im einzelnen ist bei Hellmann: 
(1) neben der Kategorie 1 (c) 'Bedeutungsspezifika ' als seman-
tische Kategorie werden gleichrangig teilweise Kategorien 
aufgeführt (vgl. I (d), (f)), die untereinander jeweils auf 
verschiedenen Ebenen liegen und quer zueinander stehen; 
(2) unter der Kategorie ' Bedeutungsspezifika ' werden zwei un-
terschiedliche Formen von Bedeutungsspezifika unmarkiert 
miteinander vermischt: nämlich einerseits Wörter, bei de-
nen in der DDR bzw . BRD entweder eine neue Bedeutung "hin-
zukommt oder eine frühere wegfällt", also Wörter, deren se-
mantisches Potential (Umfang) sich in einer für die betref-
fende Kommunikationsgemeinschaft spezifischen Weise verän-
dert hat (z. B. Br>igade in der DDR); anderer sei ts Wörter, die 
ihr semantisches Potential (Umfang) nicht verändert haben, 
aber zwischen beiden Kommunikationsgemeinschaften seman-
tisch variant, d.h. von DDR- und BRD-Seite relativ zu den 
jeweils g 1 e ich e n semantischen Dimensionen, unter-
schiedlich interpretiert, also unterschiedlich zur Klassi-
f i zierung und Evalua tion ven~endet \~erden (z. B. Soz ia Usm~,s 
in BRD und DDR); 
(3) die die Gesamtintension von sprachlichen Ausdrücken konsti-
tuierenden Bedeutungskomponenten (also die deskriptive und 
evaluative Komponente) werden als autonome Größen auseinan-
der gehalten. Unterschiedliche Wertungen führen in der Re-
gel jedoch auch zugleich zu unterschiedlichen deskriptiven 
Bedeutungen (oder setzen sie voraus) und die jeweilige In-
tension eines Ausdrucks steht wiederum in engem Zusammen-
hang mit seiner Extensionalisierung (vgl. Schippen 1982, 
241). Die deskriptive und evaluative Funktion von Sprach-
zeichen, besonders von politischen Ausdrücken, sollte aber 
nicht im Sinne einer Dichotomie von "Bedeutung" und "Wer-
tung " aufgeteilt \~erden; 
(4) bei der "onomasiologisch orientierten Typisierung" (vgl.2 . ) 
wird nicht sauber getrennt zwischen den Kategorien ' Inhalts-
seite' (also der deskriptiven und evaluativen Bedeutung) 
einerseits und 'Denotat' andererseits und ferner bleibt un-
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klar, in welchem Sinne hier von "Merkmalen" die Rede ist. 
Ähnlich unklar, vergleichbar dem monolateralen Sprachzei-
chenbegriff der Wörter-Sachen-Tradition , wird schon bei 
den "Bedeutungsspezifika " (vgl. 1 c) mit den Kategorien 
o Bezeichnung 0, 0 Bezeichnetes 0 (der Ausdruck 0 Denotat 0 ist 
hier vermieden!) unter Ausklammerung der Inhaltsseite, al-
so der deskriptiven Bedeutungskomponente, operiert; 
(5) unter 2 (a) (wobei dem (a) kein (b) folgt) wird e inerseits 
der unterschiedliche Status von "gleichen" und "ähnlichen" 
Denotaten nicht geklärt, andererseits ist die Differenzie-
rung in Wortpaare, die einmal dazu dienen, "eine unter-
schiedliche Einstellung zum gleichen Sachverhalt zu signa -
lisieren" und zum anderen in die "synonymischen Unterschei-
dungen", mit denen ein "Begriff in zwei unterschiedlich ge-
wertete Begriffe" aufgeteilt wird , nicht einleuchtend, da 
bei d e hier unterschiedenen Wortgruppen als ideologi-
sche Bezeichnungsvarianten oder - wie wir sagen - als le-
xikalisch-semantische Variantenpaare doch gerade so defi-
niert sind , daß mit ihnen jeweils unterschiedliche Wertun-
gen/Einstellungen etc. zu einem Sachverhalt zum Ausdruck 
gebracht werden können. 
Kritisierbar im einzelnen ist bei Dieckmann: 
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(1) unter der Kategorie (b), die dem semasiologischen Verfah-
ren bei Hellmann (unter 1 c) vergleichbar ist, wird bei 
der Herausarbeitung einiger semantischer Varianten zwar 
die Untrennbarkeit von deskriptiver (bei Dieckmann "begriff-
licher") Bedeutung und "Bewertung", also die Komplementa-
rit~t des Klassifikations- und Evaluationspotentials von 
Sprachzeichen, behauptet, jedoch unterbleibt zum einen der 
Bezug auf die interpretierte soziale Realität, zum anderen 
der auf die jeweilige Sprechergruppe und damit auf di e 
(ideologische) Richtung der Extensionalisierung der varian-
ten Wörter, d.h. ihre Anwendung jeweils auf Gegenstände 
der eigenen oder der gegnerischen Ideologie, und schließ-
lich kommen - in Zusammenhang damit - die kommunikative 
Funktion und die gese l lschaftlichen Bedingungen der Verwen-
dung ideologiegebundener Wörter nicht zum Ausdruck ; 
(2) unter einer dem semasiologischen Verfahren komplementären 
(und von uns im Dieckmann - Zitat als (c) gekennzeichneten) 
Kategorie, die Hel l manns (vgl. dort (2» onomasiologischem 
Ansatz vergleichbar ist, wird zwar die Feststellung der 
Identität des "außersprachlichen Gegenstandes oder Sach-
verhaltes " , also ein denotatsbezogener Ansatz zur Ermitt-
lung von lexikalisch- semantischen Variantenpaaren gewählt, 
denen jeweils unterschiedliche "begriffliche" und "werten-
de Interpretationen" eines Sachverhalts zugrundeliegen, und 
damit ein wechselseitiges Abhängigkeitsverhältnis von In-
tension, Extension und Evaluation postuliert, jedoch bleibt 
auch hier - wie bei Hellmann - der Status der jeweiligen 
Denotate - namlich 'Gleichheit', 'Ähnlichkeit', 'Entspre -
chung' - ebenso ungeklart wie die mögliche (unterschiedli-
che) Extensionalisierung der Ausdrucksalternativen. 
In der zusatzlichen Charakterisierung der Bezeichnungsva-
rianten (Dieckmann 1981, 118) allerdings ist die Behauptung 
der "Identität des Bezeichneten" und der "gleichen Exten-
sion " von Ausdruckspaaren \~ie Heimatvertriebener> - Neubiir>ger> 
nicht ganz korrekt (vgl. dazu die Typologie in Kap. 3 un -
ter Abschnitt 3.2.) . 
2 . 3. Kritik an der Typologisierung des Handwörterbuchs der deut-
schen Gegenwartssprache 
(Grundsatze und Probeartikel 1977) 
1. Das Denotat existiert unter sozialistischen und unter nicht-
sozialistischen Verhältnissen unter gleicher Bezeichnung 
1.1. Die Denotate sind unter unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Verhältnissen von weitgehend gleicher Beschaffe nheit und 
ideologisch wertneutral . 
z.B. : Minister, Bet r>ieb 
1.2. Die Denotate sind unter unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Verhältnissen von unterschi e dlicher (Wesens)beschaffenheit. 
Darst.: Der (Wesens)unterschied wird in soweit wie möglich 
standardisierten kurzen Formeln in der Definition angedeutet. 
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wir verwenden U.a . Formeln wie: jeweils im Interesse der 
herrschenden Klasse ... I, je nach dem Charakter der Gesell-
scha ftsordnung . .. ', 
z .B.: Markt , Staat , Polizei 
1.3. Das Denotat wird von unterschiedlichen Klassenstandpunkten 
interpretiert oder gewertet . 
Darst.: Definition vom Standpunkt des Marxismus-Leninismus . 
Bei '-ismus'-Bildungen kann a n die Stelle der Definition 
ein kurzer Kommentar treten , wenn es möglich ist, im Rah-
men dessen mit klar qualifizierenden Attributen die ideolo-
gische Beschaffenheit des Denotats ausreichend zu charakte-
risieren. 
z .B.: Klasse , reuolutioncir, 0ppol'tunismus, Revisionismus, 
Neopositivismus 
2 . Das Denotat ·e xistiert unter sozialistischen und unter nicht-
sozia listi schen Verhältnissen unter unterschiedlichen Be-
zeichnungen 
2 .1. Die Denotate sind bei formaler oder fllnktionaler Ähnlicll-
keit oder Gleichheit von erheblich unterschiedlicher Be-
schaffenheit. 
Darst.: AusdrGckliche Zuweisung des Denotats zum jeweiligen 
Staat oder Gesellschaftssy s tem in der Definition, 
z.B. : Pal,lament (BRD) 
Volksvertl"etung (DDR) 
2 . 2. Die Denotate sind von gleicher oder ä hnli cher Beschaffen-
heit, es fiberwiegt der Bezeichn ungsunterschied. 
Darst.: Kennzeichnung durch die t·larker I DDRI bzw . IBRD/ 
vor der analytischen Definition , 
z . B.: Kadel"akte (DDR) 
Pel"sonalakte (BRD) 
2 . 3. Ideologie- irrelevante Denotate . 
Darst.: DDR-Bezeichnungen erhalten den Marker /DDR/ vor 
der Definition, BRD-Bezeichnungen erhalten den Marker 
IBRDI und werden mit der in der DDR far dieses Denotat 
benutzten Bezeichnung d e finiert, 
z . B .: Fahl"el'laubnis (DDR) 
Fiihl'el"schein (BRD) 
3. Das Denotat existiert nur unter sozialistischen oder 
nur unter nichtsozialistischen Verh~ltn issen , von beiden 
Seiten wird die gleiche Beze ichnung dafGr verwendet 
3.1. Das Denotat ist an kapitalistische/bargerliche Verhält-
nisse gebunden. 
Darst.: Die Bindung wird in variierte n Formen, deren Kern 
in den meisten Fälle n die Qualifizierungen 'ltap.' oder 
'bGrgerl.' sind, in der Definition ausgedrUckt, 
z . B. : BÖl"se, Jil"beitsmal'kt, Oppositiol1, Obel'schicht , Playboy 
3.2. Das Denotat ist an sozia listi sche Verhä ltni sse gebunden. 
Darst . : Die Bindung wird analog z u der unter 3.1. aufge fGh r-
ten Form als I • •• soz ... . I in der Definition kennt li ch 
gemacht , 
z. B.: Volkseigentum, Produktionsbel'a tung, Neue rer', 
Ne uepe l,bewegung, -vopschlag 
4. Das Denotat existiert nu r unter sozialistische n oder nur 
unte r nichtsozialistischen Verhä ltni ssen, von beiden Sei -
ten werden unterschiedli c he Bezeichnungen dafUr verwendet 
4.1 . Das Denotat ist a n kapitalistische/bürgerliche Verhält-
nisse g e bunden. 
Darst.: Da es sich hier meist um euphemistische, ver-
schleiernde Bezeichnungen der kapitalistischen Seite , 
al so um Sprachmanipulation handelt, wird dies durch 
Kommentarformen + Definition in Form der auf sozia li -
stischer Seite gebräuchlichen exakten Bezeichnung deut -
lich gemacht, 
z .B.: '';ettbe wepb (euphemist. für KonkuPl'enzkampfJ 
Untepnehmer, (freie J Marktwil'tschaft 
4. 2. Das Denotat ist an soz ialistische Verhältnisse gebunden . 
Darst.: Da es sich hier bei den auf kapitalistischer 
Seite gebrauchten Beze ichnungen fast durchweg um dis-
kriminierende, verzerre nde Bezeichnungen handelt, wird 
der diskriminierende Charakter in analogen Formen zu 
4.1. g ekennzei c hnet, 
z.B.: Ostblock (vgl . dazu Ke ßler 1977 , 32) 
(vgl. zu 4 . 2 . Keßler 1977, 32) 
Kritisierbar an der Typologisierung des Handwörterbuchs i st aus 
un serer Sicht folgendes: 
(1) Die Redeweise von der "Existenz des Denotats unter sozia-
li stischen und unter nicht-sozialistischen Verhältnissen" 
o . ä . ist irreführend. Wenn das Denotat , wie bei den als 
Beispiele genannten Appell~tiven , eine Menge von Gegenstan-
den, Sachverhalten oder Problemverhalten ist, so ist ein 
differenzierterer Umgang mit Existenzaussagen bzw. dem be-
stimmten Artikel ( das Denotat) notwendig. Wir nehmen 
daher zunachst eine terminologische Umübersetzung vor , bei 
der dieser vorsichtigere Umgang mit Existenzaussagen und 
quantifizierenden Aussagen praktiziert wird: 
Typ 1: Einzelne (und somit jeweils verschiedene ) Elemente 
der Extension/des Denotates eines Wortes existieren 
in DDR und BRD . 
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Typ 1.1. und Typ 1.2.: Die Extensionalisierung des 
Wortes durch DDR- und BRD-Sprecher ist gleich und 
sie können das Prädikat sowohl auf Sachverhalte hier 
a l s auch dort anwenden. 
Typ 1.3.: Die Extensionalisierung ist wertgesteuert. 
Typ 2: Alle Elemente der Extension/des Denotates des e i -
n e n Wortes existieren in der BRD, während alle 
Elemente der Extension des a n der e n Wortes in 
der DDR existieren. Zwischen den Elementen der jewei-
ligen Extension bestehen Ähnlichkeiten/Entsprechun-
gen. Die Elemente des Wortpaares sind jeweils nur auf 
ein e Seite extensionalisierbar. DDR-Sprecher und 
BRD-Sprecher wenden jeweils ein Element des Wortpaa-
res auf Erscheinungen der ein e n Seite und das 
andere auf Erscheinungen der a n der e n Seite 
an, wobei diese Erscheinungen einander 'entsprechen'. 
Typ 3: Alle Elemente der Extension eines Wortes existieren 
in der DDR oder (exklusiv) in der BRD. Die Extensio-
nalisierung des Wortes durch Sprecher ist nur auf 
eine Seite möglich. 
Typ 4: Alle Elemente der Extension/des Denotates bei-
der Elemente des Wortpaares existieren in der BRD 
oder (exklusiv) in der DDR. 
Das Wortpaar ist nur auf eine Seite extensionalisier -
bar. DDR-Sprecher und BRD-Sprecher wenden jeweils 
nur ein e s der beiden Elemente des Wortpaares 
an, und zwar jeweils auf dieselben Sachverhalte/Pro-
blemverhalte . D. h. wenn ein DDR-Sprecher das ein e 
Element des Wortpaares auf einen Sachverhalt anwen-
det, so wendet ein BRD-Sprecher jeweils das a n d e-
r e Element des Wortpaares auf denselben Sachverhalt 
an . 
(2) Das Ergebnis der vorliegenden denotatsbezogenen (vgl. W. 
Schmidt) Typologie kommt durch Kreuzung der Parameter 'Vor-
kommensbereich des Denotats/der Denotate ' und 'be ide Kom-
munikationsgemeinschaften verfGgen entweder Gber gleiche 
oder Gber ungleiche Bezeichnungen fGr das betreffende De-
no tat/die Denotate' zustande. So betrachtet handelt es sich 
jedoch nicht - wie von den Autoren behauptet - um vier , 
sondern um sechs Typen von Wortgruppen . Wir haben auf die-
se sechs Typen aufgrund einer Kombination eines ternaren 
Merkmals mit einem binären am Ende von Kap. 2.1. bereits 
hingewiesen. 
~ Vorkommens-bereich 
unter soz . und 
nichtsoz. Verhält . 











rianten (s . Kap . 
3 unter 3. 1.) 
ungleiche 
Bezeichnungen 






(s.Kap. 3 unter 
3.2. ) 
(3) In der Typologie, die, wie bereits erwähnt, von der außer-
sprachlichen Einordnung und Identifizierung der Denotate 
ausgeht , wird auf mögliche deskriptive und evaluative Dif-
ferenzen zwischen den varianten Wortgebräuchen bzw. Wörtern 
sowie auf differenzierende Eigenschaften der Denotate, wenn 
Gberhaupt , erst bei der Beschreibung der einzel nen Subtypen 
Bezug genommen. Der e inzige expli zite Bezug auf die 'Bedeu-
tungsebene ' erfolgt bei 1.3.: "Das Denotat wird von unter -
schiedlichen Klassenstandpunkten interpretiert und gewer-
tet." Bei einigen Typen wird nicht expliziert, inwieweit 
die Intension, die deskriptive Bedeutung , bei der Klassi-
fizierung ausschlaggebend ist (vgl. z.B . Typ 1.2.). viel-
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mehr wird ein anzunehmender Bedeutungsunterschied ausschließ' 
lieh auf die Denotatsebene verlagert . Die differenzierenden 
Merkmale der Denotate, besonders der unter sozialistischen 
und nicht-sozialistischen Verhältnissen (vgl . Typ 1 und 2) 
sind zu vage. Erforderlich wäre die Explikation dessen , was 
fUr Eigenschaften den Denotaten durch den Gebrauch der Prä-
dikate "gleich", "unterschiedlich ", "weitgehend" , "(Wesens)-
beschaffenheit ", "formale und funktionale Ähnlichkeit oder 
Gleichheit " etc. zugesprochen werden. 
(4) Grundsatzlieh ist zur Typologisierungsweise anzumerken, daß 
mit der vorgängigen Klassifizierung des Denotats bereits 
weitreichende Vorentscheidungen fUr die sprachliche/seman-
tische Klassifizierung ideologiegebundener Lexik getroffen 
werden, denn bei der Ermittlung der einzeln~n Type n von 
Wortgruppen kann möglicherweise von falschen (bewußt falsch 
gewählten) Präsuppositionen oder Gebrauchsvermeidungen aus -
gegangen werden und zwar in zweier l ei Hinsicht: 
- e in außersprachlicher Sachverhalt wird einem bestimmten 
Vorkommensbereich a l s reales Faktum zugeordnet/zudiktiert 
- die Bezeichnun g (möglicherweise ein Euphemismus) fUr ei n 
Denotat, das Prädikat also, wird einer bestimmten Kommu-
ni kationsgemeinschaft zugeschrieben/zudiktiert . 
Z.B . wird bei Typ 3.1 . von DDR-Seite präsupponiert, die 
Existenz von Börsen sei spezifisch fUr bUrgerliehe Ver-
hältniss e , nicht jedoch fUr soz i alistische . Der Ausdruck 
BÖ1'se hat aus DDR-sicht ei ne einseitige (auf die BRD ge-
richtete) Extensionalisierungspotenz (Fremdextensionali-
sierung) . 
Bei Typ 4.1. wird von DDR-Seite präsupponiert, der Sach-
verha lt des wirtschaftlichen Konkurrenzkampfes werde in 
der BRD durch den Euphemismus I-Iettbewerb verschleiert; bei 
Typ 4.2. wird von DDR-Seite unterstellt , fUr bestimmte 
Sachverhalte, die nur unter sozial i stischen Verhältnis-
sen existieren, würden auf BRD-Seite diskriminierende 
Beze ichnunge n manipulativ gebraucht. 
Die Beispiele unter 4. zeigen, daß jeweils eines der Wör-
ter aus einem Paar selbst als ideologisch besetztes (Stig-
ma-/Fahnen-)Wort von einer Seite gebraucht wird und daher 
selbst in sich semantisch variant ist. Die unter 4 . auf-
g e führten Variantenpaare entstehen dann auf grund von Prä-
suppositionsverletzung/Gebrauchsverme idung d er positiv 
besetzten Variante der anderen Se ite. Gebrauchsvermeidung 
läßt nur uneige ntlichen Gebrauch des betre ffenden Wortes 
auf der eigenen Seite zu , da das Wort als Interpretations-
vokabel der. gese llschaftlichen Realitat des eigenen La-
gers ungeeignet erscheint; die Nicht-Eignung eines Aus-
drucks zur Interpretation gesellschaftlicher Realitat 
führt dann zur Bildung von Variantenp aar e n. 
(5) Außer der in der Typologie explizit als "ideologie irre le-
vant" g e ke nnzeichneten Wortgruppe 2 .3. sind als n ich t 
i deo log i e g e b und e n im eigentlichen Sinne 
(d.h. es handelt sich nicht um spezifischen politischen 
Sprachgebrauch bzw. um Kommunikation in ideologierelevanten 
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens) noch folg e nde Ty-
pen aufzufassen, die aus einer Typologie über Formen der 
Ideologiegebundenheit herausfallen: die Typen 1.1. un d 1.2. 
Daß Typ 1.2. hier ausfällt, zeigt der Vergleich mit Typ 
1.3.: Bei Typ 1. 2. , zu dem Ausdrücke gehören, die 'konkre -
ter' als die von Typ 1.3. sind, bestehen objektive Unt e r-
schiede in d e r S ach e (Denotatsve rschiedenheit), bei 
Typ 1.3 . Interpretationsunterschiede , also semantische (de-
skriptive und/oder evaluative) Unterschiede. Bei Typ 1.2. 
scheint die Intension, die deskriptive Bedeutung, von der 
Unterschiedlichke it der Gese llschaftssysteme und ihrer 
Sprachgebräuche n ich t betroffen zu se in, sondern nur 
die Extension. Daher hande lt es s ich bei der Wortgruppe von 
Typ 1.2. - wie auch bei 1.1. - um semantische K 0 n s t a n-
t e n, da kei ne Bedeutungsunterschiede vorliegen. 
Bei Typ 2. insgesamt hand e lt es sich um gesellschaftsbezo-
gene S ach - und Lex e m s p e z i f i k a mit je-
weils unterschiedliche n Be zeichnungen; zwischen den 
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S ach e n bestehen lediglich funktionale Ähnlichkeiten. 
Typ 2. fällt aus dem ideologischen Wortschatz heraus, ähn-
lich wie Typ 3.2.: hier handelt es sich wieder um eher ideo-
logisch neutrale Sach- und Lexemspezifika. 
(6) Als ideologisch relevant und für eine Typologie über Formen 
der Ideologiegebundenheit geeignet sind daher zu beurteilen 
die Typen 1.3. (deren Ausdrücke einseitig extensionalisier-
bar sind) und 3.1. (vgl. unsere "semantischen Varianten" 
unter 3.1. im nächsten Kapitel) und die Typen 4 . 1 . und 4.2. 
(vgl. unsere "lexikalisch-semantischen Variantenpaare" in 
Kapitel 3 unter 3.2.). 
2.4. Zusammenfassung der Kritik an bisher vorliegenden Typo -
logien 
Die Kritik an bisherigen Typologisierungsversuchen laßt sich in 
folgende Punkte zusammenfassen: 
(1) Sowohl bei semasiologischen als auch denotatsbezogenen An-
sätzen der Typologisierung fehlt eine hinreichende Klärung 
der verschiedenen Formen der 'Gleichheit', 'Ähnlichkeit' 
oder ' Entsprechung' von Denotaten sowie der Abgrenzungskri-
terien durch differenzierende Merkmale. 
Den verschiedenen Typologien liegen offenbar unterschiedli-
che Auffassungen über den vagen Begriff 'Denotat ' zugrunde , 
der zu typologischen Zwecken begrifflich geklärt und entmy-
stifiziert werden müßte. 
(2) In keiner der Typologien wird die Möglichkeit der Präsuppo-
sitionsverletzung bei der außersprachlichen Identifikation 
bzw. Einordnung der Denotate und bei der prädizierenden Ver-
\~endung der entsprechenden Ausdrücke thematisiert. 
(3) In allen Typologien fehlen Urteile über den Realitätsstatus 
der als Denotate identifizierten Gegenstände/Sachverhalte 
der objektiven bzw. sozialen Realität hinsichtlich ihrer 
'Konkretheit' bzw. 'Abstraktheit' . 
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(4) In semantischer Hinsicht wird in einigen Typologien eine un-
zulässige dichotomische Teilung der Gesamtintension von 
sprachlichen Ausdrücken in eine deskriptive und eine werten-
de Komponente vorgenommen, die dann in der Folge als auto-
nome Größen auseinander gehalten werden. Bei sprachlichen 
Ausdrücken ist jedoch von der Untrennbarkeit des (deskrip-
tiven) Klassifikations- und Evaluationspotentials auszu-
gehen . 
Vereinzelt wird eine Unterscheidung zwischen (ideologischer) 
Polysemie und Homonymie vorgenommen, die nicht weiter theo-
retisch begründet wird. 
Gelegentlich besteht Unklarheit bezüglich der semantischen 
Kategorien ' onomasiologisch', 'Inha 1 tssei te' und 'Denotat '. 
Es wird übersehen , daß die verschiedenen, zur Typologisie-
rung verwendeten Kriterien in einem kreuzklassifikatorischen 
Verhältnis zueinander stehen (z. B. 'semantisch', 'frequen-
tieIl' oder 'Vorkommensbereich' ) . 
(5) In allen Typologien werden die spezifischen Varianzformen 
hinsichtlich deskriptiver und/oder evaluativer Varianz so-
wohl bei ein e m Lexem (den semantischen Varianten, vgl. 
Kapitel 3.1.) als auch bezogen auf m ehr e r e Lexeme 
(den Bezeichnungsvarianten oder lexikalisch-semantischen 
Variantenpaaren, vgl. Kapitel 3 . 2 .) eines ideologischen Pa-
radigmas nicht deutlich voneinander abgegrenzt. Dies hat 
u . a. zur Folge , daß einige Typen von semantischen Varian-
ten (paaren) überhaupt nich t erfaßt \~erden (vg 1. (10)). 
(6) Das jede Varianzform fundierende Determinationsverhältnis 
zwischen Intension, Evaluation und Extension wird nur ver-
einzelt erkannt, bleibt jedoch auch in diesem Fall ohne Aus-
wirkung auf die semantische Klassifikation der Varianten. 
(7) In vielen Fällen wird der jeweilige Extensionalisierungsbe-
reich der Varianten, also das Vorliegen von z.B. Eigen- oder 
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Fremdextensionalisierung, nicht angegeben ebensowenig wie 
der Bezug auf die je\~eilige Sprechergruppe bzw. Kommun ika-
tionsgemeinschaft explizit gemacht wird . 
(8) Die unterschiedlichen kommunikativen Funktionen der varian-
ten Lexeme, d.h. z.B. ihre Einordnung in Funktionsklassen 
wie Leitwort , Fahnenwort, Kampfwort, Stigmawort usw ., werden 
nicht thematisiert. 
( 9) Aus den Punkten 6 bis 8 folgt, daß in den Typologien das Mu-
ster , nach dem politische Interpretationsvokabeln zur Klas-
sifikation und Bewertung sozialer Wirklichkeit gebraucht 
werden, und die Bedingungen, unter denen auf ' gleiche ' Aus-
schnitte sozialer Rea lität Bezug genommen wird, nicht deut-
li ch herausgearbeitet sind. 
(10) In den Typologien wird die notwendige Unterscheidung zwi-
schen ideologierelevanten und -irrelevanten Typen von Wör-
ternjWortgruppen nicht konsequent getroffen. Bezüglich der 
l etzteren handelt es sich vor allem um die aus einer Typolo-
gie über Formen der Ideologiegebundenheit herausfallenden 
Sach- und Lexemspezifika , die im Sprachgebrauch der beiden 
Kommunikationsgemeinschaften nicht umstritten sind und die 
wir deshalb als semantische Konstanten aus unserer Typologie 
ausklammern. 
Andererseits weisen al l e Typologien in Bezug auf eine voll-
stand ige Erfassung von Typen der ideologiegebundenen Lexik 
erhebliche Lücken auf. 
(11) In einigen Fällen ist die Belegung der einzelnen Typen mit 
Beispielen einerseits dürftig, andererseits sind die Bei-
spie l e selbst ungünstig gewählt. 
3. Typologie von Formen der Ideo l ogiege bundenheit 
Bei unserem Typologisierungsvorschlag berücksichtigen wir folgen-
de semantische , pragmatische und referenzbezogene Parameter: 
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(1) das Vorliegen von semantischer Varianz bei einem Wort oder 
bei mehreren , zum gleichen ideologischen Paradigma gehören-
den Wörter n. Im ers ten Fall sprechen wir von semantischen 
Varianten (Kap . 3.1 .), im zweiten von l exika li sch-semanti -
schen Variantenpaaren (Kap. 3 . 2 . ). 
(2 ) die Varianzform: deskriptiv oder/und evaluativ. 
(3) die kommunikative Funktion der Varianten als Leit-, Stigma-
oder Fahnenwort usw. 
(4) den jeweiligen Extensionalisierungsbereich der Varianten: 
Fremd - bzw . Eigenextensionalisierung. 
Anhand dieser Gesichtspunkte sollen auch verschiedene Formen der 
'Gleichheit', 'Ähnlichkeit' oder 'Entsprechung' von Denotaten 
herausgearbeitet und gleichzeitig der Begriff ' Denotat ' entmysti-
fiziert bzw . e iner begrifflichen Klärung zugeführt werden. 
Für eine klarere Bestimmung vo n ' Denotat' ven~eisen \~ir auf die 
Definition von Lyons 1980 , 229: 
Mit der Denotation* ei nes Lexenls (und zun~chst wollen wir 
d e n Begriff der Denotation in bezug auf Lexeme diskutieren) 
ist das Verhiltnis gemeint , das zwische n diesem Lexem und 
Personen , Dingen , Orten, Eigenschaften, Prozessen und Akti-
vit~ten außerhalb des Sprach systems beste ht . Wir werden den 
Terminus Denotatum* für die Klasse von Objekten, Eigenschaf -
ten usw., auf die der Ausdruck korrekt anwendbar ist, ver-
\-lenden. 
(VgJ . dazu unsere Kritik am Denotatsbegriff im Handwörterbuch 
oben in Kapitel 2 . 3.). Wir verwenden in unsere m engeren termino-
logischen Gebrauch ' Denotat ' ebenso wie ' Extension'. Denn auch 
unter der Extension ei nes Ausdrucks ist die Klasse von Dingen zu 
verstehen , auf die der Ausdruck korrekt angewendet wird. Aller-
dings ist bei 'Extension' immer der Gegenbegriff 'Intension' -
a l s Bedeutung eines Ausdrucks - mitgedac ht. 
Zu diesem Zweck wird bei der Erörterung der einzelnen Beispiele , 
die für einen Typ stehen , ein sema ntisches Rekonstruktionsschema 
eingeführt, mit dessen Hilfe jeweils versucht wird, die Gesamt-
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intension der Varia nten, bestehend aus deskriptivem Klassifika-
tionspotential und Evaluationspotential, zu rekonstruieren und 
die mögliche Extensionalisierung (ausgedrückt durch einen Pfeil) 
zu bestimmen . 
So wird ei nerseits das Muster, nach dem solche Interpretations-
vokabeln zur (interpretierenden) Klassifikation sozialer wirk-
lichkeit gebraucht \~ erden, als Intension eines Ausdrucks rekon-
struiert, andererseits wird angedeutet , unter welchen semanti-
schen Bedingungen auf 'gleiche ' Ausschnitte sozialer Realität 
durch den Gebrauch der Varianten interpretatorisch Bezug genom-
men werden kann. 
Das deskriptive Klassifikationspotential wird jeweils nach Maßga-
be der Übereinstimmung und Abweichung zwischen den Gebräuche n in 
Teilintensionen aufgespalten; diese Teilintensionen sind zu iden-
tifizieren über die variablen 0 , B, y usw. 
Typen der ideologiegebundenen Lexik 
3.1 . 5 e man t i s c h e (deskript i ve/eva luative) V a r i-
a n t e n 
[1.1 Leitwörter (Miranda) und Anti-Miranda 
[ 1 . 1.1 Leitwörter 
Leitwörter werden in den beiden deutschen Kommunikationsgemein-
schaften/ideologischen Systemen A (=BRD) und B (=DDR) häufig ge-
braucht und von den Ideologien bei der Gesellschaftssyste-
me gleichermaßen beansprucht, und zwar mit jeweils großgruppen-
übergreifender i den t i s c her eva I u a t i v - p o-
s i t i ver , aber nie h t - i den t i s c her d e -
s k r i p t i ver Bedeutung. 
Bei den Leitwörtern handelt es sich im wesentlichen um Abstrakta, 
d.h. um Ausdrücke, mit denen man über nicht-konkrete Entitäten 
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prädiziert bzw. in referentiellem Gebrauch auf nicht-konkrete 
(abstrakte) Gegenst~nde referiert. Somit wird das Prob l em der 
Gleichheit von Denotate n bei gruppenbezogen variantem Gebrauch 
politischer Wörter hier in besonderer Schärfe aufgeworfen, da 
die Identifikationskriterien für abstrakte Gegenstande in beson-
derer Weise interpretationsabhängig sind. 
Bei einem Wort wie Demokl"O.tie kann ~hnlich wie bei vielen Ismen zu-
dem zwischen einem abstrakteren und einem konkreteren Gebrauch 
unterschieden werden. Bei einem abstrakteren Gebrauch z.B. in 
Die Demokratie ist die beste aller möglichen 
Herrschaftsformen 
daß sich . .. die IG Metal l und die IG Druck und Papier 
mit dem Kampf der studentischen Jugend für Freiheit und 
Demokratie solidarisch erklärt haben (N.D. 154,2 1967) 
wird prädiziert über/referiert auf eine (abstrakte) Herrschafts-
f 0 r m, ein Herrschaftsm u s t e r, das nicht als ein bestimm-
tes politisches System verwirkli cht sein muß. In diesem Gebrauch, 
wir nennen ihn Gebrauch (a), ist (die) Demokl"O.tie entweder als Ei-
genname für eine bestimmte abstrakte Entit~t aufzufassen (vgl. 
dazu die ~hnlichen Verwendungsbeispiele zu SoziaUsmus in Strauß 
1983, 340) oder als singulär definit referierender Ausdruck (vgl. 
dazu die Beispiele in Strauß 1983, 340), mit dem auf ein bestimm-
tes ausgezeichnetes Element aus der Menge der möglichen Demokra-
tieformen - eben die für den jeweiligen Sprecher allein gültige 
Form der Demokratie - referiert wird. Für diesen abstrakteren 
Gebra uch (a) I~ßt sich die Rede von der Verschiedenheit des De-
notats zwischen den BRD- und DDR-Gebräuchen von Demokl'atie \~ie 
folgt rekonstruieren: 
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(a) Demokratie (abstrakter Gebrauch) 
A B 
Demokratie Demokratie 
Herrschaftsfom, in der die ["tie linke Spalte] 
Gel'lalt vom Volk ausgeht 
A die an bestimmte Freiheits-
rechte gebunden ist 
A die nur unter den Bedingungen 
des Sozialismus venlirklicht 
\'Ierden kann 
A evaluativ positiv A evaluativ positiv 
abstrakte Entität * abstrakte Entität 
Hier ist ähnlich wie bei [2.] bzw. [3.2 .] (in Kap . 3 . 2 . ) nur eine 
T eil i n t e n s ion (0) identisch und somit auch nur. die 
dieser Teilintension entsprechende Extension. (Noch einmal wieder-
holt sei hier, daß das Vorliegen von identischen Teilintensionen 
grundlegend für jede Varianzform ist!) Die vollen Intensionen 








Hier wird man annehmen, daß durch a /'ß bz\~. al\Y jeweils eine Einer-
me nge - die jeweils normenspezifisch gültige Demokratieform - aus 
der Menge der möglichen Demokratieformen (a) ausgegrenzt wird. 
Im referentiellen Gebrauch sind daher die beiden varianten Ge-
bräuche von A und B nur auf jeweils verschiedene abstrakte Enti -
täten mit Wahrheit anwendbar. 
(b) Demokratie (konkreter Gebrauch) 
Bei dem konkreteren Gebrauch bezieht sich Demokratie auf konkrete 
102 
politische Systeme oder Staaten, in denen di e demokratische Herr-
schaftsform nach Meinung de r Sprechergruppen verwirklicht ist. 
Diese r zu (a) wohl polyseme Gebrauch (vgl. dagegen W. Schmidt 
oben; vgl. zur Polysemie von Sozialismus Strauß 1983, 346) kann wi e 
folgt r ekons tru iert werden: 
A B 
Demokratie Demokratie 
politisches System, Land, 
in dem die Herrschafts-
form (a) ven'lirklicht ist 
A evaluativ positiv 
(0 ' ) [wie linke Spalte) 
(ß) A die unter den Bedingungen 
des Sozialismus venlirk-
licht ist 




Frankreich, BRD . • . 
A ~ 
Dieser konkrete Fall e ntspr icht [ 2. ] (vgl. un ten Kap. 3 . 2. : ~imt­
vel'tpiebenep - Neubül'geJ') , weil in beiden Fällen jel',eils nur Gleich-
heit der Teilintensionen , nicht der Gesamtintension vor l iegt . 
Für das Verhältnis der Parameter 'deskript i ve/eva luat i ve Varianz', 
' Extension' und ' Leitwortfunktion' gilt folgender Satz : 
Leitwörter beider Sys t e me ha ben bei deskriptiver Varia n z 
unt e r schi ed liche (mei st e l e mentfremd e ) Extension . 
Da die Evaluation dieser Wörter positiv i st (d.h. eval ua-
tive Konstanz bezüglich be ider Systeme), muß jeweils E i-
gen e x t e n s ion a 1 i sie r un g vorliegen. 
D. h. unter die Extension der varianten Gebräuche fall e n j e-
weils die Lehren/Herrschaftsformen/politischen Ideen (bei 
Gebrauch ( a )) bzw. die politischen Systeme/Länder (bei Ge-
brauch (b)) der e i gen e n Seite , d .h . bei referen-
tiellem Gebrauch kann z . B. die Demokl'atie jel~eils nur auf d i e 
der eigenen gesellschaftlichen Norm e ntsprech e nde konkrete 
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oder abstrakte Entität mit Wahrheit angewendet werden. 
Daher: Doppelte Eigenextensionalisierung. 
Miranda können somit auch als d 0 P P e 1 t ein sei t i 9 
b e z ü 9 1 ich e Fahnenwörter gefaßt werden. 
Semantische Varianten mit deskriptiver Varianz und evaluativ po-
sitiver Konstanz sind politische Le itwörter oder Fahnenwörter 
beider Gesellschaftssysteme. Leitwörter werden nie als St igma-
wörter verwendet. Politische Leitwörter sind Objekte (groß)grup-
pen- und parteibezogener sprachlicher Usurpationsversuche. 
Z.B.: Demokmtie, Fl'eiheit , sozial , Fortschritt 
sind Leitwörter sowohl der BRD als auch der DDR 
oder 
freiheitliche Demokratie - soziale Demokmtie 
sind Leitwörter der CDU bzw. der SPD innerhalb 
der BRD 
[1.2.] Anti-Miranda 
Anti-Miranda s ind Wörter, die in beiden Kommunikationsgemein-
schaften/ideologischen Systemen A und B gebraucht und von der 
Ideologie bei der Gesellschaftssysteme gleichermaßen abge-
wiesen werden, und zwar mit jeweils (möglicherweis e ) großgruppen-
übergreifend i den t i s c her eva 1 u a t i v - n e g a-
t i ver, aber n ich t - i den t i s c her d e -
s k r i p t i ver Bedeutung. 
Entsprechend der Tatsache, daß Anti-Miranda die Negation der Leit· 
wörter (Miranda) darstellen, verhalten sich auch Intensions- und 
Extensionsstruktur der Anti-Miranda spiegelbildlich zu [1.1.]. Di. 
deskriptive Struktur k~nn ganz parallel zu der von [1.1.] rekon-
struiert werden, d.h. es gibt einen gemeinsamen intensionalen 
Kern (a) und variante periphere Bestimmungen; die evaluative Kom-
ponente ist auf beiden Seiten konstant negativ (im Gegensatz zu 
[1 .1.]) und die negative Evaluation ist im direkten Zusammenhang 
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zu sehen mit der w e c h seI sei t i gen F rem d e x-
t e n s ion a I i sie run g der varianten Gebräuche. Als 





in die Rechte/Hoheit ei-
nes anderen Staates 
ist bedingt durch expan-
siven, militanten IKommu-
nismus' /I'/el tmachtgelüste 
der SU 
evaliativ negativ 
HandlungS\1eisen der SU 
{
Invasion in eSSR, In-} 
~~~ion in Afganisthan 
B 
Aggression 
[wie linke Spalte] 
ist bedingt durch expansiven 
Imper ia lismus/I~e 1 tmachtge-




Handlungsweisen der USA 
~ Vietnamkrieg . .. 1 
Extensionale Beziehungen : 
a"y 
Ein and e res Be ispiel ist Faschismus. Faschismus \~ird seiner semanti-
schen Form nach meist \~i e Demokmtie (a) gebraucht, d . h . als Name! 
singulär definite Kennzeichnung für eine abstrakte Herrschafts-
form. 
Selten sind auch Gebräuche analog zu Demokmtie (b), also im Sinne 












möglich und teihleise 
venlirklicht 
evaluativ negativ 





["ie linke Spalte] Da) ey) Endform des Kapitalismus 
evaluativ negativ 1 
abstrakte Entität 
Für das Verhältnis der Parameter ' deskriptive/evaluative Varianz ' , 
'Extension ' und 'Anti-Miranda-Funktion ' gilt folgender Satz: 
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Anti-Miranda beider Systeme haben bei deskriptiver Varianz 
unterschiedliche (meist elementfremde) Extension. Da die 
Evaluation dieser Wörter negativ ist (evaluative Konstanz 
bezüglich beider Systeme) muß w e c h s e 1 sei t i g e 
F rem d e x t e n s ion a 1 i sie run g vorliegen. 
D.h. unter die Extension der varianten Gebräuche fallen je-
weils Lehren/Herrschaftsformen/politische Ideen/Handlungs-
weisen oder die politischen Systeme/Länder der jeweils a n-
der e n Seite , d.h. bei referentiellem Gebrauch kann z.8. 
Fasch i smus jeweils nur auf eine konkrete oder abstrakte Enti-
tät mit Wahrheit angewendet werden, die nicht dem eigenen 
gesellschaftlichen Normensystem entspricht, sondern dem je-
weils entgegengesetzten zugewiesen wird. 
Anti-Miranda können somit auch als w e c h s e 1 sei -
t i g b e z ü g 1 ich e S t i g m a w ö r t e r gefaßt 
werden. 
Semantische Varianten mit deskriptiver Varianz und evalua-
tiv negativer Konstanz sind politische Anti-Miranda oder 
Stigmawörter bei der Gesellschaftssysteme. Solche 
Stigmawörter werden nie als Leitwörter verwendet, zwischen 
Leitwörtern und Anti-Miranda gibt es keinen Funktionsklas-
senwechsel. Politische Anti-Miranda sind Mittel wechselsei-
tiger Gruppen-/Parteistigmatisierung. 
(z. B.: IIggress -ion, AufrUstung . . . : BRD<- > DDR 
!Rechts-ILinks-!ExtY'emismus .•.. CDU<-> SPDl 
[2. J Abgrenzungsvokabular 
Das (Freund-Feind-lAbgrenzungsvokabular besteht aus Wörtern , die 
in den beiden Kommunikationsgemeinschaften/ideologischen Syste-
men mit jeweils unterschiedlicher Funktion, d . h. als Fahnen- oder 
als Stigmawörter verwendet werden. 
Wenn es um die Frage der Gleichheit von Extension/Referenz geht, 
mUssen die Funktionsklassen Fahnenwort und Stigmawort z usa m-
m e n behandelt werden, d.h. fUr die varianten Gebräuche eines 
Wortes muß jeweils simultan untersucht werden, ob die deskriptiv/ 
evaluative Varianz beim Gebrauch als Fahnenwort der einen Seite 
und als Stigmawort der anderen Seite zu identischer/entsprechen-
der/verschiedener Extension fUhrt. D.h.: im folgenden werden die 
Funktionsklassen zusammengefaßt (vg 1. [2.1. J l . 
Allerdings gibt es, abgesehen von diesem symmetrischen Gebrauch 
als Fahnenwort der einen Seite und gleichzeitig als Stigmawort 
der anderen Seite , innerhalb des Abgrenzungsvokabulars auch asym-
metrische Fälle (vgl. [2.2. J l : 
[2.2.1. J: Einseitiger Gebrauch als Fahnenwort/Gebrauchs-
vermeidung 
[2.2.2. I: Einseitiger Gebrauch als Stigmawort/Gebrauchs-
vermeidung 
Als vereinze lten Sonderfall fUhren wir noch den Fall 
[2 . 1.3. I: Gleichzeitiger Gebrauch eines Wortes als Fahnen-
wort und Stigmawort durch ein e Seite/ 
Partei 
[2.1. I Fahnenwörter und Stigmawörter 
Hier unterscheiden wir nochmals zwischen Wörtern, deren Gebrauch 
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sowohl deskriptiv als auch evaluativ variant ist, und Wörtern, 
deren Gebrauch deskriptiv weitgehend konstant und vor allem e va-
luativ variant ist . 
[ 2. 1.1.1 Deskriptiv variante Fahnenwörter /S tigmawörter 
Als Beispiel dient SO?iaUsmus , das allerdings unter [2 . 1.3. 1 noch-
mals aufgegriffe n \'Ierden muß. Sozialismus verfügt übe r mehrere un-
tereinander polyse me Bedeutungen (vgl. Strauß 1983 , 346), von de-
nen mindestens eine abstrakt ist ( Sozialismus als Lehre , als poli-
tische Richtung/Bewegung, Sozialismus als politische Gesinnung/ 
Verhaltensweise) und eine konkret ( Soz ialismus als Herrschaftsform/ 
politische s Syste m). Ähnlich wie bei den polyseme n Gebräuchen von 
Demokl'atie können wir \deder die Varianz bei den polysemen Verwen-
dungsweis e n von So zialismus rekonstruieren. Wir beschränken uns zu -
nächst auf die konkrete Gebrauchsweise 'sozialistisches System'. 
In diesem Gebrauch wird Sozia Usmus als Fahnenwort der DDR und als 






schen Lehren beruht 
das unter Perversion der 







(wie linke Spalte] 
A das als real existierender 
Sozialismus bereits ver-
wirklicht ist 
A evaluativ positiv 
-----
Menge von Gesellschaftssystemen 
f SU, DDR . • • } 
Ca) 
Cy) 
Hi e r ist nur die Teilinte nsion a ide ntisch, die Teilintensionen 
ß und y jedoch sind trotz ihrer Intensionsve rschie denhe it exten-




Wir haben in der Beispie lre konstruktion E x t e n s i o n s-
i den t i t ä t angenommen . Eventuell ist di ese Annahme zu 
stark und die Extensionen der beiden varianten Gebräuche über-
schneiden sich nur . Auf jeden Fall ermöglicht eine Extensions-
überschneidung die Referenzidentität im konkreten referentiellen 
Gebrauch. D.h . es gibt gesellschaftliche Systeme, auf die mit 
beiden varianten Gebräuchen im ref erentiellen Gebrauch Bez ug ge-
nommen werden kann. 
Für das Verhältnis der Parameter' (deskriptive)/evaluative Va-
rianz ' , 'Extension' und 'Fahnenwort-jStigmawortfunktion' gilt 
folgender Satz: 
Stigmawörter, die gleichzeitig als Fahnenwörter der ander-
ren Seite gebraucht werden (FahnenwörterjS tigmawörter), ha-
b e n zumindest überschne id ende Extension (im Grenzfa ll Exten-
sionsgleichheit). Diese Exte nsionsüberschne idung gewährl e i-
stet, daß im r eferentiellen Gebrauch ei n und diese lbe 'Sa-
che' von der einen Seite "auf die Fahne geschrieben" und 
von der anderen Seite "stigmatisiert" werd e n kann. 
Di e Evaluation muß bei beide n Gebräuchen ver s chi e -
den sein, positiv beim Gebrauch als Fahnenwort , negativ 
beim Gebrauch als Stigmawort . In der Regel liegt j ewe i-
1 i 9 e E i gen ( F ahn e n w 0 r t )- und F rem d-
e x t e n s ion a 1 i sie run g 
vor. 
S t i g m a w 0 r t) 
Seltener kann der Gebrauch als Fahne nwort sich auch auf po-
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sitiv eingeschätzte Erscheinungen der a n der e n Sei-
te (die dem eigenen gesellschaftlichen Normensystem konform 
sind) beziehen, und der Gebrauch als Stigmawort auf negativ 
eingeschätzte Erscheinungen der e i gen e n Seite, die 
entweder als Ab\~eichungen vom gesellschaftlichen Normensy-
stem bewertet werden oder (bei e inem pluralistischen Gesell-
schaftssystem) als eine den Idealen einer politischen Par-
tei/Gruppe nicht entsprechende gesellschaftliche Entwick-
lung. 
Deskriptive Varianz, wie sie bei [2.1.1.1 vorliegt, ist nicht un-
bedingt Voraussetzung für den Gebrauch als Fahnenwort/Stigmawort, 
sie dürfte jedoch in der Mehrzahl der Fälle vorliegen . 
[2.1.2. J Deskriptiv (weitgehend) invariante Fahnenwörter/ 
Stigma\~örter 
Als Beispiel kann hier Kommunismus dienen, das \~iederum über meh-





deren Auffassung der K. 
die auf den Sozialismus 
folgende höchste Entwick-





Ca) Gesellschaftslehre, nach de- Ca) 
\
ren Auffassung der K. nach / 
der Ablösung des Kapitalis-
mus auf die Phase des Sozia-
lismus folgt und~ 
~ . "\/"" 
abstrakte Entität 
(Extensionsidentität) 
[ 2 .1. 3. J Gleichzeitiger Gebrauch als Fahnenwort und als Stigma-
wort durch ein e Seite/Partei 
Ein Sonderfall, der nur an wenigen Wortbeispielen zu beobachten 
ist, ist der Fall, daß ein e Partei ein bestimmtes Wort zu-
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gleich als Fahnenwort und als Stigmawort gebraucht. 
Hier ist die funktionale Divergenz Fahnenwortfunktion vs. Stigma-
wortfunktion nicht wie in den anderen Fällen an die Verschieden-
heit der Gruppen (Großgruppen/Parteien) gebunden, die jeweils 
das Wort in verschiedener Funktion gebrauchen , sondern die funk-
tionale Divergenz bleibt g r u p p e n i n t ern. 
Ein Beispiel dafür ist Sozialismus in seinem BRD-internen Gebrauch 
durch die SPD. Die Doppelfunktion wird hier an ein e r der 
polysemen Bedeutungen (semantischen Dimensionen) von Sozialismus , 
namlich 'Gesellschaftslehre, .,. " zunachst aufgezeigt: 
BRDjSPD 
. -------------~ Sozialismus Sozialismus 
Gesellschaftslehre, die 
sich am Prinzip der so-
zialen Gerechtigkeit aus 
richtet 







[wie linke Spalte) 









Bezüglich der Faktoren 
polyseme Bedeutung 
Funktion als Stigmawort/Fahnenwort 
primärer Gebrauch 
scheint sich folgende Verschränkung zu ergeben, wenn wir nur die 





Beim Gebra uch als Fahnenwort ist die Bedeutungsdimension 
' Gesellschaftslehre' primär, die Bedeutungsdimension 
'System' sekundär. Beim Gebrauch als Stigmawort ist die 
Bedeutungsdimension ' System' primär und die Dimension 
'Lehre' sekundär. 
In der Bedeutungsdimension 'Lehre ' ist der Gebrauch a l s 
Fahnenwort primär, als Stigmawort sekundär. 
In der Bedeutungsdimension 'System' ist der Gebrauch als 
Stigmawort primär , als Fahnenwort sekundär. 












abstrakte Entität * 
Sozialismus 
(Bed.-dim. 'Lehre') 
[wie linke Spalte] 
11 die als Gesellschaftslehre 
s.o. 








(Bed. -dirn. ' System ') 
Gesellschaftssystem, das 
auf sozialen/sozialisti-
schen Lehren beruht 
das unter Perversion der 
sozialen Ansätze zu einer 
bürokrat. u. totalitären 
Gesellschaftsordnung ge-
führt hat 




systemen {su, DDR • •• } 
SPD 
Sozialismus 
(Bed. -dirn. 'Syste m') 
[wie linke Spalte) 
1\ das auf der Lehre des demo-
kratischen Soz. beruhend de-
mokratische Prinzipien ver-
wirklicht 




Menge von 'möglichen ' 
Gesellschaftssystemen 
Diese Verteilung der primären Funkt i on auf die beiden verschie-
denen Bedeutungsdimensionen läßt sich aus der historischen Ent-
wicklung und der gegenwärtigen Situation erklären: 
Die Stigmatisierung muß von seiten der SPD primär auf die R e a-
l isa t ion endes Sozia lismus in konkreten Gesellschafts-
ordnungen gerichtet sein, nicht gegen bestimmte Varianten der 
sozialistischen Idee oder Lehre. Dagegen muß sich die Fahnenwort-
funktion auf die Idee einer bestimmten (idealen) Form der soz i a-
listischen Gesellschaftsordnung , also auf di e Idee des demokra-
tischen Sozialismus, beziehen, die noch nicht oder kaum Konkre-
tisierung in gesellschaftlichen Ordnungen gefunde n hat. 
Das Schaubild sol l auch den Zusammenhang zwischen den Bede utungs-
komponenten in den beiden Bedeutungsdimensionen aufzeigen: 
a entspricht Cl, ß ii und 6 entsprich t 6. 
'Entsprechen' heißt hier, daß sie jeweils im Verhältnis von Rea-
lisation (a, ß , 6 ) und Idee (~, B, 6) zue inander stehen. 
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Für das Verhältnis der Parameter 'deskriptive/evaluative Varianz', 
'Extension' und 'Fahnenwor t-/Stigmawortfunktion' gilt hier: 
Wörter, die von ein e r Partei gleichzeitig als Fahnen-
wort und als Stigmawort gebraucht werden , haben in die-
sem Gebrauch bezüglich der jeweils einschlägigen Bedeutungs-
dimension unterschiedliche Extension. Diese Extensionsver-
schiedenheit bei gleichzeitiger Evaluationsverschiedenheit 
gewährleistet, daß das Wort gleichzeitig als Fahnenwort po-
sitiv auf die (Ideen, Lehren usw. der) eigene(n) Seite und 
als Stigmawort negativ auf die (Ideen, Lehren usw. der) an-
dere(n) Seite bezogen werden kann. 
Dieser Gebrauch setzt eine relativ starke deskriptive Va-
rianz zwischen dem Fahnenwort- und dem Stigmawortgebrauch 
durch diese Partei voraus. 
Die Extensionsverschiedenheit ist gebunden an die beiden 
Faktoren: 
- konstante Partei als Sprechergruppe 
- unterschiedliche Funktion als Fahnenwort/Stigmawort. 
D.h. wenn das Wort auch noch durch eine andere Partei oder 
Gruppe gebraucht wird, d.h. wenn gruppenverschiedene Gebräu-
che (in derselben Bedeutungsdimension) aufeinandertreffen , 
so können diese sehr wohl extensionsgleich sein: z.B. vgl. 
r 2.1.1. 1: den Gebrauch von Soz ia Usmus durch die BRD als Stigm. 
wort für die 'sozialistischen Staaten' und den Gebrauch von 
Sozia lismus durch die DDR als FahnemlOrt für die 'sozialisti-
schen Staaten'. 
[2.2.1 Einseitige Gebräuche als Fahnenwort oder als Stigmawort 
bzw. Gebrauchsvermeidung 
[2.2.1.1 Einseitiger Gebrauch als Fahnenwort bzw. Gebrauchs-
vermeidung 
Hierher gehören vor allem diejenigen positiv besetzten Begriffe 
(aus der Theorie) des Marxismus-Leninismus, die von der anderen 
Seite (BRD) nicht als geeignete Interpretationsvokabeln der so-
zialen Realität betrachtet und daher eher gemieden (oder zurück-
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gewiesen) werden , ohne daß man sie direkt als Stigmawörter be-
trachten kann. 
Werden sie tatsächlich von BRD-Seite gebraucht, so handelt es 
sich um eine Art 'uneigentlichen' Gebrauch . Etwa wird 
die Arbe iterklasse (der DDR) 
z.B. im BRD-Fernsehen gebraucht im Sinne von 
'die sogenannte Arbeiterklasse', 'das was in der DDR 
als Arbeiterklasse interpretiert wird' usw. 
Dieser Gebrauch kann etwa so rekonstruiert werden: 
Es gibt eine Gesellschaftstheorie, die nennt eine bestimm-
te gesellschaftliche Erscheinung , auf die ich ~ich jetzt 
gerade beziehe , Al'beiterklasse , aber ich teile die Ansichten 
dieser Gesellschaftstheorie nicht, ich würde daher auch die 
Erscheinung, auf die ich gerade referiere, normalerweise 
nicht Arbei t e rklasse nennen - ich schließe mich jedoch aus 
bestin~ten Gründen dem Sprachgebrauch und Interpretations-
gebrauch der anderen Seite an - z . B. um ihn zu demaskieren 
usw. 
Zugespitzt wird diese Gebrauchsvermeidung im Falle der Anwendung 
des Wortes auf Erscheinungen der gesellschaftlichen Realitat der 
BRD: Dort wird der Gebrauch häufig zurückgewiesen im Sinne e iner 
Art Präsuppositionsverletzung (vgl. unten [4.1 in Kap. 3 . 2.): 
Pl'oleta ,..iat , tl r'be itel' kZas se , Kla ssenkampf usw. 
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A B 
Klassenkampf (uneigentlich) Klassenkampf 
Auseinandersetzung zwischen Ca) [wie linke Spalte] Ca) 










schaftliche Realität der BRD 
ungeeignet A evaluativ positiv 
XI 
Menge von gesellschaftlichen 
Prozessen 
Daher: Einseitige Eigen- und (positive) 
Fremdextensionalisierung 
[2.2.2 . 1 Einseitiger Gebrauch als Stigmawort bzw. Gebrauchs-
vermeidung 
Hierher gehören vor allem die negativ besetzten Begriffe (aus 
der Theorie) des Marxismus-Leninismus, die auf die andere Seite 
(BRD) angewendet und von dieser Seite nicht als geeignete Inter-
pretationsvokabeln für Erscheinungen der sozialen Realität gene-
rell bzw. speziell der eigenen sozialen Realität betrachtet und 
daher gemieden bzw. explizit zurückgewiesen werden: 
Kapitalismus, Impe~ialismus, Bou~geoisie, 
he~~schel1de Klasse, Kapital, Kapitalist usw. 
Hierher gehören auch ideologiesystemeigene Stigmawörter, die spe-
ziel l für (negativ eingeschätzte) Erscheinungen der anderen Sei-
te geprägt werden, z. B. DDR: kalte~ Kpieg ---> BRD/Westen oder BRD: 





sches Verhältnis, das nach 
marx. Theorie .•. 









(wie linke Spalte) 
Henge von gesellschaftlichen 
Verhältnissen oder abstrakte 
Entität: Form einer Gesell-
schaftsordnung 
Daher: Einseitige Fremdextensionalisierung 
(0) 
Für das Verhältnis der Parameter 'Evaluation', 'Extens ion' und 
'einseitiger Gebrauch als Fahnenwort oder Stigmawort' bei jeweils 
simultaner 'Gebrauc h svermeidung bzw. Gebrauchszurückweisung' 
(vgl. [2.2.1.] und [2.2. 2 .]) gilt folgender Satz: 
Fahnenwörter/Stigmawörter, die nur von einer Seite ge-
braucht werden und deren Gebrauch von der anderen Seite 
vermieden bzw . zurückgewiesen wird, haben im Gebrauch als 
Fahnenwort/Stigmawort und i m zurückweisenden 'uneigent li-
ehen' Gebrauch dieselbe oder zumindest überschneidende Ex-
tension. 
Beim einseitigen Gebrauch als Fahnenwort liegt bei posi-
tiver Evaluation einseitige Eigen- oder positive Fremd-
extensionalisierung vor, beim einseitigen Gebrauch als 
Stigmawort liegt bei negativer Evaluation einseitige ne-
gative Fremdextensionalisierung vor oder - seltene r - auch 
negative Eigenextensionalisierung, die sich auf nicht-
normenadäquate Erscheinungen der eigenen Seite beziehen 
kann. 
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3 . 2. Lexikalisch-semantische V a r i a n t e n - P aar e 
Da es sich bei den ideologischen Bezeichnungsvarianten (oder 
(Teil)Synonymen oder "synonymischen Unterscheidungen " ) einerseits 
um Abstrakta handelt , d.h . um Ausdruckspaare, mit denen man über 
nicht - konkrete Entitäten prädiziert bzw. in referentiellem Ge-
brauch auf nicht-konkrete Gegenstände referiert, andererseits um 
Konkreta, d.h . um Ausdruckspaare , mit denen man über konkrete 
Entitäten prädiziert bzw. in referentiellem Gebrauch auf konkre-
te Gegenstände referiert, soll hier versucht werden . bei der Be -
handlung ein e s bestimmten Typs von Variantenpaaren von je-
weils konkreteren zu abstrakteren Fällen fortzuschreiten . 
In der nachfolgenden Klassifizierung von Bezeichnungsvarianten de! 
gesellschaftspolitischenjideo l ogischen Bereichs wi rd gefragt, ob 
die varianten Gebräuche der Elemente von Var i antenpaaren bzw. die 
zwischen den Paaren bestehende deskriptivejevaluative Varianz ent-
weder 1 . zu identischer bzw. überschneidender Extension der Aus-
drücke führt (vgl . [1.1., 3 . 1 . , 4. ]), oder 2 . zu teilidentischer 
bzw . entsprechender Extension (vgl. [2 . , 3 . 2 . ]), oder 3. zu unter-
schiedlichen Exte n sionen . Oder anders gefragt: In welcher Weise 
und in welchem Maße wirkt sich der jeweil i ge (deskriptivejevalua-
tive) Varianzgrad der Paarelemente auf ihre Extensiona l isierung 
aus? D. h .: f ührt der (kontextuelle) Gebrauch der varianten Aus -
drücke zu Referenzdifferenzen oder -identitäten? Variantenpaare 
lassen sich auffassen als Kombinationen aus den in i hrer (konträ-
ren) Funktion meist an die Verschiedenheit von Gruppen gebundenen 
Funktionsklassen (zu Ausnahmen vgl. [2.1.3.] in Kap. 3.1.) des Ab-
grenzungsvokabulars , also aus Fahnenwörtern und Stigmawörtern, WiE 
wir es unter [ 2 . ] in Kap. 3.1. gegliedert haben . Die Elemente von 
Variantenpaaren werden also a l s jewei ls e i nseitig bezügliche Fah-
nenwörter und Stigmawörter gebraucht; in dieser Funktion un-
terliegen sie auf der jewe i ls anderen Seite der Gebrauchsvermei-
dung, :zurückweisung oder - kritik. Zurückweisung oder Kritik ei -
nes Gebrauchs sind dadurch zu erklären , daß die eine Seite die 
Fahnen- oder Stigmawörter der anderen Seite als nicht geeignete 
I n terpretationsvokabeln für Erscheinungen der sozialen Realität gE 
nerel l und speziell für Erscheinungen der jeweils gemeinten sozia-
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len Realität betrachtet: Sei es , daß die eine Seite die in der Va-
riante der anderen Seite enthaltene Prädikation gemäß der eigenen 
gesellschaftlichen Norm als falsch oder nicht-normenkonform be-
wertet, sei es , daß sie die mit der Variante verbundene Präsuppo-
sition bezüglich eines bestimmten Denotats ablehnt. 
Die einzelnen Ausdrücke von Variantenpaaren sind daher per defi-
nitionem weder als wechse lseitig bezügliche Fahnenwörter (also 
als Leitwörter mit doppelter Eigenextensionalisierung, vgl.[l.l.] 
in Kap . 3 .1.) noch als wechselseitig bezügliche Stigmawörter (also 
als Anti-Miranda mit wec hselseitiger Fremdextensionalisierung , 
vgl. [1 .2. ] in Kap. 3.1.) aufzufassen, sondern als antagonistisch 
aufeinander bezogene und zueinander im Verhältnis großgruppenbe-
zogen deskriptiver und/oder evaluativer Varianz stehende Varian-
ten mit jeweils wechselseitiger Gebrauchsablehnung . Dabei liegt 
zwischen den Ausdrücken von Variantenpaaren in der Regel jeweils 
starke evaluative Varianz vor, während bezüglich der deskriptiven 
Komponente auch Übereinstimmung einer oder me hrerer Teilintensio-
nen oder ei nes intensionalen Kerns vorliegen kann. 
Im Unterschied zu den semantischen Varianten wobei varia n-
te Gebräuche innerhalb der gleichen kontextuellen Umgebung zu 
erwarten sind und eine Variante unter Konstanthaltung des Kon-
textes durch einen varianten Gebrauch 'ersetzt' werden kann mit 
der Folge, daß Bedeutungsvarianz durch den Kontext nicht besei-
tigt werden kann - ist bei den Variantenpaaren stärker zu berück-
s ichtige n, daß sie einer bestimmten 'homogenen' Klasse von poli-
tisch-ideologischen Kontexten bzw. einem bestimmten Typ von spe-
zifischer Kommunikationssituation - dem deutsch-deutschen Dia-
log - konstant zuzuordnen sind . Nur in dieser für sie usuellen 
Kontextklasse ist ihr Gebrauch 'stabil'; außerhalb dieser fixen 
Kontextklasse kann ihr Gebrauch von ganz anderen, z.B. allgemei-
neren Gebrauchsregeln determiniert werden (z.B. Abuer im allge-
meinen Bereich und in politischen Texten). Kennzeichnend für d ie 
Variantenpaare ist ferner, daß die in diesem Sinne kontextdeter-
minierten Gebrauchsregeln oder Bedeutungen der Varianten, soweit 
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sie im Kommunikationsbereich der deutsch - deutschen Beziehungen 
Gültigkeit haben, häufig nicht lexikalisiert s ind . Diese semanti-
sche Determination der Variantenpaare durch eine bestimmte Kon-
textklasse ist von der einschlägigen Forschung bisher übersehen 
worden (vgl. oben in Kap. 2.1. und 2.2. das zu Dieckmann, Hell-
mann, Schmidt u . a. Gesagte). 
[1.] Variantenpaare mit identischer Extension 
)konkre teste Stufe) 
Bei den Varianten unter [ 1. I handelt es sich vorwiegend um Prädi-
katoren (oder Eigennamen), mit denen man über konkrete Entitäten 
prädiziert (oder sie identifiziert). Im Falle von Konkreta er-
scheint das Problem der 'Gleichheit von Denotaten' bzw. die An -
gabe von Identitätskriterien bei gruppenbezogen variantem Ge-
brauch weniger schwer faßbar als bei Abstrakta (vgl. [3. I). 
[1 . 1.] Das Denotat ist eine Einermenge 
Die Bezeichnungsvarianten dieser Gruppe werden im politischen 
Sprachgebrauch häufig wie Eigennamen verwendet , d.h . ein Appel-
lativ wird mit d e m definiten Artikel verbunden und diese Verbin-
dung (linguistisch als 'Kennzeichnung' zu fassen) kann singulär 
definit referierend für ein e n ei n zigen Gegenstand gebraucht 
werden. Bezeichnungsvarianten sind dann Syntagmen wie z.B. die 






die Staatsgrenze rvest/der 
antifaschistische Schutzwa~l 
A evaluativ negativ A evaluativ neutral bis positiv 
\ / Gebrauchsableh- ..... -, , '~ebrauchsableh-nung durch Gruppe / nung durch Gruppe A / / 
Extension (konkrete Entität) : 
f die in Berlin 1961 errichtete künstliche} 
lGrenze zwischen BRD und DDR 
Der Gebrauch der Variante die Mauer> als Stigmal"ort von A (gegen B) 
unterliegt der Gebrauchsablehnung durch B bzw. der Gebrauch von 
die Staatsgl'enze I-Iest als Fahnenwort von B unterliegt der Gebrauchs-
ablehnung durch A. Die wechseleitige Gebrauchsablehnung setzt 
voraus, daß die jeweilige Variante der einen Seite (gleichgültig 
ob sie Fahnenwort für die eigene Seite oder Stigmawort gegen die 
andere Seite ist) von der anderen Seite als nicht geeignete, die 
soziale Realität verfälschende oder euphemistisch verhüllende 
Interpretationsvokabel zurückgewiesen wird . 
Die von den Bezeichnungsvarianten bezeichneten Gegenstande sind 
im vorliegenden Fall miteinander identisch: Das Denotat der Va-
rianten ist ein e Einermenge . 
Der Ausdruck antifaschistischer> Schutzwall weist folgende Besonderheit 
auf: Er ist die Variante der DDR zur Bezeichnung der Staatsgren-
ze zwischen der BRD und DDR und hat eine Doppelfunktion als 
Fahnenwort für die DDR (= F. (B»: 'Schutzl'lall (gegen) ... ' 
und als 
Stigmawort gegen die BRD (= S. (+ A»: '(gegen den) Neofa-
schismus in der BRD ' 
antifaschistischer> Schutzwall (B) 
1 I 
S. (-+ A) F. (B) 
Diese Doppelfunktionalität kommt dadurch zustande, daß mehrere 
(mindestens zwei) verschiedene deskriptive und evaluative Bedeu-
tungen syntagmatisch komponiert werden, wie hier die stigmatisie-
rende deskriptiv-evaluative Bedeutung des Attributes antifaschi -
stisch und die stark eval uat iv-positive Bedeutung des Nomens Schutz-
wall , das als Fahnenwort fungiert . Sie ist also nur möglich bei 
in irgendeiner Weise kompositional aufzufassenden Bezeichnungen, 
also Wortzusammensetzungen , festen Lexemverbindungen, Phraseolo-
gismen. Dabei dürfte dieses Phänomen der Doppelfunktionalität 
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nicht auf das Vorkommen als Bestandteil lexikalischer Varianten-
paare beschränkt sein, sondern Doppelfunktionalität kann auf alle 
ideo logis chen Ausdrücke mit der beschriebenen semantischen Mehr-
gliedrigkeit zutreffen. 
Doppelfunktionalität - als Phänomen des Gebrauchs eines Wortes 
durch ei n e ideologische Gruppe - unterscheidet sich von Va-
rianz des Gebrauchs eines Wortes durch eine Gruppe in folgenden 
Punkten: 
- die eva luativen Bestandteile - also die positive Wertung, 
die die Fahnenwort-Funktion determiniert, und die negati-
ve Wertung, die die Stigmawort-Funktion determiniert, wer-
den k 0 n j unk t i v verknüpft (oder 'komponiert' , 
nicht disjunktiv wie bei Varianz); 
- die deskriptive Bedeutung des doppelfunktionalen Wortes 
ist semantisch stabil im Gegensatz zu den deskriptiv-se -
mantisch instabilen Wörtern mit Varianz; 
- das doppelfunktionale Wort wird einheitlich extensionali-
siert, während varianter Gebrauch eines Wortes durch e i-
n e Gruppe unterschiedliche Extensionalisierung (Fre md-
extensionalisierung der negativ-evaluativen Variante mit 
Stigmawort-Funktion - Eigenextensionalisierung der posi-
tiv bewerteten Variante mit Fahnenwort-Funktion) erfährt. 
Dieser Kontrast kann an einem Vergleich des doppelfunktionalen 
Gebrauchs von antifaschistischer> Schutzwall durch ein e Gruppe 
(DDR) mit dem varianten Gebrauch von Sozialismus durch ei ne Grup-
pe ( SPD) (vgl. [2.1.3.1 in Kap. 3 . 1. ) erhärtet werden. 
Zu der Gruppe von Beispielen, bei denen das Denotat e ine Einer-
menge ist, gehort auch der Fall, daß eine der beiden Varianten 















oder beide Varianten Eigennamen sind: 
A B 
Chemnitz~ Karl-Marx-Stadt Gebrauchsabiehnung~ f-~ChSablehnung 
durch B ~~~~~~u~ 
D 
oder beide Varianten unterschiedliche Bezeichnungen für ei-








men über fvest-Berlin 
~v// 
D 
Hier bringen die beiden Variante~ die Unterschiedlichkeit des 
(juristisch-politischen) Geltungsbereichs des Vertrags zum Aus-
druck: das Abkommen soll einmal für g a n z Berlin, zum ande-
ren nur für Wes t - Berlin gelten. 
Diese in den Beispielen rekonstruierten Konstellationen sind mög-
lich, wenn 
das Denotat für beide Systeme gleichermaßen ein 'Politi-
kum' darstellt (vgl. Beispiel 1) 
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das Denotat spezifisch nur für eine der beiden Gruppen 
ist (vgl. Be ispiel 2 ; vgl. auch im Handwörterbuch d.dtsch . 
Gegenwartssprache Wortgruppe 4.2.; vgl. Keßler 1977, Dall-
mann 1977). 
Hierher gehoren auch die in der BRD lange Zeit verw e nde-
ten Bezeichnungsvarianten für die DDR und die sozialis ti-
schen Länder: Mitteldeutschland, Sowjetzone , Ostzone, Ostblock . 
[1. 2. ] Da s Denotat ist keine Einerme nge (sonst wie [1 . 1.]) 
Dieser Fall ist hier aus systematischen Gründen aufgeführt. Bei-
spie l e konnten noch keine gefunden werden. 
Zwischenbemerkung: 
Da es sich bei Kap. 3 . 2. um eine Umkehrung von Kap. 3.1 . bzw. einE 
komplementare Methode zu Kap. 3 . 1. handelt, kann für den varianter 
1 e x i kai i s c h enGebrauch die Rede von der Gleichheit 
des Denotats zwischen BRD- und DDR-Gebräuchen analog zu oder als 
Umkehrung von Kap. 3 . 1 . rekonstruiert und motiviert werden. Die 
beiden Methoden - die man sowohl als alltagspraktische Verfahren 
als auch a ls wisse nschaftliche Methoden, di e eben diese alltags-
praktischen Verfahren rekonstruieren, verstehen kann - bezeichnen 
wir hier und nach folgend kurz als A p pli kat ion (Aus-
gangspunkt: sprachlicher Ausdruck) und I n t e r p r eta -
t ion (Ausgangspunkt: außersprachlicher Problemverhalt). 
Demzufolge gehen wir in Kap. 3 . 2. von den jeweils unterschiedli-
chen ideologischen Standorten (der beiden Gruppen A und B) aus une 
den von diesen Standorten aus relativ zu einem bestimmten Sach-
verhalt/Problemverhalt P gegebenen variante n (evaluativen und 
deskriptiven) Interpretationen und den dadurch motivierten ver-
schiedenen sprachlichen Ausdrücken.Bezeichnungsvarianz wird also 
konstituiert durch ideologisch variante deskriptive und eva lua-
tive Einschätzung oder Beurteilung eines (problema tischen) Gegen -
stands mit der Folge unterschiedlicher Benennungsgebung . Bezeich-
nungsvarianz ist motiviert durch semantische (deskriptive/eva -
luative) Varianz. 
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Bei P handelt es sich um den außersprachlichen Sachverhalt/Pro-
blemverhalt, der durch die Elemente des Variantenpaares interpre-
tiert wird. Er entspricht bei der gegenläufigen Operation, die 
ihren Ausgangspunkt bei den sprachlichen Ausdrücken, namlich ei-
nem Variantenpaar (vgl. Applikation!), nimmt, der Extension/dem 
Denotat D des Variantenpaares. Ermittelbar ist der Problemverhalt , 
nach unserer Auffassung, allemal nur durch den Vergleich des 
Sprachg e b rau c h s beider Elemente des Variantenpaares . 
D.h . jedem den 0 tat s b e zog e n e n Verfahren (Inter-
pretation) ist forschungspraktisch ein aus d r u c k s b e -
zog e n e s Verfahren (Applikation) vorzuschalten. 







" Grenze zwischen BRD Co) 
und DDR 
" Grenze , die DDR-Bür- Cß) 
gern den fre ien Transit 
in den ~lesten verwehrt 
1 
Variante von A 
p 
evaluativ positiv 
" Grenze z\·lischen BRD 
und DDR 
Ca) 
" Grenze, die DDR-Bürger Cy) 
vor dem Neo-Faschismus/ 
schützen soll 




(würde der umstrittene Sachverhalt P nicht zu zwei unterschied-
li c he n Benennungen f Uhren , s ondern wie in Ka p. 3 .1. ge z e igt 
zu e in e m varianten Ausdruck, dann wär e hi e r wohl de r 
Ausdruck (Staats)Grenze als semantisch (juristisch) um-
strittener, varianter Ausdruck anzusetzen). 
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FUr jede der beiden Seiten unterliegt die Variante der jeweils 
anderen Seite der Gebrauchsablehnung , die jeweils abgelehnte Va-
riante wird von der ablehnenden Seite nur zitierend oder unei-
gentlich verwendet. 
FUr Elemente von Variantenpaaren mit gleicher Extension gilt fol-
gender Satz: 
Elemente von Variantenpaaren der konkretesten Stufe, die 
meist in Phrasen singulär definit referierend oder als Ei-
gennamen verwendet werden können und meist eine (konkrete) 
Einermenge als Denotat haben, sind im Sprachgebrauch zwi-
schen den beiden Gruppen evaluativ variant (und deskriptiv 
weitgehend konstant bis variant) . Die jeweils von einer 
Seite als Fahnenwörter/Stigmawörter verwendeten Elemente 
von Variantenpaaren werden von der anderen Seite (in die-
ser jeweiligen Funktion) vermieden oder zurUckgewiesen oder 
uneigentlich gebraucht. 
[2.] Variantenpaare mit nicht-identischer Extension 
(abstraktere Stufe 1) 
Es gibt konkrete Gegenstande in der realen gesellschaftlichen 
Welt, auf die mit referierenden AusdrUcken, die die Bezeichnungs-
varianten e nthalten , reEeriert werden kann, wobei aber nicht die 
konkreten Gegenstandsmengen als Extension der Variantenpaare 
gleich sind, sondern jeweils nur einander ' entsprechende' Mengen. 
Wir versuchen daher, die Variantenpaare so zu umschreiben , daß 
ei n gemeinsamer inte nsionale r Kern sichtbar wird und jeweils un -
terschiedliche periphere Bestimmungen, die die BezeichnungsdiE-
ferenz motivieren. 
[Beispiel 3] 
Der zwischen beiden Gruppen variante Gebrauch von Ausdrücken zur 
Beschreibung des Sachverhalt s (P), daß Bürger des ehemaligen 
Deutschen Reiches nach 1945 aus den Ostgebieten vertrieben/aus -
gesiedelt und Bürger entweder der BRD oder der DDR wurden, läßt 
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sich anhand der beiden Varianten Heimatvertriebener und Neubiirger 
wie folgt rekonstruieren; dabei wollen wir offen lassen, ob Be -





A ~lenge der Personen, 





A die zu Unrecht aus ih- (ß) 
rer Heimat vertrieben 
,"urden , Hab und Gut 
verloren .. . 
A [die in der BRD leben) (y) 
evaluativ positiv 
Nenge der Personen, 
die nach 1945 aus den 
Ostgebieten evakuiert 
wurden 
A die Bürger der DDR ge -
worden sind 
1 1 
Appli- Variante von A Variante von B 






Die Extension beider Ausdrücke ist n ich t i dentisch , denn 
di e Varianten stimmen nur in der Exte nsion von a übe re in. 
Je nachdem , ob y zutrifft oder nicht, gelten folgende Mengenbe-
zie hunge n zwischen den Exte nsionen: 
y trifft zu: 
o 
H. N. 
wenn y nicht zutreffen 
\'lÜrde, läge folgende 
Relation vor : 
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Was ist hier dann eigentlich gleich? 
Hier ist (ähnlich [1.] in Kap. 3.1.) nur die Teilintension a iden-
ti sch und somit auch nur die dieser Teilintension be ider Ausdrücke 
e ntspreche nden Exte nsion. Di e vollen Intensionen ( aAS [" y ]) bzw. 
( a ~ o ) sind jedoch verschieden und entsprechend auch die vollen 
Extensionen. 
Heimatvertriebener Neubi1rger 
insgesamt verschiedene Extensionen 
(Man kann diesen Sachverhalt semantisch auch anders formulieren: 
die beiden Ausdrücke H. und N. haben in ihrer Gebrauchsfixierung 
durch die beiden Gruppen lediglich den Obe rbegriff (a) gemeinsam, 
unterscheiden sich jedoch in den specifica , oder: H. und N. be-
zeichnen jeweils nicht den Oberbegriff als solchen, sondern nur 
mit jeweils unterschiedlichen Einschränkungen) . 
Hier wird man annehmen, daß durch (a"S[/w]) bzw. (aAo) jeweils ei-
ne bestimmte Teilmenge - jeweils normenspezifisch abhängig - aus 
der Gesamtmenge der aus den Ostgebieten ausgesiedelten Personen 
ausgegrenzt wird. Im ref erentiellen Gebrauch sind daher die bei-
den Varianten nur auf jeweils verschiedene konkrete Entitäten 
mit Wahrheit anwendbar. 
Man kann daher sagen , daß die Denotate ein a n der e n t-
s p r e c h e n, weil die Extensionen des intensionalen Kerns 
beider Ausdrücke gleich sind (was ja die Voraussetzung für jede 
Varianzform überhaupt ist) und die extensionalen Unterschiede 
durch di e unterschie dliche Extensionalisierung in jeweils den 
beiden Seiten zustande kommen . 
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Für Elemente von Variantenpaaren mit nicht-identischer (einander 
entsprechender ) meist elementfremder Extension gilt folgender 
Satz : 
Elemente von Variantenpaaren der abstrakteren Stufe 1 , die 
nur einander entsprechende Mengen als Denotat haben, sind 
im Sprachgebrauch zwischen beiden Gruppen immer evaluativ 
variant und deskriptiv zu jeweils unterschiedlichen Teilen 
konstant einerseits und variant andererseits. Unter die Ex-
tension der varianten Ausdrücke fallen jeweils die Element-
mengen, die entweder die Bedingung aAß~[Y] oder a~ö erfüllen, 
d.h. bei referentiellem Gebrauch können die Ausdrücke je-
weils nur auf die der eigenen politischen Norm entsprechen -
de konkrete Entität mit Wahrheit angewendet werden. 
Die als Fahnenwort/Stigmawort/neutrales Wort einer Seite 
verwendete Variante wird dabei von der jeweils anderen Sei-
te vermieden bzw. zurückgewiesen. 
[3 .] Variantenpaare mit identischer und nicht-identischer 
Extension (abstraktere Stufe 2) 
Es gibt keine konkreten Gegenstande in der realen Welt, auf die 
mit referierenden Ausdrücken, die die Bezeichnungsvarianten ent-
halten, referiert wird, sondern es handelt sich um ' Problemver-
ha 1 te " 'Handl ungen " ' Verhä 1 tni sse " 'Be\~egungen', 'Tenden zen' 
usw. Für solche Dinge sind Identitatskriterien sehr schwer angeb-
bar. 
[ 3.1 .] Variantenpaare mit identischer Extension 
Die Bezeichnungsvarianten werden im politischen Sprachgebrauch , 
speziell im Bereich der deutsch-deutschen Beziehungen (vgl. oben 
S . 119 'konstante Kontextklasse' ), auf dieselben, d.h. auf iden -
tische reale Ereignisse, Handlungen usw. referierend angewe ndet; 
die starke deskriptive/evaluative Varianz der Paare wirkt hier 
n ich t referenzdifferenzierend (im Unterschied zu [2. ]). 
Dieser Fall ist der Fall [1.] entsprechende für Abstrakta . 
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evaluativ positiv 
Aktionen im zusammenhang 
mit der Uberführung von 
Bewohnern der DDR ins 
westliche Ausland 
diese Aktionen werden 
als Hilfe zur Flucht aus 
einem totalitären Staat 
interpretiert 
1 






Aktionen • . . 








Bei dieser Rekonstruktion handelt es sich wieder (vgl. [ 2. J) um 
eine eher theoretische Hilfskonstruktion zur Fixierung von P. 
Die Bestandteile ß und y sind ausschlaggebend für die Bezeich-
nungsdifferenz , ß und y sind primäre, d.h. hier durch die Wort-
zusammensetzungen motivierte Bedeutungselemente. a ist als grund-
legendes Bedeutungselement verdeckt , aber rekonstruierbar. Die 
Variante der jeweils anderen Seite wird als ungeeignete/falsche 
Interpretationsvokabe l abgelehnt . 
Anders als bei [2. ] ändern hier ß und y den referentiellen Bezug 
der Bezeichnungsvarianten n ich t. Obwohl natürlich FZucht-
hi Zfe und Menschenhandel für sich genommen , in anderen Kontexten, 
ganz unterschiedliche Extensionen haben, werden sie im aktuellen 





im politischen Sprachgebrauch 
unterschiedliche Extension allgemein 
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Dieser Fall ist möglich, wenn das Denotat 
- ein Politikum für beide Gesellschaftssysteme gleichermaßen dar-
stellt 
ideologiesystemspezifisch existiert, d.h. wenn es nur einer 
der beiden Seiten mit Wahrheit zuzusprechen ist: z .B. ve rwend e t 
Gruppe A für die Tatsache, daß es auf ihrer Seite (also der 
BRD) linke Parteiungen gibt, den Ausdruck die Linke , während 
Gruppe B diesen Sachverha 1 t posi ti v bewertet und von f o ptschpitt-
lic hen Kpe i sen (in der BRD) spricht . 
Für die Wortgruppe unter Typ [ 3 .1.1 gilt: 
Zwar wenden beide Seiten die Varianten auf dieselben Bezugsob-
jekte an , aber jede der beiden Seiten glaubt , daß die in der an-
deren Variante enthaltene Prädikation bezüglich des Referenzob-
jektes (entsprechend ihrem eigenen Normensystem) falsch/unrich-
tig/nicht-konform ist. 
A nennt Aktion a nuc ht hi lfe: B \1eist diese Prädikation be-
züglich aals falsch/unrichtig/nicht-konform/manipulativ 
zurück . 
B nennt Aktion a Me nschenhande l: A weist diese Pradikation 
bezüglich aals falsch/unrichtig/nicht-konform/manipulativ 
zurück . 
Bei den Bezeichnungsvarianten von Typ [3.1 . 1 kann man von einem 
Benennungskrieg, einer Konfrontation einander antagonistisch ge-
genüberstehender Prädikationen sprechen oder von einer \1echsel-
seitigen Stigmatisierung mithilfelaufgrund von (falschen/wahren) 
Pradikationen. 
Für Eleme nte von Variantenpaaren der abstrakteren Stufe 2 mit 
kontextuell eingeschrankter identischer Extension gilt folgender 
Satz: 
Elemente von Variantenpaaren der abstrakteren Stufe 2 , wo-
bei die Elemente jeweils indirekt stigmatisierend (z . B. 
nuch t hilf e ) oder direkt stigmatisierend (z.B . Menschenhandel ) 
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eingesetzt werden, können trotz Vorliegen von starker de-
skriptiver und evaluativer Varianz im politischen (in spe-
zifischen Kontexten realisierten) Sprachgebrauch zwischen 
beiden Gruppen gleiche Extension haben bzw. auf identische 
Referenzobjekte angewendet werden. Dabei gilt einschränkend, 
daß jede der beiden Seiten die mit der anderen, jeweils als 
Stigmawort aufzufassenden Variante vollzogene Prädikation 
als manipulativ und dem jeweiligen politischen Normensystem 
nicht entsprechend ablehnt. 
[3.2. J Variantenpaare mit nicht-identischer Extension 
Die Bezeichnungsvarianten werden im politischen Sprachgebrauch 
n ich t auf dieselben Referenten angewendet, sondern aufein-
ander 'entsprechende' . Dieser Fall ist der Fall [2. J entsprechende 
für Abstrakta (bzw. fUr AusdrUcke mit höherem Abstraktionsgrad 
als die von Typ [2. J) . 
[Beispiel 4J 
Bei dem lexikalischen Variantenpaar Gewinn - Profit zeigt sich, daß 
jedes der beiden Elemente in sich semantisch variant ist, d.h. 
von den beiden Kommunikationsgemeinschaften jeweils deskriptiv 
und evaluativ variant gebraucht wird. Diese Varianz zeigt sich 
an unterschiedlicher Realitätsinterpretation in Abhängigkeit vom 
Vorkommensbereich des Problemverhaltes und dem jeweiligen Inter-
pretanten (Interpretation) bzw. an den unterschiedlichen GebrauchE 
bedingungen fUr Gewinn - Pl"Ofit (Applikation) zwischen A und B: 


















(Bei Profit im Gebrauch von A kommt u . E. oft eine negative Evalua -
tion hinzu, die sich aber nicht auf die Produktionsverhältnisse 
allgemein, sondern unlautere Praktiken spezieller Art bezieht , 
bei Prof i t im Gebrauch von B ist immer eine negative Evaluation 
gegeben, die sich auf die Produktionsverhältnisse in der BRD all-
gemein bezieht) . 
Interpretation des Problemverhaltes, der in der DDR existiert: 
---------~ Realitätsinterpretation Realitätsinterpretation 













Applikation auf Problemverhalte: 

















nicht unterschie den 
nach DDR, BRD usw. Menge von Problemverhalten 
unter sozialistischen Ver-
hältnissen 
Für die Extension ergibt sich: 
'-...-/-_+-__ a AY 
Bei Pr'Ofit im BRD-Sprachgebrauch vernachlässigen \~ir die angedeu-






1 11 ß I 




Menge von Problemverhalten 
unter kapitalistischen 
Verhältnissen 
Für die Extension ergibt sich : 
a 
----,1---- all ß 
Di e Ausführunge n zu Beispie l 4 lassen sich wie folgt verallgemei-
ne rn: 
Nicht alle Ele me nte von lexikalischen Variantenpaare n könne n in 
sich semantisch variant s ein (vgl. oben S. IISE . ). Voraussetzun-
gen schei ne n z u sein: 
- beide Ausdrücke beziehen sich auf einander entsprechende Pro-
blemverhalte i n verschiedenen Vorkomme n s bere ichen, d.h. es muß 
doppelseitige Bezüglichkeit für das Paar vorliegen, 
- mindest e ns eines der Elemente muß im Sprachgebrauch beider Kom-
munikationsge meinschaEte n e tablier t sein, d.h . also, es darf 
nicht Gebrauchsvermeidung vorliegen, 
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mindestens eines der Elemente muß von mindestens einer Seite 
eigen- und das andere fremdextensionalisierend verwendet wer-
den, wobei diese Funktion Indiz/Auswirkung eine r deskriptiv-
evaluativen Varianz ist. 
Für Ele me nte von Variantenpaaren der abstrakten Stufe 2 mit nicht-
identischer Extension und deskriptiver/evaluativer Varianz der 
Elemente des Variantenpaares gilt folgender Satz: 
[ 4 • 1 
Elemente von Variante npaare n der abstrakteren Stufe 2 , bei 
denen die Ele mente des Paares in sich deskriptiv und evalua-
tiv variant gebraucht \'Ierd e n, zeigen folgendes asymmetri-
sches Verhalten: Während im Gebrauch der ein e n Seite 
beide Elemente des Variantenpaares nur gemäß der intens io-
nalen Bedingung ~ (intensionaler Kern) gebraucht werden und 
diese Seite beide Elemente des Variantenpaares als neutrale 
Bezeichnung auf Sachverhalte bei der Seiten anwendet , 
verwendet die andere Seite beide Ausdrücke mit Erweiterun-
gen des inte nsionalen Kerns zum einen z u a Aß (mit positiver 
Evaluation), z um anderen z u aAY (mit negativer Evaluation). 
Dieser Differenzierung des Gebrauchs der Elemente des Va-
riantenpaares entspr icht die funktionale Aufspaltung in den 
Gebrauch von aAß als Fahnenwor t mit Eigenextensionalisierung 
und aAY als Stigmawort mit Fre md exten s iona li s ierung. 
Konstitution von Variantenpaaren durch Präsuppositions-
verletzung 
Von der einen Gruppe wird unterstellt oder präsupponiert , ein be-
stimmtes Denotat existiere in spezifischer Weis e (nur) im Gesell-
schaftssystem der anderen Gruppe . So wird z .B . von seiten der 
DDR bezüglich der gesellschaftspolitischen Verhältnisse in der 
BRD die Existenz e iner Klassengesellschaft präsupponiert (herr-
schende Klasse, Klassenantagonismus , 4usbeuterklasse); von sei ten der BRD 
jedoch wird diese Unters tellung als Präsuppositionsverletzung 
zurückgewiesen und dagegen die Existenz einer klassenlosen, mit-
telschichtigen Gesellschaft behauptet; damit wird zugleich be-
hauptet, daß der Ausdruck Klassengesellschaft auf die Verhältnisse 
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in der BRD nicht extensionalisierbar sei. Der Ausdruck Klassenge-
sellschaft wird daher im offiziösen Sprachgebrauch der BRD tabui-
siert . 
Hier gelten also für eine der Varianten (Klassengesellschaft) die 
Präsuppositionen der marxistisch-leninistischen Gesellschafts-
theorie. Solche Präsuppositionen liege n z.B. auch bei den folgen-
den Bezeichnungsvarianten vor: 
Arbeitnehmer' - Lohnabhängiger/l'lerktätiger 
Arbeitgeber /Unternehmer - Kapitalist 
Durch Arbeitgeber/Arbeitnehmer \~ird nach DDR-Auffassung' das betref-
fende Denotat unrichtig widergespiegelt und der tatsächliche 
Sachverhalt verschleiert (vgl. Baudusch 192f. , Fleischer 219f . ). 
Dieser Fall hat starke Parallelen zu [3.1 . J: 
Der Unterschied liegt darin, daß man es hier eher mit einer Prä-
suppositionsverletzung zu tun hat (di e zu falschen Prädikationen 
führt), dort eher mit der Annahme falscherjnicht-normenkonformer 
Prädikationen. 
Für die Bezeichnungsvarianten unter [4 . I gilt folgender Satz: 
Zwar wenden beide Seiten die Varianten auf dieselben Bezugs -
objekte an, aber jede der beiden Seiten glaubt, daß die mit 
der anderen Variante verbundene Präsupposit i on einer be-
stimmten Gesellschaftstheorie, insbesondere von DDR-Seite 
die Präsupposition der Existenz einer Klassengesellschaft 
in der BRD, unange messen ist . 
4. Konstellationen der Funktionen von Varianten und 
Variantenpaaren 
Bei der folgend e n kurzen Übersicht wird der funktionale Gesichts-
punkt, d.h. der Gebrauch eines Wortes bzw . einer Variante von 
Variantenpaaren in einer oder mehreren der Funktionsklassen Leit-
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wort, Anti-Mirandum, Fahnenwort, Stigmawort und neutrales Wort 
in den Vordergrund gerückt . 
Wir prüfen jeweils die Möglichkeiten des Gebrauchs eines varian-
ten Wortes X bzw. eines lexikalischen Variantenpaares X - Y durch 
d i e beiden ideologisch konträren Gruppen A (= BRD) und B (= DDR) 
in einer der genannten Funktionen L (Leitwort), AM (Anti-Miran-
dum), F (Fahnenwort), S (Stigmawort) und N (neutrales Wort). Da-
bei wird F(A) , L(A), AM(A) jeweils gelesen als 'Fahnenwort von 
A' , 'Leitwort von A', ' Anti-Mirandum von A' und S (~A) als 'Stig-
mawort (von B) gegen A'. 
Wir gehen zunächst von einer 'unmöglichen' Konstellation aus. 
1 . Nicht mögliche Konstellation 
A 








Gruppe A gebraucht ihre Variante des varianten Ausdrucks X, 
bzw. ein Element X eines Variantenpaares , als Stigmawort 
gegen sich selbst und B gebraucht ihre Variante des Wortes 
X bzw. das andere Element Y eines Variantenpaares als Stig -
mawort gegen sich selbst 
ist ausgeschlossen. 
2. Mögliche Konstellation: Funktionsgleichheit bei einem varian-
ten Wort 




Gruppe A gebraucht ihre Variante des varianten Ausdrucks X 
als Leitwort für sich selbst und Gruppe B gebraucht ihre Va-
r iante des varianten Ausdrucks X als Leitwort für sich 
se lbst 
ist möglich. 
Das gleiche gilt für die Konstellation: 
A B 
I X, Variante von A I x, Variante von B 
AM(A) AM(B) 
Gruppe A gebraucht ihre Variante des varianten Ausdrucks X 
als Ant i -Mirandum von A und Gruppe B gebraucht ihre Varian-
te des Ausdrucks X als Anti -Mirandum von B. 
In diesen beiden Fällen , wo Funktionsgleichheit zwischen den bei-
den Gruppen vorliegt , d . h . für beide Gruppen Mirandum-(Leitwort-) 
bzw . Anti-Mirandum-Funkt ion , ist der Gebrauch von lexikalischen 
Variantenp aar e n nicht angezeigt, vielmehr steht hier der 
variante Gebrauch ein e s Ausdrucks im Vordergrund . 
3. Mögliche Konstellationen: Funktionsverschiedenheit bei einem 
varianten Wort bzw. bei einem lexikalischen Variantenpaar 
o h n e Varianz der einzelnen Elemente 
A 




I X, Variante von B bzw. Y 
S(~A) 
Gruppe A gebraucht ihre Variante eines varianten Au sdrucks 
X bzw . das Element X eines Variantenpaares als Fahnenwort 
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für sich selbst und Gruppe B gebraucht ihre Variante des 
varianten Ausdrucks X bzw . das andere Element Y des Varian-
tenpaares als Stigmawort gegen A 
sind mögli ch . 
4. Konstellation: Gruppeninterne Funktionsverschiedenheit bei 
Elementen von Variantenpaaren mit Varianz der einzelnen 
Elemente 
Voraussetzung für diese Konstellation ist die Varianz der einzel-










Di e Konstellation 
Die Gruppe A gebraucht ein Element X des Variantenpaares 
als Stigmawort gegen A, das andere Element Y als Fahnenwort 
für sich selbst, und Gruppe A gebraucht beide Elemente des 
Variantenpaares als neutrale Wörter 
ist möglich. Ein Beispiel ist das Variantenpaar Gewinn und Ppofit , 
wo A die Gruppe der BRD-Sprecher , B die Gruppe der DDR-Sprecher , 
X PPOfit und Y Gewinn ist. 
5. Übersicht über die Typologie von Formen der 
Ideologiegebundenhe it 
5.1. Semantische Varianten 
[1. I Leitwörter (Miranda) und Anti-Miranda 
[1.1. J Politische Miranda/Lei t\~örter (Prototypen Demokratie, 
Poptsahpi t t , Na tion , E'l'ieden ) 
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Im Sprachgebrauch von Gruppe A und B (wobei A die Gruppe der BRD-
Sprecher und B die Gruppe der DDR-Sprecher ist) verwe ndete Wörter 
mit großgruppenübergre ifend identischer, konstant positiver Wer-
tung und insgesamt nicht-identischer deskr i ptive r Bedeutung bzw. 
nur teilidentischen Intensionen. 
Unterschiedliche (elementfremde) Extension , Vorliegen von jeweils 
Eigenextensionalisierung (d.h. Be zugnahme auf Denotate jeweils 
der eigenen Gruppe), daher doppelte Eigenextensionalisi e rung. 
Leitwörte r sind also doppelt einseitig bezügliche Fahnenwörter . 
[1 . 2. J Politische Anti-Miranda (Prototype n Aggl'ess-ion , I kaZt<!l ' ) 
Krieg, f./iZi tarismus , Faschismus ) 
Im Sprachgebrauch von Gruppe A und B verwendete Wörter mit groß-
gruppengreifend identischer, konstant negativer Wertung und ins-
gesamt nicht- i dentische r deskriptiver Bedeutung bzw. nur teil -
identischen Intensionen. 
Unterschiedliche (elementfremde) Extensionalisierung , Vorliege n 
von jeweils Fremdextensionalisierung (d . h. Bezugnahme auf Deno-
tate jeweils der anderen Gruppe ), daher doppelte Fremde xtensio-
nalisierung. 
Anti-Miranda sind also wechselseitig bezügliche Stigmawörter . 
[2 . J Abgrenzungsvokabular 
[2.1 . J Fahnenwörter und Stigmawörte r 
[2.1.1. J Deskriptive variante Fahnen- und Stigmawörte r (Prototyp 
Sozial -ismus im Sinne von ' sozialistisches System ' ) 
Im Sprachgebrauch von Gruppe A und B verwendete Wörter mit je-
weils gruppenspezifisch varianten deskriptiven (bzw. nur tei l -
identischen Inte nsionen) und variante n evaluativen Bedeutungen . 
Vorliegen von Extensionsüberschneidung bzw . Extensionsgleichheit: 
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Im referentiellen Gebrauch wird e in und dieselbe ' Sache' von der 
einen Seite auf die Fahne geschrieben (also positive Bewertung), 
von der anderen Seite stigmatisiert (also negative Bewertung). 
Vorliegen von jeweiliger Eigenextensionalisierung (als Fahnen-
wort) und Fremdextensionalisierung (als Stigmawort). 
[ 2 .1. 2. I Deskriptiv invariante Fahnen- und Stigmawörter (Proto-
typ Kommunismus) 
Im Sprachgebrauch von Gruppe A und B verwendete Wörter mit je-
weils gruppenspezifisch weitgehend invarianten deskriptiven und 
varianten eva luativen Bedeutungen. 
Vor li egen von Extensionsg leichhei t (vgl. [ 2 .1.1. I ) 
[2.1.3. I Gl eichzeitiger Gebrauch als Fahnen - und Stigmawort 
durch eine Partei innerhalb Gruppe A (Prototyp Sozia -
lismus im Sinne von 'gesel lschaft liche Lehre') 
Im Sprachgebrauch ein e r Partei von Gruppe A gleichzeitig 
als Fahnen- und als Stigmawort mi L jeweils varianten deskrip-
tiven und evaluativen Bed-utungen verwendet . Vorausgesetzt ist, 
daß das betreffende Wort mehrfach polysem ist und im Sprachge-
brauch der betreffenden Partei relativ zu seinen verschiedenen 
semantischen Dimensionen jeweils unterschiedlich bewertet wird. 
Vorliegen von untersch iedlicher Extension bezüglich der j ewei ls 
einschlägigen Bedeutungsdimension, d.h. Bezugnahme auf innerhalb 
ein und derselben semant ischen Dimension li egende 'Gegenstände' 
mit positiver Wertung als Fahnenwort und negativer Wertung als 
Stigmawort . 
(Z.B. ist der Gebrauch von Sozialismus in seiner Bedeutung(sdimen-
sion) 'Lehre ' als Fahnenwort primär, in seiner Bedeutung (sdimen-
sion) 'System' als Stigmawort primär.) 
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[2.2.) Einseitiger Gebrauch als Fahnenwort oder a l s Stigmawort 
bzw. Gebrauchsvermeidung 
[2.2.1.) Einseitiger Gebrauch als Fahne nwort bzw. Gebrauchsver-
meidung (Prototypen Arbeiterklasse> KZassenkoJ1lpf> l:' roZetm'iat ) 
Lm Sprachgebrauch von Gruppe B relativ zur B-spezifischen poli-
tischen Theorie und Ideologie definierte, positiv bewerte te Fah-
nenwörter, die jeweils der A-spezifischen politischen Theorie 
oder Norm nicht entsprechen oder ungeeignet erscheinen zur Inter-
pretation politisch - sozialer Realitat und daher von dieser Grup-
pe zurückgewiesen bzw. nur uneigentlich gebrauc ht werden , ohne 
daß ihnen damit im Sprachgebrauch von A zugleich der Status von 
Stigmawörtern zukommt. 
Vorliegen von einseitiger Eigenextensionalisierung und (positi-
ver) Fremdextensionalisierung. 
Diese Wörter, die nur von einer Gruppe gebraucht werden und de-
ren Gebrauch von der anderen Gr uppe vermieden bzw. zurückgewie-
sen wird, haben in der Funktion als Fahnenwörter und im zu rück-
weisenden ' uneigentlichen ' Gebrauch dieselbe oder zumindest über-
schneidende Extension. 
[ 2.2 . 2. I Einseitiger Gebrauch als Stigmawort bzw. Gebrauchsver-
meidung (Prototypen Kap-i t a Zismus > Jmpe) 'ialismus , Bo!, rgeoisie ) 
Im Sprachgebrauch von Gruppe B relativ zur B- spezifischen poli-
tischen Theorie und Ideologie definierte , negativ bewertete Stig-
mawörter, die jedoch der A-spezifischen politischen Norm und 
Theorie nicht entsprechen oder ungeeignet erscheinen zur Inter-
pretation po li tisch-sozialer Realitat und daher von dieser Grup-
pe explizit zurückgewiesen bzw. nur uneigentlich gebraucht wer-
den. 
Vorliegen von einseitiger Fremdextensionalisierung. 
Diese Wörter, die nur von einer Gruppe gebrauc ht werden und deren 
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Gebrauch von der anderen Gruppe vermieden bzw. zurückgewiesen 
wird, haben in der Funktion als Stigmawörter und im zurückweisen-
den 'uneigentlichen' Gebrauch di ese lbe oder zumindest überschnei-
dende Extension. 
5.2. Lexikalisch-semantische Variantenpaare 
[1.1 Variantenpaare (der konkretesten Stufe) mit identischer 
Extension (Prototyp die Ma z<er - Staatsgl'e>1ze liest/antifasohisti-
sohe y' Schutz/Ja Z Z ) 
Im Sprachgebrauch von Gruppe A und B werden zur Bezugnahme auf 
ein und dasselbe Denotat (Extensionsgleichhei t) jeweils verschie-
dene Wörter bzw. Bezeichnungsvarianten gebraucht, wobei die Va-
riante einer Gruppe als Stigmawort gegen die andere Gruppe ge-
richtet und die Variante der anderen Gruppe als Fahnenwort für 
die eigene Seite verwendet werden kann (beide Varianten oder ei-
ne der beiden Varianten können auch Eigennamen sein) . Die Elemen-
te dieser Variantenpaare sind im Sprachgebrauch zwischen den bei-
den Gruppen evaluativ variant und deskriptiv weitgehend konstant. 
Die jeweils von einer Gruppe als Fahnen- oder Stigmawörter ver-
wendeten Elemente von Variantenpaaren werden von der anderen 
Gruppe genau in dieser jeweiligen Funktion vermieden , zurückge-
wiesen oder nur uneigentlich gebraucht mit der Begründung , daß 
es sich dabei um die politisch-soziale Realität verfälschende 
oder euphemistisch verhüllende Interpretationsvokabeln handle. 
[2.1 Variantenpaare (der abstrakte ren Stufe 1) mit nicht-iden-
tischer Extension (Prototyp lIeimatve l'triebener - Neubül'gel' ) 
Im Sprachgebrauch von Gruppe A und B sind Elemente von Varianten-
paaren, die lediglich einander entsprechende Mengen bzw. Teilmen-
gen als Denotat haben (Extensionsverschiedenheit), immer eva lua-
tiv variant und deskriptiv teilweise konstant und teilweise va-
riant. Die als Fahnen- oder Stigmawort oder auch als 'neutrales' 
Wort einer Gruppe verwendete Variante wird von der jeweils ande-
ren Gruppe vermieden bzw. zurückgewiesen . 
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[3.] Var i a ntenpaare (der abstrakte ren Stufe 2) mit ide ntischer 
und ni cht-identischer Extension 
[3.1 . J Variantenpaare mit identischer Extension (Prototyp 
Fluchthi lfe - Men sc he nhande l) 
Im Sprachgebrauch von Gruppe A und B sind die Elemente dieser 
Variantenpaare, die jeweils gleiche Denotate haben (Extensions-
gleichheit) , deskriptiv und evaluativ stark variant, wobei die 
Elemente je\1eils indirekt stigmatisierend (z.B. Fluchthilf e ) oder 
direkt stigmatisierend (z. B. Mensc he nhande l) eingesetzt \~erden kön-
nen. Jede der heiden Gruppen lehnt die mit der anderen, jeweils 
als Stigmawort aufzufassenden Variante vol l zogene Prädikation als 
dem eigenen politischen Normsystem nicht entsprechend ab . 
[ 3.2.] Variantenpaare mi t nicht-identischer Extension (Prototyp 
PY'Of i t - Gewinn) 
Im Sprachgebrauch von Gruppe A und B s ind die Elemente dieser 
Variantenpaare, die lediglich einander entsprechende ode r teil-
identische Denotate haben (Extensionsverschiedenheit) , evaluativ 
konstant und deskriptiv teilweise konstant (teilidentische Inten-
sion) und teilweise variant. 
Die Elemente des Variantenpaares werden se lbs t in sich variant 
gebraucht , wobei die eine Gruppe die beiden Elemente des Varian-
tenpaares zum ei nen als Fahnenwort mit Eigenextensionalisierung, 
zum anderen als Stigmawort mit Fremdextensionalisierung gebraucht, 
und die andere Gruppe beide Elemente des Variantenpaares als ideo-
logisch weitgehend neutrale Wörter mit Fremd- und Eigenexten-
sionalisierun g gebraucht. 
[4. J Konstitution von Variantenpaaren durch Präsuppos i t i ons-
ve rletzung (Prototyp lIY'beitne lvne Y' - Lohna bhiJ."ngiger/rie r kttitige Y'; 
AY'bei tgebe J'IUnt e Y'nehmeY' - Kapi ta li st) 
Im Sprachgebra uch beider Gruppen sind die Elemente dieser Varian-
tenpaare, die jeweils gleiche oder zumindest überschneidende De-
notate haben (Extensionsgleichheit bzw. -überschneidung) , d e skrip-
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tiv und evaluativ variant. 
Sie werden im referierenden Gebrauch auf dieselben Entitäten an-
gewendet. Jedoch wird das jeweils von der einen Gruppe gebrauch-
te Element von der jeweils anderen Gruppe vermieden bzw. zurück-
gewiesen, da nach Meinung dieser Gruppe dabei eine Präsupposi-
tionsverletzung bezüglich der beim Gebrauch vorausgesetzten ge-
sellschaftlichen Verhältnisse vorliegt. 
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O. Vorbemerkung und Zielsetzung 
Der folgende Beitrag knüpft unmittelbar an Ergebnisse des ersten 
Beitrags im vorliegenden Band an. Die dort bereits angelegte 
Textsortenklassifikation für den Bereich der öffentlich-politi-
schen Kommunikation wird hier weiter entfaltet und zu einer text-
sortenspezifischen Klassifikation des politischen Wortschatzes 
umgesetzt. 
In Kapitel 2 soll der kontextuelle Rahmen für eine handlungsbezo-
gene Klassifizierung des politischen Wortschatzes rekonstruiert 
werden. Zu diesem Zweck wird der politische Handlungsraum - ent-
sprechend seiner (vorgegebenen) sachlichen Binnengliederung und 
Organisation - unter funktional e n , d.h. an politischer Kommunika-
tion orientierten Gesichtspunkten strukturiert. Hier wird unter-
schieden zwischen 
- politischer Außenkommunikation mit den beiden 
Teilbereichen 
- öffentlich-politische Kommunikation als dem Raum 
der politischen Auseinandersetzung, Diskussion und 
Propaganda 
- öffentlichkeitsbezogene, administrativ geregelte 
Kommunikation zwischen Bürger und Behörde 
- politischer Binnenkommunikation als dem Raum der insti-
tutioneninternen Kommunikation und der Kommunikation 
zwischen den Institutionen. 
Bei der Bestimmung dieser Teilbereiche wird auf die im ersten 
Beitrag dieses Bandes erarbeiteten Instrumente 'Sprachspiel' und 
'kommunikative Verfahren' wieder zurückgegriffen: Für jeden der 
genannten Bereiche des politischen Handlungsraums sind jeweils 
unterschiedliche Sprachspiele und Verfahrenstypen konstitutiv. 
Dies wiederum bedingt e inen für jeden Bereich spezifischen Bedarf 
und Bestand an Textsorten und folglich für jede Textsorte - je 
nach ihrer Situierung und Funktion in dem für politische Kommu-
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nikation insgesamt charakteristischen Kontinuum von Ideologie-
oder öffentlicher Meinungssprache und interner politischer Funk-
tionssprache, d.h . den Fachsprachen der verschiedenen politischen 
Institutionen und der verwalteten Sachgebiete (vgl. Dieckmann 
1969, 50, 811 - ei nen je spezifischen Bedarf auch an Lexemen bzw. 
Lexemklassen. In bestimmten Textsorten werden bestimmte politi-
sche Lexeme neben anderen (nichtpolitischenl Lexemen in jeweils 
primarer, dominanter oder s i gnifikanter Weise (mit- oder neben-
einanderl verwendet, denen im Dienste eines Sprachspiels und/oder 
einzelner kommunikativer Verfahren eine a usgezeichnete Funktion 
zukommt . 
Das so erarbeitete Kriterium der Textsortenspezifik des politi-
schen Wortschatzes ist jedoch für die Gesamtzielsetzung einer Er-
arbeitung von (BeschreibungslGrundlagen für die Lexikographie 
schwerer politischer Wörter als solches noch nicht hinreichend. 
Es muß in Beziehung gesetzt werden zu dem Kriterium der lexika-
lisch-semantischen Schwere, die als generelle sprachsystembezo-
gene Dispositionseigenschaft von Wörtern betrachtet wird (vgl. 
dazu Strauß/Zifonun 1985 , 112ff . I . Der empirischen Text- und 
Wortschatzklassifikation in Kapitel 2 wird daher in Kapitel 1 
eine Art Resümee der Entwicklung des Konzepts 'semantischer Schwe-
re' vorangestellt . 
In diesem Resümee wird jedoch bereits besonderer Wert gele gt auf 
die Herstellung des Zusamme nhangs z\~ischen Schwere als systemati-
scher Dispositionseigenschaft allgemein und spezieller Problema -
tik der schweren politischen Lexik im besonderen: Allgemeine 
Schwerefaktoren wie 'Subsystembezogenheit' und 'Gruppenbezogen -
heit' werden als die je speziellen Schwerefaktoren der ~ffentli­
chen Kommunikation weiter ausdifferenziert. Diese \~iederum las-
sen sich herleiten aus jeweils unterschiedlichen subsystemati-
schen Aufgliederungen in Kommunikationsbereiche und Textsorten 
bzw . aus je unterschiedlichen Konstellationen von Produzenten 
und Adressaten mit jeweils spezifischem gruppenbezogenem Hinter-
grundwissen , politischen Einstellungen und kommunikativen Inten-
tionen. 
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Ergebnis der Zusammenführung beider Annaherungsweisen, der syste-
matischen über das Konzept der lexikalischen Schwere und der 
handlungs- und textsortenbezogenen, soll sein: Politische Lexeme 
sollen klassifizierbar und darüberhinaus soll ihr Schweregrad be-
gründbar sein, und zwar anhand von Merkmalen oder Schwerefaktoren, 
die aus ihrem textsortenspezifischen Verwendungshorizont sowie 
ihrer Bindung an die Handlungs-, Sach- und Begriffszusammenhänge 
eines bestimmten Teil- oder Funktionsbereichs politischer Kommu-
nikation gewonnen sind. 
Die folgenden Kapitel 3 bis 5 bereiten die Operationalisierung 
des Konzeptes 'schwere politische Wörter' für die Lexikonarbeit 
vor: 
Dabei wird von den bereits erwähnten Merkmalen oder Schwerefak-
toren 'Subsystembezug' und 'Gruppenbezug' ausgegangen, die als 
Indikatoren für die jeweiligen Verwendungsbedingungen der Lexeme 
und in bestimmter Konstellation als Schwerefaktoren betrachtet 
werden. Sie werden zunächst (Kapitel 3.1.) an konkreten Textbei-
spielen aus relevanten Textsortenklassen der öffentlich-politi-
schen Kommunikation beispielhaft 'nachgewiesen', d.h. es wird 
anhand dieser Texte gezeigt, daß die Gebrauchsweisen politischer 
Wörter durch ihre Einbindung in (eine der) Fachsprachen und Text-
sorten der verschiedenen politischen Funktionsbereiche und durch 
ihre Bezogenheit auf den Sprachgebrauch bestimmter Meinungsgrup-
pen beeinflußt werden. Auf dem Weg über ihre Funktion als 'Text-
markierungspradikate' können die genannten beiden allgemeinen 
Merkmale zu einer Liste von Merkmalen zur Klassifikation (schwe-
rer) politischer Lexeme verfeinert und ausdifferenziert werden. 
Diese Merkmalsliste , ein Katalog von Eigenschaften der Gebrauchs-
regeln politischer Wörter, wird in Kapitel 3.2. - nun unabhängig 
von Textbeispielen - zusammengestellt und im einzelnen erlautert . 
Wie bereits erwähnt ist lexikalische Schwere in besonderem Maße 
bei bestimmten Merkmalskonstellationen zu erwarten. Die verfei-
nerte Merkmalsliste soll nun dazu dienen , jeweils bestimmte Merk-
malsmengen, -kombinationen und -verdichtungen als spezifische 
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Indikatorenbündel für unterschiedliche Typen schwerer politischer 
Wörter auszuzeichnen. 
Um die Typologisierung lexikologisch-lexikographisch handhabbar 
zu machen, werden insgesamt nur vier Klassen schwerer Wörter in 
politischen Textsorten unterschieden (Lexemklasse 1 bis 4), die 
sich unter bestimmten Aspekten weiter untergliedern lassen. Die-
se Typen werden in Kapitel 4 in Form von 'Typensteckbriefen' um-
rissen, indem ihnen die für sie jeweils konstitutiven Merkmals-
bündel zugewiesen werden. 
In einer Matrix (vgl. Kapitel 5), in der die Lexemklassen als der 
eine und die Elemente der Merkmalsliste als der andere Parameter 
fungieren, kann der Zusammenhang zwischen Lexemklassen und Merk-
malsliste in übersichtlicher und operationalisierbarer Weise ver-
deutlicht werden: 
Jede Lexemklasse 'ruft' aus der Merkmalsliste das Bündel der je-
weils für sie konstitutiven Merkmale 'auf', gleichzeitig aber er-
innert die Matrix an die mögliche Belegung anderer nichtkonsti-
tutiver, sondern 'konkomitanter ' ~lerkmale. Dem Lexikographen, der 
nun keineswegs eine alphabetische Strecke l exikographisch abar-
beitet, sondern die Lexeme jeweils ein e r Lexemklasse zusam-
menhängend bearbeitet, dient die Matrix als Memory-Instrument: 
Vo n ihr ruft er jeweils die lexemklassenkonstitutiven Merkmale 
ab , die er für seine Einzellexeme jeweils konkret zu belegen hat; 
darüber hinaus erinnert ihn die Matrix an die Menge der konkomi-
tanten Merkmale, die im Einzelfall für best immte Lexeme einschla-
gig sein können. 
Wie dieser 'lexikographische Orientierungsrahmen' bei der konkre-
ten lexikographischen Arbeit genutzt werden kann, wird abschlie-
ßend angedeutet. Er fungiert als 
- Memory-Instrument bei der Markierung der Lexeme nach Le-
xemklassen(zugehörigkeit) 
- Ordnungs-Instrument bei der Klassifikation des politi-
schen Wortschatzes: hier stellt die Matrix mit den Merk-
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malen verschiedene und mehrfach kombinierte Vorgaben für 
die Feinsortierung des politischen Wortschatzes zur Ver-
fügung - auch zur Computerauswertung 
- Instrument zur Gewinnung von lexikographischen Textbau-
steinen für die B e s ehr e i b u n g der Lemmata im 
Wörterbuch: hier ist an die einzelnen Textelemente des 
semantischen und pragmatischen Kommentars zu denken bZI' . 
an die Ausfüllung der Artikelpositionen mit bestimmten 
Informationsklassen, die sich jeweils als Belegungen der 
Merkmale verstehen lassen. 
1. Zu einem Konzept der lex i kalischen Schwere 
Für eine Operationa l isierung des Begriffs 'lexikalischer Schwere' 
ist das Verhältnis von systematisch-semantischer und kommunikativ-
textsortengebundener Schwere bzw . Schwerverständlichkeit von 
(politischen) Wörtern zu klären. Diese Klärung ist die Voraus-
setzung für die Bestimmung schwerer Wörter - Was sind schwere 
Wörter? - und die Begründung ihrer Schwere und Schwerverständ-
lichkeit ~ Warum sind bestimmte Wörter bestimmter Kommunikations-
bereiche bzw. bestimmter Textsorten schwer? - sOI,ie für ihre Er-
mittlung in den spezifischen Textsorten konkreter Sprachspiele . 
1.1. Schwere als systematische Eigenschaft 
Unter Rückgriff auf Strauß/Zifonun (1985, 112ff.) läßt sich der 
Begriff der semantischen Schwere von Wörtern folgendermaßen re-
konstruieren: Ausgangspunkt Ivar dort die vorläufige Bestimmung 
schwerer Wörter als 'potentiell zu Verstehensschwierigkeiten in 
der Kommunikation führend' und die Einstufung von ' schwer' als 
Dispositionsprädikat. 
Bei der theoretischen Rekonstruktion von 'schwer' als Disposi-
tionsprädikat von Wörtern als Einheiten der langue ist von fol-
genden Annahmen auszugehen: 
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Für das Verstehen eines Wortes in einer bestimmten Verwen-
dung ist die Kenntnis seiner entsprechenden Bedeutung Vor-
aussetzung. 
Die Bedeutung eines Wortes, die ihm als Einheit der l angue 
zukommt, ist die Regel seines Gebrauchs. 
Di e Bedeutungsweisen von Wörte rn , verstanden als Regeln der 
Gebräuche, lassen sich im Rahmen e iner (Wort-)Bedeutungs-
theorie klassifizieren und beurteilen . 
Klassifikationsmerkmale nach der ' semantischen Form ' (vgl. 
Strauß 1983) von Wörtern sind etwa : 
Gebrauch als Appellativ/Eigenname , als Handlungs- , Vorgangs-
verb, als Dispositionsprädikat, als durchschnittsbildendes 
Adjektiv usw . 
Urteile über die interne semantische Struktur von Wörtern 
sind etwa: 
Polysemie , (sub-)systemtransz e ndente Polysem i e , ideologi-
sche Polysemie , Unbestimmthei t (Vagheit, Abstraktheit , Kom-
plexität, Relativität, Unschärfe, Schlechtbestimmtheit) . 
Wörter mit e iner bestimmten Bedeutungsweise oder mehreren 
verschiedenen Weisen des Bedeutens bzw. Wörter , für di e be-
stimmte semantische Urtei le wi e et~la (sub)systemtransz e n-
dente Polysemie , ideologische Polysemie , Vaghe i t oder 
Schlechtbestimmtheit gelten , sind dazu a n gel e g t 
(disponiert), im Gebrauch zu kommunikative n Schwierigkeiten 
zu führ e n. 
Das heißt also, daß die ' Schwere' von Wörtern von ihren semanti-
schen Eigenschaften, also von ihrer We ise des Bedeutens abhängig 
ist . Da die Bed e utung eines Wortes jedoch die Regel seine s Ge-
brauchs ist, s ind Funktionen der Be deutung folglich Funktionen 
des Gebrauchs , und zwar des semantisch regelgerechten Ge brauchs . 
'Schwere ' als Funktion der Regel d es Gebrauchs ist somit nicht 
e ine vom Gebrauch in der Kommunikation l osgelöste inhärente Ei-
genschaft von Wörtern , sondern eine ihnen aufgrund ihres regel -
gerechten Gebrauchs zukommende . Das 'Ange legtsei n ' zur ' Schwere' 
('s c hwer ' als Disposition sp r~dikat) ist dann eine verkürzte Aus-
drucksweise für den folgend e n Zusanm2nhang: 
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Daß Verwendungen bestimmter Wörter in der Kommunikation häufig 
Verstandnisschwierigkeiten zur Folge haben, ist auf bestimmte 
Eigenschaften der Bedeutung dieser Wörter als Regel ihres Ge-
brauchs zurückzuführen. Solche Eigenschaften disponieren Wörter 
zur Schwere. 
Somit hat die theoretische Klärungsrichtung aufgrund ihrer wis-
senschaftlichen Begründbarkeit bei der B e s tim m u n g des 
Pradikats 's chweres Wort' den Vorrang. Dies bedeutet jedoch nicht, 
daß die E r mit t 1 u n g schwerer Wörter rein theoretisch 
bzw. nicht - empirisch geschehen kann. Vielmehr muß gerade auf der 
Basis der intensionalen Klärung des Begriffs 's chweres Wort' die 
Extension des Begriffs empirisch, d.h . text(sorten)bezogen und 
corpusgestützt, ermittelt werden. 
Dies ist der Anknüpfungs - und Überleitungspunkt zwischen dem all-
gemeinen Konzept lexikalischer Schwere und seiner konkreten Be-
ziehung z.B. auf die schwere politische Lexik. Bevor dieser Ge-
siclltspunkt weiter ve rfolgt wird , ist zu klären, wie die Entste-
hung von Kommunikationskonflikten - speziell solcher , die durch 
schwere Wörter hervorgerufen werden - modellhaft rekonstruiert 
werden kann und welche Kommunikationskonflikte unterschieden \~er ­
den können. 
Die spezifischen semantischen Eigenschaften, die Wörter zur 
Schwere disponieren , können - zunächst hypothetisch - relativ zu 
einem Wortstrukturmodell ermitte lt und differenziert werden. Da-
bei kann man von Gebrauchsfixierungen , das sind Formulierunge n 
der Gebrauchsregeln bzw . Erklärungen der Bedeutungen von Wörtern, 
ausgehen, die im Rahmen von (dialogischen ) Gebrauchsfixierungs-
kontexten abgegeben werden. 
Richtungsweisend ist dabei folgender Gedankengang: Die Disposi-
tionseigenschaft 'schwer' muß von bestimmten Eigenschaften der 
Gebrauchsregeln von Wörtern ableitbar sein. Gebrauchsregeln von 
Wörtern wiederum sind zugänglich in Form von sprachreflexiven 
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R e gel f 0 r m u 1 i e run gen . Solche Regelformulierun-
gen liegen in Wörterbucheinträgen zu Lemmata , in teilweise ver-
kürzter Form (vgl . Wiegand 1981 , 161) , vor. Gerade für die ver-
schiedenen Typen der schweren Wörter jedoch hat die Lexikographie 
noch nicht die jel~eils unterschiedlichen geeigneten (Regel)Formu-
lierungsmuster entwickelt, so daß wir auf diese verwissenschaft-
lichte Form der Regelformulierung hier nicht zurückgreifen kön-
nen . Vielmehr gehen wir von den vorwissenschaftlichen s p r a c h-
r e f 1 e x i v enG e b rau c h s fix i e run gen aus , 
d i e Sprecher auf Befragen - in Gebrauchsf i xierungskontexten - über 
ihren Gebrauch eines bestimmten Wortes abgeben. 
An diesen Gebrauchsfixierungen oder Bedeutungsbeschreibungen hof -
fen wir , typische Unterschiede zwischen den semantischen Eigen-
schaften leichter und schwerer bzw . in unterschiedl i cher Weise 
schwerer Wörter ablesen zu können . D.h. wir machen in expliziter 
Weise von dem letztlich unumgänglichen Kunstgriff Gebrauch, an-
hand von Bedeutungsbeschreibungen Bedeutungen zu analysieren u nd 
zu charakterisieren. Unser besonderes Augenmerk gilt dabei den 
jeweils wort typen-identifizierenden und -d i fferenzierenden Ge -
meinsamkeiten und Unterschieden in den Regelformulierungen. Diese 
Übereinstimmungen und Differenzieru ngen beziehen sich jewe ils auf 
typische S teIle n oder Par a met e r , wie wir sie 
nennen wollen, die in den Gebrauchsfix i erungen jeweils relativ 
zu bestimmten Worttypen regelmaßig wiederkehren und je~leils in 
charakteristischer Weise ausgefüllt bzw. belegt werden . Das Wech -
selspiel dieser Parameterbelegungen stellt für uns genau jene Mu-
ster semantischer Eigenschaften dar , die geeignet sind , bestimmte 
Wörter zur Schwere bZ~I . zu einer bestimmten Form der Schlo/ere zu 
disponieren. 
Um zu einer Typologisierung von 'schweren Wörtern ' und zu e i ner 
intensiona l en Bestimmung der lexikalischen Dispositionseigenschaft 
'schwer' zu kommen, gehen wir von der Situation des Gebrauchsfi-
xierungskontextes, die wir nachfolgend einführen (vgl. Sit 1), 
aus . Wir hoffen, aus ihr bestimmte typische oder konstante 'Stel-
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len' bzw . regelmäßig wiederkehrende und jeweils in spezifischer 
Weise belegte Parameter zu gewinnen, aufgrund derer die Eigen -
schaft ' schl~er', bezogen auf Prädikatoren, bestimmt und gel·,ich-
tet werden kann und mit deren Hilfe Unterschiede zwischen schwe-
ren und leichten Wörtern, schweren Wörtern (gerade) dieses oder 
(gerade) jenes Typs abgelesen werden können: 
Sit I Unter u s u e I I e nG e b rau c h s fix i e -
run g s k 0 n tex t e n für einen nominalen Prädi-
kator A verstehen wir solche dialogischen Kontexte, in 
denen für einen Fragenden F auf dessen in der Sprache 
L formulierten Frageäußerungen vom Typ WAS IST (EIN) 
X?, WAS BEDEUTET A?, WAS HEISST A? usw. von dem Gefrag-
ten G mittels in der Sprache L formulierten Antwortäu-
ßerungen e ntweder 
(i) ein beliebiger Gegenstand X, der als B beschaffen 
(und ggfs . als C bewertet) charakterisiert wird , 
gleichzeitig als A beschaffen charakterisiert wird, 
wodurch ihm in der gleichen Antwortäußerung die 
Bedeutung von A in L bzw. in einem von L (Gemein-
sprache) verschiedenen Subsystem L' von L (Sprache 
als Diasystem) er läutert wird, 
oder 
(ii) die Bedeutung von A in L bzw. in einem von L ver-
schiedenen Subsystem L' von L er läutert wird, wo-
durch in der gleichen Antwortäußerung ein beliebi-
ger Gegenstand X, der als B beschaffen (und ggfs. 
als C bewertet) charakterisiert wird , als A be-
schaffen charakterisiert wird. 
Der Gebrauchsfixierungskontext ist ei ne Art pragmatisches Wort-
strukturmodell , in dem die verschiedenen Gebrauchsaspekte und 
-bedingungen für (schwere ) Wörter - etwa ihre deskriptive und 
evaluative Bedeutungskomponente , ihr (mehrfacher) (Sub-)System-
bezug und schließlich ihr Bezug auf und ihre Bindung an bestimmte 
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Sprecher- (Meinungs- , ideologische)Gruppen - erfaßbar sind und 
für eine Typologisierung schwerer Wörter operationalisiert werden 
können. 
Somit erhalten wir aus Sit 1 die folgenden Parameter, die uns zur 




A: ein Ausdruck aus L, nominaler Prädikator 
B: Erklärung für A ((deskriptive) Bedeutung von A) 
C: Bewertung von A ((evaluative) Bedeutung von A) 
L: Sprache (als Diasystem) 
L: Gemeinsprache 
L ' : beliebiges Subsystem von L, verschieden von, d.h. 
nicht enthalten in L . 
Dabei bilden die Parameter B, C, G und L, die als Makromerkmale 
aufzufassen sind, den Rahmen für die Feinsortierung und Systema-
tisierung der Merkmale in Kapitel 3 . 2. 
Im folgenden gebe ich einige kurze Erläuterungen zu den Merkma-
len: 
Zu Parameter B: 
Bei mehreren verschiedenen Bedeutungserklarungen, die im Rahmen 
von Gebrauchsfixierungen zu einem Wort A abgegeben werden, müs-
sen wir unterscheiden zwischen Erklärungen, die pol Y sem e 
Gebrauche erklaren und solchen , die v a r i a n t e Gebräuche 
erklären . Polysem sind Gebräuche eines Wortes dann, wenn sie 
a) auf verschiedene Subsysteme des Diasystems Deutsch bezogen 
sind, z.B . die Gemeinsprache und eine Fachsprache (Beispiel: 
Kraft, Masse , Abseits, Angst) - ~Iir sprechen hier von (durch L) d e-
t e r m i nie r t e r Polysemie - und/oder b) wenn sie für je-
weils dieselben Sprecher(gruppen) als voneinander syntaktisch-
distributiv und/oder bezüglich der semantischen "Dimension" oder 
des Bezugsbereichs (vgl. Wiegand 1977, 125) verschiedene Ge-
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bräuche ausgewiesen sind (Beispiele: SchLoß, Magazin, niigel ). 
Dagege n sind Gebräuche eines Wortes untereinander v a r i a n t, 
wenn sie für jeweils verschiedene Sprechergruppen Gültigkeit ha-
ben und ihre syntaktisch-semantische Distribution und ih-
re semantische Dimension gleich sind. Wörter mit variante n Gebräu 
chen wollen wir (gruppenbezogen) sem a n t i s chi n s t a-
b i I e Wörter nennen bzw. Wörter mit instabilen (deskriptiven) 
Bedeutungen. Variante Gebräuche verfügen über ei nen gemeinsamen 
Kern an Gebrauchsregeln ('intensionaler' Kern), die sich mögli-
cherweise auch auf die eva luative oder Wertungskomponente bezie-
hen können, und über sprechergruppenabhängig unterschied liche , 
diesen intensionalen Kern erweiternd e 'periphere' Gebrauchsre-
geln . Sinnrelational kann man Bedeutungsvarianz als 'innerlexema-
tische' Kohyponymie fassen, wobei der gemeinsame 'Begriffskern' 
als Superonym fungiert (Beispiel: gruppenspezifisch variante Ge-
bräuche von Sozialismus; intensionaler Kern : 'gesellschaftliche 
Lehre, die sich am Prinzip sozialer Gerechtigkeit ausrichtet'). 
Zur Unterscheidung von Parameter Bund C: 
Von der mit dem Parameter B e rfaßten des k r i p t i v e n 
Bedeutung eines Prädikators - die als das 'Klassif ikationspoten-
tial' des Prädikators gefaßt werden kann - kann die eva 1 u a-
t i v e Bedeutung eines Prädikators, die wir mit Parameter C er-
fassen, unterschieden werden. Evaluative Bedeutung ist zu verste-
hen im Sinne von 'für Gruppen von Sprachteilhabern verbindliche, 
an die Bedeutung von A gebundene Regel zur Bewertung der durch 
die deskriptive Bedeutung von A klassifizierten Gegenstände der 
sozialen Welt gemäß gruppenspezifischen sozialen Normen'. Die 
evaluative Bedeutung steht als (gruppenspezifisches) B ewe r-
tun g s pot e n t i a 1 der deskriptiven Bedeutung als (mög -
licherweise ebe nfalls gruppenspezifisches) Klassifikationspoten-
tial gegenüber. 
Zu Parameter G: 
Nach den vorangehenden Ausführungen ist bereits klar, daß für 
uns nicht jeweils einze lne Gefragte als 'Autoren' von Gebrauchs-
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fixierungen re levant sind, sondern G r u p p e n von Gefragten 
(abgeleiteter Parameter ~), die bezüglich der (relevanten Züge) 
ihrer Gebrauchsregeln für problematische Wörter übereinstimmen. 
Solche Gruppen mit gemeinsamem Sprachgebrauch in der Lexik be-
stimmter sozialwissenschaftlicher Fachsprachen oder der Meinungs-
sprache und Ideologiesprache sind nich t nur mit den Mitteln der 
Sprachgebrauchsanalyse festzustellen; sie sind in Ergänzung dazu 
vor allem auch sprachsoziologisch und (sprach-)politisch-histo-
risch zu bestimmen. 
Zu Parameter L und L': 
Zur Problematik einer Definition der 'Gemeinsprache' sei auf die 
Literatur (Jäger 1980, Möhn 1980) verwiesen. Die Differenzierung 
in Subsprachen L', L" usw. bietet das methodische Instrument 
für eine Abbildung der inneren (funktionalen) Mehrsprachigkeit, 
insbesondere der oft mehrfachen Subsystembezogenheit potentiell 
schwerer Wörter (vgl. Strauß/Zifonun 1985, Kap. 5) . 
Um zu einem Urteil darüber zu kommen, ob ein aufgrund von aus 
Gebrauchsfixierungskontexten ermittelten Parametern als poten-
tiell schwer ermitteltes Wort in einer konkreten Kommunikation 
tatsächlich zu Kommunikationsproblemen unterschiedlicher Art 
führt, müssen wir die languebezogene (gebrauchsregelbezogene) 
Situation des Gebrauchsfixierungskontextes (Sit 1) mit der Situa-
tion des aktuellen R e z e p t ion s k 0 n tex t 'e s (Sit 
2) korrelieren: 
Sit 2 Unter einem akt u e 1 1 e n R e z e p t ion s-
k 0 n tex t für einen nominalen Prädikator A ver-
stehen wir solche textuellen oder dialogischen Kontex-
te, in denen ein Hörer (Textrezipient) H versucht, das 
von dem Sprecher (Textproduzent) S verwendete Wort A 
in dem vorliegenden Dialogstück oder Text zu verstehen. 
Somit liefert uns Sit 2 folgende zusätzliche Parameter: 
S: Sprecher (Textproduzent) 
H: Hörer (Textrezipient) 
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Eine Korrelation der beiden Situationstypen führt zu der grund-
legenden Unterscheidung zweier Typen von (durch schwere Wörter 
bedingtenjwortbedingten) Kommunikationsproblemen: den Problemen 
N ich t - Ver s t ehe n eines Wortes und M i ß - V e r-
s t ehe n eines Wortes ; außerdem kann bei bestimmten (Klassen 
von) Wörtern das kombinierte Kommunikationsproblem des 'Nicht-
und-Miß-Verstehens' auftreten. 
Die beiden Situationen sind zunachst \üe folgt verklammert zu 
denken: Ein Sprecher verwendet in der Regel - d . h . im nicht-tak-
tischen und nicht mit einer Täuschungsabsicht verbundenen Sprach-
gebrauch - ein Wort A so, daß der aktuelle Gebrauch mit der Ge-
brauchsfixierung, die S als Gefragter G bei Befragung für A gibt 
bzw. bei entsprechender metasprachlicher Kompetenz geben würde, 
übereinstimmt - sm"ei t der Gebrauch in der Rede (parole) durch 
die extrakommunikativen , auf die langue-Bedeutung h i nzielenden 
Angaben in der Gebrauchsfixierung überhaupt determinierbar ist. 
Wir können bei dem Gebrauch eines Wortes A durch einen Sprecher 
S gemaß der für ihn gültigen Gebrauchsfixierung in einer aktuel-
len Rezeptionssituation von der ' intendierten ' Bedeutung von A 
sprechen; entsprechend versteht auch der Hörer H das Wort A ge-
maß der für ihn (H) gültigen Gebrauchsfixierung, wir sprechen 
hier von der 'interpretierten ' Bedeutung von A. 
Zu der Kommunikationsstbrung des Nicht-Verstehens zwischen Sund 
H kommt es in Si t 2, wenn S ein \~ort A gemäß der für ihn gül ti-
gen Gebrauchsfixierung gebraucht , H jedoch nicht über eine ent-
sprechende Gebrauchsfixierung , bezogen auf die vorliegende Sub-
sprache, verfügt, d.h. der intendierten Bedeutung sozusagen über-
haupt keine interpretierte Bedeutung entspricht . Dieser kommuni-
kative Konf l ikt ist immer dort potentiell zu erwarten, \"0 ein 
Wort außerhalb der Gemeinsprache oder Alltagssprache oder außer-
halb seines gemeinsprachlichen, alltagssprachlichen Gebrauchs 
verwendet wird. Er wird besonders akut dort, wo kompetente Spre-
cher einer Subsprache, d.h. einer Fach- oder Wissenschaftssprache 
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sich an nicht-fachkompetente Laien wenden, da hier dieser Kon-
flikt durch die Kommunikationssituation 'fachexterne Kommunika-
tion zwischen Experten und Laien' vorprogrammiert ist. 
Zu dem Kommunikationsproblem des Miß-Verstehens zwischen Sund H 
kommt es, wenn S einen Ausdruck gemäß der für ihn gültigen - kon-
textuell angemessenen - Gebrauchfixierung verwendet, während H 
den Ausdruck im Sinne einer anderen , der für ihn selbst gülti-
gen - kontextuell angemessenen - Gebrauchsfixierung versteht. 
Wichtig ist hier vor allem , daß wir davon ausgehen, daß beide 
Gebrauchsfix i erungen nicht nur für eine 'private Sprache' von je-
weils Sund H GÜltigkeit haben, sondern zumindest g r u p p e n-
s p e z i fis c h verbindlich sind. Damit haben wir den Be-
griff der Gruppensprache eingeführt , wobei Gruppe hier ~usschließ­
lich im Sinne von Meinungsgruppe/ideologische Gruppe verstanden 
wird . 
Zu dem kombinierten Kommunikationsproblem des Nicht -und-Miß-Ver-
stehens kommt es bei solchen Wörtern, für die es zwar einerseits 
wissenschaftlich verbindliche Gebrauchsfixierungen im Rahmen von 
Subsystemen gibt, die jedoch andererseits auch außerhalb dieses 
normierten Verwendungszusammenhangs z.B. in der Gemeinsprache, 
der Bildungssprache oder der Ideologiesprache gebraucht werden, 
wobei dann gruppenspezifische Modifikationen oder gar massive 
Verlagerungen oder Verschiebungen der Rege ln des Gebrauchs , wie 
sie in Gebrauchsfixierungen manifest werden , stattfinden. In ak-
tuel len Rezeptionssituationen kann daher einerseits aufgrund der 
Bezüglichkeit zu definierten subsystematischen Gebrauchen Nicht-
Verstehen auftreten, andererseits im Bereich der alltagssprach-
lich oder bildungssprachlich geführten Kommunikation sowie in 
der (politischen) Meinungs- und Ideologiesprache Miß-Verstehen 
aufgrund der Bezüglichkeit des Wortes auf jeweils für Sprecher 
und Hörer verschiedene gültige Regeln des Gebrauchs: Wir haben 
es hier mit einem potenzierten Fall von sem a n t i s c h 
ins tab i 1 e n Wörtern zu tun, z .B. dem gesamten Inventar 
der ideologischen Schlüsselbegriffe , Fahnen- und Stigmawörter. 
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1.2. Lexikalische Schwere im politischen Wortschatz 
Als schwere-relevante systematische Eigenschaften eines Wortes 
gelten somit die Subsystembezogenheit eines Wortes , das minde-
stens einen Gebrauch außerhalb der Gemeinsprache in einem Fach-
oder Sachbereich hat, und die Gruppenbezogenheit mit der Folge 
der semantischen Instabilität e ines Wortes. Erst das Mehrfachauf-
treten, die Addition dieser Einzelfaktoren bei einem Wort (z.B. 
(sub)systemtransz e ndente Polyse mie) oder die Kombination der bei-
den Faktore n (z.B. Systemtranszendenz bei semantisch instabilen, 
d .h. gruppenspezifisch gebrauchten Wörtern) erlaubt eine diffe-
renziertere Klassifizierung schwerer Wörter. 
Politische Kommunikation findet, wie im einzelnen zu zeigen sein 
wird (vgl . Kap. 2), in wesentlichen Bereichen in und für die Öf-
fentlichkeit statt. Die Gegenstände politischer Kommunikation 
sind jedoch oft in hohem Maße fachlich ausdifferenz i ert und be-
ziehen sich auf Expertenwissen oder auf t eilwe ise nur Experten 
bekannte Handlungs- und Organisationsabläufe. 
Politische Kommunikation ist - und zwar differenziert nach den 
versch i edenen politischen Kommunikations- und Funktionsbereichen 
einerseits fachpolitische, also subsystembezogene Kommunikation, 
wobei die Angewiesenhei t auf öffentliche Wirksamkeit der Fach-
lichkeit politischer Rede eine besondere Ambivalenz verleiht : 
Sie muß, zumindest in der Kommunikation zwischen Behörde und Bür-
ger , also im Kommunikationsbe r e ich AK 2 (vgl. Kap. 2), eine Ba-
lance zwischen Fachlichkei t und allgemeiner Verständlichkeit oder 
öffentlicher Resonanz finden . 
Politische Kommunikation findet andererseits im Raum der politi-
schen Me inungs- und Willensbildung statt. D.h. in ihr kommen un-
terschiedliche politische Meinung e n, Zielvorstellungen und mit-
einander konkurrierende Ideologi en zum Tragen. Dieses Merkmal 
der Gruppenbezogenheit ist wiederum - vergleichbar dem des Sub-
systembezugs , aber sich in anderen Bereichen manifestiere nd -
für ganz bestimmte politische Sprachspiele eines bestimmten poli-
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tischen Kommunikationsbereichs, namlich der öffentlich-politi-
schen Kommunikation im Bereich AK l (vgl. Kap . 2) besonders be-
deutsam . 
Der Gebrauch von Wörtern in Kommunikationssituationen politischer 
Rede erfüllt also die allgemeinen Kriterien semantischer Schwere : 
Zugehörigkeit zu einem Subsystem außerha l b der Gemeinsprache (L-
Parameter) und Gruppenspezifitat (d . h. Bindung an den Sprachge-
brauch oder die Sprachnorm einer gesellschaftlichen Gruppe) (G-
Parameter), und zwar in je spezifischer Weise. 
Die politischen Sprachspiele sind je nach dem Grad ihrer Binnen-
bzw. Außenfunktion unterschied~ich fachbezogen, d . h. Schwere ge-
maß Parameter L ist in unterschiedlicher Weise zu erwarten (rela -
tiv zu den Bereichen AK 1 , AK 2 und BK). 
Nach dem Grad ihrer Ideologiegebundenheit und nach dem Grad ihrer 
wissenschaftlichen Def i niertheit (in po l it i schen und Gesellschafts-
theorien, Ideologien) sind sie ebenfalls verschieden schwer gemäß 
Parameter G. D. h . die Orientierung auf konkrete Sprachspie l e und 
Textsorten bringt eine empirische Füllung für G und L und die 
darauf bezogene Schwere. Trotzdem ist immer noch die Bestimmung 
' zu Verst~ndigungsproblemen disponiert ' (vgl . Kap . 1.1.) ~rhal­
ten, d.h . es gilt trotz Konkretisierung das Moment der Potentia -
lität. 
D.h. die Feinspezifizierung des Konzeptes 'schweres politisches 
Wort', die hi~r geliefert werden soll, kann nur den Grad der 
Wahrscheinlichkeit spezifizieren, mit dem ein bestimmtes Wort 
bzw. eine bestimmte Lexemklasse zu Verständigungsproblemen führt, 
wenn sie in einem bestimmten Kommunikationsbereich des politi-
schen Handlungsraums im Zusammenhang mit bestimmten Sprachspie-
len und kommunikativen Verfahren gebraucht oder 1·lenn sie von be -
stimmten Adressaten in bestimmten Textsorten rezipiert wird. Das 
tatsächliche Eintreten von Kommunikationsproblemen ist eine Sa-
che der Faktizität . 
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2. Uberblick über den Kommunikationsbereich Politik 
2.1. Grobgliederung des politischen Handlungsraums: Funktions-
bereiche und Sprach formen 
Der Handlungsraum der Politik als Gesamtbereich politischen, d.h . 
sprachlichen oder sprachlich vermittelten, auf Staat, Gesellschaft 
und Öffentlichkeit bezogenen Handeins kann, unter Berücksichti-
gung der j e weils unterschiedlichen gesellschaftlichen, institu-
tionellen und situativen Bedingunge n, unter denen die Prozesse 
der politischen Willensbildung und Entscheidungsfindung und Herr-
schaftsausübung in den politischen Institutionen sich vollziehen, 
in die beiden Funktionsbere iche der politischen Außenkommunika-
tion (= AK) und der politischen Binnenkommunikation (= BK) ge-
gliedert werden. Bei diesen Bereichen handelt es sich nicht um 
jeweils funktional und sozial geschlossene , sondern ineinander 
übergreif ende und miteinander verzahnte sowie mannigfaltig in 
sich differenzierte Handlungsräume , in denen den verschiedenen 
Institutionen im Rahmen der Arbeits- und Gewaltenteilung ver-
schiedenartige Aufgaben übertragen sind. Di e unterschiedlichen 
Beziehungen, Rollen und Intentionen der Handlungsbeteiligten 
(Institutione n und ihre Funktionsträger , Agenten der vollziehen-
den, gesetzgebenden oder rechtsprechenden Gewalt, Politiker , 
Bürokraten , Parteien, Bürger, Öffentlichkeit) führen zu funk-
tionsbedingt unterschiedlichen Sprach- und Kommunikationsformen. 
Diese Kommunikationsformen sind der Entstehungsort für die lexi-
kalisch bedingten Probleme des Schwer-, Nicht- oder Mißverstehens 
bei der Laienöffentlichkeit und dem einzelnen Bürger, und zwar 
in Abhängigkeit vom Grad ihrer Sach- und Institutionsbezogenheit, 
dem Grad der Terminologisierung ihrer Lexik und/oder auf grund 
ihrer Meinungsgruppenbezogenheit und ihrer ideologiedurchsetzten 
und daher semantisch instabilen Lexik. 
Da der Bereich Politik sich in hohem Maße kommunikativ und sprach-
lich realisiert , sind für seine Binnengliederung eher funktiona-
le, die kommunikative Funktion von Sprach formen und die Inten -
t ion der Sprecher erfassende Kriterien geeignet a l s z.B . solche, 
166 
die "dem institutionellen Aufbau des politischen Gemeinwesens" 
folgend von der "Sprache des Parlaments, der Parteien, der Außen-
politik , der Wirtschaftspolitk, des Völkerrechtes, der Propagan-
da" sprechen, sich an die politische Organisations lehre anlehnen 
und dabei übersehen, daß 
nur manche Insitutionen , Sachgebiete und Aufgabenbereiche 
eine eigene Sprache im Sinne von Wortschatzeinheit haben, 
während andere an verschiedenen teilhaben. Es ist offensicht-
lich , daß die institutionelle Gliederung der staatlichen 
Bürokratie in Ministerien sprachlich unergiebig ist, weil 
die Sprache der Wirtschaftspolitik sich über mehrere Mini-
sterien erstreckt , während das Innenministerium mit seinen 
vielfältige n Aufgaben sich nicht auf einen sprachlichen 
Nenner bringen läßt. Andererseits löst sich die "Sprache 
des Parlaments" bei näherem Hinsehen in Teileinheiten auf, 
die, abgesehen davon, daß sie alle mit dem Parlament als 
der gesetzgebenden Gewalt verbunden sind, wenig miteinander 
zu tun haben. (Dieckmann 1969, 4B) 
Außerdem ist eine kommunikationsorientierte Binnengliederung des 
politischen Handlungsbereichs für eine lexikographische Darstel-
lung, die den politischen Wortschatz nach einer systematischen 
Ordnung, die wesentlich auf handlungsbereichsbezogenen Kriterien 
beruht, einrichtet, eher geeignet. 
Funktional orientiert sind bereits die auf der 'Sprachebene' an-
setzenden Differenzierungen in Dieckmann (1969, 50f., Blf .), wo 
er - zurückgehend auf Pankoke (1966) - auf der obersten Ebene 
zwischen Ideologiesprache und politischer Funktionssprache un-
terscheidet. Die weiteren Differenzierungen und der Zusammenhang 

















Diese Differenzierungen sind zwar ein erster Schritt in die Rich-
tung einer funktional-kommunikativen Gliederung und sie werden 
daher bei den folgenden Überlegungen miteinbezogen. Sie greifen 
jedoch insgesamt zu kurz, da sie die Struktur des politischen 
Handlungsraums weitgehend unberücksichtigt lassen und allzu di-
rekt auf sprachliche und das heißt primär vokabularbezogene Aus-
grenzungen zugehen. 
Weiterhin ist beim Gebrauch von 'Ideologiesprache' oder 'Meinungs-
sprache' usw. zu beachten, daß mit diesen Bezeichnungen kein An-
spruch auf einen eigenen Status im Sinne einer langue, eines ge-
schlossenen Sprachsystems, erhoben wird ; vielmehr werden sie je-
weils als Kurzformen für Kennzeichnungen der folgenden Art ver-
wendet: 
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'Diejenigen speziellen sprachlichen Mittel (Vokabularien, 
Wortgebrauchsinventare, syntaktische Mittel usw.), die ei-
nen bestimmten subsystematischen Bereich bzw. einen be-
stimmten funktionalen Teilbereich eines subsystematischen 
Bereichs auszeichnen' . (Zum Begriff Sprache/Subsprache/Sub-
system vg l. Strauß/Zifonun 1985, Kap. 2.4.). 
(1.) Politische AUßenkommunikation 
Im Raum der politischen Außenkommunikation können zwei Funktions-
bereiche relativ deutlich auseinandergehalten werden: 
(1.1.) Die öffentlich-politische Kommunikation 
Der Handlungsraum der politischen Außenkommunikation umfaßt den 
Teilbereich der öffentlich-politischen bzw. öffentlich-institu-
tionellen Kommunikation (= AK1), also die Kommunikation zwischen 
Politiker/Parteien und Bürger/Öffentlichkeit, in der sich konkur-
rierende pOlitische Willensbildung vollzieht und die sich - vor 
allem realisiert über die Massenmedien - der Sprachformen der po-
litisch-ideologischen Auseinandersetzung einschließlich des se-
mantischen Wortstreites bedient. Besonderes Ke nnzeichen dieses 
Funktionsbereichs ist, daß die Bürger oder Teile der Bürgerschaft 
in der kommunikativen Beziehung selbst präsent sind . Denn hier 
ist der Bürger nicht Adressat regulativer Behördenakte, sondern -
zumindest nach dem Willen der Verfassung - im Medium der öffent-
lich-politischen Diskussion oder über die politischen Parteien 
an den politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozessen 
(wenn auch eher nur mittelbar) beteiligt. Er ist in seiner Rolle 
als potentieller Mitspieler sogar konstitutiv für die gesamte öf-
fentlich-politische Kommunikation insofern, als dieses politische 
Handeln von Anfang an im Hinblick auf die Bürgeroffentlichkeit 
konzipiert und sprachlich realisiert wird: Es gehört zum verfas-
sungsrechtlich geregelten Auftrag der politischen Parteien, Ver-
bände, Interessengruppen und der einzelnen Politiker, auf sprach-
lich-kommunikativem Wege (z.B. vor allem im Bereich der politi-
schen Erziehung oder der offentlichen, massenmedialen Diskussion) 
beim Bürger oder bei bestimmten gesellschaftlichen Zielgruppen 
Zustimmung für politische Ziele, Programme und Handlungspläne zu 
erlangen . Deshalb wird überall da, wo Politik sich zur Schau 
stellt und gezielt an die Öffentlichkeit wendet, politische Spra-
che als Ideologiesprache oder als "öffentliche Meinungssprache" 
(Dieckmann 1969, 82) aktualisiert: In dieser Funktion ist politi-
sche Sprache maßgeblich an der Herausbildung einer 'politischen 
Öffentlichkeit' beteiligt und ihr wesentlicher Bestandteil ist 
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das zwischen den verschiedenen politischen Gruppierungen umstrit-
tene ideologiesprachliche Vokabular (d.h. Schlag-, Fahnen-, Stig-
mawörter usw . ) . Dabei müssen die der Ideologiesprache zugrunde-
liegenden gesellschaftlichen Auffassungs- und Urteils systeme kei-
neswegs immer den Charakter einer theoretisch durchgebildeten, 
schlüssig begründeten Ideologie oder eines ideologischen Begriffs-
systems haben , sondern sie können auch in Form von mehr oder we-
niger ausgeglichenen 'Alltagsideologien' auftreten (was natürlich 
ihre öffentliche Verbreitung begünstigt). Entscheidend ist vor 
allem ihre gruppenspezifische Relevanz. Auch terminologische Sy-
steme durchgebildeter Ideologien wirken sprachlich auf der se-
mantischen Ebene der Gemeinsprache gerade durch ihre mehr oder 
loJeniger korrekte Umsetzung in 'Alltagsbedeutungen ' (vgl. H. 
Schmidt 1977, 210) . 
Um Zustimmung zu politischen Handlungsplänen loJird vor allem in 
den Sprachspielen geworben, die sozial etabliert sind und an de-
nen jeweils eine breit gefächerte Teilöffentlichkeit oder ein 
großes Publikum beteiligt ist. Den Funktionsbereich ARI prägen 
daher Sprachspiele wie 'öffentliche Meinungsbildung', 'öffentli-
ehe Diskussion', 'politische Erz iehung' und 'politische Werbung', 
in denen neben kommunikativen Verfahren wie LEGITIMIEREN, DISKU-
TIEREN, DELIBERIEREN, INFORMIEREN, ARGUMENTIEREN, UNTERWEISEN, 
vor allem das Verfahren AKTIVIEREN (PERSUASION im Sinne von ÜBER-
REDEN, MANIPULIEREN) realisiert wird (vgl . oben den ersten Bei-
trag, Kap. 1). Persuasive Kommunikationsereignisse sind nicht 
nur Politikerreden im Wahlkampf, sondern auch Fernsehinterviews 
mit Politikern, Podiumsdiskussionen, Rundgespräche, Pressemittei-
lungen der Parteien oder Debatten im Parlament. Dabei ist die 
Mehrzahl dieser durch die Massenmedien 'veröffentlichten' Kommu-
nikationsereignisse nach dem Muster der "trialogischen Kommunika-
tion" (Dieckmann 1981, 218f.) zu interpretieren: Die Beeinflus-
sung der öffentlichen Meinung vollzieht sich nicht im direkten 
Zusammentreffen von Propagandist und Bürger bzw. Massenöffent-
lichkeit in der großen Versammlung, sondern in nicht-kooperati-
ven Kommunikationsverbindungen über die Massenmedien; der Einweg-
Charakter dieser asymmetrischen Kommunikation läßt eine Rück-
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koppelung in der Regel nicht zu. Für alle dialogisch strukturier-
ten Kommunikationsereignisse, die in diesem Sinne als öffentliche 
oder 'veröffentlichte' aufzufassen sind, gilt nun, daß sie dop-
pelt adressiert s i nd oder zumindest nach der Intention des Spre-
chers einen doppelten Adressatenbezug haben können. Der politi-
sche Akteur wendet sich, indem er mit seinem politischen Gegner-
partner öffentlich kommuniziert, mit bestimmten Intentionen zu-
gleich an die zuschauenden Bürger oder an das Publikum. Die Ver -
"Doppelung,der Realität des Politischen" (Edelman 19761 besteht 
hierbei darin, daß öffentlich-politisches Handeln auf der Ebene 
der Interaktion der politischen Akteure eine andere Bedeutung 
hat als auf der Ebene zwischen den politischen Akteuren und den 
nicht direkt beteiligten Bürgern und daß bestimmte kommunika-
tive Verfahren der Handlungskoordinierung oder Problemlösung auf 
einer der beiden Ebenen von den Akteuren ' inszeniert ' werden, um 
den Bürger über die tatsächlichen Mechanismen der Handlungskoor-
dinierung usw. zu täuschen (vgl. oben den ersten Beitrag, Kap. 1 
und Dieckmann 1983, 43f . I. Deshalb kann der Gesamtbereich der öf-
fentlich-politischen Kommunikation unter dem Aspekt der ' Insze-
nierung' betrachtet werden. 
Die mit solcherlei Täuschungsstrategien verbundenen Probleme, po-
litische Texte und die in ihnen realisierten kommunikativen Ver-
fahren angemessen zu interpretieren, verdichten sich in den be-
sonderen Sch\~ierigkeiten im Umgang mit dem in AKI verw'endeten 
ideologisch besetzten Vokabular: Politische Wörter, die der Mei-
nungs- oder Ideologiesprache angehör~n, werden tendenziell häu-
fig in Texten des Bereichs AKI verwendet. Sie bereiten dem Bür-
ger aufgrund ihrer semantischen Instabilität Schwierigkeiten , die 
umso gravierender zu bewerten sind , als dieses Vokabular dank 
seines 'alltagsideologischen' Wirkungspotentials auch in andere 
Bereiche der politischen Kommunikation und den geme i nsprachlichen 
Sprachverkehr eindringt . Als spezielle Schwere- bzw . Schwerver-
ständlichkeitsfaktoren, die an die semantischen Eigenschaften und 
den kommunikativen 'Tauschwert' politisch-ideologischer Wörter 
in der Kommunikationsgemeinschaft gebunden sind , sollen an die-
ser Stelle nur die folgenden genannt werden: 
171 
- ihre Interpretationsabhängigkeit und/oder 
- ihr Bezug auf unterschiedliche gesellschaftliche 
Normen, Ideologien, politische Lehren, Wissen-
schaftsdisziplinen usw. und/oder 
- ihr Bezug auf unterschiedliche (und unterschied-
lich urteilende) Meinungsgruppen, Parteien usw. und/oder 
- ihr essentieller Bezug auf Geschichte/Geschicht-
lichkeit (vgl. Strauß 1984, 114). 
(1.2.) Die institutionsexterne Kommunikation 
Von der öffentlichen politischen Kommunikation innerhalb der po-
litischen Außenkommunikation zu unterscheiden ist der vielfältig 
differenzierte Bereich der institutionsexternen Kommunikation, 
also die Kommunikation z\vischen den staatlichen Institutionen 
und dem betroffenen Bürger bzw. der in ihrer Gesamtheit angespro-
chenen Bürgerschaft (= AK2). Dazu gehören einerseits die fache x-
ternen, administeriell meist nach dem Handlungstyp 'REGULIEREN 
bzw. BÜROKRATISCHE AUFFORDERUNG/ANWEISUNG ' geregelten Sprach- und 
Kommunikationsformen der staatlichen Exekutivbehörden (z.B. der 
Strafbefehl des Polizisten , die Verwarnung, Verfügung , die Mah-
nung, öffentliche Bekanntmachung oder die Einholung normierter 
Informationen durch Formulare und Vordrucke), die jeweils den 
Bürger als einzelnen betreffen und ganz konkrete, lebensprakti-
sche Auswirkungen haben können; andererseits die fachsprachlich-
normativen, dem Handlungstyp 'REGULIEREN bzw . GESETZE GEBEN, VER-
ORDNUNGEN ERLASSEN' verpflichteten Akte der gesetzgebenden und 
rechtsprechenden Institutionen, die als jeweils 'veröffentlichte' 
an die Staatsbürgerschaft in ihrer Gesamtheit oder an bestimmte 
Gesellschaftsgruppen mit normativer Verbindlichkeit gerichtet 
sind. Zwar ist der Bürger auch hier wie im Bereich AK I als Adres-
sat in der kommunikativen Beziehung präsent, doch hat diese Be-
ziehung hier eine ganz andere Qualität als dort: Denn im Bereich 
der institutionsexternen Kommunikation verfügt die Institution 
"über eine \'lie auch immer legitimierte Autorität und setzt den 
Bürger in die Rolle dessen, der eine Aufforderung (Anordnung, 
Verfügung, Erlaß, Verordnung , Gesetz) zu befolgen hat . Diese 
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kommunikative Beziehung, charakteristisch für den Gesetzgeber 
und, jeweils anders legitimiert, für die verordnenden und verfü-
genden Exekutivbehörden und den urteilssprechenden Richter, un-
terscheidet sich von der, in die der Bürger in der öffentlich-
politischen Auseinandersetzung eintritt " (Dieckmann 1981, 138). 
In diesem Bereich werden Texte produziert , mit denen für je ein-
zelne oder für alle Angehörigen einer staatlichen Gemeinschaft 
in gleicher Weise die Bedingungen des öffentlichen Zusamme nle -
bens, des Handeins und Verhaltens in der Gesellschaft formuliert 
werden. Der Bereich der bürokratischen Anweisungen und Gesetze 
ist aber auch der Raum, in dem die Grenzen politischer Ordnung 
deutlich gezogen und die Beziehungen zwischen oben und unten, 
zwischen Herrschenden und Beherrschten markiert werden. Hier voll-
zieht sich Politik, indem politische Intentionen in Gesetzesform 
gebracht und in Aufforderungs hand lungen übergeführt werden. 
Überall dort, wo als Agenten politischer Handlungen Institutio-
nen oder Kollektivgebilde wie der Staat , die Regierung, 
die Ministerialbürokratie, das administrative System oder 
das Gesetz auftreten, also wo die Einrichtungen der drei 
Staatsgewalten , die Parlamente, die Gerichte und der weit ver-
zweigte Bereich der öffentlichen Verwaltung von Ministerien bis 
hin zu den Gemeindeverwaltungen über ihr jeweiliges Fach hinaus 
regulierend in die gesellschaftlichen Verhältnisse und Lebens-
situationen der Laienöffentlichkeit eingreifen , wird politische 
Sprache als behördliche "Funktionssprache " (Dieckmann 1969, 82) 
realisiert, deren wesentlicher Bestandteil der gesamte, weitge-
hend sachneutrale, institutionelle und fachsprachliche Wortschatz 
von Politik bzw. Recht und Verwaltung mit ihrem verfahrens- und 
organisations sprachlichen Spezialvokabular ist. Die Funktions-
sprache stellt hier, neben ihrer Aufgabe der behördeninternen 
organi satorischen Verstandigung zwischen den Funktionsträgern 
(vgl. unten (2): Politische Binnenkommunikation), ein wichtiges 
und perfektes Kommunikationsmittel zwischen Bürger und Behörde 
dar. Dabei tritt ausschließlich die Bürokratie als Textproduzent 
auf und in der Regel bilden Rechtsnormen die inhaltliche Grund-
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lage zur Herstellung der Texte. Die spezifische Schwere der Wör-
ter, die in diesen Texten usuell verwendet werden, ist verursacht 
durch die (fachexternen) Fachsprachen des Rechts und der Verwal-
tung, die sich mit der politischen Funktionssprache zur rechtli-
chen und behördlichen Regulierung des Gesellschaftslebens verbin-
den. Be ide Fachsprachen haben definitorischen und imperativi-
schen Charakter und auch sonst weitgehend gleiche inhaltliche 
und formale Eigenschaften. 
Für die Funktionssprache des Kommunikationsbereichs AK2 sind ne-
ben den Sprachmitteln des Verhandelns und Überredens vor allem 
die Rechts- und die Verwaltungssprache als auf die Öffentlichkeit 
gerichtete Sprachformen der staatlichen Autorität von Bedeu tung: 
Hinter dem Gesetz steht die Autorität des Gesetzgebers, hinter 
der bürokratischen Anweisung die Weisungsbefugnis einer überge-
ordneten Instanz oder eines Vorgesetzten. Mit der ständigen Zu-
nahme der Lebensbereiche, die rechtlich zu bestimmen und zu re-
geln sind, und mit dem Anwachsen der Verwaltungsaufgaben des Staa-
tes, also unter den Bedingungen wachsender Staatstätigkeit auf 
potentiell allen Lebens- und Sachgebieten, üben die Sprach formen 
des Gesetzes und der Bürokratie einen großen Einfluß sowohl auf 
andere Bereiche der politischen und öffentlichen Kommunikation 
als auch auf die Gemeinsprache aus. Die Verständnisprobleme, 
die der juristische und behördliche Sprachgebrauch in institutio-
nell geregelten Situat ionen dem Bürger bereitet, haben folgende 
Ursache: Der wesentliche Teil der juristischen und bürokratischen 
Texte reicht über die jeweilige fachinterne Kommunikation hinaus, 
denn der eigentliche Zweck dieser Texte besteht in den Wirkungen, 
die sie außerhalb des Faches erzeugen (sollen ). Sie dienen also 
nicht nur der juristisch- oder administrativ-fachlichen Beschrei-
bung oder Deutung sozialer Weltausschnitte, sondern vor allem der 
Regulierung oder Änderung gesellschaftlicher Sachverhalte außer-
halb des jeweiligen Faches. 
Primärer Adressat der Texte ist der Bürger als Laie , d.h. der 
nicht juristisch oder verwaltungsmäßig ausgebildete Steuerzahl er, 
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Wehrdienstpflichtige, Parksünder, Angeklagte oder Rechtssuchende, 
letztlich also alle Bürger eines Rechtsstaates, die in bestimm-
ten Lebenssituationen mit diesen Texten persönlich konfrontiert 
werden . 
Diese Texte werden typischerweise nicht nur zur Expertenkommuni-
kation in und mit den Institutionen der Justiz und der Verwal-
tung angewendet, sondern gemäß ihren öffentlichen Aufgaben vor 
allem in der Kommunikation mit den nichtprofessionellen 'rechts -
unterworfenen' Staatsbürgern außerhalb der Institutionen: Sie 
sprechen einzelne Gruppen oder die Bürgerschaft insgesamt mehr 
oder weniger imperativ, jedoch anonym , genormt und vor allem -
wie vom Gesetz selbst vorgeschrieben - öffentlich an, berufen 
sich auf gültige Rechtsnormen und haben e inen unmittelbar Hand-
lungen auslösenden Inhalt. Alle diese Kommunikationsvorgänge sind 
ei ngebe ttet i n einen komplexen , streng arbeitsteilig geregelten, 
rollendifferenzierten , zeit- und zweckrat ionalen Apparat, der von 
der Großinstitution 'Staat' umschlossen wi rd. 
Im Kommunikationsbereich AK2 sind daher die Grenzen von Rechts-
und Verwaltungssprache, gemessen am Sach-, Berufsgruppen- und 
Institutionenbezug der in ihnen produzierten Texte , äußerst 
durchlassig. Hier entsteht nun folgendes kommunikatives Paradox : 
Der sprachliche Verkehr zwischen den Institutionen und den Laien 
wird - obwohl die Texte an den Laien gerichtet und für ihn ge-
dacht s ind - in seinen Ablaufen durch die Institutionen und d i e 
sie beherrschenden Fachleute geregelt und daher weitgehend deren 
Bedürfnissen angepaßt. D. h. der Sprachverkehr ist in den verwen -
deten (fach)sprachlichen Mitteln weitgehend von den Experten u nd 
von den fachlichen Zwängen nach Präzision, Eindeutigkeit und Öko-
nomie bestimmt - eben darin ist ein schwerwiegender Faktor für 
die Schwerverständlichkeit oder das Nichtverstehen von Rechts-
und Verwaltu ngstexten durch den Laien z u sehen . 
Das besondere Kennzeichen der Kommunikation im Bereich AK2 ist 
also der doppelte Adressatenbezug vieler Rechts- und Verwaltungs-
texte . Wendet man - wie Stickel (1984, 36 ) vorgeschlagen hat -
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die Begriffe 'Z entrum' und 'Peripherie' auf die rechts- und be-
hördensprachlichen Erscheinungen in diesem Bereich an, dann kann 
man unterscheiden zwischen einem zentralen Bereich von Fachtex-
ten, die primar für die Expertenkommunikation in den Institutio-
nen bestimmt sind - und die der politischen Binnenkommunikation 
zuzuweisen wären -, und einer Peripherie von Texten in einem Kon-
tinuum abnehmender Fachlichkeit, die primär an den Laien gerich-
tet, also für den Bereich AK2 typisch sind. Die Unterscheidung 
eines Zentral- und Peripheriebereichs ermöglicht es, einzelne 
Texte bzw. Textsorten nach Art und Ausmaß ihrer professionellen 
Prägung zu charakterisieren und unter dem Aspekt ihres Adressa-
tenbezugs zu bewerten. Der Differenzierung in Zentrum und Peri-
pherie sollen hier entsprechend der sachlichen Binnengliederung 
und Organisation des Rechtswesens folgende Textsorten zugrunde-
gelegt werden (vgl. Otto 1981, Slf. I: Textsorten 
(al der Gesetzessprache 
als Grundlage aller anderen Textsorten und als Mittel 
der Berufung auf die jeweils gültigen Rechtsnormen so-
wie als Garant für die rechtsverbindliche Wirkung der 
Texte 
(bI der Sprache der Bescheide und Urteile 
(cl der wissenschafts- und Gutachtensprache 
(dl der Sprache des behördlichen Schriftverkehrs 
(eI des Verwaltungsjargons 
In der Liste, die nicht vollständig ist, sind vor allem die Tex-
te von Interesse für die gesellschaftliche oder öffentliche Kom-
munikation, die durch ihren doppelten Adressatenbezug ausgezeich-
net sind. Der 'doppelte Adressatenbezug' ist hier nicht gleich-
zusetzen mit der oben beim Bereich AKl eingeführten 'Doppeladres-
sierung ' politisch-öffentlicher Texte, die vor allem der Legiti-
mierung, Werbung und Imagepflege der politischen Akteure dient. 
Das fachliche Zentrum der Rechtssprache \~ird von den Textsorten 
(cl und teilweise von (al gebildet; sie haben starke Auswirkun -
gen auf die anderen Textsorten und beeinflussen deren Inhalt und 
Formulierung. Bei den Gesetzen ist zu unterscheiden zwischen sol-
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chen, die die Arbeitsweisen und Aufgaben staatlicher Institutio-
nen und bestimmter Berufszweige regeln ( vgl . dazu unten den Kom-
munikationsbereich BK) und für professionelle Adressatengruppen 
bestimmt sind, und den Gesetzen, die keine betimmten Adressaten 
haben und prinzipiell für alle Bürger bestimmt sind , für Exper-
ten so gut wie für Laien. 
Auch die Texte unter (b) sind doppelt adressiert: sie enthalten 
Rechtsentscheidungen für den je betroffenen Einzelnen, sind aber 
auch für die professionelle Überprüfung durch übergeordnete In -
stanzen verfaßt (vgl. unten den Kommunikationsbereich BK). 
Gleiches gilt auch für den behördlichen Schriftverkehr (d), der 
sich nicht nur amtsintern abspielt. Hier ist zu unterscheiden 
zwischen der geregelten behördeninternen Kommunikation (vgl. wie -
der den Bereich der politischen Binnenkommunikation unten) und 
der ebenfalls administrativ geregelten Verwendung von Texten, 
die z . B. als Antrags- oder Erklärungsvordrucke oder als Ladungen 
und Verfügungen nach außen auf die Öffentlichkeit gerichtet sind, 
an Experten wie an Laien. 
Der Verwaltungs jargon (e) schließlich funktioniert primar als in-
formelle fachinterne Werkstattsprache mit geringer Wahrscheinlich-
keit von Außenwirkung. 
Zusammenfassend läßt sich sagen, daß es im Bereich AK2 nur weni-
ge juristische Textsorten gibt, für die insgesamt die Exklusivi-
tät des rein fachinternen Sprachgebrauchs beansprucht werden 
könnte . In der Mehrzahl handelt es sich um Textsorten, die als 
Texte der Peripherie den juristischen Laien unmittelbar als Adres-
saten angehen . 
Die besonderen Verstehensprobleme in der Kommunikation zl·lischen 
Bürger und Behörde s ind auf den genannten doppelten Adressaten-
bezug vieler Texte zurückzuführen , d . h . darauf, daß nicht etwa 
die Differenzierung der Textsorten selbst mit einer klaren Grenze 
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zwischen fachlichem Zentrum und Laienperipher i e Hand in Hand 
geht, sondern daß eine unscharfe Grenze zwischen Experten- und 
Laienadressierung quer durch die wesentlichen institutionsspezi-
fischen Textsorten verlauft (vgl . Stickel 1984, 44). Daher ist 
der unmittelbare Sprachverkehr, den diese Texte zu den Laien an 
der Peripherie herstellen sol l en , gestört, die Texte und die in 
ihnen verordneten Anweisungen stehen somit ihrer eigenen prakti-
schen Verwirklichung sprachlich im Wege. Die Bürger werden - ob-
wohl als Adressaten oder Mitadressaten politisch-rechtlichen 
Sprachhandelns gemeint - als Kommunikationspartner sprachlich 
vernachlässigt oder überfordert. Dies ist offenbar darauf zu-
rückzuführen, daß die Arbeitsteilung und -routine der Behörden 
einen Sprachgebrauch begünstigt, der den sachbedingten Kommunika-
tionsbedürfnissen der Experten und der Notwendigkeit der Verstand-
nissicherung zwischen den professionellen Agenten durch das erfor-
derliche Maß an terminologischer Präzision und sprachlicher Öko-
nomie gerecht wird. Diese arbeitsökonomische Ausdrucksweise führt 
jedoch bei doppelt (also auch an den Laien) adressierten Texten 
zu Verständlichkeitsproblemen . Dieser Umstand ist besonders für 
die Rechtssprache gravierend, da sie zur Erfüllung ihrer sachli-
chen Z\'lecke und ihres institutionellen Auftrags die Laien i mmer 
in entscheidender Weise in die Kommunikation einbeziehen muß. 
Das hier zur Rechtssprache Ausgeführte gilt weitgehend auch für 
die Sprache der Verwaltung, die hier im Kommunikationsbereich AK2 
im engeren Sinne als 'politische' Bürokratie zu fassen ist, deren 
Textsorten (z.B. Antrag , Anweisung , Anzeige, Bekanntmachung , In-
struktion , Memorandum, Verfügung , Verbot) im Bereich der kommuna-
len (Gemeinden, Städte, Landkreise) und der staatlichen (Länder, 
Bund) Verwaltung produziert werden. 
Der hier angesprochene Schwerefaktor der institutionsexternen 
Kommunikation - der Konflikt zwischen der Institutions- und ex -
pertenbezogenen Forderung nach sprachlicher Präzision und Ökono-
mie und damit nach sprachlich garantierter Rechtssicherheit und 
der laienbezogenen Forderung nach Verständlichkeit (der Rechts -
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und Verwaltungssprache als Gebrauchssprachen) - konkretisiert 
sich in den l exikalisch bedingten Verständnisproblemen, die der 
politisch-juristische und -administrative Sprachgebrauch in in-
stitut ionell geregelten Kommunikationen der Laienöffentlichkeit 
bereitet. Di e einzelnen Formen dieser Schwerverständlichkeit von 
Wörte rn in funktionssprachlichen Texten sollen hier kurz genannt 
werden. Zu bedenken ist dabei, daß auch die für den Bereich AKI 
geltend gemachten Schwerefaktoren beim Gebrauch von Wörtern im 
Bereich AK 2 interferieren können, wenn die Fachwörter der insti-
tutionsexternen Kommunikation in ideologischen Kontexten ven~en­
det oder wenn die Sprachen der jeweiligen Sachgebiete in bestimm-
ten Situationen (z.B. in Debatten) vom Vokabular der Ideologie-
sprache überhöht werden und wenn die Fachwörter von ideologischen 
Einmischungen selbst ni c ht ganz frei sind (z. B. soziale Mal'ktlJirt -
schaft oder Bürger in Uniform ). Es handelt sich um folgende Faktoren; 
- Neben den spezifischen (schweren ) Termini aus Bürokratie 
und Recht werden auch Begriffe aus den Fachbereichen ver-
wendet, in denen die Behörden oder 'das Gesetz' tätig wer-
den (z.B. auf soz ialem, kulturellem, wirtschaftlichem Ge-
biet) 
- mehrfacher, durch die Verwendung in verschiedenen Spezial-
sprachen dieses Bereichs bedingter subsystemtranszenden-
ter Gebrauch (fachsprachenbed ingte Polysemien) 
- Fachwörter mit e ine m weiten oder komplexen sachlichen (en-
zyklopädischen) Umfeld 
- Terminologisierung und normative Festlegung gemeinsprach-
licher Wörter, deren fachliche Bedeutung im Widerspruch 
zu ihrer gemeinsprachlichen Bedeutung stehen kann 
- textsemantische Vernetzung vieler Termini, zu deren Ver-
ständnis ihre über verschiedenartige Textsorten verteilte 
Definitionsgeschichte erforderlich ist (vgl. Stickel 1984, 
48) . 
(2.) Die politische Binnenkommunikation 
Von den beiden ausgegrenzten Teilbereichen der politischen Außen-
kommunikation, dem Bereich der öffentlichen politischen Diskussion 
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und der AUßenkommunikation der Institutionen im Publikumsverkehr, 
ist die politische Binnenkommunikation (= BK) zu untersch eiden . 
Sie umfaßt sowohl den institutionsinternen als auch den institu-
tionsübergreifenden Sprachverkehr, also die Kommunikation inner-
halb und zwischen den verschiedenen Institutionen der drei Staats 
gewalten. Ein wesentliche s Merkmal dieses Kommunikationsbereichs 
ist , daß der Bürger und die Bürgerschaft insgesamt von der kommu-
nikative n Beziehung ausgeschlossen und an den institutione ll e n 
Prozessen bestenfalls als Zuschauer beteiligt sind. 
Die Sprach formen der politischen Binnenkommunikation, die sich 
durch ausgepragte Eigenstrukturen und institutionell verfestigte 
Verkehrs formen auszeichnen, zeigen unter al len politischen Sprach 
formen a m deutlichsten die für die fachinterne Kommunikation cha-
rakteristischen Merkmale der Sachbezogenheit, Rationaliät, Ein-
deutigkeit und Prazision, Ökonomie bzw . Variationsarmut und Effi-
zienz. Somit haben das Spezialvokabular der internen Institutions 
sprache in den Bürokratien, den gesetzgebenden und den rechtsspre 
chenden Körperschaften sowie der Spezialwortschatz der verwalte-
ten Sachgebiete jeweils nur einen fachsprachlichen Geltungsbe -
reich : die interne Regulierung des arbeitsteilig organisierten 
Staatsapparates und die Kontrolle bisherigen und zukünftigen po-
litischen HandeIns der Staatsgewalten, die an die Normen der Ver-
fassung , insbesondere an die Grundrechte, gebunden sind. Die kom-
munikativen Prozesse innerhalb der verschiedenen Institutionen 
mit ihren funktionsbedingt unterschiedlichen Verfahrens- und Or-
ganisationssprachen haben nur eine oberflachliche Ähnlichkeit 
mit partnerbezogenen Kommunikationsakten und ihre sprachlichen 
Handlungsprodukte, z.B. Verwaltungsvorschriften oder Gesetze zur 
Rege lung der Arbeitsweise einer bestimmten Zielgruppe innerhalb 
der Bürokratie, weisen die größte Entfernung zu alltagsweltlicher 
kommunikativen Praktiken auf. Unter a nderem weil die instituti-
nellen Handlungsprodukte nicht Produkte einzelner Personen, son-
dern der verschiedenen Staatsorgane mitte l s der entsprechenden 
Ministerialbürokratien sind, und die einzelnen sprachlichen Tä-
tigkeiten hier meist "nur Elemente in einem komplexen Vorgang, an 
dessen Ende ein Gesetz, eine Verordnung oder eine Verfügung . .. 
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steht" (Dieckmann 1981, 237). Dementsprechend sind auch die an-
gewandten kommunikativen Verfahren - REGULIEREN, GESETZE FORMU-
LIEREN usw. - und die institutionellen Prozeduren, die in den 
Entstehungsprozessen der hier einschlägigen Textsorten eine Rolle 
spielen , von den in den Bereichen AKI und AK2 - jeweils wieder 
unterschiedlich - praktizierten Verfahrensweisen grundlegend ver-
schieden. 
Politische Binnenkommunikation ist das fachliche und organisato-
rische Zentrum der politischen Funktionssprache. Sie ist der 
Handlungsraum für die dem praktisch politischen, auf die Öffent-
lichkeit bezogenen Handeln in den Kommunikationsbereichen AKI 
und AK2 zugeordneten Kontrollorgane und übergeordneten Instanzen. 
Dazu ein Beispiel: Bezogen auf den Bundestag gehören zu den 'zu-
geordneten Kontrollorganen' die Ausschüsse (Untersuchungs-, Haus-
halts-, Petitionsausschuß) und Kommissionen (Enquete-Kommissio-
nen, Parlamentarische Kontrillkommission) des Bundestags sowie 
die gemeinsamen Organe von Bundestag und Bundesrat: der Vermitt-
lungsausschuß und der Gemeinsame Ausschuß. Die ' übergeordneten 
Instanzen' sind die Gerichte , insbesondere das Bundesverfassungs-
gericht, die die im Bundestag beschlossenen Gesetze überprüfen 
(vgl. Handschuh 1982, Borgs-Maciejewski 1983) . Die Organe der 
vom Grundgesetz geforderten Kontrol l e können in der Organisation 
eines Staatsorgans selbst oder "aber auch im Verhältnis mehrerer 
leitender Staatsorgane zueinander" festgelegt sein. "Dabei er-
streckt sich die rechtliche Kontrolle auf die Sicherung der recht-
lichen Voraussetzungen und der Grenzen der Kompetenzausübung zwi-
schen Staatso"rganen untereinander und in ihrem Verhältnis zum 
Bürger und die politische Kontrolle auf die inhaltliche Überwa-
c hung der Tätigkeit von Staatsorganen " (Busch 1983 , 12) . Die von 
den politischen Organen bei den institutionsexternen und öffent-
lichen Willensbildungs- und Entscheidungsprozessen angewandten 
Verfahren bedürfen der Kontro lle e inerseits im Sinne der Billi-
gung oder Beanstandung des bisherige n Handeins und andererseits 
im Sinne von Empfehlungen für zukünftiges Handeln. 
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Die übergeordnete Instanz kann ein \~eisungsbefugter Vertreter der 
jeweiligen Institution oder eine übergeordnete Institution sein, 
sie kann aber auch 'unpersönlich' durch normative Gesetze und an-
dere kanonische Texte vertreten sein. Im Falle einer Abweichung 
von den vorgeschriebenen Verfahrensweisen werden die ausführenden 
Organe und Gremien zur Rechenschaft gezogen und müssen mit Sank-
tionen durch die übergeordneten Instanzen rechnen. 
Die jeweils vorgeschriebenen Verfahren sind in Texten kodifiziert 
in denen die Aufgaben, Arbeitsweisen und Kompetenzen für die je-
weilige Institution geregelt werden, z.B. Gesetze, Verordnungen, 
Anweisungen übergeordneter Instanzen und Regelungen, die inner-
halb der Institutionen getroffen worden sind und unterschiedliche 
Reichweite und unterschiedliche Grade der Verbindlichkeit haben. 
Der Bereich der politischen Binnenkommunikation bildet ein komple -
xes, der Öffentlichkeit entzogenes Kompetenz-, Macht(verteilungs) -
und Kontrollsystem mit einer Fülle von fachlichen institutionel-
len Verfahrenstermini. Damit ist dem Bürger eine der wesentlichen 
Grundlagen für die Mitwirkung an politischer Willensbildung ent-
zogen: Die im Bereich BK angewandten Verfahren und realisierten 
Sprachformen besitzen keine oder nur eine sehr geringe Transpa-
renz nach außen . 
Zu den sogen. 'Verwaltungsvorschriften' zählen z.B. die Dienstan-
weisungen, die den internen Amtsverke hr regeln. Dienstanweisungen 
ziehen für den Bürger keine Rechte und Pflichten nach sich und 
sind für die Gerichte nicht bindend; die Dienstanweisung bedarf 
grundsätzlich keiner besonderen gesetzlichen Ermächtigung, denn 
diese liegt bereits in der allgemeinen Hoheitsgewalt der Bürokra-
tie begründet. Ebenfalls zu den Verwaltungsvorschriften zählen 
die Erlasse. Erlasse sind Schreiben (Anordnungen, Entscheidungen 
usw.) der obersten Aufsichtsbehörden (Bundes- und Länderministe-
rien) an nachgeordnete Stellen (z.B . Gemeinden, Schulen) . Runder-
lasse richten sich gleichlautend an mehrere Stellen der Bürokra-
tie. Als Verfügungen werden einerseits innerbehörliche Te xte mit 
Entscheidungen der Aufsichtsbehärde oder einer vorgesetzten Stel-
le an nachgeordnete Stellen bezeichnet, andererseits we rden auch 
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Gebote oder Verbote an bestimmte Personen bzw. Personengruppen 
unter dem Begriff 'Verfügung ' gefaßt. Letztere sind nach außen 
gerichtete Verwaltungsakte, durch die von der Behörde ein Einzel-
fall auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts geregelt wird. Solche 
Verfügungen gehören daher nicht in den Bereich der politischen 
Binnen- , sondern der AUßenkommunikation der Behörden . Zu den sog . 
'Rechtsvorschriften ' gehören z.B. die Verordnungen, die a ufgrund 
einer gesetzlichen Ermcichtigung von Regierungs- und Verwaltungs-
stellen erlassen werden. Sie stehen den Gesetzen gleich und ent-
halte n wie diese allgemeinverbindliche Rechtsnormen zur Durchfüh-
rung und Ergänzung von Gesetzen, sie müssen sich daher im Rahmen 
der zugrundeliegenden Gesetze bewegen. 
Solche allgemeinen Verfahrens- und Organisationsregelungen fin-
den sich vor allem im Grundgesetz: die Wahl oder Bildung vieler 
Parlamentsorgane ist durch das Grundgesetz vorgeschrieben, das 
z . B. den Prasidenten , seinen Stellvertreter usw . ausdrücklich er-
wähnt (Borgs-Maciejewski 1983, 12). Auch in institut ionsinternen 
Handbüchern oder Merkblättern, die nur den jeweiligen Funktions -
trägern zugänglich sind, können solche Regelungen festgeschrie-
ben sein . Im Bereich der parlamentarischen Organisation und der 
parlamentarischen Kontrolle ist die Geschäftsordnung des Bundes-
tages der wichtigste Ort für institutionsinterne Regularien. Die 
Geschäftsordnung ist Ausdruck der Parlamentsautonomie, d.h. der 
Bundestag hat das Recht, sich in dem vom Grundgesetz vorgegebe-
nen Rahmen selbst zu organisieren, zu verwalten und den Parla-
mentsbetrieb zu gestalten; die Paragraphen der Bundestagsge-
schäftsordnung, die einen exemplarischen Eindruck von institu-
tionsinternen Organisationstexten vermitteln, lassen sich z . B. 
wie folgt zusammenfassen : 
"Organisation und Administration des Parlaments / Regeln für die 
Arbeit des Plenums und der Ausschüsse / Vorschriften über das Ge-
setzgebungsverfahren / Kontrolle der Regierung / Schutz der Min-
derheit vor Willkür der Mehrheit / Schut z der Mehrheit vor Ob-
struktion durch die Minderheit / Rechte und Pflichten der Abge-
ordneten" (Borgs-Ma ciejewski 1983 , 13) . Im Text der Geschäfts-
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ordnung für den Bundestag sind die Termini der Institutionsspra-
che und des verfahrens- und organisationssprachlichen Wortschat-
zes für alle Handlungsbeteiligten verbindlich festgelegt . Die in-
terne Funktionssprache dient im Bereich politischer Binnenkommu-
nikation primar also der organisatorischen Verständigung inner-
halb des staatlichen Institutionenapparates. 
Da die interne Funktionssprache, so l ange sie im Sprachverkehr von 
BK aktualisiert wird, nur geringe soziale Verbreitung besitzt und 
da der einze lne Bürger sich kaum selbst durch politische Bildung 
und politisches Interesse in die Lage versetzen kann und auch 
wohl nicht unbedingt in die Lage versetzt werden muß, die insti-
tutionellen Vorgänge in der Exekutive und in den verwalteten Sach-
gebieten zu überschauen, weil das Verstandnis der Funktionsspra-
che an das Verständnis komplizierter interner Sachverhalte und 
Prozesse gebunden bleibt, sind hier lexikalische Schwerefaktoren 
bzw. lexikalisch bedingte Verstehensprobleme marginal. Die Mittel 
der Funktionssprache im Bereich BK sind als rein behördeninterne 
Kommunikationsmittel entworfen, von denen keine allgemeine Ver-
standlichkeit erwartet wird bzw. zu erwarten ist . Die spezifische 
Schwere der hierher gehörigen Termini ist mitverantwortlich für 
die Schwer- oder Unverständlichkeit des staatlichen Handelns 
schlechthin . 
Erst wenn die Agenten sich mit den Mitteln der Funktionssprache 
an die Öffentlichkeit richten, werden lexikalische Verstehenspro-
bleme aktuell. Die Funktionssprache wird dann in den Dienst des 
Bereichs AK2 gestellt und ihr Gebrauch schafft dort bei den Adres-
saten, für die sie nicht entworfen ist, Probleme. 
2.2. Übersicht: Der Zusammenhang der Funktionsbereiche 
politischer Kommunikation 
Die skizzierten Funktionsbereiche AKI, AK2 und BK der politischen 
Kommunikation lassen sich je nach ihrem Stellenwert i n der öffent-
lichen Kommunikation und nach ihren sprachlichen/textsortenspezi-
fischen Wechselbeziehungen sowie nach den sachlich-thematischen 
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Zusammenhängen , die zwischen ihnen bestehen , vereinfacht in Form 
konzentrischer Kreise darstellen (vgl. die Abbildung auf S . 186). 
Den gemeinsamen Kern dieser Kreise bilden die für die repräsen-
tative Demokratie der BRD kanonischen Texte (Grundgesetz , Verfas-
sung, Satzungen bzw. Texte, die rechtsbindend vom Grundgesetz 
vorgeschriebe n sind, z.B. Geschäftsordnungen für die verschiede-
nen Staatsorgane), die für öffentlich-politisches und institutio-
nelles politisches Handeln auf allen Kompetenzebenen normativ 
verbindlich sind. Um diesen Kern lagern sich die verschiedenen 
(und verschieden 'offenen' oder durchlässigen) Bereiche der poli-
tischen Kommunikation nach dem Grad der abnehmenden internen 
Fachsprachlichkeit und des zunehmenden Öffentlichkeitsbezugs in 
der Reihenfolge BK - AK2 - AKl vom Zentrum nach außen zur Peri-
pherie . Aus der Abbildung geht hervor, daß die beiden Bereiche 
AKl und AK2 - jeweils unterschiedlich begründet - eine g,roße 
Durchlässigkeit in Richtung Öffentlichkeit besitzen, in denen 
einerseits der politisch interessierte oder gebildete Bürger in 
die politisch-ideologische Auseinandersetzung der Parteien usw. 
kommunikativ einbezogen ist (AKl), und in denen andererseits der 
einzelne Bürger sich den Anweisungen des Bürokraten gegenüber-
sieht bzw. die gesamte Bürgerschaft der Autorität von Exekutive, 
Legislative und Judikative unterworfen ist (AK2) ' 
Deshalb sind Kommunikationsprobleme, d.h. Verständigungsprobleme 
zwischen Politiker (AKl) bzw. Bürokrat (AK2) und Bürger und Ver-
stehensprobleme bei der Rezeption politischer Texte vor allem in 
diesen beiden Bereichen jeweils mit unterschiedlicher Reichweite 
und unterschiedlichen Folgeerscheinungen anzusiedeln. Das Spek-
trum ihrer Textsorten und ihre teils fachsprachlichen , teil öf-
fentlichen, ideologisch vagen Wortschätze müssen daher im Zentrum 
einer Untersuchung stehen, deren Anliegen die (semantisch und 
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Erläuterung der Abbildung : 
Der innerste Kreis "rechtliche Grundlagen" bildet das verfassungsmäßige Fun-
dament für die po l itischen Kommunikationsbere iche: 
Der Bereich BK umfaßt die institutionsinterne Kommunikation , also den inter-
nen behördlichen Schriftverkehr, 
der Bereich AK2 umfaßt die institutionsexterne Kommun ikation , a l so den ex-
ternen Schriftverkehr der Behörden mit dem Bürger, 
der Bereich AKI umEaßt die öffentlich - politische Kommunikation, also den Dia -
log zwischen Politiker/Partei usw . und Bürger. 
In jeden Kreis sind jeweils einige, für die einzelnen Bereiche typischen 
Textsorten eingetragen (in Kursive). 
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Der Bereich BK dagegen weist den geringsten Grad an öffentlicher 
Transparenz auf, daher sind seine spezifischen internen Sprach-
und Kommunikationsformen eher von untergeordnetem Interesse. 
An den oberen und entsprechenden unteren Kreisrändern jeweils ei-
nes Kreises sind die an den einzelnen Bereichen beteiligten Ak-
teure (Institutionen, Parteien, Gruppen und Personen) notiert. 
Di e aus dem ' freien' gesamtgesellschaftlichen Raum auf die kon-
zentrischen Kreise gerichteten Pfeile (mit den Prädikaten Anfra-
ge, Antrag, Erklärung, Eingabe, Petition, Protest, Initiative 
usw.) symbolisieren die im Grundgesetz garantierten Einwirkungs-
und Rückkopplungsm6glichkeiten des einzelnen Bürgers oder der 
Gesamtheit der "demokratischen Anwender der Verfassung" (von Po-
lenz 1985, 137) auf den politischen Apparat und auf das politi-
sche institutionelle Handeln innerhalb des Systems der repräsen-
tativen Demokratie. 
Die Besetzung der einzelnen Kreissegmente mit den jeweils genau 
einem Kommunikationsbereich zugeordneten Textsorten zeigt modell-
haft den vom Spektrum der politischen Textsorten gestifteten kom-
munikativen Zusammenhang der Gesellschaft. Die Konstellation der 
Jewei ligen Textsortenproduzenten und -adressaten spiegelt die Au-
toritätsstruktur der Gesellschaft bzw . ihrer einzelnen Institu-
tionen wieder und die Art und Weise , wie in ihnen politische wil-
lensbildungs - und Entscheidungsprozesse vollzogen werden . 
In der Abbildung sind die einzelnen 'Kreislinien als Strichelun-
gen ausgeführt , um die sachlichen und sprachlich-lexikalischen 
Verbindungen und Übergä nge zwischen den einzelnen Bere iche n und 
damit die zwischen ihne n bestehende (einseitige oder doppelte) 
Durchlässigkeit hervorzuheben. 
Alle in diesen Bereichen ausgeführten bzw. von ihnen ausgehenden 
politischen Handlungen müssen durch die normativen Gesetze der 
Verfassung, als der obersten Berufungsinstanz , legitimiert sein. 
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Die Akteure der drei Bereiche - Politiker, Parteien, Bürokraten, 
Parlamentarier , Fraktionen, die Regierung , das Parlament, die Ge-
richte und Verwaltungs institutionen - stehen nach dem Willen des 
Grundgesetzes im Verhältnis der gegenseitigen Kontrolle, zu deren 
Durchführung ein ständiger Informationsfluß zwischen den Berei-
chen und verschiedenen Modalitäten der Überwachung und der "Kon-
trolle durch Mitwirkung" (Busch 1983, 12) gewährleistet sein müs-
sen. 
Im Bereich BK werden auf Verfassungsgrundlage die legitimen Vor-
aussetzungen für die Durchführung und Regelung von administrati -
ven , gesetzlichen usw. Handlungen in AK2 geschaffen, die über 
den Bereich AKl in di e gesellschaftliche Öffentlichkeit hinein-
\·lirken. 
Andererseits bleiben bestimmte Strömungen oder politische Tenden-
zen, die sich in der Öffentlichkeit manifes tiere n, also Äußerun-
gen der 'öffentlichen Meinung ' z.B. bei der Diskussion gesell-
schaftspolitisch brisanter Themen (Umwelt , Kernkraft, Nachrü-
stung, Arbeitslosigkeit usw.) nicht ohne Auswirkung auf das Han-
deln der Agenten in den Institutionen und der Institutionen 
selbst (man denke hier z.B. an die Möglichkeit des Bürgers, sich 
mit Petitionen an Abgeordnete zu wenden) . In Diskussionen im Bun-
destag, in Kontroversen der Parteien usw . werden solche Strömun-
gen aufgegriffen und thematisiert. Sie können sich dann in der 
Reform oder Anpassung von Gesetzen an veranderte Situationen , in 
sog. Sofortprogrammen der Regierung oder in anderen behördlichen 
Maßnahmen der Neuregelung gesellschaftlicher Sachverhalte oder 
sozialer Realitätsausschnitte niederschlagen (z.B. in der Neure -
gelung des Arbeitskampfrechts). 
Durch diese Wechs e lbeziehungen und den Kontakt zwischen Bürger 
und Staatsge\~alt kommt es auch zu einem sprachlichen Austausch 
zwischen dem e igentlich politischen Bereich und der Öffentlich-
keit und zu Überschneidungen - ganz abgesehen davon, daß von über -
schneidungsfreien Wortschätzen der Bereiche politischer Kommuni-
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kation ohnehin nicht auszugehen ist. Die sprachliche Verzahnung 
der drei Funktionsbereiche politischer Kommunikation wird im we-
sentlichen a uch gefördert durch ihre unterschiedlich starke ar-
beitsteilige Verknüpfung mit den Institutionen der drei Staats-
gewalten. 
Zwischen den beiden institutionellen Bereichen BK und AK2 besteht 
ein unmittelbarer sprachlicher und l exikalischer/terminologi scher 
Zusammenhang über das Medium der institutionsgebundenen internen 
Funktionssprache mit ihren Ausprägungen vor allem in der Rechts-
und Verwaltungssprache und in ihrer gemeinsamen Bindung an die 
Sprache der normativen Verfassungstexte und Gesetze . 
Gründe, Anlässe und Situatione n für Übergänge zwischen der Funk-
tionssprache und der Meinungssprache gibt es genügend. Denn auch 
die interne Funktionssprache hat indirekt öffentliche Bedeutung , 
als ihre Sprach formen nicht nur von den sachlichen Bedürfnissen 
institutionsinterner Kommunikation, sondern auch von den Er\>/ar-
tungen der Öffentlichkeit gepragt sind. Häufig wenden sich staat-
liche Institutionen, Parteien und politische Verbände in exter-
nen Ver lautbarungen an die Öffentlichkeit, um ihre Maßnahmen zu 
legitimieren oder es finden sich ideologische Einmischungen in 
den Fachsprachen der verwalteten Sachgebiete, wenn die Experten 
eines Sachgebietes über den institutionsinternen Raum hinaus der 
Öffentlichkeit (z . B. dem Steuerzah ler, dem Sparer) bestimmte po-
litische Programme oder komplizierte Wirtschaftskonzepte mit ein-
prägsamen Wortbildungen und werbewirksamen Phraseologismen vor-
stellen (z. B. soziale Mal>ktwiptschaft, kO>1zel>tiepte Aktio>1 ) . Anderer-
seits ist die Meinungssprache auch in Gesetzestexten präsent, z . 
B . in der Präambel der Verfassung oder in allgemeinen Grundgeset-
zen , in der politischen Doktrin, in formellen Verkündigungen oder 
in Texten der politischen Erziehung. 
Die verschiedenen Sprachformen und Wortschätze der FUllktionsspra-
c he (Rechts- , Verwaltungs-, Institutions-, Verfahrens-, Organ isa-
tionssprache) lassen sich nicht exakt bestimmten Institutionen 
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zuordnen, sondern ziehen sich horizontal durch den gesammten in-
stitutionellen Aufbau des Staates, der politischen Organisatio-
nen und Interessengruppen (vgl. Dieckmann 1969, 88 und 1981, 262) . 
Erst die jeweils konkret angewandten Verfahren und die dominie-
renden Sprach formen er lauben Rückschlüsse auf die tatsächlichen 
Formen und Prozesse, in denen politische Willensbildung, Entschei-
dungsfindung oder Problemlösung sich vollziehen . 
Die Komplexität institutioneller, öffentlich vermittelter Willens-
bildungs- und Meinungsbildungsprozesse zeigt sich z.B. deutlich 
am Gesetzberatungs- und Gesetzgebungsverfahren im Parlament. Alle 
hier realisierten Sprachformen und Wortschatzgruppen haben ledig-
lich den Bezug auf das Parlament als der gesetzgebenden Gewalt 
gemeinsam. Zu unterscheiden sind jedoch im einzelnen die Wort-
schätze der Organisations- und Verfahrenssprache , d.h. die Be-
zeichnungen für die Organisation des Parlamentes und die forma-
l en Prozesse, in denen die gesetzgeberische Arbeit abläuft; die-
ser terminologische Bereich der 'Formula' ist hauptsäch lich in 
der Geschäftsordnung des Bundestages geregelt (vgl. oben). Im 
Mittelpunkt von Plenardebatten steht hingegen die Diskussion und 
Beratung (das 'Deliberieren') mit ihren je eigenen Sprach formen 
der Rede und Gegenrede, der Argumentation und Kontroverse, in 
denen vor allem, bedi ngt durch das Bewußtsein von der 'Präsenz' 
der zuschauenden Öffentlichkeit, auch Formen der Streit- und po-
litischen Kampf- und Propaganda sprache mit den umworbenen und um-
strittenen Schlag-, Fahnen- und Stigmawörtern in Parolen usw. 
verwirklicht werden . Durch die Hereinnahme der Öffentlichkeit 
wird das Verfahren des Beratens oft nur noch für die Öffentlich-
keit inszeniert und von den Verfahren der Legitimation und der 
politischen (Parteien)Werbung begleitet oder überlagert. In der 
Bundestagsdebatte wird darüber hinaus jeweils die Sprache desje-
nigen Sachgebietes aktuali siert , aus dem ein Problem einer Ent-
scheidung zugeführt werden soll und ein Gesetz zu beschließen 
ist. Die Diskussion des Sachgebietes zeigt aber wiederum auch 
ideologische Einmischungen, z.B. wenn unterschiedliche parteipo-
litische Meinungen miteinander konkurrieren und um die Stimmen-
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mehrheit im Plenum ringen. Schließlich wird im Parlament auch 
die Gesetzessprache als Funktionssprache realisiert: Die Sprache 
der zu beschließenden Gesetzesvorlagen ist jedoch nicht die Spra-
che des Parlamentes, sondern die Sprache der jeweils zust~ndigen 
Bürokratien, die die Gesetze ausarbeiten und auch die fachgerech-
te Formulierung bestimmen; hier vermischt sich der Wortschatz der 
Gesetzessprache mit der Sprache desjenigen Sachgebietes, in das 
die Gesetze regelnd eingreifen. 
Die Komplexität der Sprachformen, die in politisch-institutionel-· 
ler Kommunikation rekurrent realisiert werden und die alle dem 
Kommunikationsmittel 'politische Sprache' zu subsumieren sind, 
erlaubt eine Auffassung von politischer Sprache als einheitlicher, 
deutlich abgrenzbarer F ach s p r ach e nach konventionel-
lem Verständnis nicht. Eine 'Fachsprache der Politik' verwendet 
allenfalls die Politologie, die den Staatsaufbau, Herrschaftsfor-
men und Funktionen im Staat beschreibt. 
Dies zeigt sich, wenn wir die von linguistischer Seite aus für 
Fachsprachen geltend gemachten allgemeinen Kriterien der ("kog-
nitiv-denotativen") Sachbezogenheit, der ("sprachsoziologischen") 
Gruppenbezogenheit, der ("sozialpragmatischen") Bezogenheit auf 
(die gesellschaftliche Arbeit in) öffentliche(n) Institutionen 
und der ("sprachstrukturellen") Präzision, Kompaktheit und Öko-
nomie zugrundelegen (vgl. von Polenz 1979, 319f.). Sie greifen 
bezüglich politischer Sprache schon deshalb zu kurz, weil politi-
sche Sprache in erster Linie durch ihren mehrfachen Adressaten-
bezug, d.h . durch ihren Bezug auf die Welt der Experten und 
zugleich durch den Bezug auf die Öffentlichkeit bzw. die öffent-
liche Meinung definiert ist. 
Gegenüber den einzelnen Bestimmungsstücken, die von Po lenz vor-
sieht, kann folgendes geltend gemacht werden: 
Bei politischer Sprache liegt keine Sachbezogenheit im 
Sinne von Bezogenheit auf ein Fach vor: das Sachge-
biet Politik ist so komplex, daß es als 'offenes' Fach 
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aufzufassen ist; es kann nahezu alle Bereiche des gesell-
schaftlichen Lebens umfassen und selbst die politikfern-
sten Lebensbereiche und Sachverhalte können (vorüberge-
hend oder usuell) ' politisch ' werden. Immer mehr und im-
mer größere Lebensbereiche sind politisch zu bestimmen und 
zu regeln und die Staatstätigkeit nimmt auf vielen Gebie -
ten st~ndig zu , insbesondere mit der Erweiterung der ge-
setzlichen Aufgaben auf sozialpolitischem Gebiet und dem 
Anwachsen der Verwaltungs- und exekutiven Aufgaben im Lei-
stungs- und Wohlfahrtsstaat (vgl . Busch 1983 , 14). 
Außerdem ist Politik nicht nur ein Bereich, der in viele 
Lebensbereiche hineinreicht, sondern gleichzeitig ein Ort, 
an dem zahlreiche Fächer und Wissenschaftsdisziplinen mit 
ihren Funktiolekten bzw. fachsprachlichen Wortschätzen ak-
tiv und essentiell beteiligt sind (z.B. die Fachsprachen 
der Wirtschaft, des Finanzwesens, der Technologie , der 
Forschung, des Familienrechts oder die Spezialsprache der 
internationalen Beziehungen, der Diplomatie usw . ) . Politi-
sche Kommunikation ist daher als funktional und institu-
tionell vielfältig in sich geschichteter Handlungsraum zu 
sehen, der dementsprechend über eine Vielzahl von hetero-
genen Textsorten (vgl. Kap. 2.3.) verfügt, in denen poli-
tische Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse sich 
vollziehen. 
- Bei po l itischer Sprache liegt keine ausschließliche sprach 
soziologische Gruppenbezogenheit vor in dem Sinne, daß 
sie ausschließlich den Experten des 'Faches' als Instru-
ment zur Bewältigung sachbezogener Aufgaben mit nur gele-
gentlicher fachexterner Blickrichtung vorbehalten bliebe : 
Politik, verstanden als politisches Handeln, Denken oder 
Räsonieren , als politische Theorie oder als politische 
Praxis, als ordnende Gestaltung der menschlichen/gesell-
schaftlichen Beziehungen in einem Gemeinwesen und zwischen 
verschiedenen Gemeinwesen, als Begriff für politische In-
stitutionen und Prozesse oder als politische Herrschaft, 
ist immer unlösbar an Sprache gebunden und mit Kommunika-
tionsprozessen verbunden. Daher besitzen die Sprach- und 
Kommunikationsformen der Politik \·Iegen der Weite und Of-
fenheit des Bereichs auch eine große Ausstrahlung und 
dringen in zahlreiche andere Bereiche der öffentlichen 
Kommunikation und in die Gemeinsprache ein . 
- Bei politischer Sprache liegt keine ausschließlich kogni-
tiv-denotative Funktion vor: Neben der eher kognitiv-deno-
tativen Funktionssprache, in der es auf den Referenzbezug 
zu Gegenst~nden und Verfahren der politischen Organisation 
selbst und der verwalteten Sachgebiete ankommt, hat poli-
tische Sprache als Meinungssprache eine stark ausgebildete 
Wertungs- und Wirkungskomponente und eine starke Bindung 
an Meinungsgruppen. 
Bei politischer Sprache ist nur in bestimmten Textsorten 
und Kommunikationsbereichen das Kriterium der sprachstruk-
turellen Präzision, Kompaktheit und Ökonomie erfüllt . 
Zwar zeichnen sich funktionssprachliche Textsorten in der 
Politik (vgl. oben die Abbildung) in Anlehnung an die 
Sprachformen der Rechtssprache und die Fachsprachen der 
verwalteten Sachgebiete durch diese Merkmale aus . Andere 
Textsorten aus dem Bereich der öffentlich-politischen Kom-
munikation hingegen zeigen eher gegenl~ufige Tendenzen : 
In Debatten, Reden, Intervie\qs, Wahlprogrammen und ande-
ren Textsorten des Bereichs AKl sind statt Präzision lexi-
kalische Vagheit und semantische Instabilität intendiert, 
statt Kompaktheit und Ökonomie status - und image fördernde 
Rhetorik angesagt. 
Daher ist politische Sprache - als aus einer Vielzahl von Fach-
sprachen bestehendes und der öffentlich-politischen und institu-
tionellen Kommunikation dienendes Instrument - nicht in einem ir-
gendwie auf die Spezifik von Lexik , Syntax und Semantik eingeeng-
ten Sinne (z.B. pOlitische Sprache sei die Menge der fachspezi-
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fischen Teile der Lexik in politischen Texten) zu fassen. 
Vielmehr gehen \~ir a us vom 'politischen Sprachverkehr' : Er ist 
zu fassen als die Gesamtheit der Texte, die in mehr oder weniger 
öffentlichen 'politischen ' Situationen geaußert werden e ins c hließ-
lich der Texte , die den normativen und interpretativen Bezugsrah-
men für solche Situationen bilden (z.B. kanonische Texte, Vor-
schriften, Normen, Verfassungstexte). 'Politische Sprache' ist 
dann die Gesamtheit der Eigenschaften des Sprachgebrauchs im Be-
reich von Staat , Gesellschaft und Öffentlichkeit , also die Gesamt-
heit der Regeln und Mittel für die in diesem Bereich produzierten 
Sprachspiele, kommunikativen Verfahren, Textsorten und für den 
Gebrauch spezie lle r syntaktischer Verfahren und Wortschatzklas-
sen: 
Politische Sprache ist ein spezifischer Verbund aus Pachsprachen-
pluralität und öffentlicher Sprache , e ine Sprache , deren soziale 
Geltung nicht auf bestimmte Expertengruppen eingeschrankt ist und 
die nicht nur über ein kogn itiv-denotat i ves, sondern auch ein 
evaluativ-persuasives Potential verfügt. 
2 .3. Feingliederung des Kommunikationsbereichs Politik: 
Textsortenklassen und Textsorten 
Die oben skizzierten Funktionsbereiche AKl' AK2 und BK, in denen 
verschiedene Formen und Prozesse der politischen Willensbildung 
und Entscheidungsfindung realisiert werden, sollen nun in über-
s ichtlicher Form anhand der konstanten Faktoren 'Sprachspiele' , 
'Verfahrenstypen', 'Textsortenklassen' und 'Textsorten' aufge-
schlüsselt werden. 
Im Zentrum stehen dabei - als Vorbereitung für eine textsorten-
spezifische Klassifizierung des politischen Wortschatzes (vgl. 
Kap. 3 und 4) - Vorschläge zur Unterscheidung versch iede ner Text-
sorten(klassen), die mit hoher Wahrscheinlichkeit die usuellen 
Kontexte für bestimmte, unterschied lich schwere Lexeme der öffent-
lich-pol itischen Kommunikation darstellen. 
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Die Funktionsbereiche werden mit den bereits eingeführten latei-
nischen Großbuchstaben AK1, AK2 und BK markiert, die den Funk-
tionsbereichen zugeordneten Sprachspiele durchlaufend mit römi-
schen Ziffern, die (eher abstrakten) Textsortenklassen ebenfalls 
durchlaufend mit arabischen Ziffern, die zu den jeweilige n Text-
sortenklassen gehörigen Textsorten mit doppelten arabischen zif-
f e rn (11, 12 . . . 21, 22 . .. ), wobei die erste Ziffer mit der Ziffer 
d er entsprechenden Textsortenklasse übereinstimmt , während die 
zweite die Menge der Textsorten angibt, die unter die jeweilige 
Textsortenklassen fallen. 
Me hrere der ausgegrenzten und für die öffentliche Kommunikation 
in besonderem Maße wichtigen Textsorten sind mit Verweisen auf 
Beispieltexte (Tl, T2, T3 ... ) versehen, die im nächsten Kapitel 
anhand der folg e nden Fragestellungen analysiert werden sollen: 
Welche Wörter in den betreffenden Texten sind aus welchen Grün-
d e n schwer und welche Merkmale - aufgefaßt als Eigenschaften ih-
rer Gebrauchsregeln - sind verantwortlich für den Grad ihrer 
Schwere bzw. für ihre Schwerverständlichkeit? 
Kommunikationsbereich AK: Politische Außenkommunikation 
Funktionsbereich AK1: Öffentlich-politische Kommunikation: 
Kommunikation zwischen den staatliche n 
Institutione n/Parteien/Politiker n und 
der Öffentlichkeit/dem Bürger 
I. Sprachspiel: 'Gruppenbezogene, parteiinterne politische Mei-
nungs- und Willensbildung' 
1. Textsortenklasse: Textsorten der parteioffiziellen politischen 
Programmatik und Doktrin. 
Dominante Textfunktionen: Festlegung der Grundwerte und welt-
anschaulichen Leitlinien über die Grundlagen der gesellschaft-
liche n Ordnung und ihre Kodifizierung in der Parteidoktrin 
(Credenda, Miranda). 
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Parteiprogramme regulieren den Prozeß der innerparteilichen 
Willensbildung nach parteispezifisch gültigen Prinzipien; über 
die Parteiprogramme sind alle Mitglieder solidarisch miteinan-
der verbunden und als Einheit integriert. 
Parteiprogramme sind primär Texte von und für professionelle 
Politiker und dienen der politischen Orientierung, der welt-
anschaulichen Standortbestimmung und als praktische Handlungs-
anweisung; sekundär sind Parteiprogramme auch auf die zu akti-




NORMEN, WERTE ETABLIEREN 
(sekundär) WERBEN 
POLEMISIEREN 
Textsorte 11: Grundsatzprogramme der Parteien 
[Vgl. Beispieltext Tl und T2 im nächsten Kapikel] 
Textsorte 12: Orientierungsrahmen 
Textsorte 13: Leitlinien 
Textsorte 14: (Grundsatz)Thesen 
Textsorte 15: Manifeste 
Textsorte 16: Parteitagsbeschlüsse (auf der Basis von 11) 
[ Vgl . Beispieltext T3 i m nachsten Kapitel] 
11. Sprachspiel: 'Politische Werbung, Propaganda' 
2 . Textsortenklasse: Textsorten der politischen Agitation, Mei-
nungsbeeinflussung, Manipulation und Persuasion. 
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Dominante Textfunktionen: Über die Massenmedien explizit auf 
die Öffentlichkeit gerichtete werbewirksame Texte von politi-
schen Institutionen, Parteien, Politikern oder Werbeagenturen, 
die der Aktivierung der politischen Öffentlichkeit dienen bzw. 
der Aktivierung des Teils der Bürgerschaft des Staates, aus 








Textsorte 21: Wahlprogramm/Wahlplattform 
[Vgl. Beispieltext T4 und T5 im nachsten Kapitel] 
Textsorte 22: Regierungsprogramm 
[Vgl. ßeispieltext T6 im nachsten Kapitel] 
Textsorte 23: Wahlrede (von Politikern, Spitzenkandidaten, Funk-
tionären usw.) 
Textsorte 24: Wahlanzeige/Anzeigenserien 
[Vgl. Beispieltext T7 im nächsten Kapitel] 
Textsorte 25: Wahlslogans, -parolen 
Textsorte 26: Parteioffizielle Broschüren/Parteiblatter, -zeitung 
Textsorte 27: Politische Satire/Pamphlete/Streitschriften 
[Vgl. Beispieltext T8 im nachsten Kapitel] 
Textsorte 28: Politische Flugblätter 
Textsorte 29: Pressemitteilungen der Parteien 
Textsorte 30: Wahlplakate 
111. Sprachspiel: 'Öffentlich vermittelte politische Meinungs-
und Willensbildung in Institutionen' 
als Kombination aus den integrierten Teilsprach-
spielen: 
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'Öffentliche Meinungs- und Willensbildung 
in Institutionen' (vgl. Sprachspiel VIII) 
'Politische Werbung' ( vgl. Sprachspiel 11) 
'Öffentlich-pol itische Meinungsbildung' 
(vgl. Sprachspiel IV) 
3. Textsortenklasse: Öffentliche bzw. öffentlich vermittelte De-
batten, Beratungen, Diskussionen z\~ischen politischen Gruppen/ 
Parteien/politischen Akteuren in staatlichen (parteipoliti -
schen z.T. kontrovers zusamme ngesetzten) Institutionen/Staats-
organen (auf der politischen ' Bühne'). 
Dominante Textfunktion ist die politische Willensbildung und 
Entscheidungsfindung auf der Ebene der politischen Akteure 
(z.B. im Bereich der Gesetzesberatung und -beschließung), se-
kundär kann die politische 'Realität' auch inszeniert werden, 
um im Blick auf die zuschauende Öffentlichkeit andere politi-






Textsorte 31: Bundestagsdebatte und Reden im Bundestag 
[Vgl. Beispieltext T9 im nächsten Kapitel] 
Textsorte 32: Hearing (öffentliche Anhörung von Sachverständigen/ 
Interessenvertretern in den Ausschüssen des Bundes-
tags) 
Textsorte 33: Öffentliche Reden und Vorträge von Politikern 
[Vgl. Beispieltext T10 im nachsten Kapitel) 
4. Textsortenklasse: Politische Willensbildung in den Massenme-
dien (life-Sendungen) als Diskussion, Streit .. , Rundgespräc h 
zwischen Politikern, Parteien, Regierungsmitgliedern, Exper-
ten verschiedener Sachgebiete und politischen Redakteuren/ 




(siehe unter 3. Textsortenklasse) 
Textsorte 41: Fernseh- und Rundfunkdiskussionen mit Politikern 
(z.B. Bonner Runde, Internationaler Frühschoppen) 
Textsorte 42: Politische Interviews und Statements im Fernsehen 
und in den publizistischen Medien 
[Vgl . Beispieltext Tll im nächsten Kapitel] 
IV. Sprachspiel: 'Öffentlich-politische Meinungs- und Willens-
bildung' 
Die Textsortenklassen 5 und 6 dieses Sprachspiels bilden das 
Zentrum für die massenmediale Vermittlung und 'Veröffentli-
chung' potentiell aller im Bereich politischer Kommunikation 
relevanten Textsorten , also aller der Texte, die in den 
Sprachspielen I, 11 , 111, V, VI und VII produziert werden. 
5. Textsortenklasse: Textsorten der politischen Information und 
Berichterstattung durch professionelle politische Journali-






Textsorte 51: ' Rundfunk- und Fernsehnachrichten 
[Vgl. Beispieltext T12 im nachsten Kapitel] 
Textsorte 52: Pressemeldungen und Berichte 
[Vgl. Beispieltext T13 im nachsten Kapitel] 
Textsorte 53: Reportage und Korrespondentenbericht 
Textsorte 54: Erzählender Bericht/Story/Feature 
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6. Textsortenklasse: Textsorten der (subjektiven) politischen 
Kommentierung und Interpretation von professionellen politi-
schen Journalisten, Kommentatoren, Redakteuren, Glossisten 







Textsorte 61: Politischer Leitartikel und verschiedene Mischfor-
men von meinungsbildenden kritisch-kommentierenden 
Zeitungsartikeln 
[Vgl. Beispieltext T14 im näch sten Kapitell 
Textsorte 62: Politischer Kommentar (mit Tendenz zu den Textsor-
ten 61, 64, 65) 
[Vgl. Beispieltext T15 im nächsten Kapitell 
Textsorte 63: Politische Kolumne 
Textsorte 64: Politische Glosse/Leitglosse 
Textsorte 65: Politischer Essay 
Textsorte 66: Politisches Dossier 
Textsorte 67: Kritische/aktuelle politische Magazine im Fern-
sehen (Plusminus, WISO, Kontraste, Kennzeichen D, 
Report, Brennpunkt) 
7. Textsortenklasse: (von Interessengruppen oder einzelnen Bür-
gern produz ierte) Textsorten der politischen Kritik oder des 
Protestes der Öffentlichkeit auf politisches Handeln, politi-







Textsorte 71: Politische Leserbriefe (von Bürgern) 
Textsorte 72: Anfragen/Petitionen/Bitten/Protestaufr u fe/Beschwer-
den (von einzelnen Bürgern/Bürgerinitiativen) 
Textsorte 73: Sprachkritische Analysen/Räsonnements 
(Sprachreflexion, Sprachaufklärung) 
V. Sprachspiel: 'Politische Erziehung und Bildung' 
8. Textsortenklasse: Textsorten von professionellen Fachwissens-
vermittlern (Pädagogen, Soziologen, populärwissenschaftlichen 
Autoren) für die interessierte Öffentlichkeit bzw. für den aus-
oder weiterzubildenden Bürger. 
Dominante Textfunktion: Vermittlung gesellschaftspolitisch 
relevanten Wissens, Erziehung zur Mündigkeit, Aufklärung über 








Textsorte 81: Bildungsprogramme/Schriften parteigebundener Bil-
dungsinstitute (Jugend- , Erwachsenenbildung) und 
pOlitischer Akademien 
Textsorte 82: Lehrwerke für den staatsbürgerlichen Unterricht, 
Geschichts-, Sozialkunde- und Deutschunterricht 
Textsorte 83: Informations- und Aufklärungsschriften 
Textsorte 84: Popul~rwissenschaftliche Sachliteratur/Wegweiser-
literatur/Dossier 
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VI. Sprachspiel: 'Kommunikation und Diskussion in der politik-
wissenschaftlichen Forschung' 
9. Textsortenklasse: Texte von Politikwissenschaftlern/Politi-
kern für Fachleute des gleichen oder benachbarter Fachgebiete 
und für die (fachlich) interessierte Öffentlichkeit. 
Textfunktion: Erforschung der politischen Strukturen und Pro-
zesse, vor allem von Macht und Herrschaft in Staat und Gesell-
schaft und der Beziehungen zwischen den Staaten. 
Textsorte ~l: Wissenschaftliche Einführungen in den Bereich der 
Politik, in die Politikwissenschaft. Wegweiserli-
teratur mit Analysen von Willensbildungsprozessen 
in Institutionen. 
Textsorte 92: Politische Nachschlagwerke (Handbücher, Wörterbü-
cher usw.) und Monographien zu einzelnen politi-
schen Begriffen. 
[Vgl. Beispieltext Tl6 im nachsten Kapitel) 
Textsorte 93: Wissenschaftliche Fachliteratur aus den in den Be-
reich Politik integrierten Fachbereichen und wis-
senschaftsdisziplinen (Rechts-, Verwaltungs-, Wirt-
schafts-, Finanz-, Sozialwissenschaft) 
Funktionsbereich AK2: Institutionsexterne Kommunikation: 
Kommunikation zwischen staatlichen Be-
hörden und Bürgern 
VII. Sprachspiel: 'Externe Kommunikation der Institutionen der 
drei Staatsgewalten Gesetzgebung, Rechtspre-
chung und Verwaltung/Regierung mit der Öffent -
lichkeit/dem Bürger (= Bereich der bürokrati-
schen Anweisungen und Gesetze)' 
VII.a Teilsprachspiel: 'Exekutiv-individuelle Kommunikation der 
Institutionen im Publikumsverkehr/mit dem ein-
zelnen Bürger' 
202 
10. Textsortenklasse: Von den Exekutivbehörden an den Bürger a l s 
einze lnen gerichtete Textsorten mit dem dominierenden Hand-
lungstyp 'bürokrati sche Anweisung' 





Textsorte 101: Anweisung 
Textsorte 102: Bescheid 
Textsorte 103: Verordnung 
Textsorte 104: Beschluß 
Textsorte 105: Formulare/Vordrucke 
Textsorte 106: öffentliche Bekanntmachung 
Textsorte 107: Verfügung 
Textsorte 108: Mahnung 
Textsorte 109: Konzession 
Textsorte 110: Verwarnung 
(Zu Beispieltexten hierzu vgl. Metz 1976) 
11. Textsortenklasse: Von den Behörden, der Regierung und/oder 
einzelnen Ministerien an die Bürger gerichtete Informations-
und Aufklarungsschriften ('Bürgernähe ' des Staates , i nsbeson-
dere der Verwaltungsinstitutionen). 
Textsorte 111: Informationsbroschüren für den politischen, büro-
kratischen Alltagsbedarf des Bürgers 
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(z.B. die von der Bundesregierung oder einzelnen 
Ministerien herausgegebenen Reihen "Bürger-Infor-
mationen" und "Bürger-Service") 
VII . b Teilsprachspiel: 'Exekutiv-öffentliche Kommunikation der 
Institutionen mit den Staatsbürgern in ihrer 
Gesamtheit bz\~ . mit bestimmten gesellschaftli-
chen Gruppen/Teilbereichen' 
12. Textsortenklasse: Von den gesetzgebenden und rechtsprechen-
den Körperschaften an die Staatsbürgerschaft mit normativer 
Verbindlichkeit gerichtete Textsorten mit dem dominierenden 
Handlungstyp ' Gesetz geben, Urteil fällen'. 
(= Externe Sprache der Rechtsprechung und der Gesetzgebung, 




Textsorte 121 : Sofortprogramme (der Regierung) 
Textsorte 122: (Gundsatz)Urteile 
Textsorte 123: (Reform)Gesetze 
13. Textsortenklasse : Von den staatlich verwalteten Sachgebieten 
unter Einbeziehung von Fachkreisen und Verbänden an gesell -
schaftliche Teilbereiche/BeruEsgruppen, -organisationen/Pro-
duktions- , Industriezweige gerichtete Textsorten mit dem do-
minierenden Handlungstyp 'Regelung, Gebot' usw . 
(= Externe Sprache der verwalteten Sachgebiete, vg1. 14. 
Textsortenklasse) 
Textsorte 131 : Erlaß 
Textsorte 132: Verordnung 
Textso rte 133 : Vorschrift 
Textsorte 134 : Verbot, Gebot 
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Funktionsbereich BK: Politische Binnenkommunikation: 
Kommunikation in und zwischen den verschie-
denen staatlichen Institutionen 
VIII . Sprachspiel: 'Politische Meinungs- und Willensbildung in 
den Institutionen (der drei Staatsgewalten) , 
14. Textsortenklasse: Interne Textsorten der Kommunikation in und 
z\~ischen den Institutionen/Organen der Legislative, Exekutive 
und Judikative (z.B. Ausschüsse, Gremien . Kommissionen) sowie 
der verwalteten Sachgebi ete 
(= Interne Sprache der Verwaltung, Gesetzgebung, Rechtspre-
chung und der verwalteten Sachgebiete, vgl. 10., 12. und 13. 
Textsortenklasse) 






Textsorte 141: Bericht ( z .B. Ausschußbericht im Bundestag) 
Textsorte 142: Protokoll (z.B. Ausschußprotokoll im Bundestag) 
Textsorte 143: Erlaß 
Textsorte 144: Schreiben und Rundschreiben 
Textsorte 145: Dienstanweisung 
Textsorte 146: Verfügung und Rundverfligung 
Textsorte 147: Urkunde 
Textsorte 148: Aktennotiz 
Textsorte 149: Niederschrift 
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Textsorte 150: Plan 
Textsorte 151: Vorlage (z.B. Kabinettsvorlage für einen Gesetzes-
entwurf der Regierung) 
Textsorte 152: Gesetzentwurf 
15. Textsortenklasse: Textsorte n in der Kommunikation zwischen 
den staatlichen Institutionen und Organisationen, Verbänden 
mit dem domini e renden Handlungstyp 'Ve rhand e ln' 
Textsorte 153: Texte von Tarifverhandlungen 
Textsorte 154: Texte von Koalitionsverhandlungen 
Textsorte 155: Te xte von Verhandlungen zwischen Interessenve r-
bände n und Abgeordneten 
IX. Sprachspiel : ' Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse im 
zwischenstaatlichen, diplomatischen Verkehr/in 
den auswärtigen , internationalen Beziehungen 
16. Textsortenklasse: Textsorten in der Kommunikation zwischen 
(de!1 Institutione n von) ve rschiedenen Staaten mit dem domi-
n~e~enden Handlungstyp 'Verhandeln ' 
'~extsorte 161: Texte/Protokolle von Waffenstillstands-, Abrü-
stungs-, Friedensve rhandlungen 
Textsorte 162: Texte von Rüstungskontrollgesprachen , Gipfel-
treffe n 
Textsorte 163: Texte von Verträgen, Abkommen, Bündnissen , Allian-
zen, Beschlußakten 
Textsorte 164: Texte der Diplomatie (Ultimate n, Noten) 
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3 . Merkmale schwerer Wörter in politischen Texten: 
Empirische Ermittlung und Systematisierung 
3 .1 . Empirische Ermittlung: Warum sind welche Wörter in 
politischen Texten schwer? 
In den folgenden Beispieltexten, markiert mit Tl, T2, T3 usw., 
werden die Wörter durch Unterstreichung markiert, die mit einem 
hohen Grad an Wahrscheinlichkeit aus unterschiedlichen Gründen 
als schwer bzw. schwervers tändlich einzustufen sind. Jedem Bei-
spiel text ist e in Kommentar beigefügt, in dem gerade diejenigen 
Merkmale bzw. Eigenschaften der Gebrauchsregeln von Wörtern kurz 
beschrieben werden, die für die je spezifische Schwere der im 
Text markierten Wörter verantwortlich sind . 
Der Versuch einer systematischen Zusammenstellung der empirisch 
ermittelten Merkmale in einer Merkmalsliste wird in Kap . 3.2 . un-
ternommen. 
Beispieltext Tl (vgl. oben Textsorte 11) 
Grundsatzprogramm der CSU (1976), S. l7ff. 
Für die Christlich Soziale Union ist der Staa t die zur Lösung gemeinsa-
mer Probleme und zur Sicher ung der Rechts- und Fr iedensgemeinschaft ge-
schaffene Institution freier und verantwortlicher Bürger. Grundlage dafür 
ist die Rechtsstaatlichkeit. Freiheit, Solidaritat und Subsidiarität 
sind die Ordnungsprinzipien für den demokratischen Rechts- und 50z1a 1-
st-aat genauso wir für eine offene Gesellschaft . . . . 
Den Grundrechten und damit auch der Pluralität einer offenen Gesellschaft 
droht seit Jahren zunehmende Gefahr von jenen gesellschaftlichen Macht-
gruppierungen und ideologischen Richtungen . .. 
. . . vor allem von einern doomrttischen r-1arxismu!=> und einem eifernden Sozia-
lismus betriebene Vergesellschaftung individueller Grundrechte bedeutet 
die Aufhebung von Demokratie und Rechtsstaat. Die Christlich Soziale 
Union bekämpft diese Betrebunge n kompromißlos, auch und gerade wenn sie 
unter dem Vorvland propagiert \'lerden, durch Demokratisierung die Oemokra-
tie erst volle nden zu wollen .... 
Der Grundsatz der Subsidiarit~t besagt, daß umfassendere und weitergrei-
fende Organisationsformen staatlicher oder gesellschaftlicher Art jeweils 
nur zur Bewältigung solcher Aufgaben herangezogen werden sollen und dür-
fen, mit deren Lösung die Initiative des einzel nen oder freier Vereini-
gungen überfordert ist. Der föderalistisch e Aufbau unseres Staates, eine 
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dezentralisierte und bilrgernahe Organisation der Verwaltung, die Achtung 
vor gesellschaftlichem Pluralismus und der \'liderstand gegen die Politi-
sie rung aller Lebensbereiche s ind \'/eitere Konsequenzen des Prinzips der 
Subsidia rität . 
Die Christlich Soziale Union l e hnt jeden s taatlichen Eingr iff in die Frei-
he it der Presse ab . Sie ist gegen j ede Reglementierung, a uch dann, we nn 
s i c h di ese mi t dem Mantel angeblicher Demokratisierung tarnt. Wegen ih res 
monopolartige n Charakters habe n die öffentli c h-rechtl i c he n Rundfunk- und 
Fernsehanstalten d i e verEassungsrechtlich gebotene Verpflichtung zur Neu-
tralitat und Ausgewogenheit der Programme zu beachten . 
Nach Ansic ht der Christlich Sozial en Uni on beweist der Staat seine Qua-
lität n icht dadurch , daß er immer n eue bilrokratische Verfahren zur Durch-
f ilhrung immer ne uer wir t sc haftliche r Die n s tle i stunge n e nt\oJickelt. Ent-
sche idend i s t , daß er di e Gesellschaft nach d e n Gr undsätzen de r Freihe it , 
Solidar ita t und Sub sidiaritat a ls Rechtsgemeinschaft ordnet und sich im 
Interesse der inneren und der ä ußeren Sicherheit ha ndlungsfä hig und ha nd-
1 ungsberei t zeigt. .., 
Da die Chr i st li ch Sozia l e Union die individuellen und sozialen An sprilche 
des Me nschen gl e i c hermaßen achte t, l e hnt s ie die anarchistische Staats-
verachtung eben so ab wie j ede Form totalitarer Staatsvergötz ung. Weil nur 
der demokratische Rechtsstaat die Freiheit und de n Fri ede n fr e i er Bilrger 
schüt ze n ka nn , bekämpft die Christlich Soz iale Union unerbittlich a ll e 
Feinde unseres Staates. Nur ei ne wehrhafte De mokra tie garantiert Bestand 
und Zukunft un seres Staates . Dies setzt das Bekenntnis der Bürger zu 
ihrem Staa t und seine r fr ei heitlich-de mokratisc he n Grundordnung voraus .. . 
Der Staat, von dem man die Erf illiung imme r größerer Ansprilche sei ner Bür-
ger erwar t et , sieht s ich zug l eich in der Rolle eines Instruments rivali-
s ierender Gr uppeni nt eressen. Zu sät z li c h droht dem Staat Autorität s ver lust, 
we nn er sich gegenüber den Forderungen wichtige r Dienstleistungsgruppen , 
der o ff e ne n Bekämp fu ng d e r d emokrati sche n Ordnung oder p o liti sc her Kr imi-
na l ität a ls sch\oJach und erpre ßba r ze igt .. .. 
Keinen Kompromiß aber gibt es filr die Chr istlich Sozia l e Un ion in der Ab-
we hr der Staat sfeinde . Extremisten mü ssen mit allen ~litte ln des Rechts-
staates bekämpft werde n .... 
Filr die Christlich Soz iale Uni on i st es unerträglich, daß Angehörige 
ex tremi st i scher Organisationen, deren Ziel die Beseitigung un serer demo-
kratis c h - parlamentarischen Gr undordnung ist, in de n öffentlichen Dienst 
treten können. 
Die Christlich Sozia l e Uni o n tritt ilber die innerstaatliche Abwehr des 
Terrors h i naus dafilr ein, a ll e außenpolitischen Nöglichkeiten auszuschöp-
f e n, um ei n e internat ionale Ächtung des Te rror s zu erreichen ... . 
Be i sp i e ltext T2 (vgl . oben Textsorte 11) 
Aus der Präambel des Programms d e r Grünen zur Landtagswah1 1984 
in Baden-Württemberg 
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Die Gr ünen Baden-Wilrttemberg k~mpfen außerha lb und innerhalb der Parla-
mente für ei ne Uberlp.benspolitik . S ie stellen auch in den Parlamenten Al-
ternativen in den ein zelnen Politikbereichen dar und versuchen andere für 
diese Alternativen z u gewinnen. 
Es widerspricht demokratischen Grunds~tzen, den politischen Einf luß der 
Bürger auf die Stimmabgabe am l'Ia hltag zu beschränken und danach der ein-
mal gewählten Obrigkeit fre i e Hand gegen die Bevölker ung zu geben. Dies 
zeigt s i ch a uch in dem weitverbreiteten Bewußtsein, im Parlament werde 
sowieso nu r gegen die I nteressen der "kleine n Leute" gehandelt , die immer 
die Dummen seien und nicht s machen könnten . 
Gl-üne Pa rlamentsa rbeit ka nn bisweilen auch bedeuten, unkonventionelle 
Formen der polit isc he n Auseinandersetzung zu wählen, wen n es gilt , die 
Erstarrung der Politik i m parlamentarischen Ritual zu durchbrechen. 
Die Grü nen Baden-Württemberg wollen dazu beitragen, die politische Kultur 
in Baden-\~ürttemberg zu verändern. Die etabl i erten Parteien und oft auch 
de~en Hofberichterstatter in den Med ien haben eine politische Kultur hin-
terlassen, die in vielem ei ner lebendigen Demokratie abträglich ist. So 
haben z.B. Bürokratisierung, Verfilzung mit de r Industrie , mangelnde Tren-
nung von Exekutive und Legislative und die Undurchschaubarkeit von Pla-
nungsprozessen das parlamentarische System verkrusten l assen. 
Die Grünen Ina chen sich n icht die Illusion, ihre Utopien seien unter den ge-
genwärtigen Verhä ltni ssen in d e n Par lame nte n zu verwirk liche n. Nach ihrem 
Politikve r ständnis wird auch weiterhin ein wesentlicher Schwerpunkt ihrer 
politischen Tätigkeit i n dezentralen Basisaktivitaten und a ußerpar lamen-
tarischen Aktion e n liegen .... 
Eine solche \'lirtschaftsordnung, die ökologisch und sozia l ist , wi rd nu r 
zu erreichen sein, \-Jenn a nstell e der kapitalistischen Profit- und Konkur-
renzlog ik die l'Ierte der Solidarit~t und der Gerechtigkeit treten. 
Die Gr ün e n treten dafür ein , daß staatlich-burokratische Reglementierung, 
aber auch die Fremdbestimmung durch Kons um zwänge , zug un sten der Schaffung 
sozialer Fre irä ume , zu gunsten von Vie l fa lt und Selbstbest immung zurückge -
drängt \·Jerden . 
Dezentralisierung von Wirtschaft und Politik ist die Methode zur Errei-
c hung und damit die Voraussetzung für eine Leben sform, in der Vielfalt 
und Autonomie über Eintbnigkeit und Dirigismus obs i egen . 
Eine ökosoziale Zu ku nf t darf nicht verba ut werden. Die Grünen we nden sich 
daher, z .B. in der Landwirtschaft wie auch im Verkehrsbereich, gegen eine 
Strukturpol itik , die die ~1öglichkeit von Alternativen und ne ue z ukunft s-
bezogene Lösungen versperr t. 
Die Grü nen bekämpf en daher a uch sogenannte harte und unkontrollierbare 
Technologien, die unwiederbringlich die Natur zerstören und den Me nschen 
z um ohnmäch tigen Anhängsel der durch di e Technologie erz\-Ju ngenen Struktur 
machen . Die Atomtechnologie un d der mit ihr verbundene zwangsmechanismus 
des Atomstaats sind autoritäre und harte Technologien in diesem Sinne . 
Kommentar (TI/T2): Die Ver~eise a u f arabische Kleinbuchstaben a, b , c ... be-
ziehen sich hier wie in al l en folgenden Kommentaren a u f die wichtigsten seman -
t i schen und pragmat ischen Merkma l e, die fü r die Schwere bzw. Schwerverständ-
lichkeit der unterstrichenen Lexeme/Phraseme verantwortlich sind und die in 
der Merkma lslis te von Kap. 3 . 2 . noch e inmal z usammengefaßt werden. 
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In den beiden Parteiprogrammtexten Tl/T2 sind die unterstrichenen Lexeme/Phra-
seme Schwerwortkandidaten durch Zutreffen folgender Merkmale : 1 . Intendierte 
Vagheit, semantische (politik-, ideologiegeschichtliche) Komprimiertheit ge-
sel lschaft lich brisanter Lexeme und nominalisierender politischer Leerformeln 
(~Ierkmale f, 1): demokm tischer Rechts- und Sozia lstaat, Rechts- und Friedens-
gemeinschaft , freihei t Zich-demokmtische / demokmtisch - parlamen torische Gl'und-
ordnung, Frieden und Freihe ·it (Tl), lebendige Demokm tie (T2), (vg1. die 2. 
Lexemklasse in Kap. 4). 2. Gruppenbezogenheit/Parteisprachenspezifik von \'1ort-
gehräuctlen, die der Ideologiesprache angehören, und Vorliegen von Bedeutungs-
varianz (bz\v. ideologischer Polysemie) politisch-ideologischer Leitbegriffe 
und Schlagwörter mit unterschiedlich starker fachlicher/sozialnormativer Gel-
tung (Merkmale e , f, g, h, 1, b, i): Ideologische (Fach)Wörter, die durch den 
pragmatischen Textgehalt oder im unmittelbaren Kontext jeweils parteispezi-
fisch unterschiedliche wertende und interpretierende Funktion haben (z.8. die 
Fahnem,örter wel-l1'hafte Demokpotie in Tl gegenüber lebendige Demokr'atie in 
T2 oder Solidaritiit in Tl und T2) oder durch wertprädikative Kontextverbin-
dungen, d.h. Koppe lung von Stigmawörtern und politischen Begriffen, abgewer-
tet ,"erden, z. B. Mal'xismus, Sozia Zismus durch die Stigma.,örter dogma tisch, 
eifepnd; anarchist ·isch durch Staatsvemchtung, totaliUir durch Staatsvel'gö·t-
zung, Extremisten durch Staatsfeinde (n), kapitalistisch durch Profitdenke>1, 
Dil'igismus durch Eintönigkeit, pa"lamentarisch durch Ritual (n). Kennzeich -
11end ist die wechselseitige Abwertung durch Koppelung von Lexemen; die Ten-
denz zu 'Prozeß'-wörtern, das sind Wort(neu)bildungen mit dem Suffix -ierung 
(Regl ementie l'ung, Politisierung, Bürokl'atisiel'!mg, meist negativ wertend, 
oder zu okkasionellen \;ortbildungen: (j!Jel,l e henspoli t ik, Atoms taat, KonkUi'l'enz-
logik (T2); ( vgl . die 2. Lexemklasse in Kap. 4). Die Lexeme unter 1. und 2. 
gehören zum ideologischen Uberbau der politischen Lexik. 3. Subsystembezogen -
heit von Fachwörtern (mit meist nur deskriptiver Bedeutung, vgl. Merkmal g), 
vor al l em der politischen Institutionssprache und der Fachsprachen der ver-
walteten Sachgebiete (Merkmale b, c , d, 0, p) , die nur sporadisch im Kontext 
selbst durch semantische Paraphrasen oder Funktionsbeschreibungen erk lärt 
sind (z . B. das als Fahnenl"ort der CSU fungierende Su!Jsidial,itiit in Tl, vg1. 
auch T10), als bekannt oder verstä ndlich werden vorausgesetzt: Rechtsstaat -
lichkeit, Plumlismus, födemlistisch, offene GeseUschaft, dezentmlisiel't, 
Vepgesellschaftung (Tl), Exekutive , Legislative, paplamentarisches System, 
Dezentpalisienmg, und zentrale Basis",örter der Grünen ,·,ie ö·kologisch, öko-
sozial , Autonomie, Basisaktivitdt (T2) (vg1. die 1. Lexemklasse in Kap . 4). 
4. Zugehörigkeit der Lexeme zum fächerübergreifenden , nicht im e ngeren Sinn 
politikspezifischen, jedoch Fachliches einbeziehenden Wortschatz der Öffent-
lichkeitssprache, d.h. der Bildungs- und allgemeinen Wissenschaftssprache 
(Merkmale g,c), die im Text weder implizit noch explizit erklärt und als ver-
stehbar vorausgesetzt sind. Die Lexeme dienen - neben ihrer vereinzelten kon-
textspezifischen Fahnen- oder Stigmawortfunktion - vor allem der Vermittlung 
eines sachgebundenen und allgemeinen, gesellschaftlich relevanten Orientie-
rungswissens (Darstellung, Charakterisierung und Bewertung politischer Sach-
verhalte, Sach- und Begriffszusammenhänge) sowie vor allem in massenmedialen 
Texten der textinternen Erläuterung fachbezogener Termini (wie z.B . der un -
ter 3.): Institution, ppopagieren, ppinzip, ideologisch , A'chtW1g, monopol -.> 
Neutmlitiit, bürokratisch, rivalisierend, Initiative, AutOl,itdt (Tl), A Zter-
native, unkonventionell, BürokmtisieY'ung, RitualJ etabZiel't, Medien, Illu-
sion, Utopie, obsiege'1 , Basis, Stnd<tur, Konsumzwang, sozialer Fl'eirawn, au -
topitdr (T2) (vgl. die 4. Lexemklasse in Kap. 4). In der Verwendung (schwer-
verständlicher) bildungssprachlicher Ausdrücke zeigt T2 ein deutliches Über-
gewicht gegenOber Tl. 
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Beispieltext T3 (vgl. oben Textsorte 16) 
SPD-Parteitag 1982 in München: Beschlüsse zur Außen-, Friedens-
und Sicherheitspolitik , S. 8f. und 17 
... ei n Votum z ur Frage der Stationierung von Mittelstrecke nraketen abzu-
geben. Der Parteitag 1983 muß darüber hinau s umfa ssende Antworten geben , 
wie unt e r veränderten Problem- und Ge Ea hrenbed ingungen die sozialdemokra-
tisc he Sicherhe itspolitik im Rahme n des we s tlichen Bündnisses weiterent-
wickelt werden kann. 
Ziel ist es , der Eskalationsgefahr und der r·techan i k des Nettrüstens ~­
sternatisch entgegen z uwirke n, auf der Grundlage einer d efensive n Verte i-
digungskonzeotio n und der darauf abgestimmten Politik der Rüstungsbegren -
zung und -kontrolle in Europa. 
2 . Dazu si nd insbesondere folgende Frage n z u beantworten , in deren Mittel-
punkt di e Probleme der Nuklea rwaffen und alternativen St rategie n bzw . 
Doktrinen stehen : 
- \~e lche Schritte sind erforderlich , um d e n Gefahren ei ner Regionalisie-
rung eines Krieges auf t·titteleuropa mit sicherheitspolitischen und rü-
stungskontroll-politische n Maßn a hmen wirksam z u begegnen? 
- \oJelchen sicherheitspolitischen Zusamme nha ng gibt es z \·Jischen den Plänen 
eines Ausbaus der britischen Nukl e arverteidigung und d e m amerikanischen 
Vorhaben des Ausbaus d e r Mitte l strecken raketenbewaff nung auf Sc hif fe n 
und dem militärische n Teil des Nato-Doppelbeschlusses? Gibt es angesichts 
dieser Entwicklung übe rhaupt noc h eine Not\'Jendigkeit für ge sonderte e uro-
stra tegi sche Systeme, bZ\·I. \ ... elche Nögli c hkei ten einer Stat ion ierung e uro-
strategiSCher Sys teme auf Sc hi ffen ergeben sich a us di ese n veränderten 
Entscheidungsbedingungen? ... 
- Sind die l a uf e nde n Beschaf funqsprogramme der Bundes \'Je hr un serer Sicher -
heitspolit ik in den acht zige r J a hren ge\"8chsen (Akzepta nzkri se , Kost e n-
explosion, Rekrutierungskrise)? We lche \~eiterentwi cklung der bewährten 
Wehrstruk t ur d e r Bunde swe hr ist notwendig, um der Kostenexplosion, der 
Obertechnisierung d er Streitkräfte und der z u erwartenden Abn a hme der 
Zahl der We hrpflichtigen Rechnung zu tragen? Wi e s ind die me hr konventio-
nel l e n Nodell e e ine r Raumverteidigunq z u be\·terten, "leIche r.1öglichkei t e n 
zu ihrer Umset zung gibt es? 
- Wie sind di e Vorschläge für ei n e me h r europazentrierte Abrüstungsinitia -
tive zu beurteilen, und we l c he Konzeptionen sind im Bereich d er KAE und 
der MBFR ftir eine wirkung svoll e e uropäische Abrü s tung z u verfolgen ? 
- \~elche Chance n bestehen für deutsch - deut sche Abrüstungs initia tiven ? 
Oie S po-Bundestagsf r ak tion und die sozialliberale Bundesregi e rung werden 
hie rmit gebeten: 
1. Eine Enquete-Kommission des Deutschen Bunde s tag es zum Thema: "Zukünf-
tige Sicherheits- und Rüstungskont rollpolitik: konzeptionelle und insti -
tutione lle Aspek te" e inzuset zen .... 
Der Bundespartei tag s tellt, da es in der Ve rga ngen heit zumindest mißver-
standliehe Äußerunge n gegeben hat , klar, daß d e r Pazifismus e in e Einstel-
lung i st , die vo lle n Respekt verdient und in d e r SPO hi storisc h und ak-
tue ll ihren l e gitime n Plat z hat. 
(Ang e nomme n) 
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Kommentar (T)): Die in dem sachlich komprimierten, beschlußfähig formulierten 
Antragstext unterstrichenen Lexeme/Phra seme sind Schwerwortkandidaten vor al-
lem durch ihren komplexen Bezug auf das Subsystem Politik (l·lerkmal b mit d); 
1. Zugehörigkeit zur politischen Institutionssprache, z .B. Bundestagsfraktion, 
Enquete-Kommission, Koa li tion, Votwn, Doktrin, Beschaffungsprogmllull (vgl. die 
1. Lexemklasse in Kap. 4); 2. Zugehörigkeit zur militärischen Fachsprache, 
z. B. konventione lle Mode Ue, Rawnvel'teidigung, Nukleal'waffen, defensive Ver -
teidigungskonzeption (vgl. die 1. Lexemklasse in Kap. 4); J. durch die Viel-
zah l fachsprachlich verdichteter Wortneubildungen aus dem Bereich der Außen-
und Sicherheitspolitik, z. B. ew'opazentl'iel't, eUl'ostl'ategisch, Akzeptanz-, 
Rekl'utierungskr1:se, l'iistungskontl'olZ-politisch , Nato-Doppelbeschluß . 4. Zahl-
reiche Lexeme werden zusätzlich - in T3 aus sozialdemokratischer Sicht - als 
Fahnen- bzw. Stigmawörter (Merkmal 1) verwendet und zwar var iant (Merkmal f) 
zu den entsprechenden Lexemgebräuchen der Gegenparteien. Wegen des (zunächst) 
parteiinternen Adressatenbezugs fehlen explikative Textelernente . Led iglich 
der Leitbegriff Pazifismus erhält einen expliziten Hinweis auf seinen histo-
rischen Hori zont (l·lerkmal k) (vgl. auch T16). 5. Bestimmte Lexeme gehören zur 
fächerübergreifenden \~issenschafts - und Bi Idungssprache, z. B. Eska lation, a l-
te l'nativ, System, Modell, Konzeption, i/7Stitut-ionell, legitim, Mechanik und 
(durch untersc hiedliche Verwendung in Bildungssprache und militärischer Fach-
sprache polysemes) konventioneU (vgl. 1·lerkma le q, d), (vgl. die 4. Lexem-
klasse in Kap. 4). 
Beispieltext T4 (vgl. oben Textsorte 21) 
Für Frieden und Freiheit. Das Wahlprogramrn der CDU/CSU 
(Bundestagswahl 1980) , S. 8ff . 
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Längst ehe der Begriff der Friedenspolitik zum sozialistischen Propagan-
daschlagwort gegen die Unionsparteien mißbraucht wurde, haben CDU und CSU 
realistische Friedenspolitik betrieben. 
Wir sind fGr Gewaltverzicht, Abrilstung, Rilstungsbegrenzung und Rüstungs-
kontrolle, wenn dabei ein ausgewogenes militärisches Gleichgewicht auE 
allen Ebenen gewährleistet wird. '" 
Deutschland ist nach \-lie vor geteilt. Nir finden uns mit der kommunisti-
schen Diktatur im anderen Teil Deutschlands, dem Schießbefehl, dem weite-
ren Ausbau der Selbstschußanlagen a n der Grenze, mit der Unterdrückung 
der Freizügigkeit und der Meinungsfreiheit niemals ab. . . . 
Wir haben den Ordnungsrahmen der Soz ialen Marktwirtschaft erarbeitet und 
durchgesetzt, um die Freiheit auch im Zeitalter verstärkter Industriali -
sierung und weitergehender Arbeitsteilung für jedermann zu schaffen .. ,. 
Diese Politik [der SPO/POP] hat im Vergleich zu den 50er und 60er Jahren 
zu einem beispiellosen Rückgang der Investitionstätigkeit im let zten 
Jahrzehnt geführt, zu Inflation und Dauerarbeitslosigkeit, zu e iner nie 
zuvor erreichten Staatsverschuldung und zu einer bürokratischen Fessel ung 
der Wachstumskräfte unserer Wirtschaft .... 
S PD und FDP habe n mit ihrer Schulpolitik rücksichtslos herumexoer imentiert 
und dadurch Eltern und Schüler un zumutbar belastet. Sozialistische System-
veränderer versuchen, Klassenkampf im Klassenzimmer einzuüben. Schulen 
sollen für sie nicht langer Stätten der Bildung und Erziehung sein , son-
dern Gelegenheiten, die Schhler "konflikttheore tisch " aufzulad~n, sie dem 
Elternhaus zu entfremden , ihn e n, auf der Grundlage ei nes verzerrten und 
ve rfälschten Geschichtsbildes e in einseitiges politisches Weltbild aufzu-
drängen . 
Gesetze , Erlasse, Verfügungen, Verordnu ngen und Ausführungsbestimmungen 
ersticken~neitat , Risikobereitschaft und Erfindungsgeist der Nen-
schen. Die Dynamik der \hrt schaft und die Vitalität der Gesellschaft dro -
hen zu erlahmen. 
Nur im Sozialismus muß alles und jegliches bürokratisch entschieden wer-
den. Eine leistungsfähige Verwaltung ist im modernen Staa~ unverzichtbar; 
Bürokratisierung ist für uns jedoch e in Fehler, für Soz ialisten dagegen 
System. 
Sie benutzen Bürokratisierung als Mittel zur lautlosen Systemveränderung. 
Heute braucht der Sozialismus keine Revolution . Er entsteht durch die all-
umfas sende Bürokratisierung unseres Lebens gle i chsam von se lbst. 
Kommentar (T4): Für diesen vage und komprimiert formulierten Propaganda- und 
' Schlagwort' text ist - wie für \'lahlprogramme generell - die Vermischung des 
politischen Funktionswortschatzes mit dem ideologischen Wortschatz charakte-
ristisch . Die unterstrichenen Lexeme/Phraseme sind Sch\ ... erwortkandidaten auf-
grund folgender Herkmale: 1. Programmatische Leerformelhaftigkeit von Phrase-
men wie FI'ieden und Freiheit, Gleichgewicht auf allen Ebenen , Froeiheit fUro 
jedermann (vgl. die 2. Lexem- und Phra semklasse in Kap. 4 ). 2. Die Fahnenwort-
funktion (t-1erkmal 1) von zum Teil fachsprachlich ver""endeten politischen Le -
xemen , die in Relation zum Sprachgebrauch der jeweiligen Gegenpartei variante 
Bedeutunge n haben, z.B. lroealistische) Froiedenspolitik mit explizitem Himleis 
auf den im Verhältnis zur SPD-Version ("soziali stisches Propagandaschlagwort") 
varianten ('richtigen ') Gebra uch der CDU/CSU, GeUX1ltvel'zicht , Abrüstung, Rü-
stungsbegroenzung, -kO>ltmlle, FreizUgigkeit , Meimmgsfroeiheit, militb.'roisches 
Gleichgewicht oder das Phrasem soziale Marktwil'tschaft , das - flankiert von 
posi ti vem Ordnungsr·all1nen und Freihei t für jedermann - mi t seinem parteilich -
programmatischen Charakter der ideologischen Abgrenzung gegen den Sozialismus-
Kommun i s mu s dient ( vg l . die 1 . und 2. Lexemkla sse in Kap. 4), die Fahnem'lort-
funktion eher bildungssprachli cher Ausdracke (Herkmal 1 und q in Kombination) 
wie SpontaneiUit, Risikobereitschaft , VitaUtdt , Dynamik neben eher neutralen 
Ausdracken der Bildungssprache und des \hssenschaftsjargons wie konflikttheo-
retisch, entfremden , experimentieren (vgl. die 4. Lexemklasse in Kap. 4). 3. 
Fachsprachliche (zum Teil aus dem ideologische n Vokabular des Sozialismus/ 
t-1ar xismus übernommene und gegen diesen selbst gerichtete) "lertende Kampf- und 
Stigma,.örter wie Klassenkampf, kOllummistische Diktatur ( vers tärkt abgewertet 
durch den Kontext von Schießbefehl und Untel'drückung dero Fl'eizügigkeit), so-
zia listische Systemverdnderer, Biirokf'Gtisieroung, Schulpolitik und Sozialismus 
als von der CDU/CSU stark abgewerteter Fahnenbegriff sowohl der SPD als auch 
des DDR-Soziali s mus (doppe lte Stigmati sierung!) (vgl. die 2. Lexemklasse in 
Kap . 4). 4. Sachneutrale, gelegentlich in negativiere ndem Kontext verwendete 
Fa cha usdrücke der politischen Institutionssprache wie Gesetze J El'lZasse J Ver-
fiigungen, Verordnungen , Ausfühl'ungsbestimlllungen (als Bezeichnungen far Text -
sorten der Barokratie), Arbeitsteilung, Investitionstdtigkeit_. Inflation , 
Freizügigkeit, Staatsvel'E'chu/.dung (vg1. die 1. Lexemklasse in Kap. 4). Im 
Unterschied et, ... a zu den Texten Tl bis T3 zeigt T4 textsortenspezifisch eine 
starke Verdichtung des politischen Fahnen- und Stigmavokabulars bzw. die Ten-
denz zur Ideologisierung politischer Te rmini und bildungssprachlicher Aus -
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drücke. Der Text enthält keine Verstehenshilfen in Form von explikativen Aus-
drücken zu den Schwerwortkandidaten, denn er will appellieren und imponieren 
und den politischen Gegner abwerten. Das Gemeinte oder zu Verstehende ist auch 
durch Hinterfragen oder Zwischen-den-Zeilen-lesen nur schwer zu erschließen: 
Wer begrenzt/kontrolliert mit welchem Recht wessen Rüstung? Aus welchen Grün-
den droht die "Vitalität der Gesellschaft" zu erlahmen, was immer auch das 
sei? An Schwer- und Unverständlichkeit wird dieser Text allerdings noch vom 
folgenden Te xt T5 übertroffen. 
Beispieltext T5 (vg1. oben Textsorte 21) 
Die Grünen. Baden-Württemberg. Programm zur Landtagswahl 1984, 
S. 23 , 45 , 59 
Kürzungen im Bundes\'lehretat haben auch die Aufgabe eine Umstrukturierunq 
der Bundeswehr zur Nichtangriffsfähigkeit einzuleiten; d . h . Reduzierung 
der konventionellen Armee bei gleichzeitiger Umrüstung auf Offensivwaffen. 
Die wesentlichen Pläne zur konventionellen Offensiv-Aufrüstunq (Rogers-
Plan) oder die Benutzung der konventionellen Offensiv-Streitmacht des 
Os t ens zur militärischep Erpressung (Polen) machen die Notwendigkeit ei-
ner beidseitigen strukturellen Nichtangriffsfähigkeit, als Ausgangspunkt 
für eine ernsthafte Abrüstungs- und Friedenspolitik delltlich ... . 
Soziale Verteidigung ist die solidarische Selbstbehauptung einer Gesell-
schaft mit gewaltlosen, nicht - militärischen Mitteln gegen einen militäri-
schen Angriff von innen (Putsch, Staatsstreich) und von außen (Invasion, 
Intervention). Grundlegende Prinzipi e n der ~ozialen Verteidigung sind: 
- Kriegsverhinderung durch glaubwfirdige Vorbereitung und Einübung gewalt -
freien, koordinierten und solidarischen Widerstands. Ein Aggressor muß 
wissen, daß er ein Territorium gewinnen, aber es weder beherrschen noch 
ausbeuten kann .... 
demonstrativer Protest, subversive Kommunikationsnetze und vielfältige 
Formen aktiven gewaltfreien Widerstands; .,. 
Sozia le Verteidigung setzt nicht nur voraus, daß ein hohes ~1aß an Solida-
rität und an Kenntnissen über technische und soziale Zusammenhänge be-
steht, sondern verla ngt dezentral strukturierte gesellschaftliche Versor-
gunqseinheiten. 
Im Einzelfall ist, ehe eine neue Technologie z um Einsatz kommen darf, von 
allen Betroffenen über folgende Fragen zu entscheiden: 
- Gibt es einen gleichwertigen Ersatz für den u.U . wegzurationalisieren-
den Arbeitsplatz? 
- Nimmt durch den Technoloqieeinsatz die Taylorisation und damit der ~nt­
fremdungscharakter der Arbeit weiter zu? 
- Dient die Technologie einer weiteren Hierarchisierunq der Arbe i tsorga-
nisation ? Erhohen sich Streß und Kontrolle? 
- Erhöht sich die Isolation der Arbeitenden? Welche Gegenmaßnahmen können 
getrof fen \'lerden? ... 
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Eigentlich sollte es so sein, daß das Parlament Gesetze erläßt, die von 
der Verwaltung dann durchgeführt werden . Die Realität jedoch sieht anders 
aus. Me hr als zwei Drittel aller Gesetzesvorlagen werden von den Verwal-
tungsspitzen, den Ministerien eingebracht. Die Abgeordneten sind in der 
Beurteilung von Gesetzesinitiativen fast uneingeschränkt den Informatio-
nen der BGrokratie ausgeliefert. So entstehen dann Sachzwänge , denen die 
Parlamentarier kaum et,~as e ntgegensetzen können. Hinzu kommt , daß ein gro-
ßer Tei l der Handatstrager und Handatsträgerinnen gleichzeitig das Amt 
eines Bürgermeisters, Landrats oder Ministers bekleiden. Eine echte Ge-
waltenteilung zw ischen Exekutive und Legislative ist somit kaum noch ge-
geben, vielmehr wird das Parlament von den Bürokratien dominiert. Das de-
mokratische Grundprinzip der Gewaltenteilung wird aber inzwischen zusätz-
lich a uch im Hinblick auE die dritte "unabhängige !! Ge\valt, die Judikative , 
die Gerichte außer Kraft gesetzt . 
Die voranschreitende parteipolitische Vereinnahmung des "unabhängigen" 
Bundesverfassungsgerichts und anderer hoher Gerichtsinstanzen halten die 
GrUnen für eine katastrophale Aushbhlung des Prinzips der Gewaltenteilung. 
Parteiegoistisches Proporzdenken muß hier noch schwerwiegende Auswirkun -
gen haben, wie heute schon die weitgehende Gleichschaltung der öffentlich -
rechtlichen Rundfunkanstalten zeigt. 
Kommentar (T5): Dieser Programmte::t j st- aufgrund seiner fach- und bildungs-
l exikalischen Komprir.lioi l.ile.l t in hohem Grade un - oder sch"/erverständlich und 
wegen des gänzlichen Verzichts auf text interne Verstehen shil fe n geradezu text-
sorten'unspe zifisch ' (Au s nahmen sind die text internen Erklärungen der Ausdrük-
ke Putsch, Staatsstr'eich und Invasion, II1tel'vention). Bei den unterstrichenen 
Lexemen /Phrasemen handelt es s ich um Schwerwortkandidaten aus 1 . der politi-
schen Institutionssprache und der militarischen Fachsprache: Etat, Gesetzes-
vOr'lagen, -initiativen, Mandatstr'ciger', GebX!Uenteilung, exekutive, Legisla-
tive, Judikative, TePl,itor'iwn, konventionelle Ar'mee, Offens i vbX!ffen, -Aufrii-
stung usw. (vgl . die 1. Lexemklasse in Kap. 4); 2. der Ideologiesprache mit 
,.ertenden Lexemen wie Solidaritdt , subversive Kommunikationsnetze, AggressoJ' 
{vgl. die 2. Lexemklasse in Kap. 4} i 3. der Terminologie der Sozial\oJissen-
schaften (Taylor'isation, Entfl'emdung, wegmtionalisier'en, Hiem r'chisie r'ung! 
( vgl. die 1. Lexe mklas se in Kap. 4) und 4. der Bildungssprache: Technologie, 
dezentral , Pr'opor'zdenken, Reduziel'ung, dominier'en , kool'dinier'en , Instanz, Um-
stJ'uktur'ier'ung, demonstJ'ati v (vgl. die 4. Lexemklasse in Kap. 4). 
Beispie1text T6 (vg1 . oben Textsorte 22 ) 
Das Regierungsprogramm der SPD 1983-1987, S . 56ff. 
Die erstmalige Chance der Raketenreduzierung und eines Vertrages des Ge-
waltverzichts zwischen NATO und Warschauer Pakt muß genutzt werden. 
Nur eine sozialdemokratisch geführte Bundesregierung wird alle deutschen 
Möglichkeiten der aktiven Einwirkung in Genf nutzen. 
Wir fordern ein vereinbartes Stationier ung s mora torium für neue Raketen -
systeme kürzerer Reich\ .... eite . Alle in Europa stationierten und auf Europa 
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gerichteten Kernwaffen milsse n in die Abrilstungsverhandlungen einbezogen 
\-Ierden. Unser ziel ble ibt ein atomwaffenfreies Europa, wie es berei ts im 
Godesberger Grundsat z programm beschlossen wurde. 
Oie Abrilstung i m nukl earen Bere ich muß durch Verhandlungen im konventio-
ne lle n Bere i ch ergänzt \'/erde n, insbesondere durch e in e Ve rringe rung der 
Truppenstä rken in Mitte l e uropa. Des halb fordern wir e ine Konf e r e nz filr 
Abrilstung in Europa (KAE). Bei den \'li e ner Verhandlunge n müsse n nun Redu-
zierunqsvörsch l äge unabhängig von der Datendiskussion entschieden wer -
d e n . • .. 
\'lir Soz ialde mokraten stehen für die grundsätzliche Alterna tive zur Ellen-
bogengesellschaft des rücksichtslosen Egoismu s . Uns e r Weg h e ißt: 
Wir vertrauen auf die Kraft der Solidarit~t und auf die Weitsich t de r 
mündigen Bürger. 
I mmer noc h stört das Zie l e iner tatsächlichen Gleichstellung von Nännern 
und Frauen das konservative \'le ltbild. 
Wir Sozialdemokraten sind z uve r s ichtlich , daß sich di e Fra ue n gegen die 
De montage ihrer Re c hte zur We hr setzen werden und ihr ne ues Selbs tbewußt-
sein s tarke r ist als die Attacken konservativer Ideologien . 
Di e Arbeitnehmer und ihre Familien waren und bleiben das Fundame nt der 
Sozialdemokratie .. ' . 
\'Iir Sozialdemokra t e n \oIollen die Zukunft unseres Landes in innere m und 
ä ußerem Friede n so gestalten, daß sie eine gute Zukunft für alle Bürger 
\·Jird .... 
\'1ir bitten die \'lähler inne n und \'Iähler: Ge hen Sie zur \-1ah l. Verschenken 
Sie Ihre St imme ni c ht a n un\"irk sa me Splittergruppen oder Parteireste. 
Nähle n Sie nicht ge ge n Ihre e ige nen Interessen . 
Un se r Land braucht wieder eine kompetente Regierung, die seine Interes-
sen e ntschiede n vertr itt . . . 
Kommentar (T6): Die im ersten Abschnitt des sozialdemokratischen Regierungs-
programms un terstr iche ne n Lexe me/Phra seme sind Schl,o/en<lortkandida ten 1. durch 
ihre Zugehörigkeit zum e nge re n Begrif fsfe ld der Ve rteidigung spolitik , vor al-
l e m a b er durch die kompakt e n fac hsprachlichen \·Iortbildungsverd i c htunge n Rake -
tenreduzie rung , Reduzierungsvorschltige , Gewa l tver,zicht, Station 'ie rungsmupato-
pi um, Raketensystem, atomwaffenfrei, Da tend';skussion (vgl. die 1. Lexemklasse 
in Kap. 4) , der zweite Abs c hni tt ("Wir Sozialdemokraten . .. " ) betreibt poli-
tische Werbung mit 2. de m spezifische n sozialdemokratischen Schlagwor t(Fah -
ne n- und Stigmawort)vokabular mit starker Symptomfunkti o n und an die Zielgrup-
pe 'Frauen, Arbeitnehmer, Famil ien I gerichteter Appellfunktion : Solidarität, 
miind'i.gel' Biirgei',. innerep und auf3erer Frieden (Fahnem·,örter), konservatives 
/-Ieltb'ild, konservative Ideologien ( S tigmaphraseme, indirek t ist auch kompe -
tente Regier'ung im Kontext stigmat isi erend, wei l es ei ne bisher inkompetente 
CDU -Regierung präsupponiert) ( vg l . di e 2 . Le xemklasse in Ka p. 4) und 3. bil-
dungssprachlichem Vokabular : kompetent , Fundament , Alter'native, Attacke, De-
mo.,tage, Egoismus (vgl. di e 4. Lexemklasse in Kap . 4) . 
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Beispieltext T7 (vgl . oben Textsorte 24) 
Wahlkampfanzeige der CDU im Landtagswahlkampf Baden-Württemberg 
1980 
I'Famili e als 'Sozialisationsagentur ' ? Kinder a l s 'Dauerpflegeper s onen' ? 
Eltern als 'Be z ugspersonen' ? Liebe als 'Integrationsmechanismus ' ? Worte 
aus d e m amtlichen Familienbericht d er Banner Lirlksre gierung. We r so 
spricht (und de nkt) I zerstört unsere Familien. Unsere \'/ertordnung . In 
Baden - Württembe rg wird alles getan , um die Familie zu e rh a lten. Zu s tär -
ken. In unserem Land regiert die CDU. Mit Ministerpräsident Lotha r Sp~th. 
Hit Herz. 11 
Kommen tar (T7): Lexikalische Schwe re bz w . lexikalisch bedingtes Schwerver-
stindnis kann in diesem politischen Werbetext (Merkmal t) pote ntiell aus fol -
genden Merkmalen de r unte rstriche nen Lexeme resultieren: 1. Gruppenbezogenhe i t 
und deskriptive /wer tende Varianz (bzw. ideologis c he Polysemie; Merkmal e e und 
f ); im semantischen Streit der Pa rteien um di e ('ri c htige') Bedeutung und de n 
Versuch der Usurpat ion von interpretationsbedingten, auf Gegenstände der so-
zialen Welt ( Merkmal u) bezogenen Wertbegriffen (Miranda - AusdrUcke) werden die 
g e me in sprachlichen \vört e r FamiLie und Liebe (re lativ j e weils z ur gleichen Be-
de utungsdimension ) partei-(CDU - bz\oJ. SPD- )spezifisch j e \'leils unters,chiedlich 
bestirrunt , d. h . sO\oJohl deskriptiv als auch evaluati v variant bes timmt (vgl. die 
2. Lexemklasse in Kap. 4). 2. Außer Me inungsgruppenbezogenhe it der semantisch 
instabile n Alltagswörter ist e in weitere r Schwerefaktor in de r SUbsystembezo-
g e nheit (Mer kmal b) zu sehen, also in de r Zug e horigkeit der von der SPD im 
amtlichen Pamili e nbericht als Interpretamente für L'i ebe und FamiZie eingesetz-
t e n und von der CDU al s s ozial t echnokra tis cher Jargon s tigmati s ierte n Termini 
SoziaLisationsagentul' und Integl'atiol1smechanismus , die Anleihen aus der Termi-
nologi e von Soziologie/Psychologie aufweisen , deren zweite Besta ndte ile aber 
durc h den metaphorisohen Bezug (Me rkma l r) auf verschiedene fachlich e Refere nz-
be r e iche und durch ihre auch bildungssprache Geltung me hrfach po l ysem sind und 
de n Termi ni einen leerformelhaften Schlagwortcharakter ('Metapherll- Termini') 
verleihen (vgl. die 2 . , 3. und 4. Lexe mklasse in Kap. 4). Die CDU-eigene Ver-
sion von Familie i s t g eschickt ausgespart, sie soll sich als positives Gegen-
bild von se lbst aus dem SPD-s tigmatisi erenden Kontext (IiBonner Linksregie -
rung") ergeben. 
Beispieltext T8 (vgl. oben Textsorte 27) 
K. -H. Flach: Noch eine Chance für die Liberalen. Eine Streit-
schrift . Frankfurt 1977, S. 12f., 34ff., 40 , 74f., 76f. , 84f. 
Kl eine r liberaler Katechismus 
Darilbe r , was Liberalismus eingentlich bede utet, gibt es Streit selbst un-
ter Liberalen , unter den vie l e n Konservativen, di e s ich aus Tradition li-
beral nennen, und unter jungen Linke n di e nicht wis sen, daß si e e nttäusch -
t e Libe rale sind . '" 
Die Pre iheit des Ein ze lnen findet ihre Gr e nze n in der Fre ih e it des ande-
ren Einze l nen, des Nächsten. Insoweit ist Liberalismus nicht Anarchismus , 
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sondern auch eine politische Ordnungslehre. 
Auch liberale Dialektik geht davon aus , daß Thesen und Antithesen einander 
gegenüberstehen , sich zu Synthesen vereinigen und damit neue Thesen bilden, 
denen gegenüber neue Antithesen entstehen müssen und werden. Doch im Gegen-
satz zu zeitgenössischen Spielarten des dialektischen Materialismus hört 
für den Liberalen die Dia l ektik nicht auf .... 
Insofern ist Liberalismus eine politische Relativitätstheorie. 
Der Liberalismus kennt daher keine Tabus. 
Der Liberalismus läßt sich von keiner Utopie verzaubern und von keiner 
Ideologie verführen. Er sieht beide in ihrer relativen Bedeutung , sozusa-
gen entschleiert .... 
für die unvermeidliche Unterordnung in Staat und Gemeinden gibt es in der 
Demokratie e i n System der Legitimation und Kontrollen. 
Die Suche nach dem 1 0ritten Weg ll zwischen Kapitalismus und Sozialismus 
gilt im Kapitalismus als abwegig und im Kommunismus als kriminell . Das 
enthebt den Liberalismus nicht von der Pflicht , nach ihm zu streben .... 
Die Erfahrung mit den Systemen des etablierten Sozialismus lehrt , daß das 
~ von der Veränderung der Lage des ausgebeuteten Nenschen allein durch 
Veränderung der Besitzverhältnisse der Praxis nicht standhält . 
Der Untersuchungsbefund marxistischer Systeme anhand marxistischer Krite -
rien ist nicht rosig. Es zeigt sich, daß die Entfremdung des Nenschen von 
der Arbeit nicht das Ergebnis der Besitzverhältnisse ist, sondern das Er-
gebis der hochent\~ickelten Industriegese l lschaft unabhängig von der Be-
sitzstruktur. Naturwissenschaft und Technik bestimmen die konkrete Lage 
der \'Jerktatigen f'.1assen in beängstigender Übereinstimmung in Ost und \'lest . 
Für den Fließbandarbeiter oder Automatenkontrolleur, für die Gleichförmig-
keit seiner Tätigkeit, die Undurchschaubarkeit seiner Rolle im gesamten 
Produktionsprozeß, die Gefahren seiner Frustrationen und Neurosen und die 
ihnen folgenden 1I richtigen I1 Krankheiten, sind die Besitzverhältnisse we-
niger wichtig als der Entwicklungsgrad der Produktionstechnik . .. . 
Das zivilisatorische, kulturelle und soziale Gefälle zwischen Stadt und 
Land ist in den etablierten sozialistischen Staaten eher größer denn klei -
ner als im Westen . . . . 
Die ewigen Sorgen der riesigen Agrarländer des Ostens um die Ernte, die 
ständige f'.1obilisierung zahlreicher Ferienbriqaden aus den Städten zu ihrer 
Rettung kommt einer Bankrotterklärung der sozialistischen Land\olirtschafts -
politik gleich, die in ihrer theoretischen Anlage viel moderner und ver -
nUnftiger ist als die westliche, in der Praxis aber versagt. 
Die l-1isere des etablierten Sozialismus besteht vorwiegend darin , daß der 
Mensch nicht beliebig manipulierbar und das Bewußtsein nicht kurzfristig 
änderbar sind .... 
Die bestimmenden Kräfte in dieser ~'Je lt sind in \'lahrheit in z\oIei Lager ein-
zuordnen . Bei allem Respekt vor notwendigen Differenzierungen und gegebe -
nen Nuancen kann gesagt werden, daß es sich um die progressiven Kräfte 
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auf der einen und die Mächte der Beharrung oder des ROckschritts auf der 
anderen Seite handelt . Di e Frontlinie läuft Obe rall zwischen konservativ 
und liberal. Dieser Gegensatz verläuft nicht z,·lischen Ost und \oJes t, son-
d e rn geht mitten durch die Blöcke; e r stellt nicht e in Volk gegen das an-
dere, sondern teilt die Völker, er findet nicht Ausdruck in der e inen oder 
anderen Partei, sondern geht qu e r durch die Parteien. 
Im Oste n '<lirken Dogmatiker und Reformer, im ~'les ten Kalte Krieger und Ent-
spannungsfreunde , in de n Kirchen Progressive und Konservative. 
Kapitalistische Ordnungen s ind potentiell faschistisch. 
Sozialistische Ordnungen sind potentiell stalinistisch . In höchste r Be -
drängnis , wenn ernsthafte Gefahr fOr ihre Besitzpositionen droht , kann 
den he rrschenden Kreisen in kapitalistisc hen Staaten die Rettung durch ei-
ne faschistische Ordnung lieber sein als ihr Absti e g. Im Sozialismus 
greift eine e tablierte Führungsgruppe eher zu stalinistischen Praktiken, 
nls sich echter Volkskontrolle einer fr eien Öffentlichkeit und ihrer Ab-
wahl auszusetzen . 
Faschistisch und stalinistisch stehen hier natOrlich nicht als Bezeichnung 
konkreter historischer Vorkommnisse , \'/ie s ie etwa im italienischen Um-
sch l ag von e lit~rem Linkssoz ialismus in d e n FrOhfasc hi s mus Mu sso linis, im 
d e utsche n Nationalsozialismus unter dem "Führer" Hitler oder der Terror-
Herrschaft des "Generalissimus" Stalin zum Ausdruck kamen. Sie umschre i-
ben allgemein den Sieg der tota len Ord nu ng Ober die Fre iheit, Zustande, 
die eine perfekte Einschrankung der geistigen Freiheit und der persönli-
chen Freiz ügigke it sowie der staatsbOrgerlichen Rechte mit der unkontrol-
lierte n Herrschaft ei nes Diktators oder e iner im Besitz absoluter Macht 
befindlichen Cligue vereinigen. Diese Systeme leben zumeist davon, daß 
sie den Agressionstrieb der t-1assen wachhalten und auf immer neue innere 
und äußere Feinde l e nken . . .. 
Faßt ma n die potentiellen ( schlummernden, in best immten historische n Situa-
tionen ? ktivierbaren) faschistischen Gefahren des Kapitalismus und die 
sta linistische n Gefährdungen des Sozia li s mus z usammen, so ergibt sich die 
schmerzli c he Erkenntnis, daß j e de me nschliche Ordnung in der Gefahr steht, 
in totale Unfreihei t umzuschlagen . . .. 
Der Liberalismus hat im 19. Jahrhunde rt e in Sys tem von Sicherungen g egen 
l'lachtmißbra uch geschaffen , das unvollkomme n blieb und heute nicht mehr 
ausreichend funktioni ert. Seine Grundelemente - Gewaltenpluralismus, grbßt-
mögliche Öffentlichkeit , unabhängige Rechtsprechung - s ind aber trotz Un-
vol lko mmenh e it und teil \'/eiser FunktionsuntOchtigkei t nach \·Ji e vor brauch-
bar. J edenfalls "/urde n noc h keine besseren erfunden . 
Initiative, Exekutive und Kontrolle sind (nach Ralf Dahrendorfl die ent-
scheidenden Aufgaben in der mode rn en Gese llschaft . Es kommt darauf an, sie 
in ein ausgewogenes Verhältnis zueinander z u bringe n. Der Initiative, den 
Anregu ngen a us der Gesellschaf t , ist ein weiter Fre iheit s traum zu schaffen; 
für die Exek utive, die Ausführung der Initiativen, sollte eine optimale 
und ra tione lle Organisation geschaffen werden und der Kontrolle durch be-
sondere Organe (Parla mente, Rechnungshöfe , Untersuc hung sa us schusse ) und 
vor allem durch die Öffentl i chkeit muß ein hohes Maß an Wirk samkeit ge-
sich e rt \·Ierden. 
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Liberale Kultur-Evolution 
Der die z ur nackten Reproduktion der Arbe itskraft notwendigen Mittel Gber-
steigende , in Ausgabe oder Anlage alternative Entscheidungsmöglichkeiten 
eröff nende Einkornmensteil \"ird für immer mehr t.1enschen immer größer .... 
Die Mobilität der Industriegesellschaft befreit den Mens c hen nach und nach 
aus der örtlichen und klas senmäßigen I'Gefangenschaft", Weltweite Informa-
tionsmittel und Verkehrssysteme und die vermehrten Bildungs - und Fortbil-
dungseinrichtungen führen zur Aufhebung der engen Orts- und Landschaftsge-
bundenheit (horizontale Mobilität) und z ur Auflösung der lebenslänglichen 
Bindung an e inen Beruf oder ei ne Laufbahn (vertikal e Mobilit~t ) . ... 
Daß mehr Gleichheit immer eine gewisse Nivellierung bedeutet, ein Einpen-
deln auf vergleichsweise mittlerem Niveau, wird nicht zu umgehen sein. 
Viele Frustrationen, die mit diesem relativen Gleichheitsprozeß verbunde n 
sind, beruhen auf dem Irrtum, Demokratisierung könne Anhebung aller Bürger 
auf das höchste Niveau früher herrschender Schichten bedeuten. 
Kommentar ('ra): In den zi tierten PassaQen dieses komprimierten Textes \'/erden 
die meinungsspezifischen Begriffsgeschichten politischer Termini (ge schicht li -
cher Grundbegriffe und vieler Ismen; Merkmal 1) und ihre innerhalb des aktu -
ellen parteipolitischen Spektrums varianten Definitionen explizit thematisiert 
und reflektiert. Die unterstriche ne n Le xeme!Phraseme sind Schwerwortkandidaten 
aufgrund 1 . ihrer Gruppenbezogenheit, ihrer ideologisch varianten Verwendung 
und ihres historischen Horizontes (Merkmale e, E, k), z.B. die Fahnen- und 
Stigmawörter [,ibel'tl Zismus , fasah is tisah, sta lin'istisah , Anal'ahismus, Kapi ta-
lismus, Sozialismus , Komllnmismus, Fr>iihfasahismus, KaUe!> Kr>'ieg (vgL die 2. 
Lexemklasse in Kap. 4), 2. ihrer Zugehörigkeit zur ( z um Teil fachlich defi-
nierten) mar xistische n/sozialistischen Begrifflichkeit (dialektisaher> ftbte -
r>ia lismus, Entfl'emdung, Pl'oduktionspr>ozeß, Repl'oduktion) , deren Angemessenhei t 
für die Interpretation und den Entwurf sozialer Realität vom Autor zurückge-
wiesen wird (vgl . die 2. Lexemkl asse in Kap. 4), 3. ihrer institutionssprach-
licher Herkunft ([,egitimation, Gel.Xlltenplumlismus , E:cekutive, Unte r>suohwlgs -
ausschuß, hOl'izontale/ve r>tikale Mobil-itiit (mit textinternen Erläuterungen) 
(vgl. die I. Lexemkl asse in Kap . 4), und 4. ihrer Metaphorik und starken Bil-
dungssprachlichkei t: Dia lektik, These, Anti these, Syn these, Re la tivi ttits theo-
r>ie (hier metaphorisch venlendet, vgL t·lerkmal r) , Tabu, NeUl'ose, Fr>ustr>atiol1 
(aus der Psychoana lyse stammend, vg l. t·lerkmal r) , Misel'e, Nuanae , mal1'ipuliel"-
bal', Clique, Ni ve ll ier>ung , Evolution usw. (vgL die 3. und 4. Lexemklasse in 
Kap. 4). 
Beispieltext T9 (vgl. oben Textsorte 31) 
a) Rede von R. Barzel im Bundestag am 23.2.1972 
Zu der Diskussion hi er gehört auch das, was draußen im Lande z um Thema ge-
sagt wird und - mehr noch - was eine raffinierte Propaganda unterschwellig 
als Bewußtseinslage und Druckkulisse zu erzeuge n versucht. 
Sie , Herr Kollege Scheel, können mit Ihrem Schlußappell und den Zitaten 
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von verschwindenden Randerscheinungen der deutschen Gesellschaft niemanden 
hier in d iese m Haus e gemeint haben. Was aber soll ma n draußen - gemeint 
ist j etzt . .. 
Erstens: Deutsch e Politik, die deutsche De mok rate n betreiben , wa r immer 
Friede n s poli tik , und das wird a uch in Zukunft so sei n. Die Verantwortli-
c hen der Weimare r Republik habe n nichts anderes als Friedenspolitik betrie-
ben , nu r Nationalsozialisten und Kommunisten nicht - he ide kei n e Demokra-
ten, beide gewalttätig auch in der inne npolitisc hen Auseinandersetzung, 
beide sahen in Ge\ .... alt e in t4itte l der Politik Die Ko mmun iste n tun das no c h 
heute. Das l e hrt der Schießbefehl eben so wi e der ni c ht vergesse n e Einmarsch 
in di e Tschechoslowakei und die Ge\oJalt , die kommunistische Kader i n die se n 
Ta gen a n unseren Univers itä ten übe n. 
In dieser Zeit wurde das e inzige Stück realer Fri edensordn ung in Europa 
gescha f fe n: die Europäische Gemeinscha ft . \'lir sprachen r echtsverbind 1 i ch 
und un e ingeschränkt Gewaltverzicht a u s. Wir gliederten di e ausschließlich 
z ur Verte idigung geschaffene und geschulte Bundeswehr in die interna t iona -
le und integ ri er te S truktur des Bündnis ses e in . wir ve rzi c hteten auf die 
Herstellung atomarer , biologischer und chemischer Waffen .... 
. .. d e utsche Spa ltung a ls die direkte Folge des Zweiten We ltkrieges dar-
s tellt. Wahr ist, daß Sta lin und seine He l fer in ihrer Besatzung szone di e 
Abspa ltung dieses Teils nich t gegen Hitler, sondern gegen antifaschistische 
De mokra t e n der SPO , CDU und LPD erZ\'lungen haben. Das muß fes tgeha l t e n wer-
den. 
b ) Rede von W. Brandt am 18 . 1 . 1973 
Der vita l e Bürgergeist, der in dem Bereich z u Hau se ist f den ich die neue 
Mitte n e nne, ve rfügt übe r eine exakte Witte rung fGr die Notwendi gke it d er 
Bewahrung von Gr undwerte n des Le bens. Er i st sensibel genug, die neuen 
Schnittlinien progressiver und bewahrender I nter essen zu er ke nn e n . Er for -
d e rt, daß in uns e rer Gesellschaft die Aufmerksamkeit für die Not des Nä ch -
ste n ni c ht verkümmert. Die moralische Kraft e ines Volkes beweist sich nicht 
so sehr in e iner hoh e n Programmatik vo n Parteien, e iner politischen Führung, 
e iner geistigen Elite , sondern in se ine r Bereit s chaf t zum Mi tleide n - in 
se iner Fähigkeit , denen zu helfen , die Hil fe brauchen - und in se iner Tole-
ranz gegenüber dem anderen. Frienen ist , so versta nden , kein Zustand, son -
dern eine Lebensha ltung. 
Das Gespräch mit den Kirche n, das in den vergangenen Jahren fr uchtba r ge-
fGhrt wurde, ist gerade auf diesem Hintergrund sellr wichti g . Wir betrach-
t en sie nicht als eine Gruppe unter den vielen de r pluralistischen Gesell-
sc ha ft und wollen ih re n Repräsentanten darum auch nicht als Vertretern blo-
ßer Gruppeninteressen begegnen . Wir meinen im Gegenteil, daß di e Kirchen 
in ihrer notwe ndige n geistigen ... 
Der Will e zur g u ten Nachbarschaf t muß i n der Konkur renz geistiger Kräfte 
und bei a lle n rea l en Konflikten spGrbar bleiben. 
Er sollte auch in den Auseinandersetzungen und i n der Koexiste n z der gro-
ßen gesellschaftlichen Gruppen wir ksa m sein - z umal in der Ve rantwortungs-
bereitschaft der Gewerkschaften und der Unternehmer. Di e moderne n deutschen 
Einhe i tsgewerkscha fte n sind eine Instituti o n, u m die un s die Welt beneidet . 
Die Bundes r e gierung bittet um ihre kriti sch e und k o n s truktive Mitarbeit -
wie um die der Unter n e hmer , die am fairen Oi ö l og interessiert s ind . 
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Das gilt für die Organi sa tionen, in denen sich politischer Wille ausdrückt. 
Das gilt vor allem für die Partner, mit denen wir die Verantwortung für 
den Staa t teilen: für die Vertreter der Länder und für die Städ te und Ge-
meinden. Die Zusammenarbeit mit dem Bundesrat muß jenseits aller parteipo-
litischen Differenzen durch Sachlichkeit und Sachverstand geprägt und von 
Vertrauen getragen sein. 
Die Arbeit der Parteien aber münde t unmittelbar in dieses Haus. Hier soll 
sie fruchtbar werden. Das gilt für die Fraktionen der Koa liti on wie för 
die opposition. Mein Angebot vom 15. De zember gilt: "Ich will gern Brük-
ken des Zueinander 
c) Rede des grünen Bundestagsabgeordneten M. Horacek im Bundes-
tag (Frankfurter Rundschau 29.5.84 , S. 2) 
He rr Präs ide nt! Liebe Mitbörger! Da ich leider nur eine ganz kurze Rede-
zeit habe, möchte ich mich darauf beschränken , zu begrönden , warum die 
Grünen es für notwendig halten , zur Solidarität mit Sacharow und Jelena 
Bonner ei nen eigenen Antrag vorzulegen . 
Wir sind der Meinung, daß die einä ugigen Kampagnen westlicher Regierugen 
für die Erhaltung von ~tenschenrechten in Osteuropa bei gleichzeitiger Ver-
letzung der Menschenrechte im eigenen Herrschaftsbereich de r Sache der 
Men schenrechte wenig nutzen. Sie haben d i e Solidarität mit lebendigen Men-
schen als ideologische ~Iaffe im kalten Krieg der Systeme mißbraucht und 
diskreditiert. 
Gerade die Solidarität mit den politisch Verfolgten in Osteuropa muß end-
lich zu ei nem klaren und unmißverständlichen Bekenntnis zur Al l gemeingül-
t igkeit der f'.1enschenrechte in Ost und \'1est kommen und sich von der Politik 
der. ~tärke lossagen, sich von den halbherzigen und matten Flos ke ln einer 
Entspannungspolitik befrei e n, die nur noch auf die Profite im Ost-West-Ge-
schätt schielt und ni cht mehr auf die ungetei lte Solidarität mit denen, 
die für demokratische Rechte und Frieden auch in Osteuropa unabhängig von 
ihren Staa ten eintreten wollen. 
Wir mö c hten besonders auf das Schicksa l von Jele na Bonner hinweisen, die 
im Augenblick einer üblen HetzkampagnR von seiten der Sowjetunion ausge-
setzt ist. Wenn die Regierungszeitunn "Iswestija" schreibt, Jelena Banner 
sei eine "kleine , verbitterte und habqierige Person", die bereit sei, "zu 
ihrem Vorteil alles zu verkaufen und z e verraten ", und die , "um in den 
Westen zu en twisc hen, bereit sei , über die Leiche ihres Mannes zu gehen", 
dann ka nn dies nur noch a ls wirklich reaktionäre, rassistische und sexisti-
sche Kampagne begriffe n werden. 
Kommentar (T9): Die drei (nicht typisch sprechsprachlichen) Redetetxe unter-
scheiden sich durch ihr Mis c hungs verhältnis von Schwerwortkandidaten: Neben 
dem e her politisch legitimierenden Text T9a) mit einem ausge\~ogenen Verhältnis 
von ideologischen (an tifaschist-isch J fachlichen (Kader, atomare , bioLogische , 
chemische Io/affen J und bi ldungssprachlichen Lexemen (Zi tat J steh t die me hr bil-
dungssprachliche Rede (T9b) mit Lexemen .,ie vitaL, progressiv, RUte , ToLe-
pan", Reprlisentant , Koexl:ste'l", konstruktiv , Differenz, Fraktion (vgl. die l. 
und 4. Lexemklasse in Kap . 4), \'Iährend für T9c) politisc h e Phraseme (kaLter 
Krieg , PoLitik deJ' StiipkeJ und ab.,ertende Stigmawörter (rassistisch, sexistisch, 
reaktiona"J', Kampagne I typisch si nd (vgl. die 2. Lexemklas se in Kap. 4). 
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Beispie l tex t T10 (vgl. oben Textsorte 33) 
a) H. Geißler: Der Auftrag der Gewerkschaften in der Demokratie 
(Referat vom 22.11.1978) 
Wir stehen heute am Beginn einer dritten Phase. Es kannte eine Phase des 
konstruktiven Dialogs zwischen CDU und DGB-Gewerkschaften werden ... . 
Der sozia l istisch-marxistisch beeinflußte Flügel der jüngeren Generation 
der Gewerkschaftsfunktionire stellt sich auf den Standpunkt, daß die Ge-
werkschaften nach dem 2. Weltkrieg die Chance für eine sozialistische Neu-
gestaltung der Gesellschaft verpaßt bzw. verspielt hätten. Zwar sei die 
Durchsetzung des Prinzips der Einhe itsqewerkschaften eine historisc he Lei-
stung gewesen, in den anderen Bereichen jedoch hätten die Gewerkschaften 
an der Restauration der kapitalistischen Wirtschafts- und Gesellschafts -
ordnung mitgewirkt. Die Gewerkschaften seien dem politischen Pragmatismus 
der Konservativen Kräfte zum Opfer gefallen und hätten sich zu einem inte-
grierenden Bestandteil des I' Systems umfunktionierell lassen. Mit der Be-
schränkung auf die Tarif- und Sozialpolitik hätten sie sich selbst zu ei-
ner "Lohnmaschine " und zu einer "Versicherungsgesellschaft" degradiert und 
seien damit unfähig geworden , eine strukturelle Veränderung von Wirtscha ft, 
Gesellschaft und Politik durchzusetzen. 
Will man diesen Strategiestre it etwas ßberspitzen, so könnte man formuli e -
ren: Es geht um nichts anderes als um die Frage : Integration oder §y§tem-
Gberwindung? Insbesondere die marxistisch beeinflußten Gewerkschaftstheo-
retiker glauben , daß die Zeit für einen neuen geistigen , strategisch-tak-
tischen Durchbruch gekommen ist. Sie fßrchten, daß die \'larnungen e ines 
J.K . Galbraith eintreten könnten. Galbraith vertritt die Th e se, daß die 
traditionellen Gewerkschaften in ei ner modernen Industriegesellschaft von 
der "Technostruktur " auf rein ergänze nde Hilfs- und Mittlerfunktionen ohne 
gesellschaftspolitische Bedeutung reduziert werden würden .. . . 
Das erste und wichtigste Mittel für diese Gruppen innerhalb der Gewerk-
schaften ist eine entschlossene RGckkehr zu den "sozialistischen Quellen" 
der Ge\oJerkschaftsbe\>,egung. Dies bedeutet ein klares Votum zugunste n der 
Demokratisierung als e inem I'permanenten Prozeß" der Reform von Wirtschaft, 
Gesellschaft und Staat mit dem Ziel einer s trukture llen Neugestaltung der 
Gesellschaft insgesamt, bis hin zur Renaissance des Klasse ndenkens, bis 
hin zur Durchsetzung der Verge sellsc haftung der Produktionsmittel und mas-
siver staatlicher Lenkungsmaßnahmen .... 
Die Gewerkschaften selbst stehen an einem Scheidewe g. Si e stehen, wenn ich 
die Zeichen richtig deute, am Beginn einer Strategiedebatte. Sie müssen 
entscheiden, ob sie d e n i~eg pragmatischer Re formen und damit sachlicher 
Diskussion wei tergehen \'Iollen oder aber ob sie einer Renaissance des mar-
xistischen Sozialismus' TGr und Tor öffnen. 
b) K. Biedenkopf : Solidarität und Subsidiarität in einer freien 
Gesellschaft. Vortrag. Bonn 1974 
Die ErfGllung unserer nationalen Aufgabe in einer i'lelt rapiden Wandels und 
struktureller Krisen ist ohne politische Autorität des Allgemein\oJohls un-
möglich . . . . 
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Die Bewältigung dieses Auftrages vo l lz i eh t sich im Spannungsverhältnis von 
Solidarität und Subsidiar i tät . Beide sind Entfaltungen des zentra l e n Be -
griffes des Geme in woh l s . 
Unter Solida rität verstehe n y/ir das christ li che Prinzip de r Ge meinschaf t , 
den Ausdruck des gemeinschaftlichen Handelns des l1enschen als Teil seine r 
Selbsterfil ilung, den Anspruc h des Schwächere n an den Nachbarn im Sinne der 
sozia l e n Solidarität. Unter So lidarität verstehen wir nicht die bedingungs-
lose Unterordnung des e in zelnen unter die solidari sche Klasse mi t dem Ziel 
der klassenkämpferischen Überwindung unserer freien Gesel l schaft .... 
Der Gedanke der Subsidiarität besagt : \~as der einze lne aus eigener I nitia-
tive und mit e igener Kraft leisten kann, darf i hm nicht e nt zogen und der 
Gese ll scha ft als Ga n zes zugewiesen werden . . ,. 
Nur im Bezugsrahmen der Ziele der staatlichen Gemeinschaft läßt sich e in 
dynamisches Gleichgewicht der Teile z um Ganzen sichern. Nur in seinen 
Gre n zen können die Spannunge n z\'lische n Zusa mme narbeit und Konflikt s tabi-
lisiert und kons truktiv genutzt werden. t</as die Ni tbestimmungskommission 
für die Zusamme narbeit im Unternehmen als unverzichtbare Voraussetzung 
festgestellt hat , g ilt auch hier: Die institutionelle Sicherung e iner die 
Freiheit des Ganzen gewährleiste nd e n Organisation gesellschaftlicher Ge-
bi ld e hat keine Aussicht auE Erfolg , wenn die Handhabung dieser Organisa-
tion durch die beteiligten Gr up pen nicht durc h ein ~1i nimum an staatsbür-
ger l icher Loyalität bestimmt \'1ird .... 
Die Notwe ndigkeit , die Spa nnung z\'/ische n Zusammenarbe it und Konflikt zu 
stabi li sieren , ist zugleich die eigentli che Quelle ihrer Legi timation. Nur 
eine po liti sche Theorie , die Solidaritä t im Sinne der Zusamme narbeit für 
das Ga nze und Subsid i arität im Si nne des Gesondertseins der Selbständigke i t 
gege nüber dem Ga n ze n gleichermaßen a l s kon stituti ve Elemente jede r gese ll-
schaf tli chen Str uktur akzeptiert , ist i;·-.!.'er .~p.:j:~ , die Autorität politi-
scher Führung zu l egitimieren. Weil 1~,c Theor ~e des Sozia li smus die Ge-
sellschaft auf ihre Konf likte reduzi~rt und. 1in-e Beherrschung erst vom 
Sieg ei ner Klasse über den Res t de.i. :~r'g~~ .~~!.·~rte~ Gesellscha f t en'lartet , 
i st sie a ußersta nde , staatliche Autor i tät a ls l egit ime Autorität anzue r-
kennen. Die grundlegende Schw~ che soz ialii ~is cher Regierungen, denen ni c ht 
das Machtmitte l der Diktatur oder das Versprechen st~ ndigen wi rtscha f tl i-
chen Wac hstunis zur Verfügung stehe n, hat hier ihre eigen t li che Ursache. 
Kommentar (TlO ) : Die SchY/erverständlichke it der unterstriche nen Lexeme!Phra-
seme im Vortragstext TlOa) ist durc h di e stark fach- und bildungssprach lich 
un d ohne wort- oder sacher l äuternde Zusätze geführte Auseinande r setzung mit 
sozialistischen Gesellschaftstheorien bedingt: Neben 1. Leerforme ln \ ... ie VeY'-
tinderung/Reform Von rv'i rtschaft, CeseUscha ft und Politik/Staat ",erden 2 . Zi-
tatwörter des Ma rxi smus wie Vergesellschaftung , Produktionsm'ittel, System-
überwindung und 3. ideologische Stigma",örter ,~ie sozialistisch-marxistisch, 
marxistischer Soz 'iaLismus , konservativ, kapitalistisch verwe ndet ( vg l. die 
2. Lexemklasse in Kap . 4) sow i e 4. zahlreiche bildungssprachliche (zum Teil 
metaphorisch eingesetzte ) Ausdrücke ,vie Restauration, Renaissance , lntegra -
tion , Votum, Pragmatisn".s , Lohnmaschine, Technostruktur', degradieren , konstruk-
tiu, Strategie , pel"/llanent (vgl. die 3 . und 4. Le xemklasse in Kap. 4). De r Text 
TlOb ) ist t rot z sei nes apodikt i sche n Stils wenige r schwer verständl ich , im Ze n -
tr um stehen die ideologischen ( CDU- ) Fahnenl1örter Solidari ti:it und Subsidiar·i ta:t, 
die sema ntisch ausführ lich paraphrasiert und i nterpretiert sind ; durch Behaup-
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tung der eigenen Bedeutungsversion von SoZida pitlit (11Unter S. ve r s t e hen wir 
... 11) und durch ZurGckwe i s ung der gegnerischen Version (11Unt er S . verstehen 
wir ni c ht ... 11) wird die parte i spez ifi sche Var ian z des Fahnenworts de utli c h 
(t·lerkmal e un d f ), neben politischen Fachausdrücken (Legitimitiit, Loyalität) 
und Stigma.,örtern (klassenkämPfef'isch, DiktatUI', Sozialismus) sind auch hier 
bi ldungssprach li c he Lexeme uner l äßl ich: S trukture lle Krise, AutOl,i tät, Ini -
tiative , Minimum, konstitutiv, a/(;wptieren, stabilis'ieren, ins t ituti0/1ell 
( vg l. die 4. Lexemklasse in Kap . 4 ). 
Beispieltext Tll ( vg l . obe n Textsorte 42) 
Spiegel-Intervi e\~ mit H. Simon (Bundesverfassungsrichter), 
1 9. 9.1983 
S PIEG EL: Herr S imon , sind Sie ein NachrGstungsgegner ? 
SI MON: Der Doppelbeschluß wa r für mi ch so l a nge verständlic h, wie e r e in 
Hebe l sein konnte, den Rüst ungswett lau f zu bremsen .... 
Die rasante AUfrüstung, die z u einem vielfachen Overki ll befä higt und un-
geheure Kosten versc hlingt, das gerade i n Europa angehäufte enorme Zer -
störung spotential, di e Entwicklung ne uer , zielgenauer Waffen mi t k ur zen 
Vorwarnzeiten, die Speku l ationen über begre n zte atomare Kriege , die sich 
gewinnen lassen könnten , und schli e ßlich d e r Rückfall der Supe r mächte in 
e ine ne ue Politik der Stärke - das alles ergibt eine unerträgli c he S i tua-
tion: Das darf nicht weitergehen. Ethik "/ie Vernunft gebieten eine Umkehr 
der Verteidigungspolitik i n Richtung e iner Sic her heitspartne r sc haf t. 
S PIEGEL: Schlie ßen Sie aus , da ß d ie amerikanischen Raketen auch dazu die-
nen könnten, einen atomaren Erstschlag vo n westlicher Seite a us z u fü hren 
- etwa dann, wenn ein konventioneller Angriff auf a nde re Weise n icht ab-
z Uv/eh r e n ist? Fürchten S i e die Doktrin vo n der "f l ex ible response"? 
S IMON : I c h kann mir schwer vorste lle n, daß ei n verantwortlicher westli cher 
Politiker o der Offizier de n Einsatz vo n Massenvernichtungsmittel n riskie-
ren würde. . . . 
SP IEGEL: Sie haben mal von konsultativ~r Volksbefragung gesproc hen . . . . 
S IMON : Verbesserung e n könnten e rre i c hbar sein im Will ensbildung sprozeß 
vor einer Entscheidung . Hi er i st ein Bündel von Ma ßn a hme n denkbar, etwa 
das Recht der parlamentarischen t·\inderhe i t zur Einleitung einer Volksbe -
fragung . Be i Schicksa l s fragen genügt es nicht, daß die Reg i eru ng sagt: 
Jetzt ist e ntschieden , nun ist Schluß: s i e s t eh t vielmehr unter ei nem ~­
manenten Rechtfe rt i gung szwang gegenüber der Bevölkerung . Ferner ist z u 
fragen, ob so l c he schwerwiegenden Entscheidungen nicht per Gesetz durch 
das Parlament getroffen werden müßte n . 
SP IEG EL: Das Bundesve r fassu ngsgericht hat mehrfach deutlich gemacht, daß 
es Bereiche gibt, in denen, wegen der Bede utung der Sache , die Entschei -
dungsbefugnis aussch li e ßli c h beim Gesetzg eber liegen muß - e twa bei der 
friedlichen Nutzung vo n Atomenergie. 
SIHON: Ja , und a uc h in a nderen Zu sa mme nh ä ngen . Nach dieser Rechtsprechung 
folgt beispie l swe is e aus de m de mokratischen rechtsstaatlichen Prinzip und 
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den Grundrechten, daß über die Einführung der Sexualkunde im Schulunter-
richt nicht die Exekutive, sondern das Parlament befinden muß. 
Können denn an die Stationierung von Atomraketen geringere Anforderungen 
gestellt werden? Und mGßte nicht im Parlament bei einer Grundsatzfrage 
wie dieser auf Franktionszwang verzichtet werden? Die wichtigste Frage 
aber lautet, ob eine solche Entscheidung Gberhaupt getroffen werden kann , 
solange sie auf einen erheblichen Widerspruch in der Bevölkerung trifft. 
Pali tische Entscheidungen bedGr fen der Akzeptan z. . .. 
SPIEGEL: Sie und andere Staatsrechtler gehen davon aus, daß es , im Bereich 
der elemen taren r·1enschenrechte, eine Zone des "Unabstimrnbaren It gebe. \'la5 
steht denn nicht zur Disposition irgendeiner Mehrheit? 
SIMON: Nach unserer verfassungsmäßigen Ordnung stehen zum Beispiel die 
Grundrechte nicht zur Disposition der Mehrheit, auch nicht die Struktur 
rechts- und sozialstaatlichen und föderalistischen Demokratie .. .. 
SPIEGEL: Eine erkleckliche Zahl von Juristen argumentiert doch recht nGch-
terno 
SIMON: Richtig! Es ist ungewöhnlich, aber nicht zufällig , daß nun auch 
Richter und Staatsanwälte gegen die Nachrüstung demonstrieren. 
SPIEGEL: Glauben Sie, daß Justizverwaltungen, die den Versuch unternehmen, 
solche Richter zu disziplinieren, recht beraten sind? 
SIMON: Die ethische und rechtliche Bewältigung der durch Massenvernich-
tungsmittel gestellten Probleme gehört zu den zentralen Aufgaben unserer 
Generation, auch der Richter. Ich persönlich lasse mir von niemanden den 
t-1und verbieten. 
SPIEGEL: Ist denn die "ernsteste!! Ge\·!issenserforschung und das "hohe ~­
litische Ethos", das den Gegnern der Atomarsenale abverlangt wird , auch 
bei den Befürwortern der NachrGstung auszumachen? 
SIMON: Bei manchen ÄUßerungen, die wir von der Reagan-Administration ge-
hört haben, und bei manchen Versuchen, die Nachrüstung nach Art ei ner 
\'laschmi ttel reklame zu verteidigen, können jungen t-1enschen Zweifel komme n. 
SPIEGEL: Enthauptungsschlag hört sich nicht nach politischem Ethos an. 
SHION : Solche Vokabeln sind unterm Strich. 
SPIEGEL : Offenkundig bezieht der Widerstand gegen menschenvernichtende 
Waffenarsenale seine Argumente häufig aus der christlichen Ethik. Ist 
wieder eine "bekennende" Kirche ... 
Kommentar (Tl l): "Ein t-tedien-Interview hat vier primär Handlungsbeteiligte : 
Interviewer, Interviewter, Publikationsorgan (Auftraggeber) und Publikum l' 
(von Polenz 1985, 19) als eigentliche Adressaten, in diesem Falle die Leser 
des IISpiegel l' . Denn lIder Redewechsel zwischen Interviewer und Interviewtem 
ist kein echter Dialog, mehr ein formaler Rah men für den Monolog des Inter-
vie"lten gegenüber dem Publikum" (von Polenz ebd.). 
In diesem forciert und mit politischem Engagement gefilhrten Medien-Interview 
stehen die politischen ~Ieinungen und juristischen Ansichte n eines Bundesver-
fassungsrichters im Zentrum, also eines Vertrete rs der höchsten judikativen 
Instanz in der Bundesrepublik. Den Fokus des Interviews bildet der gesell-
schaftlich hochbrisante Themenkomplex der Ab- und Nachrüstung, der interna-
tionalen Sicherheitspolitik und die Diskussion der moralischen, individuellen 
und parlamentarisch-rechtlichen Bewältig ung der mit diesen Themen verbundenen 
Probleme und Schicksalsfragen. Das Verständnis des Textes setzt hohes fach-
liches (politisches, juristisches und kulturelles ) Wissen und sprachliche 
Kenntnisse bei den Adressaten, den Spiegel-Lesern, voraus. 
Als potentielle Schwerwortkandidaten sind hier hervorzuheben 1. die Lexeme 
und Phraseme der militä r ischen und sicherhei tspolitischen Fachsprache, die 
von den Interview-Partnern jeweils ohne semantische Zusatzerläuterungen ge-
braucht ,"erden: Vorlo.'QFnzei t (als Ersa tz terminus für strategische 11al"1'lzeit), 
atomare'!' El'stschlag, konventionellel' Angl'iff, begrenzteF atomal'e l' Kl'ieg, Atom-
arse>wl, Nachriistung, und die in jüngster Zeit in Umlauf gebrachten Anglizis-
men Ovel'kill (als Kurzform von Overkill Capacity 'Obertötungsfähigkeit' ) und 
fl exible response (als Bezeichnung für eine strategische Doktrin, die als Er -
satz für Imassive Vergeltung' eingefOhrt wurde); die stark evaluative Ne ubil-
dung Enthauptungsschlag als bildkräftiger Ersatz für atomaY'er' El'stschlag , 
durch wertende Ausdrücke im unmittelbaren Kontext konkretisierte Vagheitsfor-
meln (ZeY'stöY'ungs )Potential, (men schenver?1ichtende ) l-Iaffenal'Se>1a le; die nur 
durch Kontexbliss e n verstehbare Verkürzung Doppelbeschluß für Nato-Doppelbe-
schluß; die im Herbst 1983 als "Kontrast-Ausdruck zur Nachl'iistungs-Ideologie" 
auf gekommene nomi na 1 i sierende poli tische Leer forme 1 S-iche rhei I spal'tnerschaft 
zu deren Verständnis Ilsatzsemantisch orientierte 'H interfragungen ' l' nötig 
sind: IIWer tut was mit wessen Sicherheit? Sicherheit wovor und wofür? 
Partner bei \'lelc her Aufgabe zu \'le lchem Zweck? 1I (von Polenz 1985 , 46 ) (vgl. 
die 1. und 2. Lexemklasse in Kap. 4); 2 . die fachlichen Lexeme der polit i -
schen Verfahrens- und Institutionensprache: FY'aktionsz"xmg, Exekutive, (kon-
sultat-ive) Volksbefmgung, RechtfeY'tigungszwong, födemliatische Demokmtie, 
pal'lamentaY'ische MindeY'heit, l'echtsstaatliches Prinzip , GesetzgebeY', Reagan-
Ildministl'ation (vg1. die 1. Lexemklasse in Kap. 4); 3. das sprachlich an-
spruchsvolle lntervie\v ist mit bildungs sprachli chen Lexeme n durchsetzt: po-
litisches Ethos, ethik, ethisch, Gewissensfol'sc!nmg, DoktY"in, Strukt,<Y', Vo-
kabel, aY'gwnentiel'en , diszipliniel'en, permanent, Akzeptanz, Disposition (vgl. 
die 4. Lexemklasse in Kap. 4). 
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Beispie1text T12 (vg1. oben Textsorte 51) 
a) Heute (ZDF) 18.9.1975, 17 Uhr 
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Bundeswirtschaftsminister Friderichs hält einen Wendepunkt in der wirt-
schaftlichen Entwicklung noch in diesem Jahr filr möglich. Bei der Fort-
setzung der konjunktur- und finanzpolitischen Debatte des Bundestages in 
Bonn sagte Frideri c hs, ei n allmählicher Aufschwung d er Konjunktur könne 
1976 unter Umst~nden noch ein reales Wachstum bis zu 5% bringen. Der Bun-
deswirtschaftsminister betonte jedoch, ein solcher Wendepunkt sei an eine 
Reihe von Voraussetzungen geknüpft: I' Wenn man davon ausgehen kann, und 
man muß nun mal mit Pr~missen arbeiten, auch wen n das unangenehm ist, daß 
sich die Stabilisierung der Auslandsnachfrage fortsetzt, nix Boomentwick-
luog, sondern Stabiliserung der Nachfrage : daß die im Juni angestiegenen 
Inlandaufträge für Investitionsguter teilweise noch in diesem Jahr zu ei-
ner Produktionsbelebung führen, und das \var doch die Idee bei der Inve-
sti tionszulaqe. ., . 
. .. wenn man davon ausgeht und das ist ein Faktum, d a ß die Läge r auf ei-
nem extrem niedrlge n S tand sind - wir hatten ja e ine pro zyklische Entwick-
lung im Abschwung durch den Lagerabbau, irgendwa nn muß also konsequenter-
, ... eise auch ein Lager aufbau It/ieder kommen -; dann ist es mögli c h, daß sich 
ein gesamtwirtschaftlicher Wendepunkt in der Entwicklung noch im Verlauf 
dieses Jahres ergibt. Ich betone noch einmal: nicht in dramatischer Form 
und nur wenn diese Voraussetzungen als realistisch anerkannt werden. II 
BundesEi nanzminister Apel versicherte in der Debatte erneut, die Bundes-
regierung werde die Probleme nicht a uE dem Rücken der sozial Schwachen 
lösen, .. . 
Zunächst Apel : 
liEs bleibt bei der Arbeitsteilung: die Opposition r~sonniert, prOk l amiert 
und diffamiert: die Koalition debattiert, projektiert und aktiviert alle 
Kräfte z ur Bew~ltigung der Probleme. Es bleibt die Frage offen: Wann wird 
die Opposition so viel Kraft und Konzeptionsfähigkeit habe n wie wir, ihr 
Konzept für die Zukunft unseres Landes dem deutschen Volk zur Begutach-
tung vorzulegen. II 
Katzer : IIWir halten zweierlei für erforderlich: wir halten erstens für e r-
forderlich in der Tat, daß wir in dieser schwierigen Situation den Unter-
nehmungen auch steuerliche Erleichter ungen geben, damit siw wieder inve-
stieren können .. .. 
Die SPD Bundestagsfranktion will sich mit allen Kräften für die Spar- und 
Steuerbeschlüsse der Regierung ei nsetzen. Das betonte ihr Vorsitzender 
\'lehner. \'lehner sprach von einem echten Dilemma der Opposition, die in den 
Länderpar1amenten nachweisen müsse, ""arum sie auf eine Erhöhung der Nehr-
wertsteuer ab 1977 verzichten wolle. Der rheinland - pfälzische Finanzmini-
ster Gaddum warf der Regierung vor, sie habe ein Konzep t mit rechnerisch 
falschen Grunddaten vorge l egt . Die angenommenen Steigerungen des Brutto-
sozialprodukts bis 1979 reichten allenfal l s, die Personalkosten in den 
öffentlichen Ilausha l ten zu decken . S i e lie ße n aber keinen Spielraum für 
Investitionen. Auch der CSU-Abgeordnete Höcherl veLtrat die Ansicht, die 
haushalt s- und finanzpolitischen Entscheidungen der Bundesregierung se ien· 
auf Illusionen aufgebaut. 
b) Westdeutscher Rundfunk/i. Programm 19 Uhr, 5.9 .1973 
(3) Vor dem parlamentarischen Untersuchung s-Aussc huß, der die Bestechungs-
'Von'lurEe im Zusammenhang mit der l e t z t en "Legis latur-Periode " klären soll, 
sind am Nachmittag der Fraktionsgeschäftsführer der SPO , Wienand, und der 
frühere CDU-Bundestagsabgeordnete Steiner ei nander gegenübergestellt wor-
den. Seide blieben bei ihren bisherigen Aussagen. Steiner wiederholte, er 
habe am 27. April 197 2 für seine Stimm-Enthaltung beim konstruktiven Hiß-
trauensvotum gegen Bundeskanzler Brandt 50 000 Hark von Wienand erhalten. 
Dagegen versicherte \~iena nd, er habe weder am 27. April noch an einem an -
deren Tag Steiner jemals Geld gegeben. Auch nach einem Appell des stell-
vertretenden Ausschuß-Vorsitzendp.n Vogel (enU), derje nige von beiden, der 
lüge, solle sich einen inneren Ruck geben, betonten Wienand und Steiner, 
sie hätten die \~ahrheit gesagt. 
(4) Die Beratungen des Kabinetts über d e n Entwurf des Bundeshaushalts 
1974 gestalten sich offensichtlich schwieriger als erwar tet. Regierungs-
sprecher von Wechmar erklirte am Nachmittag in Bann, möglicherweise müßten 
die Gespriche morgen fortgese t zt werden. Bundeskanzler Brandt bekräftigte 
auf der Kabinettssitzung seine Entschlossenheit, die Ausgabe nsteigerung 
1974 gegenüber dem laufenden Etat auf 10,5 Prozent zu begrenzen. Der Bun-
deskanzler appellierte an die Minister, sich bei den Ausgaben z urückzu-
halten und jede Anstrengung zu unternehmen, um das von Finanzminister Hel-
mut Schmidt vorgesehene Volumen von 134, 5 ~lilliarden ~lark nicht zu über-
schreiten. Regierungssprecher von Wechmar bestitigte, daß vor der Kabi-
nettss it zu ng noch Mehr-Anforderungen in Höhe von knapp zwei Milliarden 
Mark bestanden hitten. 
Kommentar (T12): Die beiden Texte von Rundfunknachrichtensendungen unterschei -
den sich - wie die Redetetxte unter T9 - durch ihr Mischungsverhältnis von 
Sch\'/erwortkandidaten. Im ersten Text T12a) besteht ein ausgewogenes Verhält-
nis von Fach- und Bi ldungssprache: 1 . Lexeme und Phraseme der \·lirtscl1aftspo-
litischen Fachsprache : l'ea ~es Ivachstum, KonjunkturpoU tik, Investi tionsgüter, 
- zu ~age, Liige r, Bl'u t tosozia ~pl'Odukt, öffentLicher Hausha ~ t , pl'Ozyk Usch (vg l. 
Merkmale b, 0 und die 1. Lexemkla sse in Kap. 4); neben Leerformeln und Inter-
pretationsvokabel n wie Produktionsbe~ebung, Aufschwung, Abschwung 2 . bildungs-
sprachliche und der fächerObergreif e nden Wissenschaftssprache zuzuordnende 
Lexeme: Prämisse, Stabi~isierung, Boom, Faktum, Konzept (ion) , Di~emma, IUu-
sion, extrem, dl'amatisch, l"iisonnieren, pl'ok~amiel'en, diffamiel'en, projektie -
ren, aktivieren (vgl. die 4. Lexemkla sse in Kap. 4). Im z\',e iten Te xt Tl2b) 
ist der bildungssprachliche An teil wesentlich ger inger (Appe ll, V07.wnen ) , es 
dominieren die fachlichen Lexeme/Phraseme der politischen Verfahrens- und 
Ins ti tutionssprache : pal'~amental'ischer Untel'suchungsausschuß, konstruktives 
Mißtl'auensvotwn, Etat, [,egis~atul'periode> Fmktion , BundeshaushaU (vgl. die 
1. Lexemklasse in Kap. 4). 
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Beispieltext T13 (vg1. oben Textsorte 52) 
a) Mannheimer Morgen 14.6.1985, S. 2 
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Die dritte Lesung wird abgeschafft 
Der Stuttgarter Landtag hat einen neuen Anlauf, um dem Hohen Hause durch 
eine Überarbeitung der Geschäftsordnung zusätzlichen Glanz zu verleihen. 
Trotz der mehr als einjährigen Diskussion der vier Fraktionen über ein-
vernehmliche Lösungen für die Schaffung von mehr Aktualität und öffentli-
che Aufmerksamkeit kam am Ende das eingefahrene Kräfteverhältnis zum Tra-
gen. Entgegen der bisher geübten Praxis, wonach Reformen der parlamenta-
rischen Geschäftsführung nur mit den Stimmen aller Fraktionen vorgenommen 
wurden , drückte die CDU-Mehrheitsfraktion einseitig ihre Vorstellungen 
durch. 
Nachdem sich nie CDU in der gemeinsamen Kommission mit ihrer Forderung 
nach Abschaffung der dritten Beratung von Gesetzentwürfen auf keine Ge -
genliebe stieß, hat sie dies nun ~ eigenem Antrag doch noch durchgesetzt. 
Künftig werden im Stuttgarter Landtag somit nur noch Änderungen der Lan-
desverfassung und Haushaltsvorlagen drei parlamentarische Durchgänge 
("Lesungen") erleben . Selbst ein Kompromißvorschlag der SPD-Fraktion, die 
Bestimmung mit einem Hinderheitengesetz zu versehen, wurde niedergebügelt. 
Abgelehnt wurde die Forderung von SPD und Grünen nach öffentlicher Bera-
tung in den parlamentarischen Ausschüssen, sofern dies eine qualifizierte 
l·1inderheit wünscht. Gegen diesen \lJ'unsch gab es nicht nur Kritik von seiten 
der CDU, da so die insgesamt von sachlichen Gesichtspunkten bestimmte Ar-
beit in den Aussch~ssen allzu leicht durch "Fensterreden" entwertet wor-
den ",äre. 
In der Tat umgesetzt werden jetzt auch gestaffelte Redezeiten, wie dies 
die große n Fraktionen von SPO und COlJ beantragen. Auf einer für alle Frak-
tionen gleich langen Grundredezeit kann das Präsidium bei der Festlegung 
der Tagesordnung nun ein zusätzliches Rederecht draufsatteln, das die 
Stärke der einzelnen Gruppierungen berücksichtigt. Da diese Regelung die 
Großen bevorzugt, wird deutlich, wie sehr die Überarbeitung der Geschäfts-
ordnung von den Interessen der verschiedenen Fraktionen bestimmt ist. Da 
dies eher zur Verlängerung der Debatten beiträgt, kann mit Fug und Recht 
bezweifelt werden, daß so die Lebendigkeit der parlamentarischen Diskus-
slon gefördert wird. 
Einig war man sich im Vorfeld nur über die Ninimal-Vorschlage, auf die 
sich die Reformkommission nach rund einjähriger Beratung geeinigt hatte. 
Im Einvernehmen soll künftig die Fragestunde, die bisher am frühen Morgen 
vor weitgehend leeren Stühlen über die Bühne ging , nach der Mittagspause 
angesetzt werden. Die Landtagsaussch~sse sollen Große Anfragen nach dem 
gemeinsamen Antrag aller Fraktionen öffentlich beraten. Damit die Öffent-
lichkeit auch g~nügend Raum hat, sollen diese Sitzungen im Plenarsaal 
stattfinden. 
bl Mannheimer Morgen 14.6.1985 
Richtlinienkompetenz 
Der Bundeskanzler hat die rechtli ch und politisch bedeutsamste Position 
in der Bundesregierung. Nach Art i kel 65 Grundgesetz l eitet er die Geschäf-
te der Regierung, bestimmt !ldie Richtlinien der Politik und trägt dafür 
die Verantwortung'l . "Richtlinienkompetenz " nennt s ich das. Darunter sind 
die Grundsätze der Regierungspolitik zu verstehen, für die der Bundeskanz-
l er gegenüber dem Deutschen Bundestag die Verantwortung trägt. Insofern 
wird im Bunde~kabinett ein "Ka nzlerpr in zip " verwirklicht. "Innerhalb" 
dieser vom Kanzler vorgegebenen allgemeinen Richtlinien leit en allerdings 
die Bundesminister ihren jeweiligen Geschäftsbereich "se lbständig und un -
ter eigener Verantwortung" (Ressortprinzip), wobei aber Meinungsversch ie-
denheiten zwischen den Bundesministern die Bundesregierung entscheidet 
(Kolleqialprinzipl. 
Die neuerdings wieder so häufig zitierte Richtlinienkompetenz grenzt des 
Kanzlers politische Macht jedoch zugleich ein . Ober die Richtlinien hin-
ausgehende Regierungsentscheidungen bedürfen nämlich eines Me hrheitsbe-
schlusses durch das Kabinett. Nur bei Stimmengleichheit entscheidet dabei 
die Stimme de s Kanzlers. Da Kohl zudem keine Einzelanweisungen erteilen 
darf , mit denen er sozu sagen über den Kopf eine s Mini sters hinweg in des-
sen Ressort hinei nreg iert, kann er das Bundeskabinett nur dadurch di szi -
plinieren, daß er mit der Entlassung eines widerspenstigen r·1inisters ode r 
notfalls mit sei nem eigenen Rücktritt droht, denn mit diesem Schritt \~ä­
ren z ugleich auch alle Bundesminister e ntlassen. 
cl Frankfurter Rundschau 29 . 5 . 1984 
Eurokommunisten setzten sich in Finnlands KP durch 
Keine "Stalinisten" mehr im Zentralkomitee vertreten 
KOPENHAGEN, 28. ~Iai. Der dogmatische l-1inderheitsf lügel der Kommunistischen 
Partei Finnlands hat die Einberufung eines Sonderkonqresses noch in diesem 
Jahr gefordert , nachdem se ine Machtpositionen auf dem Parteitag am Wochen-
ende ausradiert worden sind. Die finnische KP, Westeuropas drittgrößte 
nach der Italiens und Frankreichs, \-lird nun von einer eurokommunisti schen 
Fraktion geführt, die für die Zusammenarbeit mit d en Soz i a lde mokraten und 
ei nen "finnischen Weq" zum sozialismus e intritt. Der neugewählte Partei-
c hef Arvo Aalto, bisher Generalsekretär der KP, erklärte jedoch a uf dem 
Kongreß, der außenpolitische Kurs seiner Partei werde sich "um keine Dau-
me nbreite " ändern. 
Mit dem Sieg der pragmatischen Parteimehrheit hat der jahrelange Kon-
flikt in der Kommuni st i sc hen Partei Finnlands eine unen\'a rtete \"e nd e ge-
nommen. Der Konflikt entzündete sich vor allem an der Zusammenarbeit der 
KP mit anderen Parteien. In Perioden der Regierungsteilnahme der Kommuni-
sten blieb die Minderheit in Opposition zu ihren eigenen Parteigenossen . 
Noch vor z\~ei Jahre n hatte ein Kongreß a nste lle des von r·lo ska u als "Rechts-
abweichler" gebrandmarkten Aalto mit Jouko Kajanoja eine n Kompromißkan-
didaten zum Vorsitzenden gewählt , der versuchte , die drohende Spaltung 
der Partei abz uwenden . Der in Finnland als "Stalinisten " bezeichneten Min-
derheitsgruppe war a uch Kajanoja zu kompromißfreudig , wes halb sie vorüber -
gehend die Parteiarbeit boykottierte. 
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Diesmal setzte sich di e sogenannte l'Axt-Linie" , die die beschwerliche Zu-
sa mmenarbeit mi t den "Sta lini sten " abhacken will, durch. Nachdem die Nin-
derhe it ein Angebot , unter Aa l tos Le i tung 15 vo n 50 Platzen im Zentra l-
komitee zu besetzen, abge lehnt hat te , setzte n die Euroko~~unisten mit 
knapper 186:163-Mehrheit e ine ausschließlic h a u s ihren Vertretern beste-
he nd e Li ste durch. Auc h das ne unk6pfige PolitbUro besteht ausschließlich 
aus Meh r he it svertretern . 
Komme ntar (Tl3) : Bei de n ersten beide n Texten T13a) und b ) ha ndelt es sich 
um in fo rmi erende , den Leser objektiv über i nne npo litische Themen/Fak ten un -
terrichtende (und belehrende) Zeitungsberichte ; die unterstrichenen , als 
Sch\<len<lortka ndida t en i n Frage komme nde n Lexeme!Phraseme gehöre n daher nicht 
primär der Ideologiesprache, sondern 1. der politischen Verfa hre ns- und 1n -
stitutionss prache an : Le sung, Faktion, groof3e Anfmge, PlenarosaaZ , Gesetzent -
IVIArof, HaushaltsvoPlage , Refonnkommission , parolamental'ische DUl'chgiinge (Le-
s unge n) , parolamental'ischero Ausschuß, qualifizierote Minderoheit (Tl3a ), R'icht-
linienkompetenz, Kanzleropl,inzip> Ressol'tpl,inz'ip> Kollegialpl'inzip, Ressol,t 
in Text Tl3b), in dem die bele hrende Tendenz dadurch sichtbar wird, daß se -
mantische Paraphrasen den Leser zu den erk lärung sbedürft igen ( schwe ren) Ter-
mini hinfUhren ( vgl . die 1. Lexemk l asse i n Kap. 4); 2. der Bi l dungssprache: 
Aktualität, Minimal -, Proaxis (T13a ), zitiel'en , diszipliniel'en Tl3b). Bei 
Te xt T13c) handelt es s ich um ei ne n weniger objektiven Zeitungsbericht; 
schwerwortverdächtig s ind hier fol gericht ig ideologisch wertende Lexeme wie 
Eurookommunist, Stalinist , dogmatischero /oIinderoheitsfliigeZ, eurookommunistische 
Froaktion , Sozialismus , RechtsabweichZel' (vgl. di e 2 . Lexe mklasse in Kap. 4) 
ne be n fachsprachlichen Lexe me n "Ii e Zen troalkomitee , Pol 'itbiil'O, Komproomißkan -
didat (vgl. die 1 . Le xemklasse in Kap. 4), während bildungssprachliche Le-
xeme fehlen . 
Beispieltext T14 (vgl . obe n Textsorte 61) 
a ) Die Zeit 3 .5 . 1 985 , S . 3 
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Der inflationierte Gebra uch des Wortes ·'Strategie " täuscht über die tat-
sächli che Abwesenheit einer gemeinsamen grand strategv des \'lestens hin \'leg . 
Mar kena rtikel-Verkaufs-Strategien , Juso-Ooppe l strateg i en , Umarmunq s-Stra-
tegien , Abschreck ungs -S trategien , Verteidigungs -Strategien .. . , Stra t e -
gien ohn e Ende - aber eine ge~einsame Gesamt strateg i e der großen, hoch-
e n tw i ckelten industriellen Demokratien i st gegenwärtig ka um z u erkennen. 
Stat t dessen \olerden ~1edien und Publikum in un seren Ländern durch immer 
ne ue nukleare Schreckensgemälde verunsichert. 
Wir er l ebe n ei ne Vo rherrschaft von worst-case-scenarios, von Vorste llun-
gen des schlirrunsten Falles. Diese Psychose des \-lorst case reicht von der 
Friedensbewegung ilber die sowjetische West-Propaga nda bii zu Ronald Rea-
ga n ; denn dessen Star-War-Initiative ist ja auch bl o ß de r Vers\lch 
e iner Antwort auE die fixe Idee eines sei ne e igene Nat i o n betreffenden 
schlimmste n Falles, namlich des Falles e ines in terkontinentalen nuklea-
ren Raketen -Angriffes auf die Vereinigten Staaten. Es is t durcha us noch 
unklar , ob und unter welchen Bedingungen Reagans s tra tegi e defense ini-
tia ti ve zur Sicherhei t der \'le l t insgesamt bei tragen kann. . . . 
Wenn d ie Welt insgesamt im ökonomi schen , sozia l e n und militä r i sche n 
Gleichgevlicht gehalten \·/erden soll, braucht der \'les t e n erstens innere Ko-
häsion zwischen den verbündeten Europäern , Nordamerikanern und Japanern; 
er bra ucht zweitens gemeinsame St rategien ni c ht nur gegenüber dem sowje-
tisc he n Expansionismus , sondern auch für das \'lo hl e rge he n der Dr itten \'le l t, 
d.h. der Entwicklungsl~nder; er braucht schließlich drittens e in z usa m-
me nh ä ng e ndes Kon ze pt z ur \</eiteren e igenen \</irtschaftlichen En t \·/ick lung. 
\'Iir treten also nach \"ie vor für beide "Ha uptfunkti o nen der Allianz" ein, 
na mlich: 
Ila usreiche nde militäri sche S t ärk e und poli ti s c he Solidarität . .. um ge-
genüber Aggression und .. , Druck abschreckend zu wirken und das Gebiet 
der r·H tgliederstaa t en zu verteidigen, fal l s es zu e iner Aggression kommt "; 
Wir werden a llerdi ng s keine Vertr~ge eingehe n, deren Einha ltung sich nicht 
durc h un se r e eigenen Mi ttel verif i zie r e n oder kontrollieren läßt . . . . 
9 . Zugle i c h a ppel liere n ",ir an die Staate n der "Dritten \'ie lt" ... . 
ihre Vo lkswi rtschaften EDr Di rekt-Investi ti o ne n von a u s ländi sc he n Unter-
ne hmung e n zu öffnen, d a mit es z u b r ei t em Transfer von Technologie und Pro-
duk t iv-Kapit a l kommt. 
Nir sind bereit zur Au shand lung e ines al lge me ine n Rahmen-Abkommens (Ge ne-
ral Ag reeme nt to Lend) , '..,elches viel jähri ge Umschuldung und Berechenba r -
keit der jährlichen Transfer- Le i stung e n e insc hlie ße n soll. 
14. \oJ ir verpflichten un s, vom he utige n Tage a n a uf jed\'Je de zusätzliche 
Ex por t -Sub ve nt ion oder I mport-Be hinJerung und a uf j ede a ndere Form z u-
sätzlicher protektionistischer t>laßnahmen zu verzichten . ... 
So wi e die Welt i n der Mi tte der achtzige r Jahre beschaffen i st , kann a uf-
grund de r Gr ö ße der USA , i hrer Vita lität und Dyna mi k , ihres tats~chlichen 
und ni c ht nu r nominellen ge me in same n Marktes von 230 Mi ll ion e n Menschen 
mit e iner ein zigen Wä h ru ng und einem ei n z ige n Rechts- und St e uersystem, 
so\-,ie schließlich a ufg r und ihrer überzeugenden mili tärischen Mach t die 
Führung nur aus Amerika komme n. Abe r Amerika i s t konzeptionell a u E Führung 
nicht vorbereitet; \</e i1 dort i SO l at i o ni s ti sche , amerika-zentrische, h ege -
mo n iale und internationalistische Tendenzen um d i e Vorhand r ingen. Dies 
muß aber ni c ht so bleiben . 
Von Ha rry Truman, Goerge t-ta rshal l und Dea n Acheson, von Eisenho\1ers Pr ag -
matismus, von Ke nnedy s Visionen und von Ni xons überragender s t rategischer 
Urtei l s- un d Entschlußkraft ist für die \'/est li che \'lelt immer wiede r Füh-
rung ausgegangen. Ich zwe ifle n icht , daß dies a u c h i n Zukunf t wi eder so 
se in kann. Unter freien, demokratisch verfa ßten Staaten bedarf FDhrung 
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Das Friedensgeheul der Supermäcll te beherrschte ei ne Konferenz, die allein 
ihren Expa n s ion si n teressen diente , ei ne Konferen z , die von den sowjeti-
schen Sozia limperia l isten initiiert war und ein Mei l enste in in der politi-
schen Offe ns i ve der Moska uer Machthaber z ur Her rs c haf t aber Europa i st. 
Für die Völker Europas i st das ei n Alarmsignal: J e stärker die Friedens-
beteueru ng e n der Imperia li sten , insbesondere der Supermäc hte sind, desto 
\'Jachsa mer müssen die Völker sei n, weil die pazifistischen Lügen die "'lac h-
sende imperia li stische Kriegsgefahr z um Ausdr uc l bringen. 
Nicht a lle in die Verbre itung hemmungsloser lügnerische r Friedenspropagan-
da, die im Gege n sa t z zu der ge\"altigen Kriegsrüstung steht, war das Zie l 
Breschne""s. 
Di e Soz i a limper ia li sten setzte n mi t der KSZE durch , daß i hr jetziges 
Macht- und Einflußgebiet bestjtigt wu rde . Um Breschnew ni cht allein das 
Feld z u über la ssen, na hme n auch die USA-Imperia li s t e n an d er Konferenz 
teil. 
Al le Verträge, wie insbesondere die Ostverträge zwischen Breschn ew und 
Brandt, die, unter Umgehung der souveräne n Inte r esse n der DDR, den sowje-
tischen Einfluß und die sowjetische Oberhoheit in der DDR und Osteuropa 
a ne r ken nen , er llalten mit der KSZE den Stempel des Vö lkerrechts . All e die-
jenigen, das ist die Abs i cht des sowjetischen Sozialimper i alismus, die 
jetzt noch gegen die sowjet i sche impe ria li s ti sche Herrschaft aber Osteu-
ropa und die sowjetisc he Expansionspolitik auftreten, solle n unter Hinweis 
a uf die KSZE als Un ru hes tifter gebrandmarkt werden. 
Vo n besonderer Bedeutung für Breschnew und Ford i st es , daß das gesamte 
Schlußdok ument zwar a llge me ine Pr in zi pie n fi ber die zwi schenstaatlichen 
Beziehungen a us der UNO-Charta übernimmt, a ber mi t keinem \'lort gegen die 
imperialistischen Akt ione n der Su permäch te Ste llung nimmt. 
Die Met hod e der Supermächte , a ndere L~nder in Abll~ngigkeit zu halten , zu 
erpressen, sich e in zumischen, auszubeuten , z u unterdrücken und a nzugrei-
fen, werden eben sowenig verurteilt wie die soz i a limperia listi sche Methode, 
die revisionistischen Parte ien als f ünfte Kolonne zu r WÜhltätigkeit in den 
wes teurop~i sc he n Ländern einz usetzen . 
f) Di e Zeit 25 . 6.1982 (aus Küster 19 83 , 38 ff.) 
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das Drama, das die Banner Koa litions-Parteie n gegem'lärtig vorf üh ren 
die Akteure in diesem Nervenkrieg 
die Verschiebespiel mit Sozialversicherungsbe i trägen ... i st nur die 
Bühne, au f der in Wahrheit ein ganz anderes Stück qespielt wird: das End-
spie l der sozial-libera l en Koa lit ion ... 
Die Ze it 2.7.1982 
f.1 itte der \<Joche war noch immer unklar, \'/ie das Sommertheater am Ende a us -
gehen \'l ü rde : a l s Parc~ oder als Drama. 
Die Zeit 6 .7.198 2 
II lles . .. \'Iar ei ne \'Ieitere Aufführ>Wlg des von der Koa lition in Bonn längst 
e n s ui te gespie l tell Stückes ( fre i nach Thorn ton \-li lder ): ' Hauptsach e \'1 i r 
sind noch einmal davongekommen ... t. 
Die Zeit 24.9 .1 982 
Denn auch die Demokratie braucht, will sie nicht langweilig werden 
ei n demokratisches Pathos , einen Si nn ffir historische Momente. Sie braucht 
die Kunst der Rede und die Kunst der Dapstellung . Ein Kanzlersturz ist 
kein Königsmord, wie man in Gerhart Baums Innenministerium letzte Woche 
noch meinte. Aber ein Drama ist er schon - das Parlament die Bilh'1e . In 
Bonn hat am 17 . September 198 2 der alte Kanzler eine glänzende, eine zu-
gleich wütende und wUrdig e Rede gehalten. Die ihn stUrzen wollen ... wirk-
ten danach wie nervöse, überforderte Prokuristen, sprachlos ausgerechnet 
im historischen Augenblick . . . Die Brüder aus Bayern ... waren da auf 
ihre Art viel besser besetzt . Sie hatten die historische Attitüde von 
Schmidts Rede erkannt und verhöhnten sie nun. Zwei ShakespeaY'e - FiguY'en , 
"/e nn man so will: St r auß ein bajuwarischer FalstaffJ Zimmermann der gal-
lige TheY'sites . Da s Pathos des Herrschers und der Ho hn auf den Herr scher, 
beides gehört zum selben Stück . Ke in Königsdrama ohne die Spötter , die 
Narren , die Säufer. 
Die Zeit 11.6.1982 
Ei n e langsam fortschreitende Agonie der Koalition halten beide Parteien 
nicht mehr lange aus 
Di e Zeit 18.6 . 1982 
auch sie (die Opposition) scheint ... von der ßonner Paralyse befallen. 
Die Krampfe erklären sich aber vor allem aus der Person des Union-Kanz -
lerkandidaten Helmut Kohl .... Es mag ja sein , daß ... ein scharfer Über-
gang zur Uni o n dem langsamen Siechtum der Koalition zum Tode hin vorz u -
ziehen (ist). 
Die Zeit 17.9.1982 
Das VOl'-si ch-hin- Fau len des sozia l-liberalen Regierungsbüntlnisses . . . 
der unaufhaltsame Kollaps der Regierung .. . 
Und es wäre ilberzeuge nder, we nn der große Prinzipienstreit ... ni cht e rst 
in die Stepbekasse des letzten Aufzugs eingeführt ... worden \·,äre. Erst 
muß die Leiche der Koalition unter die Erde. Pietät und politische ~­
ne gebieten gleichermaßen, daß es bald geschieht. 
Kommentar (T14): In den ma ssenmedia l en Texten par excellence, die politische 
Themen behandeln - Leitartikeln und Komme n taren (vgl. T15) in 'fages - un d 1'10 -
chenzeitungen -, ist generell e in e Erweiterung des Spektrum s an potentiellen 
Schwerwortka ndidaten über den engeren Bereich politischer Fach- und ldeologle-
sprach lichkeit hinaus und damit eine Zunahme a n lexikalischer Erklärungsbe -
dürftigkeit festzustellen. So sind die bereits anhand der Texte Tlff heraus-
gestellten schwereverursachenden Merkmale auch in de n Tex t en T14ff zum Teil 
in potenzierter Form nac hhweisbar: 1. Die filr verschiedene Texte ( z . B. Tl, 
T12a ) charakteristische lexikalische Vagheit und Leerformelhaftigkeit wird in 
T14a sprach lich reflektiert ("Der inflationierte Gebrauch des Wortes ' Strate-
gie'''), aber von den Autoren a uch selbs t praktiziert: grond stY'ategy, Doppel-, 
Abschl'eckungs-, Vel'teidigungsstl'ategie . 2. Gruppenbezogenheit und Va rianz 
(Merkmale e , f) ideologiesprachlicher Lexeme mit stark wertender Funktion und 
mit gelegentlicher H~ufung von Ismen , z .B. Fahnen - und Stiymawörter (Me rkmal 1) 
,.ie Expansionismus , Solidapitdt, Aggpession (T14a), Illiberolitdt , VolksfY'ont-
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(l"egiel"ung), antibül'gel'lich, kOI7U1/u nistisch, National - Sozia l ismus (T14b), Klas -
se , Rasse (Tl4 c ), [,inksmdikale , UltmZinke, Volks fl'on t -Eul"opa (T14d), Sozia l-
i mpel"ialismus, pazifistisch , fünfte KoLonne , l"evisionistisch , i mpel"iaZistisch 
in dem mit Kamp E- und Sti gmawör t ern übersl ttigte n Text T14 e ) (vgl . die 2. Le -
xe mk l asse in Kap. 4) . 3. Subsystembezoge nhe it des politischen Fac hwortschat-
ze s im engeren S inne , z.B. Allianz, Dl"itte 11eU, hegemonial , Pl'agmatismus 
(T14a) , Stabilität, Al'beitsteilung (T14b), Immigl"Qnt , Ghetto (Tl4c), Diploma-
tie , kollektiv, Expansion , Vö lke l' l"ccht , sO!wel'cin, Obel"hoheit , Cha l"ta (Tl4e ), 
Koalit,:on, Opposition ( Tl 4f), s peziell Fac h,',örter: aus der Ve rte idgung s politik, 
z. B, die Anglizisme n hluEung in T14a: wol's t-case - scenal"io, liol"st case, Stal"-
11al', stl"Qtegic defcnse initiative und der \1i r tsc haEt s polit ik (mit komprimier-
ten Zusammensetzungen ) l'lie Tmnsfel' - ['eist ung, Expol't-Subventi0/1 , Import-Be hin-
del'ung , Dil"ekt -Investit1:on , Produktiv-Kapital, Genel"Ql Agl"eemen t to [,end, 
protektionistisch, Umscln<ld!mg (Tl4a), Autal'kie , Pl'otektionismus (Tl4 b ), In-
vestitionslenkung (T14d) (vg1. di e 1. Lexemklasse in Ka p . 4). 4. Zugehörig-
keit z um fäc herGbe rgrei f e nd e n Wissenschafts- und Bildungswortschatz mit Wis-
sen schaEts jargon i s me n: Funktion , Ko.,zept , ve l"i fizi e l'e n, appellieren, Techno -
logie , (litalität , Dynamik, Konsensus , PT'Opaganda , inflationiept , Medien , no-
minell , kon zeptionell , System, Tendenz, i.solatio'1 istisch, zentl"isch , Vision, 
Komppomif3 (T1 4a ), Pal"Odox, fl opiel"end, fJbepfl"emdungsangst , Intolel"anz, Kam-
pagne (T14b), Subs tanz , Irltegl"Qtion , mul tikultul"ell , pe l"manent, Differen zie -
p!mg, pesistent , Assimilier ung, ethnisch , Altel"native , Modell , und jargoni-
sierend) Absol"ptio>1, EthnomOJ'phose , Umvolkung , AkkultuPOtion (T14c), agitie -
pen , ut opisch, System ( TI 4d), initiiel"en, Offe'1sive , PPOpaganda, Pl'inzipien , 
Methode (T14 e) , Pietät, Pathos , Attitüde , ppinz ipienstreit (und bildungs ' 
,-; pra c hli che Eige nn a me n) Skakespeal"e , Falstaff, The l'site s (T14E) (vgl. di e 4. 
Lexemklasse in Kap, 4 ). 5. Als weite res, b is he r in d e n obigen Tex ten (T7, T8) 
nur s poradisch na c hge \vi esenes , aber z.B . in T14f in textsortenspezifisch 
e xtre mer We ise na c hwe isbares Schwereme rkmal, ist der Bereich de r politischen 
Metaphorik bzw. sind die Metaphern in d e r Politik (Merkmal r) z u bewe rten: 
Das ist d e r in politische n Texten (ad hoc und innovator isc h oder l ex ikali-
s i e rt) meta phorisch verwe ndete f achbereichsspez i f isc he Wortschatz, d .h . die 
a us a ndere n Fa c h- und Wi ssen schaftss prachen in ihren fachlichen ode r graduell 
e ntfachlichte n /en tpräz i sierte n Bede utungen in die fachfremden (politi sch e n) 
Kontex t e übernommen e n Fachausdrücke ; die Poli tik ist der bildempfangende Be-
r e ich, die anderen Fächer di e bildspendenden Bereiche, zwischen der Politik 
und dem je\'/e il s and e ren Be r eich , d e m die Neta pher e nts tammt, wird e ine me ta-
phorische Korre lation hergeste llt. Di e 'politisierten' Metaphern dienen der 
Komme ntier ung und Bewertung politischer Realität, der i nten s ivie rend e n, ve r-
deutl ic he nden, ironisiere nden u sw. Be zugnahlne auf politisch e Gegenst~nde, Vor -
gä nge , di e bildspende nde n Felder si nd Projekt ionen po ljti sc her Konstellatio-
nen. Die Wa hl der bildspe nd e nde n Wö rter/Felder ist abhl ngig von der Spezi Eik 
des z u komme n tierende n politischen Geg e n stands und von der Individualität 
des Kommentators. Die Termini Psychose , Kohifsion (in T14a) oder Manövpiel"!m-
fiihigkeit (in T14d) reEer ieren auf die Fachbereiche Psychologie, Physik und 
Mili tär a l s Refe c e n z- oder Bildspenderbereich e . In T14 f verweisen die Te rmin i 
des Fe l des ' Dpama , Fa pce , Akteul"e, Vel'schiebespiel , en suite u sw.' auE di.e 
Theaterme taphorik, die Te rmini d es Feldes 'Agom:e , Pal"alyse, Kollaps, Hygiene I 
a uf die pathologische ode r Krankheitsmeta phor ikj a ndere vo n der Politik adap-
tierte bildspe ndend e Felder g e höre n zur psyc hologischen, mythologische n oder 
Unwe ttermetaphorik (vgl, von Po l e n z 1985 , 192): De r Terminus Agonie z.B. wird 
aus de m fac hli chen Refere n zbereich der Medi z in e ntlehnt und als Meta pher mit 
wertender Pr~dikation a uf das zent r a l e politische Referenzobjekt - den Zu s tand 
de~ alten , sozial l i berale n Koalition von 198 2 - bezoge n; z wei Te ilwortschätze 
- der politis c h e un d mediz ini sche - werde n übe r de n verkür zten Vergle ich im 
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politischen Kontext miteinander kombiniert. Die metaphorisch verwendeten Ter-
mini sind also aufgrund ihrer fachlichen Herkunft selbst Kandidaten fGr schwe -
re Wörter in politischen Texten (vgl. die 3. Lexemklasse in Kap. 4). Die be-
sondere Sc hwierigkeit politischer Metaphorik besteht in der Erkennung der Ana-
logie n zwischen bi1dspendendem und bildempfangendem Bereich, in der Substitu-
ierbarkeit des bi1dempfangenden Lexems durch das bildspendende. 
Die unter 1. bis 5. herausgestellten Merkmale von Schwerwortkandidaten in po-
litischen Texten und ihre Zuordnung zu (semantischen) Lexemklassen lassen spe-
ziell fGr massenmediale , meinungsbi Idende Textsorten (\ ... ie 'f14 und T15) eine 
Pluralität von Merkmalen und Lexemklassen und damit e in H6chstmaß an Schwer-
verständlichkeit erkennen. 
Beispieltext T15 (vgl. oben Textsorte 62) 
a) Die Zeit 
Er [Andreas Papandre ou] wollte nicht Technokrat und Wirtschaftsministe r 
sein , sondern Mitregent, wie Andreas einem einstigen akademischen Freund 
gestand: "Ich will Minister für öffentliclle Ordnung werden und a uf einem 
Schimmel in mein Büro reiten. 11 Als t<1inister in seines Vaters Kabinett ritt 
er dann an die Führungsspitze. Durch vehementp Attacken gegen Königshaus , 
Armee und Amerika versuchte d e r junge Papandreou , sich als Exponent des 
linken Flilgels der Zentrumsunion und Sprecher eines "ne uen Griechenlands" 
zu profilieren. Er störte damit seines Vaters Kre ise, kompromittierte des -
sen Pol itik. Er ließ den verheerenden Eindruck einer faktische n Volksfront 
mit den Kommunisten aufkommen. Das fGhrte schl i eßlich zur Entmach tung 
beider Papandreous, zur Entkräftung un d zur Zersplitteru ng des Zentrums. 
Am Ende stand der ~Iilitärcoup von 1967. 
Andreas Papandreou trägt seinen Teil der Verant\"ortung an der griechischen 
Oiktaturtraqödie , der er selbst zum Opfer fiel. Seine damalige politische 
Feuertaufe hat er jedenfalls nicht bestanden. Seine Intelligen z bot kei-
nen Schutz vor lIybris und verhängnisvollem Hochmut. Sein ungestümer: lo1acht -
drang, seine Intrigenlust ware n stärker als a lle realpo li tische Einsic ht 
und Weisheit. Vom Staatsmann war er meilenwei t entfernt. 
Doch war ihm die Chance des Comebacks vergönnt. 
Papa ndreou hat sich rundum filr Gradualismus und Realismus entschieden . 
Das gilt für seine Wirtschaftspolitik, in der wed e r populistische Wunsch -
träume noch Pasok-Doktrinen oder gar kommunjstische Radikalvorstellungen 
zum Tragen kommen. Angesichts Rezession, massiver Auslandsverschuldung, 
Inflation und Arbeits l osigkeit wird mit dem Sozialismus sparsam umgegan-
gen. 
Realitätssinn dominiert auc h die Außen - und Westpolitik. liier steuert Pa-
pa nd reou im Vergleich zu seinen früher e n radikale n Parolen einen eindeu-
tig revisionistischen Kurs , der d e n Linksaußen als glatter Verrat am 
Wähl e rauftrag erscheint. An d e n fernen strategischen Zielen wird zwar 
festgehalten: erstens eine andere europäische Gemeinschaft, ein Europa 
der Völker, ni cht der Monopol e . 
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Dennoch werden sorgenvolle Fragen laut. Führt die Vertreibung des Konstan-
tin Karamanlis, der als Garant inneren Spannungsabbaus und eines lIKlimas 
der Hilde ll galt, nicht zu unheilvoller Polarisierung und Fanatisierung? 
Bewirkt der Kraftakt, mit dem Papandreou im Parlament den neuen Präsiden-
ten durchboxte, und die auf den Abbau präsidialer Superkompetenzen zielen-
de Verfassungsreform, die er zur Rechtfertigung des Schlags gegen Kara-
manlis heranzog, nicht eine Schwächung der demokratischen Institutionen? 
Ist nicht der schmähliche Wortbruch gegenüber Karamanlis ein beängstigen-
der Beweis dafür, daß Andreas Papandreou jedes Mittel recht ist, um sich 
an der Macht zu halten? 
Auch der staatsmännisch geläuterte Papandreou bleibt eben ein Unruhestif-
ter, der Hoffnung und Furcht gleichermaßen auf sich zieht: ein mutiger, 
engagierter, IInicht dogmatischer Narxist ll für die einen, ein Schauspieler 
und machtgieriger Totalopportunist für die anderen. 
In der Tat: Papandreou ist wandelbar. Im differenzierenden Gespräch unter 
vier Augen wirkt dieser f.1ann mit den buschigen Augenbrauen und dem Q!,Q-
fessoralen Charme völlig anders als auf dem Rednerbalkon . Da wird er zum 
verzerrenden, schrecklich vereinfachenden, aber mitreißenden Volkstribun 
und Demagogen, der den Urspaß alleL Griechen an Theater, Sensation und 
Drama teilt. Papandreoll verkörpert die jahrhundertealte hellenische Fru-
stration und Sehnsucht nach nationaler Eigenständigkeit - die Suche nach 
verschütteter Identität, nach Wiedergutmachung far historische DemGti-
gung, das Hin- und Hergerissensein zV/ischen antike~ Stolz und den l·linder-
wertigkeitskomplexen eines modernen Spätentwicklers. 
b) Mannheimer Morgen 14.6.1985 
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Erwartungsgemäß hat der südafrikanische Staatschef Pieter Botha in seiner 
Rede gestern abend keine großen Reformschri tte angekündigt. \'las er außer 
seiner Dialoqbereitschaft konkret nannte, läuft auf eine Lockerung der 
schikanösen Zuzugskontrolle tOr Schwarze in den Städten hinaus. Eine Par-
lamentskarnmer für die Bantus analog der für Asiaten und Nischlinge lehn-
te er ab. 
Die Rede dGrfte also kaum mäßigend auf die rebellierenden Schwarzen ein-
wirken. Viele Beobachter sind mittlerweile der Ansicht, daß die Bereit-
schaft der Regierung, mit den Führern der Schwarzen zu verhandeln und 
diskr iminierende Regelungen abzubauen, zu spä t konunt. Unter den Sch'darzen, 
insbesondere den städtischen, hat ein Radikalismus um sich gegriffen, der 
nur sch,,.,er zu zGgeln ist. In den Tm'/nships der Bantus ist die zivile Ver-
\"altung zusanunengebrochen, werden kooperationswillige Sch\'/arze terrori-
siert. Das Vertrauen auf die l,lacht der \<laffen hat die weiße Regierung in 
eine Sackgasse geführt. 
Die schwarzen Führer können sich heute kaum noch mit kleinen Verbesserun-
gen zufriedengeben, denn ihre Anhänger wUrden ihnen nicht mehr folgen. 
Umgekehrt dürfte Botha seiner Nationalen Partei mit ihrem starken konser-
vativen Flügel selbst eine schrittweise Abschaffung der Apartheid kaum 
abringen können. Dies aber und die Mitbeteiligung der schwarzen Bevölke-
rungsmehrheit an Gesetzgebung und Verwaltung wären der \~eg, auf den sich 
das Burenregiment bequemen müßte, um den radikalen Propagandisten einer 
gewaltsamen Erhebung den Wind aus den Segeln zu nehmen. Bothas Dialogan-
gebot i s t zu wenig, und es mUßte zudem alle n schwarzen Führern g e lt e n, 
die zu Gesprächen bereit si nd, s onst wird wohl keine Ruhe in Sadafrika 
einkehren. Sigmar Heilmann 
c l Mannheimer Morgen 14. 6.1985 
Nachdem am Vortag die win ze r von Mosel und Rheinhessen in Ma inz auf die 
Barrikade n g e gange n y/aren, um de n Regierenden in Rheinland-Pfalz und in 
Bann die Leviten zu lese n, kam gestern ei ne Erklärung der Staatsanwalt-
schaft Nainz, die offenkundig darauf angelegt \-lar , sowohl d e n \oJin ze rn als 
a uch d e n Politikern Entlastung z u verschaffen. Die Zielse tzung is t leicht 
z u durc hschauen; aber es ist ebenso sicher , daß das Ziel so nicht er r e i cht 
\-/e rde n kann. 
Zwar wurde der Le itende Oberstaatsanwalt in Mainz vielfach bedrängt , die 
Ergebni sse seiner me hrtägigen Recherchen in Wien und im burge nländische n 
Ei senstadt bekanntzumachen; wa s jedoch dabei hera uska m, ist in hohe m Maße 
unvollständig. Ein so lcher Zwischenbericht, der sich a uf di e Ermittlungen 
österreichischer Be hörde n s tUt zt, die offe nsichtlich mehr geschlampt ha-
ben als ihre deut schen Pendants , ist nur we nig ve rtraue nerweckend. Es mag 
durchau s zutreffen, daß nach offiziel ler Wie ner Lesart deutsche Importe u-
re österreichische \+Jein e weder von den Glykol-Zu sä tze n ihrer Import\-lein e 
gewußt, noch solche Zusätze geradezu verla ngt habe n, der Staatsanwalt-
schaft r.tainz hätte es be sser a ngestanden, mit der vorläufige n \·Ji e ner Ver-
s ion z urück zuhalte n, bis ihre e igenen Untersuchunge n me hr Klarheit ge-
schaffen habe n. De r Schnellsc huß aus Mainz ist um so we niger verständlich , 
als er den Anschein e rwecke n muß, als q b auf Weisung von obe n den in Be-
drlngni s gerate nen Politi ke rn Hilfe s t e llung gelei s tet werde n sollte . 
dl Die Zeit 30 . 9.1983 
Es war ein löbliches Unterfange n: Friedensbewegung und Ve rtre ter d er 
Obrigkeit wollten s ich in der Evangel isc he n Akademie Loccum aber "Kon-
fliktaustrag und innerer Friede " unte rhal ten. Doc h der Versuch , den he iße n 
He rbst temperiert z u halten, schlug gründlich f eh l. Die "Autonomen" - mi -
litante Randgruppe n mit Brutalo-Jargon und e ine m Hang zur Tätlichkeit -
l e gten s ich buchstäblich quer. Sie verhinderten, die Veranstaltung ihre r 
Fre und e ausgerechnet mit dem Mittel, das sie sonst nur a uf Gegner a nwen -
den : durc h e in e Blockade. 
Niemand war me hr schockier t al s die führenden Ve rtreter der Friede nso rga-
nisationen. Von "me nsche nverhöhnende m Umgang" sprach Pfarrer De il e ; e in e n 
"Rücksc hlag" der Friedensbewegung kon s tatie rte Verfassungsrichter Simon; 
eine n "wohlfeilen Erfolg" vers pottete der grüne Bundestagsabgeordn e te 
Vogt . In der Tat: Nie so ll der vie lbek lag te n "Kr iminalisierung" d er Fr ie-
d e n s bewegung durc h die Obr igke it entgegengewirkt werden, we nn nicht durch 
Dialog, durch e inve rnehmlic he Verbreiterung de s Aktion sraumes derer , di e 
friedlich d e monstriere n wollen, dur ch Abbau von Feindbildern? 
Die I rrs innsfranse n der Anarcho- und Sponti-Szene sind nicht die Fri edens -
bewegung; man h6te s ich da vor billige r Gleichsetzung von ein paar tau-
send Radikalinskis mit Millione n von Protestlern. Si e wol l e n Militanz, 
\>10 die übergroße Me hrhei t Ge\'Ialtfreiheit wi ll. Sie sind auf Ra ndale aus, 
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die anderen auf \~irkung durch Argumente. Sie suchen nicht bloß die Nach-
rüstung zu verhindern, sondern den Staat - das "Schweinesystem ll - zu zer-
stören. Einige versteigen sich zu der absurden Forderung: "Verhindert die 
Pazifizierunq der Friedensbewegung!" Wer auf diese Weise die Friedfertig-
keit der Friedlichen untergräbt, steht der Guerilla näher als den Gewalt-
f reien. 
e) Spiegel 30.7.1984, S. 79 
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Es ist fast neun Monate her, daß sich die Sowjets aus den AbrGstungsver-
handlungen zurückgezogen haben . Im zeitalter der Bedrohung durch eine 
atomare Katastrophe muß der \'Iesten sich et\'las einfallen lassen, damit der 
.oialog weitergehen kann. Und am Anfang muß eine Analyse des Problems ste-
hen, ohne Klischees und stereo~ Formeln . ... 
Jede Avance von amerikanischer Seite wurde zurückgewiesen. In dem Maße 
\'/ie die Reagan-Regierung ihre frühere HaI tung revidierte, setzte die 
Sowjet-Union ihre Bedingungen herauf. 
Ost-West-Verhandlungen sollten stattfinden, weil sie notwendig sind. Die 
Gefahren des nuklearen Zeita lters wiegen gleichermaßen schwer fUr beide 
Seiten . Mag das Sowjetsystem auch eine noch so herausfordernde Sprache 
fahren, es ist wirtschaftlich stark angeschlagen und steht vor dem Pro-
blem, seine gesamte aberalterte PUhrung erneuern zu massen. Es braucht 
eine Ruhepause mindestens so dringend wie der Westen. 
Jede Seite muß erkennen, daß sie zur Koexistenz verdammt ist, \'/ie groß 
auch die ideologischen Unterschiede sein mögen. Keine Seite hat das Recht, 
ihre Sicherheit so zu definieren, daß sie die Unsicherheit des Gegners 
erhöht. 
Aber die So\ ... jet-Union beharrt darauf, daß die 41 Pershing 2 und Cruise 
missiles in Europa, die doch nur mit einem Sprengkopf bestückt sind und 
350 SS-20-Raketen mit Mehrfach-Sprengköpfen gegenüberstehen, zurückgezo-
gen werden massen, bevor es neue Verhandlungen gibt. Und über \ ... as dann 
verha ndelt werden soll, ist nicht klar. Die Sowjets verfolgen offenbar 
das Ziel, durch ihr Veto zur Nato-Nachrüstung die Neutralisierung Euro-
pas einzuleiten. 
Dieselbe, beinahe ver~chtliche Unbeugsamkeit kennzeichnet den sowjetischen 
Vorstoß zur Entmilitarisierung des Weltraums .... 
Wenn ein so irrationaler Vorschlag die Reagan-Regierung in die Defensi ve 
bringen konnte, zeigt dies, daß für viel zu vie le Menschen der Wunsch 
nach Verhandlungen höher steht als die Analyse des Inhalts. 
Es mag mehrere Gründe für das sowjetische Verhalten geben. Vielleicht will 
die Sowjet-Union die US -Administration daran hindern, zu behaupten, .daß 
Washingtons Rhetorik aus Reagans FrGhzeit kein Hindernis für diplomati-
sche Fortschritte gewesen sei. 
Kommentar (T15) : Diese massenmed ial en Texte zeigen eine T14 weitgehend ähn-
liche Konstellation der Schweremerkmale und Schwerwortkandidaten, 1. den grup-
penbezogenen Gebrauch von Fahn e n - und stark negativ wertenden Stigmawörtern: 
kommunistische Radika l vorste llung, Sozia lismus, l'evisionistisch, Panatisie-
rung, dogmatischer Marxist , Demagoge (Tl5a) , Radikalismus, tel' rorisieren, kon-
servativ, Propagandist (Tl5b), Cuerilla, militant, Radikalinski, Militanz, 
Pazifiziel'ung (Tl5d) (vg1. die 2. Lexemkla sse in Kap. 4), 2. den instituts-
sprachlichen und den fachspra ch lichen mili tärpolitische n und wirtschaftspoli-
tischen Gebrauch von Lexe men ,"ie Regent, Doktrin, Monopol, realpolitisch, prii-
sidial, Cradualismus , Rezession, Inflation, Kompetenz (Tl5a), Reform, Apart-
heid (Tl5b), nukleal', Mehrfach-Sprengköpfe, Cruise missiles, Administration, 
l':ntmilital'isierung ('rl5e ) (vg1. die 1. Lexemklasse in Kap. 4), 3 . die a uffäl-
lig starke Verwendung bildungssprachlicher Lexeme: Technokrat, vehement, Hy-
bris, Polarisiel'ung, l':xponent, pl'ofiliel'en, Comel:ack, Cal'ant, kompl'omittiepen, 
popuUstisch, dominieJ'en, Pal'ole, Identittit, antik, hellenisch, professol'al 
(T15a), Dialog, schikanös, analog, diskl'imin'iel'end, kooper'<1tionswillig (Tl5b), 
Rechel'chen, Pendant, Vision (T15c), kons tat'ieren , Kl'iminalisierung, Randale, 
absul'd (Tl5d), Dialog, Analyse, Klischee, stel'eotyp, Avance , pe vidieren, de-
finiel'en , Koexistenz, Veto , Defensive , Rhetorik (Tl5e ) (vgl. die 4. Lexem-
klasse in Kap. 4) und 4. die starke Bildlichkeit der Sprach e durch Metaphern-
'fermini und - Phraseme: Diktatuptr'<1gödie, Dl'ama, Peuer'taufe , MiliUipcoup, Fr'u-
stl'ation, Attacken reiten, Kurs steuel'll (Tl5a), 11ind aus den Segeln nehmen 
(Tl5b), aUf die Bal'l'iko.den gehe>l, die Leviten lesen , Schnellschuß (Tl5c), 
tempel'iel't, Irrsinsfl'ansen , heißel' Hel'bst, Anal'cho- und Sponti - Szene , Bl'uta-
lo-Jargon (Tl5d) (vgl. die 3. Lexemklasse in Kap. 4). Auch für die Texte Tl4 
ist das untersch iedliche Nischungsverhältni s unterschiedlicher (fa c hlicher, 
ideologischer , metaphori sch-fachlicher und bildungssprachli cher ) Schwerwort-
kandidaten kennzeichnend und für ihr Verständnis ausschlaggebend. 
Beispieltext T16 (vg1. oben Textsorte 92) 
M. Greiffenhagen: Kampf um W6rter? München 1980, S. 305, 307, 
312 , 316 
Lenk: 
Konservatismus kann a ls eine bestinunte Gesinnung definiert \'Jerden, der es 
um die bewußte Be\'lahrung überkommener Anscha uungen und Verhäl tnisse zu 
tun ist. Das Verhältnis der Konservativen - ob es sich dabei um die Ver-
treter aristokratischer schichten des 19. Jahrhunderts wie etwa den preu-
ßischen Adel oder um Vertreter bürgerlicher Herkunft handelt - z um Staat 
und zur Gesellschaft ergibt sich bereits aus der Bestimmung des Staates 
als einer mehr oder weniger konstanten autoritativen Gewalt, die allge-
meinverbindlich die Formen des Rechts und damit die Machtverhältnisse 
festigt und tradiert [ ... ). 
Nie immer man auch den Konservatismus bestimmt : von seinem Ursprung her 
ist konservatives Denken reaktives und defensives Denken, d.h. es i st Ant-
wort auf ei ne bestimmte He rausforderung, nicht aber ausformuliertes Pro-
granun. Die mang e lnde Präzision im Begrifflichen ist so eine "\'Jesense igen-
schaft 11 des Konservatismu s selbst [ ... ]. 
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Lübbe: 
In diesem S inne werde ich im fo lgenden als konservativ einige Handlungs-
orientierungen vorste llen, die ihrem Anspruch nach nicht \~eniger vernünf -
tig als konservativ sind. Soweit das gelingt, kann man ja dann , insoweit , 
das Epitheton "konservativ" ruhig auf sich sitzen la ssen oder sogar für 
sich selbst in Anspruch nehmen ( . .. ]. 
Erstens: Konservativ ist, in der Weigerung, den Blick vor der Verlust-
und Kostenrechnung des zivilisatorisc he n Progresses z u verschließe n, die 
Verpf lichtung der Politik zur Kalkulation des erfa hrbar gewordenen Grenz-
nutzens dieses Progresses. 
Zweitens: Konservativ ist, kulturell und ökologisch , institutionell und 
moralisch, die Prä disposition z um schonenden Umgang mit Ressourcen, die 
s i c h nicht-restituierbar verknappen. 
Kommentar (T16): Der \·lissenschaftssprachliche Text enthält zwei Versuche der 
Bedeutungsbestimmung von Konservatismus, konse}'lvativ aus konträ ren poli tischen 
und weltanschaulichen Positionen. Der unterschiedli c he Standort der Sprecher 
\'/ ird an den Ab\'leichungen zwischen den Bestimmungen des Begriffs Konservatis -
mus deutlich: Neben untersc hiedlichen deskriptiven Erklärungen (Lenk: "eine 
bestimmte Gesinnung definiert", Lübbe : "Erstens: Konservativ i st .. . ") werden 
jeweils evaluative Erklärungen (Lenk: "reaktives und def ensives Denken", Lüb-
be: "ni c ht weniger vernünftig als konservativ") bzw. kombiniert deskriptive 
und evaluative Erklärungen (Lübbe : "Zweite n s : Konservativ ist ... ") gegeben. 
Für konser'vativ werden also z\>Iei variante Bedeutungserklärungen gegeben (I'lerk-
mal f). Sch\>lerverständlichkeit resultiert auch aus der Bezüglichkeit von kon-
servativ auf die politische Entwicklung e ines Sozial\'lesens und gleichzeitig 
a us der sozialwissenschaftlichen Rezeption dieser politisch-historischen Ge-
gebenheit: Welchen Erscheinungen wird von wem in welcher histori schen Phase 
und vor allem heute das Prädikat konser'vativ zugeschrieben (besonders in Ab-
gren zu ng zu Lexemen \>Iie li be r'a l, reaktionär', fOl'tschr'i tt lich US\>l. ) ? Die (I-liS-
sensehaftlichen) Bedeutungen bzw. Kommunikationsgeschichten politischer Lexe-
me. l"lie konservativ (vgl . die 2 . Le xemklasse in Kap. 4), können ohne den Re-
kurs auf ihren historischen Horizont (loterkmal k) ihren Bezug auf \ ... issenschaft-
liehe Theorien und /ode r ideolog ische n Normen (Me rkmal i) und auf unterschied-
liche politische Gruppierungen (Merkmal e e und f) nicht geklärt werden . Neben 
Wörtern der 2. Lexemklasse besteht in T16 ein Übergewicht an wissenschafts-
und bildungssprachlichen Lexemen : ar'istokr'atisch , ökologisch, r'eaktiv, defen-
siv , definiel'en , konstant , tmdieren, Handlungsor·ientier'ung, Ppäzision, Be -
griffliches, zivilisator'ischel' Pl'Ozeß, Kalkulatiol7, Cl'el1znutzel1, institutio-
nell, Prädisposition, Ressour'cen, restituier'bar (vgl. die 4. Lexemklasse in 
Kap . 4), I·,ährend metaphorische Termini fehlen ( vg l. die 3. Lexemklas se in 
Kap . 4). 
3.2. Systematische Zusammenstellung von lexikal ischen 
Schwere-Merkmalen 
Die Identifizierung der Merkmale, die zur Erhellung des jeweili-
gen fachlichen, ideologischen, historischen Horizontes der Lexe-
me beiträgt, stützte sich u.a. auf textinterne und textexterne 
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Indizien, z.B.: auf wort- und sacherläuternde (semantisierende) , 
auf Schwerwortkandidaten bezogene explikative Ausdrucksmittel im 
unmittelbaren Kontext; beim Fehlen jeglicher Verstehenshilfen 
wird Bekanntheit oder Verstehbarkeit beim jeweiligen Adressaten 
vorausgesetzt ; auf die explizite oder implizit erschließbare Zu-
gehörigkeit von Lexemen bzw. Lexembedeutungen zu fachspezifischen 
und/oder gruppen-/parteispezifischen ideologischen Sprachgebräu-
chen und, damit verbunden, auf die zwischen verschiedenen Gebräu-
chen bestehende deskriptive/evaluative Varianz oder ideologische 
Polysemie; im Text gegebene Hinweise auf die wertende, stigmati-
sierende Funktion oder den Fahnenwortcharakter bestimmter Lexeme; 
die metaphorische Bezugnahme auf die politische Realität mit mög-
licherweise selbst potentiellen fachgebundenen Schwerwortkandida-
ten usw. Den interpretativen Bezugsrahmen bildete bei de~ Merk-
malsfindung die in den Überschriften zu den Beispieltexten gege-
bene Zuordnung der Texte zu den entsprechenden , in Kap. 2.3. cha-
rakterisierten Textsorten ; davon waren Aufschlüsse zu erhoffen 
über die text(sorten)spezifische Verwendung bestimmter Lexeme/ 
Lexemklassen/Lexembedeutungen und auch über die text(sorten)über-
greifende semantische Vernetzung von Lexemen, d.h. über die über 
verschiedene Texte verteilte Kommunikations- und Definitionsge-
schichte dieser Lexeme (vgl. z.B. die unterschiedliche Bestim-
mung von Lexeme n wie So~idaI'ittit , Sozialismus , konventioneZl usw . in 
verschiedenen Beispieltexte n) . 
Die in d e n Beispieltexten unterstrichenen Lexeme/Phraseme konn -
ten im wesentlichen aufgrund folgender Merkmale oder Merk~als­
kombinationen als Schwerwortkandidaten identifizie~t werden: 
- intendierte Vagheit, semantische Komprimiertheit und 
Leerformelhaftigkeit 
- Gruppenbezogenheit der Lex emgebräuche und deskriptive/ 
evaluative Varianz ideologiesprachlicher Termini 
(vgl. die 2. Lexemklasse in Kap. 4) 
- Subsystembezoge nheit der Gebräuche (und eventuell ver -
schiedene Formen von Polysemien, z . B. konventioneZl) von 
wertungs freien Fachwörtern der politischen Institutions-
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und Verfahrenssprache, der internationalen Politik 
sowie der Fachsprachen der verwalteten Sachgebiete, 
häufig mit fachlich stark verdichteten l'Iort(neu)bil-
dungen. 
Unter das Merkmal 'Subsystembezogenheit' fallen natür-
lich auch Termini aus anderen, von der Politik mehr 
oder weniger weit entfernten Fachbereichen und Wissen-
schaftsdisziplinen, soweit sie im politischen Kontext 
in ihrer fachspezifischen Bedeutung verwendet werden; 
zu ihrer metaphorischen Verwendung vgl. den übernäch-
sten Spiegelstrieh. 
(vgl. die 1. Lexemklasse in Kap. 4) 
- Zugehörigkeit zur fächerübergreifenden Wissenschafts-
und Bildungssprache (als der 'gehobenen' Öffentlich-
keitssprache) 
(vgl. die 4. Lexemklasse in Kap. 4) 
- Zugehorigkeit zum Bereich der politischen Metaphorik, 
dem am stärksten 'offenen lexikalischen Bereich in po-
litischen Texten 
(vgl. die 3. Lexemklasse in Kap. 4) 
Mithilfe der ermittelten Verwendungsmerkmale von Schwerwortkandi-
daten in politischen Texten unterschiedlicher Textsortenzugehö-
rigkeit können folgende aus unserem Gebrauchsfixierungskontext 
(oben in Kap . l.l.) systematisch abgeleiteten Parameter oder Ma-
kromerkmale von schweren Wörtern feindifferenziert werden: 
ihre deskriptive und evaluative Bedeutungskomponente 
(= Makromerkmale Bund Cl , ihr (mehrfacher) Subsystem-
bezug (= Makromerkmal L) sowie ihr Bezug auf bestimmte 
Gesellschaftsgruppen , Parteien Us\~. (= Makromerkmal G) . 
Die differenzierenden Merkmale (notiert mit arabischen Kleinbuch-
staben a, b, c ... ) sollen nun in einer Merkmalsliste systema-
tisch zusammengestellt und durch einige andere, nicht unmittel-
bar an den Beispieltexten zu erkennende , pragmatische und sach-
lich-thematische Zusammenhänge der Lexeme indizierende Merkmale 
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ergänzt und jeweils kurz erläutert werden. Da die Merkmale we-
sentliche Eigenschaften der Gebrauchsregeln von schweren Wörtern 
indizieren, können mit Hilfe von Merkmalsbündeln bestimmte Lexe-
me mit gleichen/ähnlichen Eigenschaften zu Lexemklassen zusammen-
gefaßt werden. Sie dienen gleichzeitig dazu, diese zu charakteri-
sieren und voneinander abzugrenzen (vgl. Kap. 4). 
Merkmalsliste 
(a) systembezogen: 
Ein Lexem hat eine oder mehrere Bedeutungen nur 
innerhalb (des Systems) der Gemeinsprache. Mono-
semes oder polysemes gemeinsprachliches Lexem; 
im zweiten Fall liegt nicht-determinierte Poly-
semi e vor, vg l. Merkmal d2. 
(b) subsystembezogen (vgl. Merkmale 0 bis g): 
Ein Lexem hat in einem oder mehreren Subsystemen 
(Fach- , Wissenschaftssprachen) eine oder mehrere 
Bedeutungen. nicht aber in der Gemeinsprache. 
(bI) subsystemimmanent: 
Ein Lexem hat eine oder mehrere Bedeutungen in 
gerade einem Subsystem (Fachsprache ). 
Subsystemimmanent monos e mes (vgl. dl) oder poly-
semes Fachwort (vgl. d2) . (Vgl. Strauß/Zifonun 
198 5. 280f .• 326ft. ) 
(b2) subsystemtranszendent: 
Ein Lexem hat. jeweils verschiedene Bedeutungen 
in verschiedenen Subsystemen. nicht aber in der 
Gemeinsprache. Subsystemtranszendentes polysemes 
Fachwort. Vorliegen von mehrdimensionaler deter-
minierter Polysemie. vgl. Merkmal d4; vgl. die 
Merkmale PI . P2 
(vgl. Strauß/Zifonu n 1985, 281ff .• 330ff .) 
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Das Vorliegen der Merkmale (a), (b) und (c) bedingt Monosemie 
oder verschiedene Formen von Polysemie : 
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(d) (Auf das Diasystem und auf ein SUbsystem bezogene) 
Monosemie oder Polysemie 
(dl) Monosemie: 
Ein Lexem hat innerhalb (des Systems) der Gemein-
sprache oder in einem Subsystem gerade eine Be-
deutung 
(d2) nicht-determinierte Polysemie: 
(= system- oder subsystemimmane nt e Polysemie, 
vgl. die Merkmale (a), (bI)) 
Ein Lex e m hat verschiedene Bedeutungen innerhalb 
der Gemeinsprache oder in gerade einem Subsystem 
(vgl. Strauß/Zifonun 1985, 233f.) 
(d3) eindimensionale determinierte Polysemie: 
(= systemtranszendente Polysemie, 
vgl. Merkmal (c)) 
(1) Ein Lexem hat in der Gemeinsprache und in min-
destens einem Subsystem zugleich voneinander 
verschiedene Bedeutungen 
(2) Ein Lexem hat verschiedene Bedeutungen inner-
halb mehrerer Subsysteme zugleich, 
wobei fUr (1) und ( 2 ) gilt, daß die Bedeutungen des 
Lexems sich jeweils auf ein und dieselbe semantische 
Dimension/Klassifikationsdimension (bzw. auf einen ge-
meinsamen 'Oberbegriff ') beziehen. 
Fall (1) wird als spezieller Fall der 'semanti schen 
Stufung' gefaßt, die gemeinsprachliche und fachsprach-
liche Bedeutung eines Lexems sind semantisch ähnlich, 
aber nicht deckungsgleich. 
Bei Fall(l) mögli ches Vorliegen von Entterminologisie-
rung (vgl. Merkmal m2), d.h . Übernahme eines Fachwor-
tes in seiner Eachbezogenen, aber entpräzisierten 
Bedeutung in die Gemeinsprache. 
(vgl. Strauß/Zifonun 1985, 235f .) 
(d4) mehrdimensionale determinierte Polysemie: 
(= subsystem- oder systemtranszendente Polysemie, 
vgl. Merkmal (b2' (c)) 
(1) Ein Lexem hat verschiedene Bedeutungen in 
verschiedenen Subsystemen zugleich , 
(2) Ein Lexem hat in der Gemeinsprache und in min-
destens einem Subsystem zugleich voneinander 
verschiedene Bedeutungen 
wobei für (1) und (2) gilt, daß sich die verschiedenen 
Bedeutungen auf jeweils verschiedene semantische Dimen-
sionen beziehen. 
Bei Fall (1) mögliches Vorliegen von Umterminologisie-
rung (vgl . Merkmal m3), d . h. Transfer eines (ausdrucks-
seitig identischen, semantisch differenten) Fachwortes 
zwischen verschiedenen Subsystemen. 
Bei Fall (2) mögliches Vorliegen von Terminologisie-
rung (vgl. Merkmal ml), d.h. Übernahme eines gemein-
sprachlichen Lexems unter terminologischer Festlegung 
in ein Subsystem. 
Das folgende Merkmal, das dem Makromerkmal G entspricht, ist be-
sonders konstitutiv für Lexeme der gesellschaftspolitischen, der 
gesamten evaluativen und expressiven Lexik . 
(e) gruppen (partei-)bezogen: 
Ein Lexem bzw . eine Lexembedeutung hat nur Gültig-
keit relativ zum Sprachgebrauch (sozialen Norm, 
Weltanschauung, Meinung) einer gesellschaftlichen 
Gruppe (gruppen-, parteisprachliche Zugehörigkeit 
von Lexemen/Lexembedeutungen) 
(eI) Parteisprachlichkeit: 
differenziert entsprechend dem Parteien-, Organisa-
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tionenspektrum in der BRD (Politolekte) oder anderer 
Parteisprachen: z.B. sozialdemokrat., christl.-liberal, 
sozialistisch, kommunistisch, marxistisch usw. 
(e2' (geographisch-politische, staatliche) 
Großgruppensprachlichkeit: 
differenziert entsprechend den unterschiedlichen 
Sprachgebräuchen in den beiden Gesellschaftssyste-
men von BRD und DDR (Natiolekte). 
(e3' den Sprachgebrauch einer historischen polit. Partei, 
Richtung, Bewegung, Epoche betreffend 
z.B. nationalsozialist., Aufklärung, Vormärz usw. 
Das Vorliegen des Merkmals (e) bedingt unterschiedliche For-
men von meinungsgruppenbezogener Varianz/ideologischer Poly-
semie/ideologischer Vagheit eines Lexems/einer Lexembedeu-
tung. 
(fl Bedeutungsvarianz: 
Die Bedeutung eines (monosemen oder polysemen) 
Lexems ist variant, wenn sie für jeweils verschie-
dene Gruppen unterschiedliche Gültigkeit hat oder 
gruppenspezifisch in verschiedener Weise akzeptabel 
ist, wobei die Bedingung erfüllt sein muß, daß die 
betreffenden Bedeutung(sinterpretationen) sich je-
weils auf ein und dieselbe semantische Dimension 
(bzw. auf den gleichen 'Oberbegriff') und auf das 
gleiche Subsystem beziehen. Die Bedeutungsvarianten 
relativ zu einer semantischen Dimension sind dann 
' einander entsprechende' Bedeutungen. Gruppenbezo-
gene variante Bedeutungen haben jeweils einen grup-
penübergreifenden gemeinsamen Bedeutungskern (z.B. 
den gleichen Oberbegriff), aber zusätzliche gruppen-
spezifisch unterschiedliche Bedeutungsmerkmale. 
(vgl. Strauß/Zifonun 1984/ 409; 1985, 221ff.) 
(fl) deskriptive Varianz: 
( zu deskriptiv vgl. Merkmal (g)) 
Die Varianz eines Lexems bezieht sich auf die 
denotative, klassifizierende Bedeutungskomponente 
(f2) evaluative Varianz: 
(zu evaluativ vgl. Merkmal (h)) 
Die Varianz eines Lexems bezieht sich a u f die 
wertende Bedeutungskomponente 
(f3) deskriptive und evaluative Varianz: 
Die Varianz eines Lexems bezieht sich auf beide 
Bedeutungskomponenten 
Die Merkmale (fl) bis (f 3 ) sind für die Bestimmung von (1 2 ) 
konstitutiv. 
(f4) gruppen-, ideologiebedingt jeweils unterschiedliche 
wechselseitige Determination von Extension, Inten-
sion und Evaluation: 
Ivgl . dazu das 3 . Kap. im zweiten Beitrag dieses 
Bandes) 
(g) (nur) mit deskriptiver Bedeutung: 
d.h. zur klassifizierenden, charakterisierenden 
Bezugnahme auf Gegenstände (vgl. Strauß/Zifonun 
1985, 205 u. 219) 
(gl) in einem Begriffssystem/einer Nomenklatur definiert: 
d.h. für alle Sprechergruppen verbindlich normiert 
(h) mit (deskriptiver und zugleich) evaluativer 
Bedeutung: 
d.h. zur normenspezifisch wertenden Bezugnahme 
auf (klassifizierte) Gegenstände (vgl . Strauß/ 
Zifonun 19 85 , 205) 
(i) mit Bezug auf wissenschaftliche Theorien/ideologi-
sche Rahmen/soziale Normen 
(vgl. Strauß 1984) 
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(k) mit his torisc he m Horizont: 
Lexeme mit historischer Sens ibilität , Bedeutungs-
geschichten, Bedeutungswandel 
( vg l. Strauß 1984) 
(1) Funktionsklassenzugehörigkeit: 
(lI) als (wiss.) Terminus ven~endet : 
der fachlich e Horizont eines Lexems 
(12) a l s Schlag-, Kampf-, Fahnen-, Stigmawort 
(in Leerforme ln) verwendet: 
der politische , ideologische , idee lle Horizont 
eines Lexems (vgl. Me rkmal f) 
(vgl. Strauß 1984) 
(13) a l s geschichtliche Grundbegriffe verwendet: 
der hi storische , ideologische, poli tische Hori-
zont eines Lex e ms 
(z.B. Verfassungsbegriffe, (internationale) 
Schlüsselwörter der pol it., ge se llschaftl. Orga-
nisation, Le itbegriffe polit . Bewegungen, theo-
retische Kernbegriffe der Ideologien, Gesell-
schaftsle hren usw.) 
(vgl. Merkmal k) 
{mI ge netisch-entwicklungsbezogen rekonstruierbar: 
(mI) durch Terminologisierung 
(vgl. Merkmal d4) 
(m2) durch Entterminologisierung 
(vgl . Merkmal d3) 
(m3) durch Umterminologisierung 
(vgl. Merkmal d4 ) 
{m4" durch Lehn-Wortbildung: 
z . B. Abl e itunge n mit deutschen Eigennamen als 
einer Konstitue nte und entlehntem Affix als der 
anderen Konstituente: Nal'."Cismus , Komposita mit aus-
schließlich ent lehnten , im Deutschen disponiblen 
Konsti tuen ten: Parteiprogramm , Kombinationen aus 
vorwiegend griechischen oder (ne u)lateini schen 
Konstituenten, di e kein Vorbild in e iner Fremd-
sprache haben: Politbül"O 
(vg l . Link 1 98 3, 58f.) 
(ms) durch Entlehnung aus ei ner Fremdsprache: 
z . B . worst aase , Star-I-Iar- Initiative 
(n) innersprachlich (a usdrucksse itig) motiviert/ 
motivierbar: 
okkasionelle Wort(neu)bildungen, vor allem Kompo -
s ita im (fachliche n, ideologischen) po litischen 
oder im metaphorischen pol itischen Wor tschatz 
häufig nach bestimmten, i m De utsche n produktiven 
Wortbildungsmustern gebildet, vor allem hinsicht-
lich (nl) und (n 2 ), z.B. OverkiU- Potential 
(vgl. oben Kap. 3.1. ) 
(vgl. Oksaar 1982) 
(nI) innersprachlich vollmotiviert/vollmotivierbar 
(n2) innersprachlich teilmotiviert/teilmotivierbar 
(n3) innersprach1i ch pseudomotiviert/pseudomotivierbar 
(n4) inner sprac h1 ich nicht motiviert/nicht motivierbar 
(vgl. Strauß/Z i fo nun 19 85, 143ff . ) 
(0) fachgegenstandsindiziert 
d.h . spezielle Sachbezogenheit (Lexeme der poli -
tischen Funktionssprache, teilweise auch Lexeme 
der Bildungssprache ) 
(p) fachkommunikationsindiziert 
d.h. verwendet i m fachinternen oder fachexternen 
Sprachverkehr 
(fac hkommunika tionsindiz iert sind im Be r eich der 
Politik Lexeme d e r Institutions -, Verfahrens-, 





(P2) interfachlich (interdisziplinär) 
(P3) fachextern: 
Transfer von Lexemen in die Gemeinsprache in 
ihrer fachspezifischen oder mehr oder weniger 
entfachlichten/entpräzisierten Bedeutung 
(g) (sprach)soziologisch indiziert 
und/oder soziofunktional- , sozialpragmatisch 
indiziert (vgl. Strauß/Zifonun 1985, 65ff.) 
(gI) (sprach)soziologisch indiziert: 
d. h. im Gebrauch sprachlicher rü ttel an bestimmte 
soziale Gruppen gebunden (Lexeme der Bildungs-
sprache sind zum Teil soziologisch indiziert, 
ihre Venlendung ist an ein "bestimmtes Maß 
akademischer Bildung gebunden" (von Polenz 
1979, 23;) für sie gilt aber in stärkerem Maße 
Merkmal (g2) 
(g2) soziofunktional indiziert: 
d.h. in den sprachlichen Mitteln bestimmt durch 
eine spezielle gesellschaftliche Funktion, d.h. 
eine spezielle Wirkungsabsicht auf das kommunika-
tive und soziale Verhalten von Gruppen 
(Lexeme der Bildungssprache: Verständigungsmittel/ 
Aufklärungsinstrument über Angelegenheiten öffent-
lichen Interesses; fachliches Orientierungswissen 
vermittelndes Transfermedium (vgl. Habermas 1977); 
in besonderem Maße Lexeme der Ideologiesprache: 
Beeinflussung/Handlungssteuerung von gesellschaft-
lichen Gruppen durch Gruppen , Parteien, Verbände, 
die bestimmte meinungsgruppenbezogene Interessen 
verfolgen) 
(r) metaphorisch (in fachfremden Kontexten) verwendet: 
nicht polit. Lexeme/Lexemfelder, die als Metaphern/ 
Bildspender aus anderen Fach- und Wissensbereichen 
in ihrer entweder fachlichen oder entfachlichten Be-
deutung übernommen werden zur Explikation, Kommen-
tierung oder Bewertung (fach)bereichseigener (politi-
scher) Gegenstände, Konstellationen, Vorgänge usw. 
oder 
polit. Lexeme, die metaphorisch in anderen (Fach)-
Bereichen verwendet werden 
(s) Kommunikationsbereichstypik: 
(1) Po li tische Außenkommunikation 
(1.1) öffentlich-politische Kommunikation 
(1.2) öffentlichkeitsbezogene Kommunikation 
zwischen Behörde und Bürger 
(2) Poli tische Binnenkommunikation 
(vgl. oben Kap. 2.) 
(t) Textsortenspezifik: 
Lexeme (Lexemklassen), deren Verwendung weit-
gehend textsortenspezifisch ist bzw. Lexeme, die 
usuelle Kontexte haben (z.B. sind ideologiesprach-
liche Lexeme vor allem an Textsorten im Bereich 
der öffentlich-politischen Kommunikation gebun-
den; metaphorisch im politischen Kontext verwen-
dete Lexeme an bestimmte massenmediale, meinungs-
bildende Textsorten usw. Zur speziellen Textsor-
tenspezifik politischer Lexeme bzw. zur Lexem(klas-
sen)spezifik politischer Textsorten vgl. Kap. 2.3. 
und Kap . 4 dieses Beitrags) 
(tl) masserumediale (öffentliche ) Textsorten : 
z . B. populärwissenschaftliche Texte, Sachbuchtetxe, 
Ratgeber- , Werbetexte, Broschüren, Feuilletontexte, 
Kommenatre, Leitartikel, Nachrichtentexte (in Pres-
se, Rundfunk und Fernsehen), Aufklärungstexte aus 
Fachbereichen mit gesellschaftlich brisanten Themen, 
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Unterhaltungsliteratur mit fachbezogenem Einschlag , 
imagebildende Texte usw. 
( t2) fachliche ( teilöffentliche) Textsorte n: 
d . h. Te xte der fachinter ne n, fächerübergreifenden 
(interdisziplinären) und der fa c hexterne n Kommu-
nikation 
Unter (tl) fallen vor allem Textsorten in den 
öf f e ntlichen Medien von Fachleuten oder von pro-
fessionellen Fachwissensvermittlern für e ine 
fachlich interessierte Te ilöffentlichkeit oder 
für di e breitere interessierte oder betroffene 
Laienöffentlichkeit. 
Unter (t2) fallen vor allem Textsor t en in Pub lika-
tionsformen mit geringerem Öffentlichkeitsradius 
von Expe rte n für Experten oder Fachanwender, aber 
auc h für die fachlich interessierte Teilöffent-
li c hkeit. 
(t3) administrative (te ilöffentliche) Textsorten: 
d.h . Texte in allen Bereichen des Amtverkehrs, 
in der asymmetrischen Kommunikat ion zwische n Bür-
ger und Staat, Institution, Organisation, Verband , 
Behörde u s w. (Gesetze, Erlasse , Verordnungen, Be-
sch e ide , Vordrucke) . 
(t4) (teilöffentliche) Textsorten im Bereich Sozialisa-
tion, Erziehung und (Aus-, Weiter-)Bildung 
d.h. Texte im Bereich von Schule und Bildung für 
jeweils bestimmte Teilöffentlichkeiten. 
(u) Bezug auf bestimmte Weltkonzepte 
(objekti ve, sozia l e , subjektive Welt, 
vgl. Habermas 1981) 
(ul) auf die fachlich nicht-dissoziierte soziale 
(Alltags)Helt bezoge n 
(vgl. Merkmal (a» 
(u2) auf die fachlich dissoziierte objektive/ 
objektiviert-soziale Welt bezogen 
mit Lexeme n der naturwissenschaftliche n Fach -
sprachen wird auf di e objektive Welt, mit Lexe-
men der Fachsprachen des sozialen Verkehrs (vor 
allem der verfachlichten Kommunikationsbere i c he 
öffentliche Organisation und Verwaltung) auf 
eine objektivierte soziale Welt Bezug genommen 
(u]) auf die fachlich dissoziierte soziale Welt 
bezogen 
mit Lexemen der sozial inte n s iven Fächer (der 
Sozialwissenschaften usw.) und der Öffentlich-
keitssprache (Bildungs- und fächerübergreifen 
der Wissenschaftssprache) wird auf die soziale 
Welt als norm- und werteabhängiges Interpreta-
tionssyste m sozialer Bezie hunge n und Institutio-
nen Bezug genommen. 
(vgl. Strauß/Zifonun 1985, Kap . 2 . 3. und Kap. 9) 
(v) spezifische Kommunikationsprobleme im öffentlichen 
Sprachverkehr, in der massenmedialen Kommunikation 
hervorrufend: 
bei der Verwe ndung und Rezeption bestimmter Lexe -
me in der öffentlichen, massenme dialen Kommunika-
tion sind je nach Adressaten verschiedene Grade 
de s Schwerverständnisses,des Nicht- und/oder 
Miß-Verstehens zu unterscheide n 
(vgl. Strauß/Zifonun 1985, 177ff.) 
(w) Bezug auf Wort-Rahmen (frame s ): 
d.h. das l exika lisch-semantische, paradigmatische 
wortfamiliäre, etymologische Um- und Bezugsfeld 
von Lexemen und ihre Kollokationsfelder 
(x) Bezug auf Situations-/Handlungs-Rahmen (frame s ): 
d.h. das sachliche Umfeld von Lexemen/Lexemfeldern 
und der zwischen ihren Bez ugsobjekten bestehende 
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sachlich-thematische (Handlungs)Zusammenhang 
(zu (w) und (x) vgl. Agricola 1983) 
Die unter (a) bis (x) aufgeführten Merkmale indizieren Eigen-
schaften oder Eigenschaftsklassen potentieller Schwer\~ortkandi­
daten nicht nur der politischen, sondern ganz allgemein der öf-
fentlichen, massenmedialen Kommunikation. Die Merkmalsliste dient 
dazu, jeweils Einzelmerkmale oder bestimmte Merkmalskombinationen 
als spezifische Indikatoren für unterschiedliche Klassen von 
Schwerwortkandidaten auszuzeichnen: So ist z.B. die Lexemklasse, 
deren Lexeme metaphorische Funktionen in politischen Texten er-
füllen, durch das Merkmal (r) charakterisiert; die Lexemklasse, 
unter die ideologiesprachliche Lexeme fallen, ist durch die 
Merkmale (e), (f), (1) und ( ) usw. definiert (vgl. Kap. 4) . Für 
die lexikographische Beschreibung der verschiedenen Klassen von 
Schwerwortkandidaten liefert die Merkmalsliste die zu selekt-
tierenden Textbausteine für den semantischen und pragmatischen 
Kommentar und für die Ausfüllung der Artikelpositionen mit den 
entsprechenden Informationsklassen, die jeweils als Belegung der 
Merkmale zu verstehen sind. Insofern stellt die Merkmalsliste 
ein umfassendes, für die lexikographische Arbeit umsetzbares Ra-
ster dar, als es die Mikro- und Binnenstruktur der Wörterbuchar-
tikel determiniert. 
4. Klassifizierung politischer Schwerwortkandidaten 
Die Analyse der politischen Texte (in Kap. 3.1 . ) und die systema-
tische Anwendung der Merkmalsliste (in Kap. 3.2.) führt unter Be-
rücksichtigung des Konzepts der lexikalischen Schwere (vgl. Kap. 
1 . ) zur Unterscheidung einer Reihe für ein 'Lexikon der schweren 
Wörter' relevanter semantischer Klassen von Schwerwortkandidaten . 
Diese sollen in einem Übersichtsdiagramm dargestellt und dann 
hinsichtlich ihrer Schweremerkmale sowie an hand von Beispielen 
differenziert beschrieben werden. Der Ausdruck 'politische Schwer-
wortkandidaten ' in der Überschrift ist verkürzt insofern, als hiel 
auch solche schweren Wörter berücksichtigt werden, die nicht zum 
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politischen Wortschatz im engeren Sinne gehören, aber zum (offe-
nen) lexikalischen Grundbestand politischer Texte zu rechnen sind 
(vgl . die 3. und 4. Lexemklasse). Da das Schwerepotent i al politi-
scher Texte andererseits nicht nur aus Lex e m e n besteht 
bzw. der Faktor ' Sch\~ere ' sich nich t nur mit dem Vorkommen be-
stimmter Lexeme alle in begründen läßt , werden in der folgenden 
Übersicht über die Lexemklassen hinaus jeweils auch die entspre-
chenden P h ras e m - und M 0 r p h e m k 1 ass e n als 
potentielle lexikalische Schwerekandidaten mit einbezogen; dies 
ist vor allem deshalb geboten, da die verschiedenen Lexem-, Phra-
sem- und Morphemklassen untereinander in regelhaften semantischen 
und Wortbildungsbeziehungen stehen. 
1. Lexemklasse: 
Relativ zu den Merkmalen (b) : ' subsystembezogen ', (g): '('nur) mit 
deskriptiver Bedeutung', (0): 'fachgegenstandsindiziert', (p): 
'fachkommunikationsindiziert', (u2) und (u]): 'auf die fachlich 
dissoziierte objektive und soziale Welt bezogen', kann aus dem 
Vokabular politischer Texte/Kommunikation als 1. schwererelevan-
te Lexemklasse ausgegrenzt werden, die 
Klasse der politischen Fachwörter oder 
Formula-Ausdrücke im engeren Sinne. 
Diese 1. Lexemklasse ist vor allem auch definiert durch die Nega-
tion der Merkmale (e) : 'meinungsgruppenbezogen' , (f) : 'Bedeutungs-
varianz' und (h): 'mit evaluativer Bedeutung ' . Lexeme der 1. Klas-
se werden also in der Regel sachbezogen und wertungsneutral ver-
wendet , es handelt sich - im Gegensatz zur 2. Lexemklasse - um 
semantisch stabile Wörter. Diese Lexeme gehören zur (internen) 
politischen Funktionssprache (vgl. oben Kap. 2.1.), also zur In-
stitutionssprache , zu den Fachsprachen der staatlich verwalteten 
Sachgebiete , zur Rechtssprache sowie zur Sprache der internatio-
nalen Verhandlungen , Verträge und der Diplomatie (vgl. zur Fach-
sprachenpluralität oben S . 194). Die Texte, in denen diese Lexe-
me (usuell) verwendet werden (vgl. Kap. ].1.), sind über den Be-
reich AK2 : institutionsexterne Kommunikation zwischen Behörde 
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Kla ssi fikat ion des lexikalischen Schwerepotentials 
Lexematische 
Einheiten 
Sema nti sche 
Klassen 
Lexeme rela -
ti v z u Lexem-
klassen 
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in politischer Kommunikation 
1 . Lexe me 
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Id ifferenzier t nach phraseologischen Termini und 
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fOY'miel't e Gesell - I soziale MaY'ktwiY't - I 
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Ze n tra l er politischer Wortschatz 
3. Horpheme 
Idif fere n ziert nach Präfixe n, Suffixe n U SVl. ) 
1. Horphemklasse 1 2. Horphe mk l asse 
-' _3~ '·lorphemklasse -
- --- - - - - - --- - - -- -- - - - - - - -
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Produktive Prä-I 1 Produktive Prä-I I Produktive Prä-I 
Suffixe als Konsti- I Suffixe a l s Konsti- , Suffixe als Konsti-
tuenten der 1 . Le- tuenten der 2 . Le - t ue nte n der 3 . und 
xemklasse I xemklasse I 4. Lexem-, Phrasem-
I I klasse 
bi-, öko- I anti - ~ I mono- ~ 
multi-, dis-, I poly-, 
aut(o) - , I kontel'- , polit- , 
aglY1Y'-, I ultm-, I post- , 
ag)'{o) - , - 1:smus I pY'ä- , 
ambi -, I - ist I pseud(o)-, bio-, I - istisch dipl(o)- , dell/(o)- , -izismus I anth (o)-, 
euY'(o)-, I - itis I tec hn (0) -, 
ex-~ - (o)id 
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Politischer Wortschatz 
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k l asse: Interfere nz zwischen 1. und 
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Bildungssprache 
3 . Klasse) \ I \~ortschatz der öff:ntl ichkeitsspra c he 
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und Bürger (vgl. oben Kap. 2.1 . ) hinaus im öffentlichen gesell-
schaftlichen Gesamtbereich wirksam. Das Verständnis der Texte und 
die Verstehbarkeit der textsortenspezifischen Lexeme hängt ab von 
der Vertrautheit des Bürgers mit dem politischen Wortschatz, vom 
Grad seiner staatsbürgerlichen, politischen Bildung, seinem poli-
tischen Interesse sowie von der persönlichen und beruflichen Nähe 
zu bestimmten Bereichen und Aspekten des Politischen. 
Die fachsprachlichen Lexeme der 1. Lexemklasse dienen u.a. der 
Bezugnahme auf 
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- die einzelnen Institutionen und Organisationen des Staa-
tes: Bundestag, BundesI'at, PQJ·'tei , PaI'lament, Plenum 
- ihre internen Gliederungen: Fmktion, Pal'teivol'stand, Peti-
tionsausschuß, Enque te-Kommission 
- die Aufgaben, die sie erfüllen: JleI'fassungsschutz, Gesetz -
gebung, Entwicklungshilfe 
die Prozesse, in denen sie funktionieren und die forma-
len Praktiken, mit denen die Institutionen arbeiten: 
Lesung, 11 bs timmung, LegislatuppeI'iode, HalTunelsppung, konstpukt i ves 
Mißtl'Quensvotwn, Budget, Etat, Heapi/1g 
- die Rechte, Pflichten und Aufgaben der politischen Funk-
tionsträger: Immunität, IndeI7T11itb:t, Mandat, Fmnktionszbkll1g, Lobby, 
VOtwll, Akklamation 
- Ämter und Funktionsträge r : Bundeskanzlel', PaI'lamentaI'iel', Fl'Qk-
tionsmitglied, RefeI'ent , Ombudsman 
- den gesamten Bereich des internationalen pOlitischen Ver-
kehrs und der Diplomatie: Biindnis, Pakt , Annexion, Invasion, 
Chapta , Klausel, AgI'ement, Attache, akkl'edit-ieroen , annulliepen , Asyl , 
Audienz, Bulletin, Note, 'pati fizier'en 
- spezielle Gegenstände der verschiedenen Sachgebiete (z.B. 
\~irtschafts-, Bildungs-, Finanz - , Umweltpolitik) , di e 
staatlich ven1al tet \1erden: Bputtosozialpl'odukt, Ol'ientiep!mgs-
stufe, Hochzi'1spal'Qgl'Qph, Papt,wl'pente, Lastenausgleich, Investitions-
rate, Konjunkturzuschlag, Ta r i [kollunission , In[rastruk tur, Ökosystem, 
konzel'tierte Aktion . 
Eine Differenzierung der 1. Lexemklasse in verschiedene Unterklas-
sen kann anhand der sachdetermin i erten Gliederung vorge nommen 
werden, wie si e oben in der Abfolge der Spiegelstriehe vorgege-
ben ist. 
Eine Ausgrenzung von inhaltlichen Subklassen ergibt sich, wenn 
über die oben genannten klassendefinierenden Merkmale (b), (g), 
(0), (p), (u2) und (u3) hinaus ein oder mehrere (nicht klassen-
typische) konkomitante Markmale der Merkmalsliste auf bestimmte 
Lexeme zutreffen, wie z.B. das Merkmal (k): 'mit historischem 
Horizont ' in Kombination mit dem Merkmal (1 3) : 'als geschichtli-
cher Grundbegriff verwe ndet' : Diese Merkmalskombination determi-
niert e ine Unt e rklasse der 1. Lexemklasse: Le xeme mit histori-
scher Sensibili tä t \~ie Aristokratie, Reputation, Indust!'ie , Fe udalismus , 
Gewaltenteilung, Mate l'ia lismus, Zivili sa tion , Internationale , Kle!'ikalismus, 
Kolonia l ismus , Machiave llismus , Legi timitCit, Parlamentarismus, So:ku larisa tion, 
Republik, Ultl'amontanismus, Restaul'ation oder Sou vercini teit . 
Eine we i tere (seltenere) Unterklasse is t determiniert durch Zu-
treffen von Merkmal (f): 'ideologische Bedeutungsvarianz' oder 
(h): 'mi t evalua ti ver Bedeutung'; deskr ipti ve Ausdrücke der poli-
tischen Funktionssprache können ideologisch indiziert sein oder 
der normenspezifischen wertenden Bezugnahme auf (umstrittene) po-
litisch-soziale Geg e nstände dienen: z . B. Volksaktie , soz ia le Markt -
bJi!'tscha[t, Bfl!'ge!' in Urli[orm, passive !' liidersta>ld, Bepu[sve pbot. 
Zusätzlich zu den obe n aufgeführten Sch\~eremerkmalen , die klasse n-
definierend für die 1. Lexemklasse sind, lassen s ich f o lgende 
Schwerefaktoren, di e potentiell an d i e Verwendu ng dieser Lexeme 
geknüpft sind, anführen: 
(1) Faktoren, die mit der Te ndenz der politischen Fachsprache 
zu Objektivierung, begrifflicher Abstraktion, Genauigkeit 
und Rationalisierung z usammenhängen : 
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Exklusive Fachwörter aus Bürokratie und Recht sowie aus 
dem jeweiligen (kulturellen, sozialen, wirtschaftlichen) 
Bereich , in dem die Behörde tätig wird. 
Ableitung abstrakter Vorgänge von substantiven (Nominal-
stil) . 
Kompositabildung zur Differenzierung des Grundwortes vor 
allem ' i n den Fachsprachen der verwalteten Sachgebiete , in 
denen ein großer Bezeichnungsbedarf für fachgebundene neue 
Sachverhalte und Gegenstände besteht (z. B. I/e l"l'Tlöge nsgewinn-
abga be, ba upol i aeilich) usw. 
Die folgenden Schwerefaktoren sind vor allem durch Zutreffen von 
Merkmal (11) 'als Ivissenschaftlicher Terminus venvendet' bedingt: 
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(2) Viele Ausdrücke der institutionsexternen Kommunikation 
haben, bedingt durch mehrfach subsystematischen Gebrauch 
(in verschiedenen Spezialsprachen) entsprechend viele Be-
deutungen. Zu ihrem Verständnis reichen (sprachliche) Be-
deutungserklärungen meist nicht aus, sondern sind durch 
enzyklopädische Sach- und Funktionsbeschreibungen (ihres 
Denotats) zu ergänzen . Bei diesen fachbezogenen Wörtern 
ist die 'Sache ' selbst Teil eines fachlichen Wissens , das 
zwar für den regelgerechten Gebrauch des Fachausdruckes 
wesentliche Voraussetzung ist, jedoch nicht die Regel sei-
nes Gebrauchs, sondern eher sein sach- und handlungsbezo-
genes Umfeld konstituiert . 
(vgl. Strauß/Zifonun 1984, 391) 
(3) Bei den Wörtern der institutionsexternen Kommunikation 
handelt es sich häufig um gemeinsprachliche Wörter , die 
durch Terminologisierung und normative Festlegung in ih-
ren Bedeutungen gegenüber ihrer nichtfachlichen Verwendung 
eingeengt oder im Widerspruch zur gemeinsprachlichen Bedeu-
tung definiert sind. 
Dies gilt vor allem für solche Fachsprachen , deren aus-
drucksseitige Ve rbindungen mit der Gemeinsprache besonders 
eng sind. Hier ist - wie z.B. bei der Rechtssprache - die 
Nähe zur Gemeinsprache die Quelle von Verstehensproblemen 
beim Laien; man denke nur an die verschiedenen Klassen ju-
ristischer Begriffe, an die "natürlichen Begriffe", die 
"unbestimmten Rechtsbegriffe", die "bestimmten Rechtsbe-
griffe", deren Verbindung zur Gemeinsprache dadurch abge-
schnitten wird, daß ihre Bedeutungen durch Beschreibung 
der Tatbestandsmerkmale im Gesetz geregelt wird (vgl . 
Dieckmann 1969 , 90f.), und schließlich die "rechtswissen-
schaftlichen Begriffe", die mit Elementen der Gemeinspra-
che gebildet, aber semantisch am weitesten von ihr ent-
fernt sind. 
(4) Viele Termini, die in der Kommunikation z\~ischen Behörde 
und Bürger verwendet werden, weisen einen nur mittelbaren 
Referenzbezug auf. Zur Besonderheit rechtssprachticher 
Fachausdrücke gehört z . B., daß sie sich auf außerjuristi-
sche Gegenstände nur mittelbar beziehen und ihre Gegen-
stände durch die definitorische Formulierung von 'Tatbe-
stand' und 'Rechtsfolge' erst sprachlich konstituiert wer-
den. 
Aufgrund der Mittelbarkeit rechts sprachlicher Ausdrücke 
greift das Argument, nicht die Fachwörter seien schwer zu 
verstehen , sondern die damit bezeichneten Sachen, zu kurz. 
Denn die 'Sachen ' des Rechts sind vor allem auf die recht-
lich relevanten Merkmale abzielende sprachliche Beschrei-
bungen von Sachverhaltsklassen. Die Schwierigkeiten für 
den Laien liegen nicht in den Sachen , sondern in den De-
finitionen von Sachen (vgl. dazu Stickel 1984 , 47) . 
(5) Eine weitere Ursache für die Schwerverständlichkeit von 
Termini des Kommunikationsbereichs Bürger-Behörde besteht 
in ihrer textsemantischen Vernetzung, die s ich z.B. bei 
den Rechtstermini weit über den jeweiligen Kontext hinaus 
erstrecken kann . Die Fachbedeutung der Termini ist hier 
auch nicht aus den vertrauten Ausdrücken des näheren Kon-
textes zu erschließen , da auch diese Ausdrücke oft nur 
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mittelbar an den außer fachlichen Sprachgebrauch anknüpfen. 
Für das Verständni s dieser Termini ist ihre über andere 
und ganz verschiedenartige Texte verte ilte Definitionsge-
schichte erforderlich (vgl. Stickel 1984 , 48) . 
A-Lexeme der 1. Lexemklasse: 
absolute Mehpheit , Administmtion, administmtiv, administriepen, 
Adl'esse, Agent , Agitation, agitieren , Agml'-, Agml'ier, agmrisch, 
Agl'eement, Agrement, Agri-, Agl'o-, Akklamation, Akkumulation, akku-
muliel'en, akkreditiel'en , Akkredit·iv, Aktiv, Aktivist, Akzeptanz, 
Akzession, Allianz, Alliertel', Amnestie, iimtel'häufung, iJmte r patl'O-
nage, Anciennitlitspl'inzip, annektieren , Annexi on , Annexionismus, 
amwllieren, Apartheid, Appeaseme/lt, Aristokmtie, aristokmtisch, 
Artikel, Asyl , Asylant , Attache, Attentismus, Audienz, Ausgleichs-
mandat, Ausnahmezustand, au{3epparlamentarisch, Aussperl'!mg, Aus-
stand, autal'k, Autarkie, autonom, Autonomie, autorisieren, auto-
l'itiil', Autol'ität. 
E- Lexeme der 1 . Lexemklasse : 
Edikt, Ega littit, Embargo, Emigl'ant , Emigration, emigl'iel'en, Emis-
säl', Empipe, Enklave , Enquete , Entente , Entnazifizierwlg , Enzy-
klika , Episkopat, Etat, Etatisiel'ung, Evakuierung , Evolut i on, Exe-
kutive, Exemtion , Exil , e:ciliel'en, Exklave, Expansion, expansiv, 
Expa tl'l:a tion ,. Exp0l't , expol,tiel'en, e:cterl'itOl"ial, Extel'l'itorialität . 
2. Lexemklasse 
Relativ zu den primär determinierende n Merkmalen ( e ): ' gruppen-
(partei-)bezogen', (f): 'ideologisch bedingte Bedeutungsvarianz ' 
und (q2): 'soziofunktional indizie rt' sowie relativ zu den fakul-
tativen Me rkmalen (b): 'subsystembezogen ' , (h): ' mit evaluativer 
Bedeutung ' , (i): 'mit Bezug auf wissenschaftliche Theor i en/ideo-
logische Rahmen' , ( k): 'mit historischem Horizont ' , (3): ' als ge-
schichtlicher Grundbegriff verwendet ' und (12): ' als Schlag-, 
Kampf- , Fahnen-, Stigmawort verwendet ', kann aus dem Vokabular 
po li tischer Texte/Kommunikation als 2. sch\~ererelevante Lexem-
klasse ausgegrenzt werden, die 
Klasse der ideologiegebundenen (Fach)Wörter des 
politisch - sozialen Wortschatzes. 
Diese 2. Lexemklasse ist vor allem auch definie rt durch di e Nega-
tion der Merkma l e (bl): ' subsys temimmanent " (g): '( nur) mit 
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deskriptiver Bedeutung' I (0): 'fachgegenstandsindiziert " (p): 
'fachkommunikationsindiziert ' und (u2): 'auf die fachlich disso-
ziierte objektive Welt bezogen'. Lexeme der 2. Klasse werden in 
der Regel nicht (nur) sachbezogen und meist mit gruppenspezifi-
schen Wertungen verwendet; es handelt sich - im Gegensatz zur 1. 
Lexemklasse - um semantisch instabile, intendiert vage und leer-
formelhaft gebrauchte (Schlag)Wörter mit je\~eils unterschiedli-
cher, gruppenspezifisch verbindlicher fachlicher Geltung, die der 
Ideologie- oder politischen Meinungssprache (vgl . oben Kap. 2.1.) 
angehören. Die Texte, in denen diese Lexeme (usue ll) verwendet 
werden (vgl. Kap. 3 .1.), werden vor allem innerhalb des Kommuni-
kationsbereichs AKl der öffentlich-politischen Auseinandersetzung, 
des semantischen Kampfes, der Diskussion und Propaganda produziert 
und rezipiert oder über das breite Spektrum massenmedialer Publi-
kationsformen vermittelt . 
Das Verständnis der Texte und die Verstehbarkeit der textsorten-
spezifischen Lexeme hängt ab nicht nur von der politischen Bil-
dung und vom politischen Interesse , sondern von der AUfgeklärt -
heit, der Mündigke it und dem gesellschaftspolitischen , histori-
schen und kulturellen Bewußtsein und Kenntnisstand des Bürgers. 
Ideologiegebundene Lexeme der 2. Lexemklasse dienen der meist 
wertenden Bezugnahme a uf potentiell alle (fach lichen) Gegenstän-
de des politisch-sozialen Themenspektrums, die unter der 1. Le-
xemklasse in den Spiegelstriehen a ufgeführt sind (vgl. oben S. 
262f. ). 
Für eine Subklassifizierung der überaus heterogenen und komple-
xen 2. Lexemklasse ist die jeweilige Dominanz eines der oben an-
gegeben fakultativen Merkmale ausschlaggebend: 
Dominieren die Merkmale (k) und (13)' dann ist die Unterklasse 
der geschichtlichen Grundbegriffe auszugrenzen, also Lexeme mit 
starker histori scher Sensibilität und mindeste ns von der Zeit 
der Aufklärung bis zur Gegenwart reichenden Bedeutungs- und Kom-
munikationsgeschichten: Zentrale Verfassungsbegriffe, Schlüssel-
267 
wörter der politischen, wirtschaftlichen Organisation, Leitbe-
griffe politischer Bewegungen (in bestimmten historischen Epo-
chen) , brisante Schlagwörter von politischer Aktualität , theore-
tisch anspruchsvolle Kernbegriffe politischer Theorien, Ideolo-
gien / Gesellschaftslehren usw. 
Dominiert Merkmal (12)/ dann ist die Unterklasse der pOlitischen 
Schlagwörter ausgegrenzt, in der je nach ihrer (positiv oder ne-
gativ wertenden) Funktion im jeweiligen parteispezifischen Sprach-
gebrauch Leitwörter, Fahnen- und Stigmawörter unterschieden wer-
den können (vgl. Hermanns 1982). 
Dominiert Merkmal (e) 'gruppen(partei-)bezogen', das je nach der 
Zahl der etablierten gruppenspezifischen Sprachgebräuche als of-
fenes Merkmal aufzufassen ist, dann sind verschiedene Unterklas-
sen auszugrenzen: 
Entsprechend Merkmal (eI) die miteinander konkurrierenden Par-
teisprachgebräuche innerhalb der BRD, z.B. die sozialdemokrati-
sche Version eines Begriffs gegenüber der liberalen, oder spezi-
fisch marxistische oder kommunistische Wortgebräuche in der BRD 
und in den sozialistischen Ländern . 
Entsprechend Merkmal (e2) mit seiner arealen Komponente die ideo-
logisch zwischen den beiden Gesellschaftssystemen der BRD und 
DDR varianten Wortgebräuche (vor allem in den Bereichen Ideolo-
gie/ Propaganda, Staatsaufbau , Wirtschaft). 
Entsprechend Merkmal (e3 ) den Sprachgebrauch einer wichtigen po-
litischen Epoche (Aufklärung, französische Revolution) und deren 
Protagonisten , oder den Sprachgebrauch einer politischen Partei/ 
Gruppe, der der jüngeren Vergangenheit angehört (nationalsoziali-
stisch/ Weimarer Republik usw.). 
Auch Merkmal (f) ist ein relativ offenes Merkmal: 
Dominiert Merkmal (fl)' dann ist die Unterklasse der politischen 
Lexeme ausgrenzbar, die von verschiedenen Parteien/Gruppen mit 
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unterschiedlicher deskriptiver Bedeutung, aber gleicher Wertung 
verwendet \~erden (z.B. ist Solidaritdt für SPD und CDU positiv kon-
notiert, aber unterschiedlich definiert). 
Dominiert Merkmal (f2), dann ist die Unterklasse der politischen 
Lexeme mit parteibezogen annähernd gleicher deskriptiver Bedeu-
tung, aber unterschiedlicher Wertung auszugrenzen (z.B. Radikalen-
er·laß, Berufsverbot im Sprachgebrauch der etablierten Parteien). 
Dominiert Merkmal (f3)' dann ist die Unterklasse der politischen 
Lexeme mit parteibezogen sowohl unterschiedlicher deskriptiver 
als auch wertende r Bedeutung ausgrenzbar (z. B. sozialismus im 
Sprachgebrauch von SPD und CDU). 
Die teilweise offenen Merkmale (e), (f), (k) und (1) haben - be-
zogen auf die 2. Lexemklasse - klassenkonstituierende und klas-
sendifferenzierende Funktion. 
Zusätzlich zu diesen Schweremerkmalen lassen sich folgende Schwe-
refaktoren, die potentiell an die Verwendung ideologischer Lexe-
me geknüpft sind, anführen : 
(1) Als Wörter der Ideologiesprache vermitteln die (jeweils 
gruppenbezogen verbindliche) Deutungen von der Wirklich-
keit, vom gese llschaftlichen Zusammenhang usw. Daher sind 
sie häufig in unterschiedliche r semantischer (deskripti-
ver und/oder eva luativer) Version in den Terminologien be-
stimmter Ideologien , Gesellschaftstheorien und Intessen-
dogmen festgelegt. Als Termini oder auch als Alltagsbe-
griffe haben sie oft eine mehrfache Bezüglichkeit auf ideo-
logische Rahmen, soziale Normen und Wertesetzungen. Daher 
werden sie mit meinungsgruppenbezogen oder parteisprach-
lich verschiedenen Bedeutungen zur Bezugnahme auf eine 
meist komplexe , der Alltagserfahrung weitgehend entzogene 
soziale Realität verwendet . Die semantische Instabilität 
dieser Interpretationsvokabeln wird häufig multipliziert 
dadurch , daß sie in verschiedenen sprachlichen Subsystemen 
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zugleich verwendet werden, z . B. in der Theorie- und wis-
sensehaftssprache der Sozial- und Politikwissenschaften, 
in der Ideologiesprache , in der Bildungs- und d e r Gemein-
oder Alltagssprache (vgl . Strauß 1984, 101f., 106) . 
( 2 ) Sie stimulieren d e n Prozeß d e r öffentlichen Meinungsbil-
dung vor a llem durch ihre Rolle im verbalen Kampf der Par-
teie n oder bestimmte r Gesellschaftsgruppen um die (Errin-
gung oder Vermehrung der) politis c he(n) Macht im Staat, 
der in d e mokratische n Gesellschaften primär über die Spra-
che ausgetragen werden muß , z . B. in semantischen Kämpfen 
um die von d e n verschiede nen Gruppen umworbenen, zur eige-
ne n Aufwertung und zur Abwertung des Gegners verwendeten 
(Fahnen-, Stigma-)Wörte r oder in Kontrove rs e n um die (Ne u) 
Besetzung der Bedeutungen von Wörte rn wie Forotschroitt, [,ebens-
qtAalitdt , lIufschW!mg, Te ,','oroi srmlS , RadikaleneroZaß, Sicheroheitsrisiko, 
Sozialismus , soziale Maroktwir'tscJwft , Faschismus , Diktatur' usw. so-
wie in der öLfentlichkeitswirksamen Proklamierung und 
Durchsetzung der j ewe ils e igene n parteiischen Bedeutungs-
versionen (Appe ll-, Symptomfunktion). Aufgrund ihrer In -
terpretationsabhängigkeit sind sie über längere Zeiträume 
semantisch in ho hem Maße instabil und haben e in breites 
Spektrum an schwer zu fassenden Bedeutungsnuance n . 
(3) Ein besonders wesentlicher Schwerefaktor für die Rezep-
tion politisch-ideologischer Wörter besteht darin, daß 
s ie - da es sich me i s t um sprachabhängige Abstrakta han-
delt - die soziale Wirkli c hke it zu allererst produzieren, 
die in semantischen Kämpfen selbst zur Debatte steht. Denn 
Wörter mit off enem Gegenstands- oder Referenzbezug bilde n 
die 'vorgegebene' Wirklichkeit ni c ht e infach ab (vgl. 
Strauß 1984 , 101) . 
(4) Die instabile n Gebräuche dieser Au s drücke können bei man-
gelnder Spracha ufklärung des Bürgers z.B. in persuasiven 
Def i ni t ione n taktisch und manipulativ g e nutzt werden und 
so a uch der Durchsetzung nicht-sprac hlicher Kommunikations 
interessen di e ne n ( vg l. Strauß / Zifonun 1985 , 400f.). 
(5) Politische und ideologische Schlagwörter we rden sehr häu-
fig als Versatzstücke beliebig in Leerformeln, Ide ologe-
me n, S logans und Paro l en gebraucht; di es gilt für beson-
ders ' geräumig e ' Wörter, die keine (klare ) Bedeutung haben 
und bei denen man sich vie l denken kann. 
(vgl. Strauß 1984, 102). 
I smen d er 2 . Lexemklasse (Auswahl): 
Absolutismus, Anal"chismus, Antifaschismus, Antisemitismus, Bolsche -
wismus , Chauvinismus, Despotismus , Dil"igismus , EUl"opazentl"ismus , 
Expansionismus , Extl"emismus , Faschismus, Feudalismus, Födel'a lismus , 
Fmnquismus (Fm'lkismus), GauU-ismus , Impel"ialismus , ( pro letar i-
s c he r ) Intcl"nationalismus, Isolationismus , Kapitalismus , Kolonia -
lismus , Kommunismus, Konsel"vati (vi ismus, Kosmopolismus, Leninismus , 
Libel'a lismus, McCar·thyismus , Mal'xismus (- Leninismus) , Mi li tal'ismus , 
Monal'chismus, Monal"chofaschismus, Monopo lkapi ta l ismus, Na tiona l is -
mus, Nazismus , Neofaschisml/s, Neokolonialismus , Neonazismus, Pan-
slau.ismus, Pal'lamentarismus , Part -ikulal"ismus , Patl"iotismus, Pazi -
fismu s , Plumlismus (als politischer Beg rif f ), Pl'Otektionis-
mus , Radikalismus, Rassismus , Refol"mismus , Revanchismus , Revisio-
n-ismus , SepaY'atismus , sozialchauvin i smlls , S'o zialdemokpa tismu s , So-
zialismus, Tel'l'orismus , Totalital'i smus, Tl"otzkismus , ZOJ,ismus , Zen-
tmlismus, Zionismus (vgl. Werner 1981, 322). 
K- Lexeme der 2 . Lexemklasse (Au s wahl ): 
kaltel" Krieg, Kapitalismus, Kapitalist, kapitalistisch, Klasse , 
Klassenkampf, Klasse(n) - , Klerikalismus , klel'ikalistisch , Kol_la-
bOl'atio'l , Kollektiv, Kolonialismus, Kommunismus, Kommunist , kom-
rmmis tisch , K0/1formismus, Konfopmi Ud, kOYlservati v, Konservat (iv !is -
mus, Konspil"Otion , konspil"ativ, Konter'l'evolution, Kultul'bolsche -
wismus, KUl'ia l ismus. 
Das in Zusammensetz ungen produktive Lexem Fr·ieden ( 2 . Lexemklasse ) 
mit gruppenspezifischen Bedeu tungsvarianten 
Fl'iedensapos te l, Fl"iedensappe ll , Fl'iedensaufruf, Fl'iedensbannel', 
Fl'iedensbe!Jegung, Fl"iedensblockade , Fl'iedensbote , Friedensbruch, 
Fl'iedensdiktat , Fl'iedensfahne , Fl'iedensfahl'er, Fpiedensfahl't , Fr·ie -
densfol'um, Fl'iedensgl'enze, Fl'iedenskwnpf, Pl'iedenskul's , Fl'iedensma-
nifest, Fl'iedensmal'sch , Friedensoffen s ive , Fl"-iedenspl'opaganda , Frie -
densmt , Fl"iedens tl'uppe , Fl'iedens vel"ra t, Fl"iedenswi Ue , Fl"iedens-
tl'effen usw. 
3. Lexemklasse: 
Relativ z u den determinierenden Merkmalen (r): 'metaphorisch (in 
politischen Kontexten) verwendet', (b): 'subsystembezogen', ( q2 ) : 
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'soziofunktional indiziert' und (h): 'mit wertender Bedeutung' 
kann aus dem Vokabular politischer Texte/Kommunikation die 3. Le-
xemklasse ausgegrenzt werden als 
Klasse der metaphorisch im politischen Kontext verwen-
deten (Fach) Wörter und Euphemismen (z. B. Nachr'iistllng, Son-
der'lnllnition , ll'ltsor'gung) 
Wichtige fakultative Merkmale sind hier besonders aufgrund der 
spezifischen Funktion von Euph e mismen, den schicken Tarnkleidern 
für böse Gedanken, die Merkmale (e): 'Gruppenbezug' und (f): 'Va-
rianz' (die eine Gruppe nennt die gleiche Sache beschönigend Fl~ie­
densgr'enze, die andere ab\~ertend Schandmauel") , einschlägig sind hier 
gruppenbezogene Bezeichnungsalternativen oder -varianten. 
Durch Addition eines weiteren, für die 3. Lexemklasse konstituti-
ven Merkmals: Merkmal (n): 'innersprachlich meist voll- oder teil· 
motivie rt', kann aus de m Vokabular politischer Texte/Kommunika-
tion ausgegrenzt werden 
die Teilklasse der originellen/brisanten, zum Teil fach-
lich oder jargonhaft verdichteten (vgl . die 1. Lexemklas-
se) und/oder metaphorisch verwendeten Wortneubildungen 
oder Neolog ismen (z. B. Ubel"lebenspolitik, Ober'ki U-Potential, 
I'er'fassungskautelen, VOl"Qusvel'mtichrnis, Inflationsfixiel"ung). 
Lexeme der 3. Klasse werden in der Regel nicht (nur) sachbezogen 
und meist mit individual- oder gruppenspezifischen Wertungen in 
einem reflektierenden und kommentierenden Zusammenhang verwendet. 
Es hande lt sich um Fachwörter aus bestimmten Referenzbereichen 
(Fächern und Wissenschaften von großer Publizität), die in den 
politischen, also fachfremden Kontext übernommen werden. Die Funk 
tion der metaphorisc he n Korrelation von Politik und nicht politi-
schen Fachbereichen i st je nach Textsorte unterschiedlich: in 
Leitartikeln , Kommentaren besteht sie in der Kommentierung, Be-
wertung, Pointierung, Verdeutlichung politischer Vorgänge, in po-
litischer Rede kann sie d e r Verhüllung, Verschleierung und Mani-
pulation politischer Realität dienen. 
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Die Texte, in denen diese Lexeme (usuell) verwendet werden (vgl. 
Kap . 3.1.), werden vor allem im Kommunikationsbere ich der öffent-
lich-politischen Kommunikation, z .B. als taktisch -pe rsuasive Re-
de , produziert und über die Massenmedie n vermittelt. 
Das Verständnis der Texte und die Verstehbarkeit der (textsorten-
spezifischen) Lexeme erfordert vom Rezipienten häufig eine Art 
'zwiefaches' Denken bzw. Umdenken oder Assoziieren: Er muß die 
eigentliche, d.h. fachlich gebundene Bedeutung eines metaphorisch 
in den politischen Kontext übernommenen Lexems kennen , über di e 
politische Situation bzw. das Refer e nzobjekt der Metapher und 
über die normale Bezeichnung des Referenzobjekts Bescheid \~issen; 
d.h. er muß den Sachverhalt ebenso kennen , der durch einen euphe-
mistischen Ausdruck beschönigt wird, wie die konkurrierende 'di-
rekte ' Benennung dieses Sachverhalts. Zu den bei der 1. und 2. 
Lexemklasse angeführten Schwerefaktoren , die potentiell auch für 
die 3. Lexemklasse einschlägig se i n können, kommt hier also der 
Faktor 'uneigentliche, (komprimiert) bildliehe Verwendung (im 
verkürzten Vergleich)' hinzu, bzw . 'kontextdeterminierte, von der 
konventionellen Bedeutung abweichende (okkasione lle) Wortbedeu-
t ung, d.h. daß metaphorische Lexeme für Bezugsobjekte verwendet 
werden, für die sie vom Sprachsystem her nicht vorgesehen sind. 
Eine wichtige Unterklasse der 3. Lexemklasse ist durch den enge-
ren Bereich d e r lexikalisierten, vom Staat oder von· einer Staats-
partei propagierten metaphorisch-ideo logischen Begrifflichkeit 
auszugrenzen , wie sie z.B. in offiziellen sozialwissenschaftli-
chen und politischen Te xten (Lehrbüchern) der DDR-Literatur f est -
zustellen ist (vgl. Ludz 1980, 121ff.: hier werden z.B . organi-
sche Metaphern, Tages- und Jahreszeitenmetaphe rn, 8ewegungs~ Ar-
chitektur-,Baum-, Tanz-, Theater-, Schmuck- ud technische Meta-
phern unterschieden). 
Da politische Metaphern meist ad hoc gebildet \~erden und kontext-
abhängig sind , könne n Beispiele hier nur schwe r gegeben we rden; 
dazu sei auf die Bei spi e ltexte T7, T8, T14, T15 in Kap. 3 .1 . ver-
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wiesen . Die Liste für metaphorische (Fach)Ausdrücke in der Poli-
tik, die zum engen Bereich der Schwerwortkandidaten gehören, ist 
generell offen . Eine textorientierte Bestandsaufnahme politischer 
Metaphern und Euphemismen müßte jeweils die unmittelbaren Kontex-
te der Metaphernausdrücke verzeichnen : z . B. Agonie der K 0 a -
I i t ion , pol i t i s ehe Hygiene, Bon n e r Para~yse , 
d e m 0 k r a t i s c h e s Pathos , das Netz s 0 z i a I e r S i-
c h e r h e i t, das von der K 0 a I i t i 0 n en sU'i te gespie ~te 
Stück, Ko~~aps der S P 0, was die SOllde'1 deI' Demoskopen aus dem I n-
n e r e n d e s G e s e I I s c h a f t s k ö r p e r s mel-
den, G e n s c h e r spielt mit dem Gedanken an Desel'tion 
bisher hat er sich noch nicht zum /lbspl'ung entschließen können, 
das Fou~ des G r a f e n L a m b s d 0 r f f, der B und e s-
k a n z I e r im Abse'its, der M i n ist erschießt ein F:igen-
top, der r:xodus der R e g i e run g . Manche Metaphern in poli ti-
scher Sprache sind längst konventionalisiert (z. B. Hamme~spl'"ng, 
Minister·piege, Hausha~t), andere erst in jüngster Zeit usuell gewor-
den (Steuepschl'aube, d'ie Ivil,tschaft ankul'be~n) . 
4. Lexemklasse 
Relativ zu dem konstitutiven Merkmal (q) bZ\·I. (gI): '(sprach)so-
ziologisch indiziert ' und (g2): ' soziofunktional indiziert' (vgl. 
oben Kap. 3 . 2 .) sowie relativ zu den fakultativen Merkmalen (g): 
'mit deskriptiver Bedeutung', (u2) und (u3) : 'auf die fachlich 
dissoziierte objektive und soziale Welt bezogen', kann aus dem 
Vokabular politischer Texte/Kommunikation als 4. sch\~ererelevante 
Lexemklasse ausgegrenzt werden die 
Klasse der zum fächerübergreifenden allgemeinen Wissen-
schafts- und Bildungswortschatz gehörigen Lexeme . 
Diese 4. Lexemklasse ist auch definiert durch d i e Negation der 
Merkmale (e), (f), (h) und (I). Die Lexeme der 4 . Klasse \'/erden 
in der Regel ohne Wertungs funktion in fachlichen Kontexten ver-
wendet; sie dienen im jeweiligen Kontext der differenzierenden 
(und kommentierenden) Darstellung abstrakterer (fachlicher) Sach-
und Begriffszusammenhänge und der Vermittlung eines allgemeinen 
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Orientierung s wissens. Bildungssprachliche Lexeme sind vor allem 
für massenmediale Te xte konstitutiv (vgl. Kap. ] . 1. die Kommen-
tare zu Beispieltext T14 und T15) , in denen sie verständnissi-
chernde Erläuterungsfunktion erfüllen und zur Verringerung der 
kognitiven Distanz zwische n Fach- und Alltagswelt beitragen sol-
len. Wie jedo ch die Beispie ltexte (obe n S. 207ff.) gez e ig t haben, 
sind gerade die bildungssprachlichen Lexeme mit ihre r verhältnis-
mäßig hohen Fre quen z in politis che n Te txe n in be sondere m Ma ße e r-
klärungsbedürftig und dah e r zum engere n Bere ich potentielle r 
Schwerwortkandidaten zu rechne n. 
Einige Be ispiele für Le xeme d e r allgemeinen Wissenschaftssprache 
und Bildungssprache finden sich in den Kommentaren zu den für den 
politische n Bereich zentralen Beispielte xten in Kap. ].1 . 
Charakteristisch für die Wiss e nschaftssprache in wi s sensve rmit-
t e lnde n Textsorte n auch der politischen Kommunikation s ind z.B. 
f o lgende Lexe me : 
Methode , System, FOl'm, Funktion , Reaktion, Substa nz , Prozeß, Theol'ie, 
Problem, Struktur, Kapitel , In f ormat i on, Organ i smus, Produ ktion , l'e -
lat'iv, Synthese , Linie , Phase , Vo l umen, konstant , Pe l'iode , Signal , 
Ze 'lt"'wn, A.wlyse , Faktor', Impuls , Stadi wn, ppinzip, Ba s is , El emen t, 
Maximwn, Minimwn, pl"imcir, sekundäp, Frequenz , Spe z i f ik, Daten, Ef-
fe kt , Uneal' , Diff e l'enz , Kon s tan t e , Ni veau , Komponente , Ob j e k t , Pam-
me te l' , Summe , Vekto p, systematisch, Diff usion , Expepirnent , Ppof il , 
Fopmel , Pl'opoption, Optilmon, Typik, Mode ll, Chapaktep'isti kwn, Mecha -
nismus , DeFi nition , Stacilitdt , Reaktion , Regel , Qualität , Komplexi -
Uit , Statistik, di skutiel'e 'l, ana l ysieren , hintepf mge'l , nopma l isie-
pen , d'i ffe l'enziepen , val'iiepen , mapkiepen , ol'ganisiel'en, absopbie-
pen , korpeliepen , pesultiel'e'l , konzentriepen , koo pdiniel"e'l , koope -
Pl:e Pe>l , fopmuliepen, opientiepen , in t ensi viepen, potiepen , bas ie -
pe"" schema t isiepen, zitiel'en, induzieren, modif i z iepen , r'eguliepen, 
detailliepen , isolieren , kosmisch , genetisch , matepiell, kompakt , 
äquivalent , atomop, ef fe kti v, gmphisch , prozentual , vegetati v, 
spo'ltan, abstmkt , konkret , l ogisch, 'inte1'n , i ndi viduell , O'kolo -
gisch , schematisch, konseqt,ent , konstruktiv, mt'ionell, spezie ll, 
typisch, kon tinuierlich, kr·i tisch , e las tisch , kornbina t opisch, qua li -
tativ, analog, nUll/episch, stationdp, atrnos phCirisch , extl'em, homo-
gen, he t e pogen, iden tisch, pl'odu kti v, tendenziell , k lassi sch, O'ko-
nomisch, stepil , syrr.metpisch , ana l yt'isch, paPtie ll, tota l, funktio -
nell , lokal , neutr'a l usw. 
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Die Lexemklasse der bildungssprachlichen Ausdrücke ist wie die 
Klasse der metaphorischen und euphemistischen Wörter (3. Lexem-
klasse) eine offene Liste; beide Klassen gehören nicht zum poli-
tischen Wortschatz im engeren Sinne, vielmehr decken sie mit ih-
rem lexikalischen Repertoire den laufenden Bedarf nach Interpre-
tat i on und sprachlicher Anpassung an die sich verändernde politi-
sche Realität. Gegenüber diesen beiden Lexemklassen ist die 1. 
und 2. Lexemklasse eine jeweils relativ geschlossene Liste mit je 
einem konstanten Vokabular an Kernbegriffen. Für politische Kom-
munikation ist jedoch der wechselseitige Austausch zwischen den 
offenen und geschlossenen Klassen charakteristisch; zusammen bil-
den sie auf dem Weg von Übertragung und Rückübertragung ein po-
tentiell mit geschichtlichen und soziokulturellen Gehalten gefärb· 
tes fach- , ideologie- und bildungs sprachliches Kontinuum . 
5 . Lexikographische Matrix für die Beschreibung schwerer Wörter 
In der folgenden Matrix, in der die herausgearbeiteten Lexemklas-
sen als der eine und die Elemente der Merkmalsliste als der an-
dere Parameter fungieren, soll der Zusammenhang zwischen Lexem-
klassen und Merkmalen in übersichtlicher und in für lexikographi-
sche Zwecke operationalisierbarer Weise verdeutlicht werden. Die 
für eine Lexemklasse konstitutiven Merkmale erhalten ein Plus-
zeichen "+", die fakultativen oder konkomitanten Merkmale ein 
Pluszeichen in Klammern "(+) " (s . S. 277). 
Die vorgestellte Matrix hat als lexikographischer Orientierungs-
rahmen eine doppelte Funktion : 
Einerseits ist sie Kontrollinstrument, d . h . der Lexikograph kann 
an der Matrix überprüfen, ob er bei der lexikographischen Be-
sch reibung die jeweils lexem(klassen)konstitutiven Merkmale ent-
sprechend berücksichtigt hat. 
Andererseits ist sie - wenn man den waagerechten Parameter der 
vier Lexemklassen durch ein x-beliebiges politisches Lexem sub-
stituiert, das semantisch zu bestimmen und im Wörterbuch zu be-
schreiben ist - Ordnungs- und Bestimmungsinstrument bei der Klas-
sifikation und Kodifizierung des politischen Wortschatzes: 
- sie stellt mit den Merkmalen verschiedene und mehrfach 
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~."' l. Lexem- 2. Lexem- 3 . Le xem- 4. Lexem-klas s e klasse kl asse k l asse 
Merkma l e • 
(a) 
(bl) + 
(b 2 ) + (+) + 
( c ) 
( d l) I i 
(d2 ) 
(d3) 
I (d4 ) ( e l) + (+) I 
I ( e2 ) + (+ ) i I I ( e 3 ) + ( + ) I ( El) + (+ ) 
( E2 ) + (+ ) 
(E 3 ) + (+) 
( E4 ) + (+ ) 
( g ) + (+ ) 
(h) (+) + 
(i) I (+ ) 
( k ) i ( + ) (+ ) 
(1 1 ) 
(1 2 ) ( + ) 
(1 3 ) I I ( + ) 
(m) I 
(n) (+ ) i + 
( 0 ) i + 
(p) + ! 
(ql) I ! i + 
(q2 ) ! + + i + 
( r ) + I 
( s ) 
I 
( t ) I + 
(u) + (+ ) 
( v ) 
( \~ ) 
( x ) 
I 
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kombinierte Vorgaben für die Feinsortierung des politischen 
Wortschatzes zur Verfügung 
- sie liefert einzelne Textbausteine für die lexi kographische 
Beschreibung, insbesondere Textbausteine für die Ausfüllung 
der Artikelpositionen (z.B. für den semantischen, den prag-
matischen oder den enzyklopädischen Kommentar) mit entspre-
chendeö Informationsklassen, die als Belegungen der Merkma-
le zu verstehen sind. 
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